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VORWORT 



„Es ist von ausschlaggebender Bedeutung für die ganze zukünftige Ent¬ 
wicklung Deutschlands, daß die Arbeiterklasse sich bewußt wird, daß in ihrer 
J-Iattd die ganze Verantwortung für die wirtschaftliche Leitung des Landes 

und des Volkes liegt“ 

(L6on Jo »ha hx, Mitglied des Präsidiums des Weltgewerkschafts¬ 
bundes und Präsident der französischen Gewerkschaften, auf der Schluß- 
kundgebung der ,,j. Interzonalen Gewerkschaftskonferenz“ in Berlin 

am 13 . Februar 1947) 

An die Spitze des Geschäftsberichtes haben wir eine Darstellung von der 
Wirtschaftspolitiken Lage unseres Landes gestellt. Es geschieht dieses nicht als 
eine kühle Betrachtung von Vorgängen, für die wir uns nicht verantwortlich 
fühlen. Wir geben bewußt eine scharfe kritische und selbstkritische Analyse 
der Situation, denn bei den Gewerkschaften, der einzigen allumfassenden Ver¬ 
tretung der Werktätigen, liegt ein entscheidender Teil der Verantwortung für 
die wirtschaftliche Gestaltung des neuen einheitlichen demokratischen und 
friedliebenden Deutschlands , das wir alle auf bauen wollen und müssen. Wir 
deutsche Gewerkschafter kennen unsere Verantwortung vor der Geschichte 
und deshalb lassen wir uns das Recht und die Pflicht, aktiv am politischen 
und wirtschaftlichen Geschehen teilzunehmen, von niemandem streitig machen. 

Die Gewerkschaften haben die Aufgabe, aus den Arbeitern und Angestellten 
bewußte und klarsehende, sich für den Gang ihres Betriebes und der Wirtschaft 
verantwortlich fühlende Männer und Trauen zu machen. Aus den Werkzeugen 
des kapitalistischen Produktionsprozesses müssen Beherrscher der Tcchnik und 
Wirtschaft werden. Aus den blinden Opfern des kapitalistischen Produktions¬ 
prozesses müssen sehende Leiter und Mitbestimmende einer den Interessen des 
ganzen Volkes dienenden Wirtschaft werden. 

Vor uns, vor jedem Gewerkschaftsmitglied, vor der gesamten deutschen 
Arbeiterschaft steht eine Aufgabe, von der einst kommende Generationen sagen 
sollen, daß wir verstanden haben, sie zu meistern. 

FREIER DEUTSCHER G E W E R K S C H A FT S B U N D 

VORSTAND 

Hans Je ndretzky Bernhard Göring 
Ernst Le mm e r 


BERLIN, DEN 15. APRIL 194? 



Für ein 

politisch und wirtschaftlich geeintes 

Deutschland 


Z>/as deutsche Volk steht erneut vor einem entscheidenden Wende¬ 
punkt seiner Geschichte. Die alliierten Mächte beraten die Bedingungen 
des künftigen Friedens für Deutschland, die für Generationen gleich¬ 
zeitig die äußeren Bedingungen unseres Seins und unseres Schaffens 
sein werden. Wie sich jedoch unser Leben in Zukunft gestalten soll, 
unter welchen politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen, vor allem 
wie das* werktätige Volk leben und arbeiten wird, das hängt zu nicht 
geringem Teil von uns selbst ab. 

Wir wollen vor allem, daß sich eine Katastrophe, wie sie durch den 
Hitler-Faschismus herbeigeführt wurde, nicht mehr wiederholt. Damit 
sie sich nicht wiederholt, müssen wir die Ursachen der Katastrophe er¬ 
kennen, müssen wir die Mittel und Woge finden, die Ursachen zu be¬ 
seitigen. Es, gilt, die Grundlagen der politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklung, die zu dieser Katastrophe führten, zu verändern und der 
künftigen Entwicklung Bahn und Richtung zu geben, die zu einem 
dauernden Frieden, zur Völkerverständigung und zum Sozialismus führt. 

Die ökonomischen Grundlagen des deutschen Faschismus waren die 
Machtzusammenballungen in der Wirtschaft in der Form der Kartelle, 
Syndikate, Truste und Konzerne. Die ökonomischen Machtpositionen 
waren in den Händen der Großkapitalisten und Großbankiers gleich¬ 
zeitig politische Machtpositionen. Sie waren die treibenden Kräfte im 
ersten Weltkrieg und, da sie auch nach 1918 unangetastet blieben, 
trieben sie das deutsche Volk in einen zweiten Weltkrieg. 

Der Weg des neuerstandenen deutschen Militarismus und Imperia¬ 
lismus führte über die ungenügend gesicherte bürgerlich-kapitalistische 
Demokratie zum chauvinistischen Nationalismus und schließlich zum 
Faschismus. Der Hitler-Faschismus war das Produkt des am meisten 
chauvinistischen, des reaktionärsten und imperialistischsten Monopol¬ 
kapitalismus, der nur das eine Ziel kannte, ganz Europa und die Welt 
zu beherrschen. Ein räuberischer Krieg sollte Hitler und seine Auf¬ 
traggeber auf die höchste Stufe imperialistischer Macht führen. Doch 
dieser verbrecherische Traum endete nach unerhörten Opfern an Gut 
und Blut in der größten Katastrophe, die Deutschland je erlebte. 


Der faschistische Staatsapparat in Deutschland ist zerschlagen. Der 
Apparat der faschistischen Kriegswirtschaft liegt in Trümmern. Doch 
die kapitalistische Wirtschaftsform besteht weiter. Wieder sind Kräfte 
am Werk, einen neuen Monopolkapitalismus aufzubauen, die Entwick¬ 
lung auf den Weg der Restauration der Truste und Konzerne zu drängen 
und damit neue imperialistische Gefahren heraufzubeschwören. Diese 
Kräfte sind bestrebt, jede noch nicht endgültig liquidierte Position der 
früheren Konzern- und Monopolwirtschaft zu erhalten und auszubauen. 
Sie suchen dabei Schutz und Deckung bei den Kräften des internatio¬ 
nalen Monopolkapitalismus. Ihr Traum ist heute nicht mehr die alleinige 
Weltherrschaft, doch zunächst die Teilnahme an der Herrschaft imperia¬ 
listischer Weltmächte. Sie möchten Deutschland die Rolle eines Brücken¬ 
kopfes des Monopolkapitalismus in Europa gegen den Sozialismus zu¬ 
weisen. Sie sind gegen die politische und wirtschaftliche Einheit Deutsch¬ 
lands, sie sind gegen eine einheitliche und starke Arbeiterklasse und 
darum auch gegen die Einheit der Gewerkschaften und deren starken 
Einfluß auf die Demokratisierung des wirtschaflichen und politischen 
Lebens. 

Die im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund vereinten 
Gewerkschaften sind für ein politisch und wirtschaftlich geeiutes 
Deutschland, das sich in einer freien und starken Demokratie die Grund¬ 
lage für einen dauernden Frieden schafft. Wir wollen, daß die Wirt¬ 
schaft frei ist von allen monopolkapitalistischen Fesseln und wollen die 
Entwicklung einer deutschen Friedensindustrie zum Wolile des werk¬ 
tätigen Volkes und der anderen Völker. Wir wollen, daß die Ursachen 
jed-er reaktionären und imperialistischen Entwicklung restlos beseitigt 
werden. Wir wollen, daß die Konzerne und großen Unternehmungen 
in die Hände des Volkes überführt werden. Wir wollen den Neuaufbau 
der deutschen Wirtschaft als der wichtigsten Grundlage unserer Existenz 
im Rahmen einer neuen demokratischen Ordnung, in der das Mitbestim¬ 
mungsrecht der Gewerkschaften gesichert und die Produktion planmäßig 
gelenkt ist, denn das ist der sicherste Weg, eine neue Katastrophe zu 
verhindern. 

* 

Betrachten wir die Wirlschaftsentwicklung in Deutschland seit dem 
Mai 1945, dann sehen wir, daß diese dort am günstigsten verlaufen ist, 
wo das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter am weitesten entwickelt wor¬ 
den ist, und wo als Vorbedingung dieser Entwicklung die Monopolisten 
verjagt worden sind. 

Die deutsche und ausländische Presse ist voll von Spekulationen über 
die Verschiedenheit der Entwicklung unserer Wirtschaft in den einzelnen 
Zonen und die Ursachen solch unterschiedlichen Fortschreitens der Pro¬ 
duktion. Natürlich gibt es viele Ursachen, die den Gang der Wirtschaft 
bestimmen; insbesondere nach einem Kriege, der so furchtbare Zer¬ 
störungen gebracht hat und der die verschiedenen Teile unseres Landes 
verschieden hart getroffen hat. Aber über diesen tausendfältigen Ur¬ 
sachen dürfen wir nicht vergessen, daß es einige gibt, die von großer 
Bedeutung sind, während viele nur eine geringe Rolle spielen; und 


unter denen, die von großer Bedeutung sind, gibt es eine Ursache von 
überragender Bedeutung, und das ist der jeweilige Fortschritt in der 
•Demokratisierung der Wirtschaft. 

'Zunächst, nach dem völligen Stillstand der Wirtschaft in den letzten 
Wochen des Krieges und nach der Überwindung der Lähmungserschei- 
nungen in den ersten Tagen nach der Beendigung des Kampfes, begann 
in ganz Deutschland eine langsame Belebung der Wirtschaft — im Osten 
und Westen, im Norden und Süden unseres Landes. Am stärksten war 
sie dort, wo örtlich antifaschistische Kräfte eine eigene Initiative ent¬ 
wickelten. 

Aber schon sehr früh, noch vor dem Herbst des Jahres 1945, konnte 
man eine Differenzierung des Fortschritts beobachten. Der Osten unseres 
Landes gewann schneller an Boden, der torkelnde, so schwer verwundete 
Wirtschaftskörper begann hier am frühesten sichere Schritte in fest 
bestimmter Richtung zu machen. Das lag nicht zum mindesten darin 
begründet, daß der Aufbau im Osten ein schnellerer war und daß die 
Monopolisten und Großgrundbesitzer geflüchtet waren und enteignet 
wurden. 

Bis in die Mitte des Winters jedoch hatte die Wirtschaft im Osten nur 
einen Vorsprung vor der in den westlichen Zonen. Bis in den Beginn des 
Jahres 1946 können wir nur eine Verschiedenheit im Tempo des Auf¬ 
baues beobachten. Das Niveau der wirtschaftlichen Tätigkeit war im 
Frühsominer 1945 ein so niedriges gewesen, daß auch die geringste 
Aktivität noch einen Fortschritt bringen mußte. Die Kohlenproduktion 
im Ruhrgebiet erreichte z. B. im Januar 1946 einen neuen Höhepunkt, 
und auch die Eisen- und Stahlproduktion, die Produktion von Elektrizität 
sowie die Produktion zahlreicher Konsumgüter, wenn auch noch minimal 
im Vergleich zu den Bedürfnissen, hatten ihren mühsamen Anstieg in 
den westlichen Zonen fortgesetzt. Die Aktienkurse der monopolistischen 
Unternehmungen lagen weit niedriger als vor dem Zusammenbruch des 
Faschismus; das heißt, wenn es auch erstaunlich war, daß noch Börsen 
fungierten, so war das Vertrauen in dio Zukunft der Riesenunternehmun¬ 
gen als privaten Betrieben in den Händen einer kleinen Anzahl von 
Monopolisten recht gering. 

In der östlichen Zone waren Industrie und Landwirtschaft weiter vor¬ 
angeschritten. Die Bodenreform hatte die landwirtschaftliche Produktion 
gegen die Sabotage der Junker gesichert, und Ilunderttausende von 
landarmen Bauern, Landarbeitern und Umsiedlern hatten eigenen Boden 
zur Bearbeitung, zur Sicherung ihrer eigenen Existenz und zur Mit¬ 
sicherung der gesamten Versorgung der Bevölkerung erhalten. In den 
Industriebetrieben und im Bergbau war man ungehemmt durch die 
privaten Interessen der Monopolisten an den Aufbau herangegangen. 

Mit dem Frühjahr 1946 beginnt jedoch eine schärfere Differenzierung 
der Wirtschaftsentwicklung in den westlichen Zonen auf der einen, und 
in der östlichen Zone auf der anderen Seite. Die Auswirkungen der 
Grundlegung eines demokratischen Wirtschaftsaufbaus in der östlichen 
Zone und die kapitalistische Anarchie in der westlichen Zone, die starke 
Beteiligung der Gewerkschaften am Wirtschaftsaufbau im Osten und die 
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praktische Ausschaltung der Arbeiterorganisationen in den westlichen 
Zonen bestimmen jetzt weitgehend die wirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland: 

Zwei Faktoren kennzeichnen die Entwicklung im Westen: die Lebens¬ 
mittelnot der Arbeiter — im Gegensatz zu der Blüte des Großgrund¬ 
besitzes — und der Rückgang der industriellen Produktion. 

Während in der östlichen Zone ein zweifellos ungenügendes, aber doch 
sicheres Minimum an Lebensmitteln zur Verfügung steht, während sich 
die Lebensmittellage im Osten, wenn auch kümmerlich, langsam ver¬ 
bessert, verschlechtert sich die Situation im Westen. Die verantwort¬ 
lichen Stellen im Westen erklären, man müsse irgendwie über den 
Winter (1945/46) hinwegkommen, dann wäre das Schlimmste geschafft. 
Der Sommer würde eine wirkliche Besserung bringen. Aber als der 
Frühling kommt, wird die Ernährung nur noch schlechter im Westen, 
und auch der Sommer und Herbst bringen keine wesentliche Besserung. 
Man erhöht zwar die Rationen auf den Lebensmittelkarten, aber die 
Arbeiterbevölkerung erhält kaum mehr Lebensmittel. Die neue Ernte 
ist besser als die des vorangegangenen Jahres, da das Wetter günstig 
war. Aber wenige Monate nach Einbringung der Ernte ergeben sich neue 
Schwierigkeiten. Und dieser Winter (1946/47) ist in vielfacher Beziehung 
noch schlimmer als der vorangegangene. Streiks finden statt, um wenig¬ 
stens die auf den Lebensmittelkarten versprochene geringe Brotmenge 
zu erhalten. Die verantwortlichen Stellen holen ihre Reden vom Vorjahr 
heraus und verklären, daß, sobald der Winter vorüber, das Schlimmste 
überwunden wäre. Andere allerdings sagen voraus, daß eine Besserung 
erst nach längerer Zeit zu erwarten sei. Währenddessen wächst der 
Großgrundbesitz, Junker aus dem Osten erhalten Land, der alte Er¬ 
fassungsapparat des Reichsnährstandes sabotiert vielfach die Abgabe 
von Lebensmitteln, ein alter Junker und Verderber unseres Volkes, 
Schlange-Schöningen, steht in der britischen Zone an der Spitze 
des Ernährungswesens, während in Bayern partikularistisch oder föderal, 
oder wie man es nennen will, die Abgabe von Lebensmitteln an andere 
Teile unseres Landes bekämpft wird. Das heißt, die Junker und reaktio¬ 
nären Föderalisten lassen die Massen der Arbeiter hungern, schieben, 
um Rachegefühle und Chauvinismus zu züchten, die Schuld für die 
schlimme Lage auf die Besatzungsmächte und sabotieren in jeder Weise 
den Aufbau einer demokratischen Landwirtschaft, in der die Werktätigen 
die Verantwortung übernehmen. Landwirtschaftliche Gewerkschaften und 
Bauernvereinigungen, die nicht als Vorspann für junkerliche Interessen 
dienen wollen, haben die größten Entwicklungsschwierigkeiten und wer¬ 
den von jeder verantwortlichen Mitarbeit, von jedem Mitbestimmungs- 
recht an der Gestaltung des landwirtschaftlichen Sektors der deutschen 
Wirtschaft ferngehalten. 

Auch im Osten unseres Landes sind die landwirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse alles andere als befriedigend. Es fehlt an Maschinen, es fehlt an 
Düngemitteln, es fehlt Saatgut von Qualität. Unter diesen Umständen 
sind die Bodenerträge niedrig. Dazu kommen Fehler, die im Laufe der 
Durchführung der Bodenreform gemacht wurden, und weitere Fehler bei 
der Festsetzung des Ablieferungssolls. Und doch besteht ein grund- 
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legender Unterschied zwischen der Situation in der östlichen und in den 
westlichen Zonen. Im Osten sind die Vorbedingungen für eine günstige 
Entwicklung geschaffen, und die Entwicklung geht trotz aller Schwierig¬ 
keiten und Fehler vorwärts. Im Osten hat das Volk die Landwirtschaft in 
die Hand genommen. Die Bauern und die gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationen der Landarbeiter nehmen entscheidenden Anteil an dem Auf¬ 
bau der Landwirtschaft. 

Und wie in der Landwirtschaft, wie in Fragen der Ernährung — so 
in der Industrie und im Verkehrswesen. Auch liier beginnt eine scharfe 
Differenzierung in der Entwicklung in den östlichen und westlichen Teilen 
unseres Landes. Sehen wir zunächst'wieder nach dem Westen. Seit dem 
Januar/Februar 1946 geht die Produktion im Westen zurück. Im Januar 
erreichte die Kohlenproduktion des Ruhrgebietes einen Nachkriegshöhe¬ 
punkt. In den folgenden Monaten bis zum Hochsommer sank sie ab. Im 
Herbst erreichte sie wieder den Stand vom Beginn des Jahres. Erst, nach¬ 
dem man die Lage der Bergarbeiter etwas verbessert hatte und einige 
Maßnahmen, auf die die Gewerkschaft der Bergarbeiter seit langem ge¬ 
drungen hatte, durchgeführt hatte, begann die Produktion den Stand vom 
Beginn des Jahres 1946 zu überschreiten. Seitdem steigt sie weiter — aber 
auf anderen Gebieten geht sie fortlaufend zurück, einschließlich auch der 
Eisen- und Stahlproduktion. Jedoch beschränkt sich dieser Rückgang 
keineswegs auf die englische Zone. Auch die letzten Berichte der ameri¬ 
kanischen Militärregierung vermelden Monat für Monat einen weiteren 
Rückgang der Industrieproduktion, di'e jetzt nur noch etwa die Hälfte 
ausmacht von der vor einem halben Jahr. 

Während aber die Industrieproduktion absinkt, steigen die Aktienkurse 
und festigt sich die Position der Monopolisten. In der Eisen- und Stahl¬ 
industrie hat man einen Monopolisten vom Stahlverein zugi Leiter der so¬ 
genannten Entflechtung der Kartelle gemacht. Man kann sich den Jubel 
der Monopolisten über diesen Streich vorstellen. Überall, wohin man 
blickt, in der Leitung der wichtigsten Betriebe, in der Verwaltung der 
Städte, Kreise und Länder sitzen die Monopolisten oder ihre Vertreter 
und haben nicht nur ein Milbestimmungsrecht, sondern, soweit -Deutsche 
etwas zu sagen haben, vielfach das volle Bestimmungsrecht. 

Überblicken wir den Stand der Gesamtindustrie in den westlichen 
Zonen, dann ergibt sich, daß sie etwa ein Drittel der Waren oder weniger 
noch des Jahres 1928 produziert. Was die Ernährung der Bevölkerung be¬ 
trifft, so erhält sie weniger als die Hälfte an Kalorien als im Jahre 1928. 
Die Wohnungsverhältnisse sind schlimmer als je in der Geschichte Deutsch¬ 
lands, seit die alten Germanen sich auf der Wanderschaft befanden. 

Wie anders ist die Lage in der östlichen Zone. Hier nähert sich die 
Produktion in manchen Industriebranchen bereits dem Stande des Jahres 
1928. Hier arbeiten die Gewerkschaften aktiv an dem Aufbau der Wirt¬ 
schaft mit, und hier hat es bisher keine entscheidenden Rückschläge ge¬ 
geben. Im Kohlenbergbau, in der Textilindustrie und anderswo wird mit 
voller Kraft gearbeitet, und es herrscht Arbeitermangel. Und in diesen wie 
in anderen Industrien sind die Gewerkschaften aktiv nicht nur in dem 
Bemühen, die Arbeitsbedingungen, die schwer und hart sind, soweit es die 
Verhältisse erlauben, zu verbessern. Hier arbeiten sie nicht nur an dem 
Abschluß besserer Tarifverträge, an der Beschaffung von Arbeitskleidung, 


11 


an der Ausweitung des Unfallschutzes und der Verbesserung der Sozial¬ 
versicherung. Hier finden wir auch die Anfänge einer Mitarbeit an der 
wirtschaftlichen Planung, an der Preisgestaltung, an der Verbesserung des 
Produktionsprozesses usw. Hier wird die gleiche Bezahlung von gleicher 
Männer- und Frauenarbeit durchgeführt, hier setzen sich die Gewerk¬ 
schaften erfolgreich für gleiche Bezahlung der gleichen Arbeit von Er¬ 
wachsenen und Jugendlichen ein. Hier schalten sich diQ Gewerkschaften 
auch ein, wenn es gilt, den Prozentsatz der Produktion, der für Repa¬ 
rationen und für die deutsche Bevölkerung bestimmt ist, festzuselzen, das 
heißt, hier haben wir den Beginn einer selbständigen Gewerkschaftsarbeit 
weit über den Rahmen des Gebietes der Arbeitsbedingungen hinaus. Hier 
handeln die Gewerkschaften auf allen Gebieten der Wirtschaft als berufene 
Vertreterorganisationen der Arbeiter und Angestellten. 

Wir können feststellen: Dort, wo die Gewerkschaften das volle 
Mitbestimmungsrecht haben, geht die wirtschaftliche Entwicklung vor¬ 
wärts und schneller vorwärts als in den Teilen unseres Landes, in denen 
die Gewerkschaften noch völlig oder zumeist ausgeschaltet sind; in diesen 
Zonen beobachten wir entweder einen ganz langsamen und anarchistischen 
Aufbau oder gar eine Rückwärtsentwicklung. 


Um die wirtschaftliche Einheit Deutschlands 

Wenn wir die Entwicklung der Wirtschaft in den westlichen und in der 
östlichen Zone vergleichen, dann können wir eine wesentlich günstigere 
Entwicklung bei uns im Osten feststellen. Wenn wir die Entwicklung 
im Osten iin Laufe der letzten IV 2 Jahre untersuchen, dann haben wir 
reichlich Grund zur Kritik — Kritik und Selbstkritik. 

Der Aufbau unserer Wirtschaft leidet im Osten unter zahllosen Schwie¬ 
rigkeiten. Da ist zunächst die furchtbare Erbschaft, die der Faschismus uns 
hinterlassen hat. Diese schließt nicht nur die Zerstörungen der Wirt¬ 
schaft, Tausender von Betrieben, Hunderttausender von Wohnungen, vieler 
Kilometer von Schienen, Hunderter von Schiffen ein. Sie umfaßt auch die 
Demontagen, die zwar nur einen geringen Bruchteil der Schäden, die wir 
in der Sowjetunion angerichtet haben, darstellen, die aber schwer auf 
unserer zerstörten Wirtschaft lasten. Sie sind jetzt nach der jüngsten Er¬ 
klärung des Marschalls Sokolowskij abgeschlossen. Sie umfaßt weiter 
die Reparationszahlungen aus der laufenden Produktion, die uns einen 
sehr wesentlichen Teil der von uns hergestellten Waren nehmen. Die 
Erklärung des Marschalls Sokolowskij läßt uns hoffen, daß der 
Prozentsatz der laufend produzierten .Waren, die als Reparationen ab¬ 
gezweigt werden, in Zukunft sinken wird. 

Zu diesen Schwierigkeiten, die die direkte Folge der verbrecherischen 
Politik des deutschen Faschismus sind, kommen andere, die nur indirekt 
mit dem Faschismus Zusammenhängen, und deren Überwindung allein in 
unserer Hand liegt. Sie Längen zumeist mit dem außerordentlich niedrigen 
Niveau der Warenversorgung der Zone zusammen. Da ist zunächst der 
Schwarze Markt, der sowohl im Großhandel wie im Kleinhandel besteht.# 
Ein Schwarzer Markt wird sich stets in einer Mangelwirlschaft entwickeln. 
Er wird um so größer sein, je geringer die demokratische Kontrolle der Wirt- 
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Schaft ist. Darum ist er im Osten wesentlich kleiner als im Westen. Aber 
er existiert auch im Osten, und wir dürfen uns nicht damit trösten, daß er 
anderswo größer ist. Der Schwarze Markt mit seinen überhöhten Preisen 
ist eine schwere Schädigung der gesamten Volkswirtschaft. Er muß jede 
Wirtschaftsplanung erschweren, jeden geordneten Aufbau stören und so 
ganz wesentlich die möglichst schnelle Steigerung der Lebenshaltung be¬ 
hindern. Es ist offenbar, daß die Vertreter der Arbeiterschaft in Betriebs¬ 
rat und Gewerkschaft eine wichtige Aufgabe in der möglichst starken Be¬ 
schränkung und, bei steigendem Warenangebot, in der völligen Aus¬ 
merzung des Schwarzen Marktes zu erfüllen haben. Die Betriebskontrolle 
durch unbestechliche Betriebsratsmitglieder ist eine wichtige Hilfe für die 
Durchführung von Maßnahmen gegen den Schwarzen Markt. 

Eine weitere Erschwerung unseres Wirtschaftsaufbaues ist die niedrige 
Arbeitsleistung. Diese ist zum Teil bedingt durch die mangelhafte Ernäh¬ 
rung, die schlechten Wohnungs- und Gesundbeitsverhältnisse. Sie ist zum 
Teil bedingt dadurch, daß die Arbeiter nicht den Erfolg ihrer Anstren¬ 
gungen in einer entsprechenden Verbesserung ihrer Lebenshaltung sehen. 
Zum Teil aber ist sie auch durch mangelnde Arbeitskontrolle und un¬ 
genügende, nicht fachgemäße Besetzung von Betriebsfunktionen verursacht 
Hier haben die Gewerkschaften zweifellos viel im letzten Jahre getan, um 
diese Mängel, soweit das unter den gegebenen Umständen möglich war, 
zu beseitigen. Aber nach der Erklärung des Marschalls, die eine bessere 
Versorgung der Bevölkerung mit den Gütern des täglichen Bedarfs in 
Aussicht stellt, und auf deren Verwirklichung wir in diesem Jahre hoffen 
können, müssen wir auf diesem Gebiet neue Anstrengungen machen, um 
die Leistung des Arbeiters ganz wesentlich zu erhöhen — ohne natürlich 
in die geringste Antreiberei zu verfallen. Die Sorge um die Erhöhung der 
Arbeitsleistung ist ein neues Gebiet für die Gewerkschaften. Sie kann und 
darf nur dort stattfinden, wo die Gewerkschaften auch den Lauf der Wirt¬ 
schaft mitbestimmen, denn nur so haben die Arbeiter eine Garantie dafür, 
daß sie nicht für einen Monopolisten arbeiten, sondern im eigenen Inter¬ 
esse. Ist aber diese Garantie gegeben, dann haben alle, die umittelbar 
betroffenen Arbeiter wie auch die Gesamtheit der Bevölkerung, ein Inter¬ 
esse an steigender Arbeitsleistung. Denn die steigende Arbeitsleistung 
wird eine Steigerung der Produktion und so eine Erhöhung der Lebens¬ 
haltung ermöglichen. 

Der Kampf gegen den Schwarzen Markt wie die Bemühungen um eine 
höhere Arbeitsleistung werden beide dazu beitragen, die Preise niedrig 
zu halten bzw. die Schwarzmarktpreise herunterzutreiben. Durch die 
Schließung der Großbanken war in unserer Zone den Großbankiers und 
Monopolisten die Möglichkeit genommen, auf inflatorischem Wege die 
Werktätigen auszubeuten. Aber diese Maßnahme konnte, wenn sie ihn 
auch ein dämmte, den Schwarzen Markt nicht verhindern, noch auch zahl¬ 
reiche Preissteigerungen unmöglich machen. Es gilt aber, noch mehr auf 
diesem Gebiet zu leisten. Und gerade hier haben die Gewerkschaften 
bereits vielfach eingegriffen, sich an der Preisüberwachung wie auch im 
Betriebe an der Kostenberechnung beteiligt. Doch stehen wir hier erst am 
Anfang einer großen und wichtigen Tätigkeit, die sich künftig stark ent¬ 
falten muß. 
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Aber neben diesen wichtigen und anderen Schwierigkeiten hat sich eine 
andere immer bemerkbarer gemacht, die die ernsteste Aufmerksamkeit 
aller Gewerkschaftler erfordert. Es ist im letzten Halbjahr in der Wirtschaft 
unserer Ostzone eine ganz merkliche Verlangsamung in der Steigerung 
der Produktion eingetreten. lEs ist eine ganz gewisse Grenze erreicht wor¬ 
den, die nur dann stark überschritten werden kann, wenn einige grund¬ 
legende Veränderungen eintreten. Wir stoßen auf immer neuen Gebieten 
auf Hindernisse, die sich nur schwer überwinden lassen. Nicht auf allen 
Gebieten, aber doch auf wichtigen, die den Gesamtverlauf des wirtschaft¬ 
lichen Aufstiegs entscheidend hemmen. 

Diese Schwierigkeiten liegen alle darin begründet, daß wir eine 
Zonenwirtschaft sind, daß wir wirtschaftlich abgeschnitten sind von den 
anderen Zonen. Auch die anderen Zonen werden durch diese wirtschaft¬ 
liche Uneinigkeit unseres Landes schwer geschädigt, wenn auch dieser 
Schaden dort viel weniger bemerkbar ist. Die anderen Zonen leiden wie 
die unsrige an ungenügender Blutzirkulation — aber sie leiden außerdem 
noch an dem Krebs der Monopolisten, und die Wachstumsschwierigkeiten, 
die dieser verursacht, überdecken für die Blicke vieler die Schädigung 
der westlichen Zonen durch die wirtschaftliche Spaltung unseres Landes. 

Die Bedeutung der wirtschaftlichen Spaltung unseres Landes, das Un¬ 
glück, das sie für uns bedeutet, kann gar nicht überschätzt werden. Als 
vor 113 Jahren der deutsche Zollverein gegründet wurde, machte sich 
Alfred Krupp sofort auf eine Rundreise durch Deutschland, weil er wußte, 
daß die Zolleinheit eine große Belebung der Wirtschaft bringen würde. 
Damals aber fielen nur die Zollschranken. Heute würden nicht Zollschran¬ 
ken, sondern „chinesische Mauern“ fallen, wenn die wirtschaftliche Einheit 
unseres Landes wiederhergestellt würde. Heute würde der Wirtschafts¬ 
verkehr von Zone zu Zone nicht nur stärker belebt werden; er würde 
überhaupt erst zu wirklichem Leben erwachen — denn was heute von 
Zone zu Zone gehandelt wird, ist, so erfreulich jeder, auch der geringste 
Warenverkehr ist, doch von ganz geringer Bedeutung. Aber die Herstellung 
der wirtschaftlichen Einheit würde viel mehr noch als nur eine Belebung 
des Handels bedeuten. Sie würde überhaupt erst einen geplanten wirt¬ 
schaftlichen Aufbau unter Ausnutzung aller Produktionsmöglichkeiten 
unseres Landes erlauben. Sie würde die Braunkohlenproduktion der öst¬ 
lichen Zone und die Eisenproduktion der britischen, die Gummifabrikation 
der östlichen Zone und die Maschinenproduktion der amerikanischen 
gleichzeitig in Rechnung stellen können. Sie würde den gcvierteilten Wirt¬ 
schaftskörper unseres Landes erst wieder wirklich lebensfähig machen 
und damit einen entscheidenden Beitrag zur Hebung der Lebenshaltung 
unserer Bevölkerung leisten. 

Heute arbeiten die Gewerkschaften der verschiedenen Zonen noch ge¬ 
lrennt. Daran ändern auch erfolgreiche gemeinsame Konferenzen nichts. 
Sie müssen in vielfacher Beziehung getrennt arbeiten, da die Verhältisse 
in den einzelnen Zonen so verschiedenartige sind, da die Wirtschafts¬ 
probleme hier anders liegen als dort, da die Arbeitsverhältnisse sich unter¬ 
scheiden, da die unmittelbaren Aufgaben nicht überall identisch sind. Sie 
arbeiten auch verschieden, da ihre Stärke zum Teil auf Grund wirtschafts¬ 
politischer Verhältnisse eine verschiedene ist. So wie auf der einen Seite 
die möglichst enge Zusammenarbeit der Gewerkschaften aller Zonen eine 



Voraussetzung für die Schaffung auch der wirtschaftlichen Einheit unseres 
Landes ist, so würde die Schaffung der wirtschaftlichen Einheit umgekehrt 
die Zusammenarbeit der Gewerkschaften enger gestalten und die Grund¬ 
lage für die Schaffung einer großen für ganz Deutschland einheitlichen 
Gewerkschaf tsorganisation legen. 

Aber die Schaffung einer Wirtschaftseinheit dürfte nicht nur dahin 
führen, daß der Handel von Zone zu Zone ein leichterer sein würde, noch 
daß einheitlich für ganz Deutschland Produktion und Verteilung und 
Außenhandel geplant werden. Ja, unter den heutigen Verhältnissen wäre 
solch eine einheitliche Planung kaum möglich. Im Zuge der Schaffung der 
wirtschaftlichen Einheit unseres Landes müssen auch die Grundlagen der 
Wirtschaft einheitlich gestaltet werden, müssen die Vorbedingungen für 
die Einschaltung der Gewerkschaften als wichtiger Faktor in der Bestim¬ 
mung des Wirtschaftsganges vereinheitlicht werden. 

Diese Vereinheitlichung darf nur auf fortschrittlicher Basis geschehen. 
Unsere Kollegen im Westen sind wieder und wieder in ihrer Tätigkeit 
durch die Monopolisten und Junker in Betrieb und Verwaltung behindert. 
Die wirtschaftliche Vereinigung unseres Landes muß zugleich eine Einheit 
der freien Wirksamkeit der Gewerkschaften bringen. Darum liegt die For¬ 
derung der Wirtschaftseinheit unseres Landes nicht nur im Interesse der 
Hebung der wirtschaftlichen Tätigkeit, bedeutet nicht nur die Möglichkeit, 
mehr Waren auf den Markt zu bringen, sondern ist von allergrößter Be¬ 
deutung für die fortschrittliche Gestaltung der Wirtschaft, für ihren demo¬ 
kratischen Aufbau, und stellt zugleich eine Sicherung dafür dar, daß die 
Waren produziert werden, die für unsere Bevölkerung notwendig sind, 
und daß die hergestellten Waren so verteilt werden, daß sie den Massen 
der Bevölkerung zugute kommen. Die Losung der wirtschaftlichen Einheit 
beinhaltet auch die Einheitlichkeit in der Vertagung der Monopolisten aus 
ihren Machtpositionen und in der wirklichen Einschaltung der Gewerk¬ 
schaften in die verantwortliche Wirtschaftsführung sowie die Durch¬ 
setzung des Mitbestimmungsrechts der Gewerkschaften in allen Betrieben 
und in der gesamten Wirtschaftsverwaltung Deutschlands. 


Der demokratische Wirtschaftsapparat 

Der Aufbau eines demokratischenWirtschaftsapparates befindet sich auch 
in der Ostzone erst in den allerersten Anfängen. Voraussetzung für einen 
solchen Aufbau ist zunächst die Entfernung der Monopolisten aus ihren 
Positionen. Diese Voraussetzung ist in der östlichen Zone geschaffen — 
nicht in den westlichen. Die den Monopolisten genommenen Betriebe sind 
zu vergesellschaften. Was heißt das? Es bedeutet, daß sie unter die Ver¬ 
waltung von Körperschaften kommen, deren Funktionäre (Beamte, An¬ 
gestellte, Leiter) demokratisch kontrolliert werden. Solche Körperschaften 
sind Stadt-. Kreis-, Land- und Reichsverwaltungen oder Massenorgani¬ 
sationen wie Konsumgenossenschaften usw. Die Unterstellung der Betriebe 
unter solche Körperschaften aber hat nur Sinn, wenn sich in ihnen nicht 
wieder Monopolisten oder ihre Handlanger breitmachen. Während wir 
daher den Volksentscheid in Sachsen und die entsprechenden Maßnahmen 
der anderen Länder der östlichen Zone über die Vergesellschaftung der 



Großbetriebe von Kriegsverbrechern rückhaltlos begrüßen, stehen wir den 
sogenannten- Sozialisierungsinaßnahmen in der britischen Zone kritisch 
gegenüber. Und zwar aus dein sehr einfachen Grunde, weil die Körper¬ 
schaften. die die Verwaltung etwa des Kohlenbergbaus oder der Eisen- 
und Stahlindustrie übernehmen sollen, nicht monopolisten- und faschisten¬ 
rein sind. Die Verwaltung in der britischen Zone ist durchsetzt mit Mit¬ 
gliedern der NSDAP oder mit solchen Reaktionären und Kriegsverbrechern, 
die aus igendwelchen Gründen nicht Mitglieder der NSDAP geworden sind, 
aber deswegen nicht „demokratischer“ sind als jene. Wenn in solchen 
„sozialisierten“ Betrieben neben Monopolisten auch Gewerkschaftsvertreter 
sitzen, so erinnern wir uns daran, daß auch in der Weimarer Republik 
Arbeitervertreter im Aufsichtsrat der Konzerne saßen. Aber diese Ar¬ 
beitervertreter hatten keine Macht, durften sich nicht in die Wirtschafts¬ 
führung der Betriebe mischen und sollten höchstens für die Beschaffung 
von Handtüchern und Toilettenpapier in den Betrieben eintreten. Selbst¬ 
verständlich kann die Mitgliedschaft in Aufsichtsräten als Kampfesplatt- 
form gegen die Monopolisten ausgenutzt werden. Selbstverständlich ist es 
entschiedenen Arbeitervertrelern möglich, in den Aufsichtsräten auch die 
Wirtschaftsführung der Monopolisten anzugreifen. Aber man sollte sich 
hüten, hier die materielle Grundlage der Verwirklichung des Mitbestim¬ 
mungsrechts zu sehen. Man darf nicht glauben, daß die Mitgliedschaft im 
Aufsichtsrat bereits den Arbeitervertretern die Möglichkeit gibt, an der 
Wirtschaftsplanung entscheidend teilzunehmen. lEs kann weder eine 
Arbeitsgemeinschaft noch einen Burgfrieden mit den Monopolisten für uns 
geben. Weder die Losung des gemeinsamen Wiederaufbaus der Wirtschaft 
noch die Propagandarede, daß zunächst alle mitarbeiten müssen und sich 
alles weitere später finden wird, darf uns dazu veranlassen, auch nur um 
einen halben Schritt von unserem Verlangen, daß überall die Monopolisten 
und ihre Schützlinge entfernt werden, zurückzuweichen. 

Und die gleiche Haltung müssen wir einnehmen, wenn sich Unter¬ 
nehmervereinigungen bilden, wie es jetzt laufend im Westen geschieht, 
die dann gar noch bisweilen an die Gewerkschaften herantreten, um dies 
oder jenes gemeinsam zu besprechen oder zu regeln. Unternehmer¬ 
vereinigungen sind Verbände der Reaktion, sind keine demokratischen 
Institutionen, mit denen wir zusammen irgendwelche Wirtschaftsfragen 
zu besprechen haben. Das heißt nicht, daß wir uns prinzipiell weigern 
werden, irgendwelche Besprechungen mit Unternehmern durchzuführen. 
Die Einrichtung von Industrie- und Handelskammern im Osten, in denen 
Unternehmer und Vertreter der Verwaltung mit uns Zusammenarbeiten 
sollen, gibt den Unternehmern die Möglichkeit, ihren Standpunkt zu 
äußern und mit uns und den Vertretern der Verwaltung ihre Meinungen 
zu wichtigen Wirtschaftsfragen demokratisch gewählten Organen zur 
Begutachtung und Entscheidung weiterzureichen. Aber das Entscheidende 
ist, daß wir keine Vereinigung der Unternehmer zulassen dürfen und 
daß wir nicht „paritätisch“ mit ihnen gemeinsam beraten. Denn wir 
sind demokratische Organisationen, die von Millionen Menschen kon¬ 
trolliert werden. Die Uiitcrnehmcrvcrcinigung ist nichts anderes als ein 
Kartell ganz weniger Menschen, die auf Grund ihrer Position in den 
Betrieben glauben, eine ausgewählle Schicht zu sein, die gleichberechtigt 
neben uns oder gar über uns stehen kann. Davon aber darf nicht die 



Rede sein. Die Unternehmer sind nicht die Partner der Arbeiterschaft. 
Sie haben sich vielmehr den Plänen der Allgemeinheit zu fügen. Und 
diese Allgemeinheit ist zum Teil durch die Gewerkschaften, zum Teil 
durch Bauernvereinigungen usw., welche die stärkste Stütze der demo¬ 
kratischen Verwaltung unseres Landes sein werden, vertreten. Das be¬ 
deutet nicht, daß die Unternehmerinitiative bezüglich Produktion oder 
Produktionsplanung gedrosselt werden soll. Der Unternehmer soll aber 
den Betrieb im Interesse der Allgemeinheit leiten, mit dem Betriebsrat 
gemeinsam den Wirtschaftsplan beraten und festlegen. Als Leiter des 
Betriebes trägt er die Verantwortung, genau wie sie jeder einzelne Arbei¬ 
ter für die Erfüllung seiner Aufgabe zu tragen hat. Weder der Betriebsrat 
im Betrieb noch die Gewerkschaften im Rahmen einer größeren Wirt¬ 
schaftseinheit übernehmen die Leitung der Wirtschaft. Dazu sind die 
Betriebsleiter und die Verwaltungsorgane vorhanden. Aber die Betriebs¬ 
räte wie die Gewerkschaften bestimmen die allgemeine Richtung der Ent¬ 
wicklung mit und übernehmen ganz konkret die Sicherung der Erfüllung 
bestimmter Aufgaben. Sie wachen mit über die Demokratisierung der 
Wirtschaft und sind durch ihre Arbeit selbst eia Stück der Wirtschafts¬ 
demokratie. Ein demokratischer Wirtschaftsapparat kann nur dann funk¬ 
tionieren, wenn er von unten bis oben demokratisch kontrolliert wird, 
wenn es nicht irgendwelche monopolistische Zwischeninstanzen gibt, die 
eine Sabotage ermöglichen, und wenn alle beteiligten Kräfte stets über 
die Wahrnehmung der Interessen des ganzen Volkes wachen. 

Für einen solchen demokratischen Wirtschaftsappparat sind in der öst¬ 
lichen Zone nicht nur die Grundlagen bereits gelegt, sondern der Bau selbst 
wächst langsam heran, und das Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaften 
in Betrieb und Verwaltung wird verwirklicht. In den westlichen Zonen 
dagegen sind bereits die Grundlagen für eine neue Monopolistenherr¬ 
schaft gelegt, die Betrieb und Verwaltung umfaßt, während die Gewerk¬ 
schaften praktisch ausgeschaltet sind. Hier gilt es, kühn vorzustoßen, und 
die Gewerkschafter in der Ostzone haben die Verpflichtung, ihre Kollegen 
im Westen allgemein zu unterstützen, ihnen an Hand von ganz konkreten 
Einzelschilderungen zu zeigen, wie wir es im Osten machen, und ihnen 
durch eine fortlaufende Analyse der gesamtdeutschen Situation in der 
richtigen Beurteilung der Lage und ihrer Möglichkeiten zu helfen. Ge¬ 
meinsam müssen wir den Monopolismus vernichten und ein friedliches, 
demokratisches «Deutschland aufbauen. 


2 FDGB 
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Die neue Gewerk schaff 
eine Organisation der Einheit 


Jahre 1933 zerschlug der Hiller-Faschismus die deutsche Gewerk¬ 
schaftsbewegung, und viele ihrer Funktionäre wanderten in Gefängnisse, 
Zuchthäuser und Konzentrationslager oder wurden hingemordet. Den¬ 
noch konnte trotz grausamen Terrors ihr Wille nicht gebrochen werden. 
Sofort nach ihrer Befreiung, noch vor dem endgültigen Zusammenbruch 
Deutschlands, fanden sie sich wieder zusammen, um die organisatorischen 
Voraussetzungen für eine neue Gewerkschaftsorganisation zu schaffen. 
Schon wenige Wochen nach der Niederringung der Armeen Hitlers und 
seines Regimes durch die alliierten Mächte wurden die Gewerkschaften 
wieder zugelassen. 

In Berlin und in der sowjetisch besetzten Zone war es der historische 
Befehl Nr. 2 des Marschalls S h u k o w vom 10. Juni 1945, der die Grund¬ 
lage für die Neubildung der neuen Freien Gewerkschaften gab. Es heißt 
in dem Befehl: 

„Der werktätigen Bevölkerung der sowjetischen Okkupationszone 
in Deutschland ist das Recht zur Vereinigung in freien Gewerk¬ 
schaften und Organisationen zum Zwecke der Wahrung der Inter¬ 
essen und Rechte der Werktätigen zu gewähren. Den gewerkschaft¬ 
lichen Organisationen und Vereinigungen ist das Recht zu gewähren, 
Kollektivverträge mit den Arbeitgebern zu schließen, sowie Sozial¬ 
versicherungskassen und andere Institutionen für gegenseitige 
Unterstützungs-, Kultur-, Bildungs- und andere Aufklärungsanstalten 
und -Organisationen zu bilden.“ 

In den Beschlüssen der Berliner Konferenz, die später die Schaffung 
der Freien Deutschen Gewerkschaften auf das gesamte Reichsgebiet aus¬ 
dehnte, heißt es: 

„Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der 
militärischen Sicherheit wird die Freiheit der Rede, der Presse 
und der Religion gewährt. Die religiösen Einrichtungen sollen 
respektiert werden. Die Schaffung freier Gewerkschaften, gleich¬ 
falls unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der 
militärischen Sicherheit, wird gestattet werden.“ 

Überall entstanden betriebliche und örtliche Gewerkschaftsausschüsse. 
Die gebildeten Landesausschüsse veröffentlichten Aufrufe und führten 
Orts-, Kreis- und Laudesfunktionärkonferenzen durch. 

Erstmalig wurde im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund die Spaltung 
der deutschen Gewerkschaftsbewegung überwunden. Alle früheren Ge- 
werkschaflsrichtungen vereinten sich in einer Organisation, um gemein¬ 
sam die Interessen aller Werktätigen wahrzunehmen. 

Die neuen Freien Gewerkschaften sind keine Fortsetzung der DAF 
und sie sind auch nicht eine Fortführung der Gewerkschaften von 1932. 
Jedoch können und müssen sie an die Erfahrungen der aus dem vorigen 
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Jahrhundert hervorgegangenen Entwicklung anknüpfen, die durch die 
Zerschlagung der Gewerkschaften unterbrochen wurde. An Stelle der 
alten Berufsverbände sind die Industriegewerkschaften getreten. Es ist 
der Grundsatz „Ein Betrieb — eine Gewerkschaft“ verwirklicht. Die 
unterste Organisationseinheit wurde die Betriebsgewerkschaftsgruppe. 

Bereits am 11. Februar 1946 tagte in Berlin die erste „Allgemeine 
Delegiertenkonferenz“, die alle Landes- und Provinzorganisationen zum 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbund der sowjetisch besetzten Zone zu¬ 
sammenschloß. Es wurde der Bundesvorstand gewählt und „Vorläufige 
Satzungen“ beschlossen. Erstmalig nach zwölf Jahren fanden wieder 
demokratische Gewerkschaftswahlen statt. Im Betrieb wählten die Mit¬ 
glieder die Betriebsgewerkschaftsleitungen und die Delegierten zu den 
Kreiskonferenzen, auf den Kreiskonferenzen die Kreisvorstände und die 
'Delegierten zu den Landeskonferenzen, auf den Landeskonferenzen die 
Landesvorstände und die Delegierten zur ersten „Allgemeinen Dele¬ 
giertenkonferenz“. 

Die auf der „Allgemeinen Delegiertenkonferenz“ beschlossenen „Grund¬ 
sätze des FDGB“ gaben den Rahmen für die Arbeit: 

„Die Freien Gewerkschaften sind die Massenorganisation der 
Arbeiter und Angestellten, die sich zur Aufgabe gestellt haben, 
durch den gemeinsamen Kampf die Lebenslage der Arbeiter und 
Angestellten zu verbessern und mitzuhellen, den demokratischen 
Einfluß der Werktätigen zu sichern und zu erweitern.“ 

„Den Freien Gewerkschaften können alle Arbeiter und Ange¬ 
stellten, ohne Rücksicht auf Geschlecht, Rasse, Partei, Glaubens¬ 
bekenntnis, Staatsangehörigkeit und Vorbildung, angehören.“ 

Die Werktätigen haben die Bedeutung des gewerkschaftlichen Zusam¬ 
menschlusses erfaßt. Am 31. Dezember 1946 zählte der Freie Deutsche 
Gewerkschaftsbund in der sowjetisch besetzten Zone 3 277 578 und Groß- 
Berlin 491 571 Mitglieder. Zählt man etwa drei Millionen Mitglieder der 
westlichen Zonen Deutschlands hinzu, dann ergibt sich die Zahl von rund 
sieben Millionen freier Gewerkschafter, die sich in der kurzen Zeit nach 
der Niederschlagung des Ilitler-Faschismus zu gemeinsamer Arbeit in 
den Gewerkschaften organisiert haben. Eine gewaltige Kraft steckt hinter 
diesen Zahlen. Es gilt, sie richtig zu erkennen und auch entsprechend 
einzusetzen. 

* * 

* 


Der Bundesvorstand 

Zusammensetzung des Vorstandes 

Der Vorstand des FDGB wurde auf der „1. Allgemeinen Delegierten¬ 
konferenz“ am 11. Februar 1946 in Berlin in geheimer Abstimmung ge¬ 
wählt. Die Kandidatenliste enthielt 59 Vorschläge. Es wurden 973 Stirnm- 
zettel abgegeben, davon waren 951 Stimmzettel gültig, 22 Stimmzettel 
ungültig. 



Nach der erhaltenen Stimmenzahl ergibt sich die nachstehende Reihen¬ 
folge der 45 gewählten Vorstandsmitglieder: 

1. Ulbricht, Walter.mit 648 Stimmen 


2. Jendretzky, Hans . 


642 

i» 

3. Albrecht, Willi. 


630 

i» 

4. Groll, Grete . 


618 


5. Grüner, Paul . 


618 


6. Möricke, Franz. 


618 

n 

7. Jäger, Rudolf . 


616 

ii 

8. Voß, Albert . 


616 

•i 

9. Warnke, Herbert . 


614 

ii 

10. Lemmer, Ernst. 


613 

ii 

11. Rettmann, Fritz. 


611 

ii 

12. Grothe, Gertrud. 


606 

ii 

13. Chwalek, Roman . 


604 

ii 

14. Gienger, Willi. 


604 

ii 

15. Kaufmann, Adolf . 

...... „ 

604 

ii 

16. Ketscher, Herbert. 


604 

i> 

17. Malter, Friedei . . 1. 


602 

ii 

18. Fugger, Karl. 


601 

ii 

19. Maisei, Rudi. 


601 

i> 

20. Claus, Ilse . 


597 

i> 

21. Kühn, Kurt . 


594 

ii 

22. Müller, Ernst. 


594 

» 

23. Herholz, Kurt . 


591 

i* 

24. Göring, Bernhard . 


578 

M 

25. Pohling, Kurt . 


558 

11 

26. Schlimme, Hermann. 


547 

1» 

27. Ilorn, Richard . 


546 

11 

28. Buchwald, Fritz. 


544 

1> 

29. Wolfram, Adam . 


544 

11 

30. Bührig, Erich . 


542 

11 

31. Mann, Karl. 


540 

11 

32. Meisner, Karl . 


538 

11 

33. Tirpitz, Paul . 


538 

11 

34. Kiefer, Max . 


535 

11 

35. Kunze, August. 


535 

11 

36. Pollak, Hans. 


530 

11 

37. Maschke, Walter. 


529 

11 

38. Magdanz, Richard . 


527 

11 

39. Pahl, Bruno . 


524 

J! 

40. Eichler, Otto . 


523 

11 

41. Linke, Otto . 


517 

v 

42. Müller, Max . 


512 

11 

43. Brylla, Theodor . 


509 

11 

44. Hensel, Fritz. 


506 

V 

45. Nowak, Paul . 


485 

11 


'Die Kollegen Paul T i r p i t z und Richard Horn sind verstorben. 
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Der gewählte Vorstand wählte einstimmig aus seiner Mitte: 

Jendretzky, Hans.zum 1. Vorsitzenden 

Göring, Bernhard.zum 2. Vorsitzenden 

Lemmer, Ernst. zum 3. Vorsitzenden 

Er wählte ferner als Geschäftsführenden Vorstand einstimmig die 
Kollegen: 


Albrecht, Willi... Land Thüringen 

Bührig, Erich. Berlin 

Horn, Richard. Thüringen 

Jäger, Rudolf... Provinz Sachsen 

Kiefer, Max.Provinz Brandenburg 

Malter, Friedei. Berlin 

Maschke, Walter. Berlin 

Müller, Ernst. Berlin 

Voß, Albert. Berlin 

Warnke, Herbert.Mecklenburg-Vorpommern 


Aus dem Geschäftsführenden Vorstand sind mit dem 29. Juli 1946 
freiwillig ausgeschieden: 

Kollege Albrecht, Willi. Thüringen 

Kollege Bührig, Erich. Berlin 

Kollege Horn, Richard. Thüringen 

In den Geschäftsführenden Vorstand wurden neu hinzugewählt: 

Kollege Kaufmann, Adolf. Land Sachsen 

Kollege Mann, Karl. Thüringen 

Der Bundesvorstand hat in 


8 Sitzungen des Geschäftsführenden Vorstandes 
10 Sekretariatsitzungen und 
6 Sitzungen des Gesamtvorstandes 


zu den gewerkschafts-, wirtschafts-, sozial- und kulturpolitischen Fragen 
Stellung genommen und die notwendigen Beschlüsse gefaßt. 

Zunächst mußte der organisatorische Rahmen für die Arbeit geschaffen 
werden. In einer Geschäftsordnung des Vorstandes wurde u. a. der inner¬ 
organisatorische Aufbau festgelegt und die Arbeitsverteilung folgender¬ 
maßen vorgenommen: 


1. Vorsitzender. 

2. Vorsitzender . .. 

3. Vorsitzender. 

Sekretariat des Vorstandes. 

Hauptkasse . 

Personalabteilung . 

Hauptabteilung 1: Organisation. 

„ 2 : Wirtschaftspolitik . . . 

„ 3: Sozialpolitik . 

4: Selbsthilfe. 

„ 5: Löhne und Tarife . . . 

„ 6: Arbeitsrecht.. . 


Jendretzky, Hans 
Göring, Bernhard 
Lemmer, Ernst 

Kaufmann, Adolf 

Reitz, August 
Schwarz-Rumpf, Ella 

Jäger, Rudolf 
Zöllner, Ernst 
Göring, Bernhard 
Kiefer, Max 
Kiefer, Max 
Mann, Karl 
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Hauptabteilung 7: Betriebsräte.Warnke, Herbert 

„ 8: Schulung und Bildung . Mas?hke, Walter 

Archiv.Reiß, Georg 

„ 9: Frauen. Malter, Friedei 

„ 10: Jugend. Müller, Ernst 

„ 11: Presse und Rundfunk . Lemmer, Ernst 

Presseabteilung.Heimburger, Arthur 


Während zu der Vorstandssitzung am 2. und 3. April 1946 Vertreter 
aus Großbetrieben hinzugezogen wurden, nahmen an allen späteren 
Sitzungen jeweils der 1. Vorsitzende der Zentralvorstände der Industrie¬ 
gewerkschaften bzw. Gewerkschaften teil. 

Folgende Gesamlvorstandssitzimgen haben während des Geschäftsjahres 
1946 stattgefunden: 

Yorstandssitzungcn 

1. Sitzung 12. Februar 1946 

Konstituierung des Geschäftsführenden Vorstandes 

2. Sitzung 2. und 3. April 1946 

Tagesordnung 

1. Ergebnisse der Berichterstattung über die Gewerkschafts- 
delegierten-Konferenz 

2. Betriebsrätegesetz 

3. Selbsthilfeaktion 

4. Die Rolle der Gewerkschaftsfunktionäre in den Wirt¬ 
schaftsorganen 

5. Die Wahlen der Leitungen in den Industriegewerkschaften 

6. Aufbau der Organisation und Finanzfragen 

3. Sitzung 29. April 1946 

Tagesordnung 

1. Aufbau und Abgrenzung der Industriegewerkschaften 

2. Durchführung der Industriegewerkschaftsw'ahlen 

3. Finanz- und Beitragsfragen des Bundes 

4. Betriebsrätegesetz 

4. Sitzung 29. und 30. Juli 1946 

Tagesordnung 

1. Bericht von der interzonalen Gew r erkschaftsbesprechung 
in Frankfurt a. M. 

2. Bericht über die Zonenkonferenzen der Industriegewerk¬ 
schaften 

3. Die Relriebsrätewahlen 

4. Stellungnahme zu den Gemeindewahlen 

5. Pressefragen 

6. Stellungnahme zur Bestellung der Arbeitgebervertreter 
der Fachausschüsse der Industrie- und Handelskammern 
als Tarifverlragskonlralienlen und als Tarifkommission 

7. Stand der Sozialversicherung. — Einbeziehung der Ar¬ 
beitslosenversicherung 
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5. Sitzung 26. und 27. September 1946 

Tagesordnung 

1. Stellungnahme zu den Kreis- und Landtagswahlen 

2. Stellungnahme zu Streikunterstützungen 

3. Stellungnahme zu Tarifabschlüssen 

4. Vierteljahresbericht und Schulung der Betriebsräte 

5. Schaffung von beratenden Kommissionen bei den Deut¬ 
schen Verwaltungen 

6. Zusammenarbeit der Organe des FDGB und der Industrie¬ 
gewerkschaften 

7. Beschlußfassung über die „Kammer der Technik“ 

6. Sitzung 28. und 29. November 1946 

Tagesordnung 

1. Bericht von der Interzonenkonferenz in Mainz 

2. Wo ist der Ausweg aus der deutschen Wirtschaftskata¬ 
strophe? r 

3. Kassenbericht vom 3. Quartal 

4. Beschlußfassung über Unterstützungseinrichtungen 

5. Beschlußfassung über die „Allgemeine Delegiertenkonfe¬ 
renz“ und die Gewerkschaflswahlen 


Die wichtigsten Beschlüsse 
des Bundesvorstandes im 1. Arbeitsjahr 

Für die Sicherung der Ernährung 

Der Vorstand des FDGB wendet sich erneut insbesondere an alle 
gewerkschaftlich organisierten Werktätigen mit der Aufforderung, mit 
allen Kräften die Ernährungskrisc überwinden zu helfen. Die Ernäh¬ 
rungslage ist sehr ernst. Darum darf es kein Stück Brachland und keine 
Grünflächen geben, die in diesen Tagen unbestellt bleiben. Alle Möglich¬ 
keiten zur Nutzbarmachung zur Gewinnung von Gemüse müssen erschöpft 
werden. Die Kleintierhaltung zur Ausnutzung zusätzlicher Ernährung 
darf nicht vernachlässigt werden. 

Die zentrale Selbsthilfekommission des FDGB ruft auf, überall Selbst¬ 
hilfekommissionen zu bilden und wo sie bestehen, sie zu aktivieren und 
besonders die Frauen- und Jugendausschüsse heranzuziehen. 

Stellt alle vorhandenen und noch nicht ausgenutzten Anbauflächen 
(Sportgelände und ähnliche Ländereien, die ausnutzbar sind) fest und teilt 
sie zur Bearbeitung auf. 

Jeder Betrieb mit eigenen Werksküchen muß unbedingt danach streben, 
den Gemüsebedarf aus eigenem, gärtnerisch bearbeitetem Gelände zu 
sichern. 

Betriebsgelände von Betrieben, die keine eigene Werksverpflegung 
besitzen, muß aufgeteilt und abgegeben werden an geeignete Kollegen, 
welche sich mit der Belriebsvertretung und der Selbsthilfekommission in 
Verbindung setzen. 
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Die Selbsthilfekommission muß die Hilfeleistung für die Frühjahrs¬ 
bestellung, die Beschaffung von landwirtschaftlichen Geräten und für die 
spätere Hereinbringung der Ernte in Zusammenarbeit mit der zu¬ 
ständigen Selbstverwaltungsbehörde sichern helfen. 

Die zentralen Leitungen der Selbsthilfeaktion müssen in Zusammen¬ 
arbeit mit den Selbstverwaltungsorganen die Heranschaffung und Ver¬ 
teilung von Samen, Saatgut und den notwendigen Düngemitteln gemein¬ 
sam durchführen. Die Selbsthilfekommissionen sollen in erster Linie 
mit Unterstützung der Betriebsvertretungeu alle Schritte unternehmen, 
um eine ausreichende Werksverpflegung zu sichern. 

Es geht um die Sicherung der Ernährung, es geht um die Mobilisierung 
aller Kräfte und Werkzeuge für die Überwindung der Ernährungskrise. 

In unserer Aktivität liegt der Erfolg. 

Vorstandssitzung am 2./3. April 1946 


Stellungnahme zum 1. Mai 

Wir halten es für angebracht, daß der FDGB als stärkste Arbeiter¬ 
organisation seine Ehre darin setzen wird, dafür zu sorgen, daß die 
Maikundgebung im Zeichen der Einheit aller Schaffenden steht. Die 
Vorbereitungen zum 1. Mai sollen durch Kommissionen getroffen werden, 
die vom FDGB einberufen werden. Diesen Kommissionen sollen an¬ 
gehören: die Vertreter der Arbeiterparteien, der Frauen, der Jugend 
und der Intelligenz. Sprechen sollen: Vertreter des FDGB und Ver¬ 
treter der Arbeiterparteien, wobei unter diesen eine Frau sein soll. 
Dieser 1. Mai nach 13 Jahren soll im Gegensatz zum 1. Mai 1933 wieder 
unser 1. Mai sein. Ein Maitag unter den Losungen des geeinten werk¬ 
tätigen Volkes. War die hinter uns liegende große Delegiertenkonferenz 
nach zwölfjähriger Naziherrschaft ein außerordentliches Ereignis, so 
soll dieser 1. Mai zu einem großen und bedeutungsvollen Ausgangspunkt 
in der Durchführung der vor uns liegenden Aufgaben werden. 

Vorstandssitzung am 2./3. April 1946 


Wälilt Iniliistriegewerltscliuffts-Xeltuiigeii 

Kollegen und Kolleginnen! 

Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund ist im letzten Jahr zu einer 
machtvollen demokratischen Organisation der Werktätigen geworden. 
Er gliedert sich in 18 Industriegewerkschaften, die vor großen Aufgaben 
stehen und dazu einer größeren Selbständigkeit und auf demokratischer 
Grundlage gewählter, arbeitsfähiger Leitungen bedürfen. 

Die Durchführung der Wirtschaftspläne für 1946 in den Ländern, 
Provinzen und Kreisen, die Zerschlagung der kapitalistischen Monopole, 
die Überführung der Betriebe von Kriegsintereesenten in die Hände der 
demokratischen Selbstverwaltungsorgane, das Milbestimmungsrecht der 
Arbeiter und Angestellten in der demokratischen Wirtschaft und der Ab¬ 
schluß von Betriebsvereinbarungen zur Konkretisierung des neuen Be- 



triebsrätegesetzes können besser verwirklicht werden, wenn die Gewerk¬ 
schaften der einzelnen Industriezweige sich vom Betrieb über die Pro¬ 
vinzen, Länder und Kreise bis zur Zone aufbauen. 

Solche Industriegewerkschaften können erfolgreicher die Presse im 
Betrieb, Handel und Handwerk kontrollieren und damit den Kampf gegen 
den Preiswucher unterstützen. 

Die volle Gleichberechtigung der Frauen, unsere Forderung auf gleichen 
Lohn für gleiche Leistung kann in den einzelnen Industrien entsprechend 
ihrer konkreten Bedingungen mit größerer Entschiedenheit durchgesetzt 
werden. 

Die von uns angestrebte Tarifregelung für die einzelnen Industrie¬ 
zweige, die Verbesserung der Lebensbedingungen der Arbeiter und An¬ 
gestellten und die umfassenden sozialpolitischen und kulturellen Auf¬ 
gaben der Gewerkschaften, wie insbesondere eine intensive Schulungs¬ 
arbeit, machen starke Industriegewerkschaften, die im FDGB zusammen¬ 
geschlossen ßind, erforderlich. 

Der Vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes hat deshalb 
in seiner letzten Sitzung beschlossen, die Mitgliedschaft aufzurufen, in 
den Betrieben in geheimer Wahl Industriegewerkschafts-Leitungen zu 
wählen und gleichzeitig die Delegierten zu den Delegiertenkonferenzen 
der Industriegewerkschaften der Provinzen und Länder. 

Kollegen und Kolleginnen! 

Bildet überall Wahlausschüsse, bereitet diese wichtigen Wahlen gut 
vor und wählt junge, bewährte Antifaschisten und Frauen neben alten, 
erfahrenen Gewerkschaftern in alle Gewerkschaftsleitungen. Nehmt in 
den Wahlversammlungen Stellung zu den Satzungsentwürfen der Indu¬ 
striegewerkschaften, diskutiert darüber und stellt eure Anträge. 

Eine große Aufbauarbeit liegt hinter uns. Noch größere Aufgaben 
stehen uns bevor. Die Industriegewerkschaften sind berufen, den Neu¬ 
aufbau der Wirtschaft entsprechend dem Willen des schaffenden Volkes 
zu gestalten. Dazu brauchen wir Industriegewerkschaften mit demo¬ 
kratischen, gewählten Leitungen. 

Berlin, den 7. Mai 1946. 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 

Der Vorstand 

Jendretzky Göring Lemmer 


Bildung: von Schiedskommissionen 

1. Schiedskommissionen beim Vorstand des FDGB 
Zuständigkeitsbereich 

Im Zuge der Gewerkschaftsarbeit und besonders im Hinblick auf die 
schon jetzt vorhandene Größe der Organisationen entstanden und ent¬ 
stehen eine Reihe von Differenzen 
a) sachlicher Natur, dazu gehören: 

Streitigkeiten über die Organisationsgebiete der Industriegewerk¬ 
schaften. 



Selbst wenn eine Verständigung zwischen den Gewerkschaften 
nach.genauem Plan vorliegt, werden immer wieder Übergriffe von 
einer Organisation in die andere zu verzeichnen sein. 

Zur endgültigen Entscheidung in allen solchen Fällen ist der 
Geschäftsführende Vorstand des FDGB berufen. Er entscheidet nach 
Vorbereitung in einer dazu berufenen Kommission. 

Dieser Kommission gehören an: 

1 Vertreter des Vorstandes des FDGB (Org.-Abteilung), 

2 Vertreter der Landes- bzw. Provinzialvorstände des FDGB, 

2 Vertreter der Zentralvorstände der Industriegewerkschaften. 

b) persönlicher Art, hierzu gehören alle Beschwerden, die gegen eine 
Person vorgebracht werden. 

Die Vorbehandlung dieser Frage erfolgt in einer Schiedskom¬ 
mission. Diese Kommission besteht aus einem Mitglied des Ge¬ 
schäftsführenden Vorstandes des FDGB und im übrigen wie die 
obige Kommission. 

Die Beschlüsse der Kommission bedürfen zu ihrer Inkraftsetzung 
der Bestätigung der drei Vorsitzenden bzw. des Geschäftsführenden 
Vorstandes des FDGB. 

Die Einberufung beider Schiedskommissionen erfolgt durch die 
Vorsitzenden. 

2. Schiedskommissionen bei den Landes- bzw. Provinzialvorständen des 
FDGB 

Die Landes- bzw. Provinzialvorstände bilden analoge Kommissionen. 
Gegen ihre Entscheidungen besteht das Beschwerderecht bei der zen¬ 
tralen Schiedskommission. 

Diese Kommissionen sollten vorerst für Berlin sinngemäß zusammen¬ 
gesetzt sein. 

Vorstandssitzung am 29./30. Juli 1946 


Vierteljaliresbericlit der Betriebsräte 

Nach Artikel 8 des vom Alliierten Kontrollrat erlassenen Betriebsräte¬ 
gesetzes sind die Betriebsräte verpflichtet, „mindestens einmal iin Viertel¬ 
jahr in einer Generalversammlung der Arbeiter und Angestellten ihres 
Betriebes einen vollen Tätigkeitsbericht abzulegen“. 

Der Vorstand des FDGB empfiehlt den im Juli 1946 gewählten Be¬ 
triebsräten der sowjetischen Besatzungszone, den Bericht über das erste 
Vierteljahr ihrer Tätigkeit in der Zeit vom 3. bis 15. November vor den 
Belegschaften abzulegen. 

Der Bericht der Betriebräte soll sich mit dem Produktionsplan des 
Betriebes, vor allem mit der Aufgabe der weiteren Entfaltung der Pro¬ 
duktion, sowie mit der Tätigkeit des Betriebsrates für die Verbesserung 
der betrieblichen Arbeitsbedingungen und Sozialeinrichtungen (vor 
allem der zusätzlichen Verpflegung durch die Betriebsküchen, und der 
betrieblichen Durchführung des Prinzips „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeitsleistung“, der Umschulung zu Fachkräften, dem Arbeits- 



schütz im Betrieb usw.) befassen. Er hat insbesondere den Inhalt der 
auf Grund des Betriebrätegesetzes abgeschlossenen oder noch abzu¬ 
schließenden betrieblichen Vereinbarungen zu behandeln. 

Der Vierteljahresbericht des Betriebsrates soll der Belegschaft zur 
Grundlage ihrer Diskussion und Beschlüsse dienen. Insbesondere soll 
er dort, wo noch kein Programm des Betriebsrates zur Steigerung der 
Produktion und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen besteht, zur 
Beschlußfassung über ein solches führen. 

Den FDGB-Vorständen und örtlichen Betriebsräteausschüssen empfiehlt 
der Vorstand des FDGB, im Laufe des Monats Oktober die Betriebsräte¬ 
vollversammlungen einzuberufen, die der Beratung über die Durch¬ 
führung der Berichterstattung der Betriebsräte dienen sollen. 

Angesichts der für die weitere Demokratisierung des betrieblichen 
Lebens so bedeutsamen Vierteljahresberichte der Betriebsräte und der 
ihnen folgenden Diskussionen und Beschlüsse der Belegschaften empfiehlt 
der Vorstand des FDGB den Vorständen der Industriegewerkschaften, 
die Betriebsgewerkschaftsgruppen bzw. deren Vorstände und Funktionäre 
anzuleiten, in besonderen Sitzungen vor der Belegschaftsversammlung zur 
Lage im Betrieb und zur Arbeit des Betriebsrates Stellung zu nehmen 
und entsprechende Anträge und betriebliche Programme für die Beleg¬ 
schaftsversammlung auszuarbeiten. Insbesondere sollen die Betriebs¬ 
gewerkschaftsgruppen durch Herausgabe von Wandzeitungen, die vor 
allem die Produktionsleistungen des Betriebes sowie den Inhalt und die 
Erfüllung des Arbeitsprogrammes des Betriebsrates behandeln, die 
Belegschaftsversammlungen und deren Beschlüsse vorbereiten. 

Durch das aktive Auftreten der Betriebsgewerkschaftsgruppen und 
durch Hinweis der Betriebsratsberichte auf die Bedeutung der Gewerk¬ 
schaften soll die Berichterstattungskampagne zu einer Stärkung der 
Mitgliederzahl der Gewerkschaften führen. 

Die Industriegewerkschaften haben die Berichterstattung zu organi¬ 
sieren und deren Ergebnisse zu überprüfen und für ihre eigene Arbeit 
und die der Betriebsräte auszuwerten. 

So durchgeführt, sollen die Vierteljahresberichte der Betriebsräte zu 
wichtigen Etappen in der Demokratisierung des betrieblichen Lebens, in 
der Verwirklichung des Mitbestimmungsrechtes der Betriebsräte werden. 

Vorstandssitzung am 26.127. September 1946 


Telegramm an die Kollegen der Firma Bode-Panzer 

Wir senden der um das Milbestimmungsrecht kämpfenden Belegschaft 
des Betriebes Bode - Panzer unsere herzlichen Kampfesgrüße und 
wünschen ihr einen vollen Erfolg. Der Kampf um das Mitbestimmungs¬ 
recht der Betriebsräte und Gewerkschaften ist der Kern aller gewerk¬ 
schaftlichen Aufgaben. Das volle Mitbestimmungsrecht der Gewerk¬ 
schaften sichert den Aufbau einer demokratischen deutschen Wirtschaft. 

Der Vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
für die sowjetische Besatzungszone. 

Vorstandssitzung vom 28.129. November 1946 
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Beschluß über Abschluß von Tarifverträgen 


Der Bundesvorstand beauftragt die Vorsitzenden zur Aufnahme von 
Verhandlungen mit der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozial¬ 
fürsorge, um eine Neufassung und Abänderung der Tarife aus der Nazi¬ 
zeit zu erreichen. 

Als Tarifkontrahenten betrachtet der FDGB die von den entsprechen¬ 
den Fachabteilungen der Industrie- und Handelskammern, den Handwerks- 
und Landwirtschaftskammern und Vertretern der Unternehmer zu 
bestellenden Verhandlungskommissionen, welche zum Abschluß der 
Tarifverträge für die in Betracht kommenden Industriegruppen und 
Wirtschaftszweige gebildet werden. 

Für die Verbindlichkeitsverhandlungen ist die Deutsche Verwaltung 
für Arbeit und Sozialfürsorge anzurufen, falls keine Verständigung zu¬ 
stande kommt. 

Vorstandssitzung vom 29.130. Juli 1946 


Entschließung zur Tage der Bergarbeiter 

Der Bundesvorstand begrüßt den neuen Tarifvertrag für den Bergbau 
sowie die für die östliche Zone getroffenen Maßnahmen zur besseren 
Lebensmittelversorgung, Erholung und Wohnungsbeschaffung für die 
Bergarbeiter. 

Der Bundesvorstand unterstützt den Appell der Bergarbeiterdelegierten- 
Konfcrenz in Münster an den Weltgewerkschaftsbund und schließt sich 
der Forderung der Bergarbeiter an der Ruhr auf Durchführung des 
Mitbestimmungsrechtes der Gewerkschaften und Betriebsräte an. 

Er wendet sich in aller Schärfe gegen die in der Öffentlichkeit von 
bestimmter Seite gegen die Bergarbeiter des Ruhrgebietes erhobenen 
Vorwürfe und stellt fest, daß die Bergarbeiter ihre Kräfte bis zur 
Erschöpfung angespannt haben. Die Bergarbeiter verlangen dort aber 
mit Recht bei Fortführung ihrer Arbeit eine angemessene Verpflegung, 
ausreichende Löhne und Leitung der Bergwerke durch antifaschistische 
demokratische Kräfte und die Übereignung der Bergwerke an die 
deutschen Selbstverwaltungen. 

Vorstandssitzung am 28729. November 1946 


Hochschulstudium für Unbemittelte 

Die von den Gewerkschaften und den antifaschistischen Parteien ge¬ 
forderte und von den Provinzial- und Landesregierungen in die Wege 
geleitete Hochschulreform ist eine zum Neuaufbau des demokratischen 
Staatswesens unerläßliche Maßnahme von größter öffentlicher Bedeutung. 
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Sie setzt Schulgeldfreiheit und Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an 
geeignete unbemittelte Studienanwärter voraus. Zu ihrer Durchführung 
müssen deshalb öffentliche Mittel in ausreichendem Maße zur Verfügung 
gestellt werden. Nur auf diesem Wege kann die Gewähr für ein stetiges 
erfolgreiches Studium der sozial ungünstig gestellten Studierenden er¬ 
reicht werden. Die Inanspruchnahme von Organisationen (Gewerk¬ 
schaften, Parteien) für die Finanzierung des Studiums und die Aufbrin¬ 
gung der Mittel durch öffentliche Sammlungen, Übernahme von Paten¬ 
schaften durch Betriebe usw. kann nur als zusätzliche Hilfsmaßnahme in 
Betracht gezogen werden. Sollten die ganzen oder der Hauptteil der 
Kosten auf diesem Wege aufgebracht werden, so würde dies eine Sonder¬ 
besteuerung derjenigen Volksteile bedeuten, die bereits in erheblich 
höherem Maße als andere Volksschichten geistige und materielle Opfer 
für den Wiederaufbau auf sich genommen haben. Durch die Ungewiß¬ 
heit der Ergebnisse solcher Appelle an die Gebefreudigkeit einzelner 
und der Organisationen würde feiner eine große Unsicherheit in die 
Kreise der unbemittelten Studierenden getragen werden, so daß der 
Zweck der Hochschulreform in Frage gestellt sein würde. 'Der FDGB 
richtet deshalb das dringende Ersuchen an alle in Frage kommenden 
Behörden und auch an die Besatzungsmächte, im Interesse des staatlichen 
und geistigen Wiederaufbaus die Bereitstellung ausreichender öffent¬ 
licher Mittel für die Durchführung der demokratischen Hochschulreform 
zu ermöglichen. 

Vorstandssitzung am 29./30. Juli 1946 


Iticlitliiiicn für die Durchführung der Scliiilungs- 

und Bildungsarbeit 

Die Durchführung der gewerkschaftlichen Schulungs- und Bildungs¬ 
aufgaben ist grundsätzlich eine Angelegenheit des Bundes, ist eine Ge- 
meinschaftsaufgabe. An der Eriüllung dieser Gemeinschaftsaufgabe 
haben neben den direkten Bundesorganen (Orts-, Kreis- und Landesaus¬ 
schüsse des FDGB und Vorstand des FDGB) auch die Industriegewerk¬ 
schaften mitzuwirken. Ihre Tätigkeit wird hierbei folgende Gebiete um¬ 
fassen : 

1. Alle von den Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaften getrof¬ 
fenen allgemeinen Veranstaltungen (Mitglieder- und Betriebsver¬ 
sammlungen, Verbandstagungen usw.) sind 

I. der Erziehung der Arbeiterschaft im Geiste des Antifaschismus, 
des demokratischen Fortschritts und zur Erkenntnis ihrer 
sozialen Lage sowie zur Solidarität, 

II. dem Kampf gegen die faschistische Ideologie und alle militari¬ 
stischen und imperialistischen Tendenzen, 

III. der gewerkschaftlichen Aufklärung der Mitglieder sowie ihrer 
Erziehung zu aktiven Vertretern der gewerkschaftlichen Forde¬ 
rungen und Ziele 
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dienstbar zu machen. Die Verbreitung des gewerkschaftlichen Ge¬ 
dankengutes, die Propagierung der gewerkschaftlichen Forderungen 
und Auffassungen sowie die Werbung für die Gewerkschaften 
(für die Industriegewerkschaften im besonderen und für die ge¬ 
werkschaftliche Gesamtbewegung im allgemeinen) muß ständig 
erfolgen. Die für die allgemeine Aufklärung und Werbungsarbeit 
notwendigen generellen Richtlinien und Materialien werden vom 
FDGB (Bundesvorstand und Provinzial- bzw. Landesvorstand) her¬ 
ausgegeben. 

2. Die von den Bundesorganen durchzuführenden Schulungs- und 
Unterrichtsveranstaltungen für Gewerkschaftsfunktionäre und Be¬ 
triebsräte bedürfen der Ergänzung durch die Industriegewerk¬ 
schaften und Gewerkschaften. Sie können im Einvernehmen mit dem 
FDGB besondere Funktionärkurse durchführen oder die Kurse des 
FDGB durch zusätzlichen Unterricht ausgestalten. Es werden vor¬ 
nehmlich die von den Sonderverhältnissen der Industrie, der Ver¬ 
waltung oder des Berufs bestimmten Gegenstände sein, die von den 
IG bzw. Gew. speziell zu behandeln sind. Es kommen die Spezial¬ 
fragen aus dem Gebiet der Betriebswirtschaft, der Lohn- und Tarif¬ 
politik, des Arbeitsrechts, des Arbeitsschutzes und der Unfallver¬ 
hütung sowie Verbandsgeschichte, Berufsinternationale und der¬ 
gleichen in Betracht. Die Einrichtung von Gewerkschaftsschulen ist 
eine ausschließliche Angelegenheit des FDGB. Im Rahmen dieser 
Schulen können aber besondere Unterrichtsveranstaltungen für ein¬ 
zelne Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaften durchgeführt 
werden. 

3. Die Pflege der Berufs- und Fachbildung im Rahmen der gewerk¬ 
schaftlichen Tätigkeit erfolgt durch die Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften. Sie haben die Verpflichtung, für einen den 
wirtschaftlichen und sozialen Anforderungen entsprechenden Stand 
der Berufsausbildung und der Nachwuchsschulung in ihrem Organi¬ 
sationsgebiet zu sorgen; sie haben daran mitzuarbeiten, daß die 
notwendigen Umschulungs- und Anlernmaßnahmen durchgeführt 
werden und daß befähigten Kräften der Aufstieg im Beruf ermög¬ 
licht wird. 'Der Auswahl geeigneter Mitarbeiter für alle Gebiete der 
Berufsausbildung sowie für das Berufs- und Fachschulwesen haben 
die IG und Gew. besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

Die Industriegewerkschaften und Gewerkschaften können ihre 
Aufgabe durch eigene Veranstaltungen berufsbildender Art sowie 
durch Mitarbeit an Einrichtungen öffentlicher Organe und Verwal¬ 
tungen durchführen. Derselbe Grundsatz gilt für die Herausgabe 
von Fachzeitschriften und -literatur. Wird die Herausgabe von 
Fachzeitschriften und Fachliteratur durch die Gewerkschaften für 
notwendig gehalten, so hat dies durch den Zonenvorstand der Indu¬ 
striegewerkschaften bzw. Gewerkschaften zu geschehen. Mil dem 
Vorstand des FDGB ist hierüber eine Verständigung herbeizuführen. 

4. Die Mitarbeit an der Gestaltung des öffentlichen Schulwesens (ein¬ 
schließlich Beru's- und Fachschulen) ist Aufgabe des FDGB (Bundes¬ 
vorstand und Provinzial- bzw. Landesvorslände). Durch enge Zu- 
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sammenarbeit zwischen den Abteilungen Schulung und Bildung der 
Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaften und des Vorstandes 
des FDGB bzw. der Provinzial- und Landesvorslände muß bei allen 
in Frage kommenden Körperschaften eine auch den fachlichen Ge¬ 
sichtspunkten entsprechende gewerkschaftliche Vertretung erreicht 
werden. Funktionäre der Industriegewerkschaften und Gewerk¬ 
schaften sind im gegebenen Falle mit der Vertretung des FDGB zu 
beauftragen. 

5. Bei der Förderung der kulturellen Bestrebungen für die Werk¬ 
tätigen haben die Industriegewerkschaften und Gewerkschaften eine 
starke Mitwirkungsmöglichkeit. Es wird ihre besondere Aufgabe 
sein, die Kulturarbeit in den Betrieben anzuregen und planmäßig 
auszugestalten. Deshalb sind die Betriebsgewerkschaftsleitungen zu 
verpflichten, Kulturobleute bzw. Kulturkommissionen einzusetzen, 
für deren Tätigkeit besondere Richtlinien durch den FDGB auf¬ 
gestellt werden. 

6. Der FDGB hat die Schaffung einer Film- und Lichtbildzentrale beim 
Vorstand des FDGB in Aussicht genommen. Ihre Aufgabe soll sein: 
Herstellung und Beschaffung von Filmen, Lichtbildreihen, die für 
gewerkschaftliche Veranstaltungen in Betracht kommen, Beschaffung 
von Vorführgerät, Durchführung eigener Veranstaltungen im Ein¬ 
vernehmen mit den Bezirken und Verbänden bzw. Verleih von 
Filmen und Lichtbildreihen. Bei der Einrichtung der Film- und 
Lichtbildzentrale wird mit den Industriegewerkschaften und Ge¬ 
werkschaften Art und Form der Zusammenarbeit festgelegt werden. 

7. (Die Abteilung Schulung und Bildung beim Vorstand des FDGB und 
bei den Provinzial- und Laudesvorsländen werden ihre Tätigkeit in 
engster Zusammenarbeit mit den entsprechenden Abteilungen der 
Industriegewerkschaften und Gewerkschaften ausüben. In dieser 
Zusammenarbeit soll durch Verständigung eine weitgehende Ar¬ 
beitsteilung erreicht werden, die es dem FDGB ermöglicht, für die 
verschiedenartigsten Arbeitsgebiete des kulturellen Lebens aus 
dem gesamten Mitarbeiterkreis heraus gut informierte Spezialisten 
als seine Vertreter zu benennen. 

Vorstandssitzung am 29./30. Juli 194G 


Stellungnahme zu den Gemeindewalilen 

Nach einem Referat des 2. Bundesvorsitzenden Bernhard Göring über 
die Bedeutung der Gemeindewahlen für die Arbeit der Gewerkschaften 
beschloß der Bundesvorstand, die Funktionäre und Mitglieder der Ge¬ 
werkschaften aufzufordern, sich an den Wahlvorbereitungen aktiv zu 
beteiligen. Den Funktionären und Mitgliedern, die den antifaschistischen 
Parteien angehören, wird empfohlen, sich in ihren Parteien für die 
Wahlarbeit zur Verfügung zu stellen. 



Die Freien Gewerkschaften sind daran interessiert, daß Kandidaten 
aufgestellt und gewählt werden, die Gewähr für einen lorlschrittlichen 
Aufbau der Gemeinden im Geiste der demokratischen Selbstverwaltung 
bieten. 


Entschließung zu den Gemeindewahlen 

In den Monaten September und Oktober finden in der sowjetisch be¬ 
setzten Zone und in Berlin die ersten demokratischen Gemeindewahlen 
statt. 

Die Freien Gewerkschaften haben in den ersten 15 Monaten nach der 
Niederzwingung des Hitlerregimes durch die alliierten Besatzungsmächte 
bei der Durchführung der gewerkschaftlichen Aufgaben, bei der Mit¬ 
arbeit am Wiederaufbau der Wirtschaft, bei der Wiederingangsetzung 
der öffentlichen Betriebe, beim Neuaufbau der Verwaltungen festgestellt, 
daß diese Arbeit nur erfolgreich geleistet werden konnte, wenn die fort¬ 
schrittlichsten, aktivsten Kräfte in den Selbstverwaltungsorganen der 
Gemeinden, der Kreise, Provinzen und Ländor diese Arbeit förderten. 

Die kommenden Monate stellen erhöhte Anforderungen an alle aufbau¬ 
willigen Kräfte des ganzen Volkes. Es gilt, die bisher geleistete Arbeit 
zu sichern und auszubauen. 

Es muß in den Gemeinden 
der Wohnungsbau gefördert werden, 
die Ernährung gesichert werden, 

für Kleidung, vor allem Arbeitskleidung und Schuhe, gesorgt werden, 
Vorbereitungen für Beschaffung von Hausbrand für Schulen, Kranken¬ 
häuser und Privathaushalte getroffen werden, 

Hilfe für die Umsiedler, für die Arbeitsinvaliden, für die heimkehrenden 
Kriegsgefangenen geleistet werden, 

das Gesundheitswesen und die Sozialfürsorge verbessert werden, 
die Kultur- und Bildungsarbeit gefördert werden, 

Mithilfe bei der Jugendfürsorge und Jugendbetreuung geleistet werden. 

Die Gewerkschaften sind an der Erfüllung dieser Forderungen im 
Interesse ihrer Millionen Mitglieder allerslärkstens interessiert. 

Die Zusammensetzung der kommenden Gemeindevertretungen ist ent¬ 
scheidend für die Durchführung dieses Programms. Nur eine echte, demo¬ 
kratische, fortschrittliche Gemeindevertretung leistet hierfür Garantie. 

Der Vorstand des FDGB fordert daher seine Funktionäre und Mit¬ 
glieder auf, sich an den Wahlvorbereitungen aktiv zu beteiligen. Er 
empfiehlt allen Mitgliedern, sich ihren antifaschistischen Parteien für 
die Wahlarbeit zur Verfügung zu stellen und dafür zu sorgen, daß gute 
Gewerkschafter für die Aufstellung der Kandidatur mit berücksichtigt 
werden. Er wendet sich an alle Mitglieder des FDGB und erwartet von 
ihnen, daß sie ihre Stimmen den entschiedensten Antifaschisten, den 
aktiven Kämpfern für Freiheit, Frieden und Gerechtigkeit, geben. 

Vorstandssitzung am 29./30. Juli 1946 
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Sitzung des Bundesvorstandes 








Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen 

und Reelltsschutz 

A. Allgemeines 

1. Unterstützungen können nur nach den Richtlinien des Vorstandes des 
FDGB gezahlt werden. 

2. Unterstützungen können gewährt werden, wenn bei 'Eintritt des Unter¬ 
stützungsfalles die für den Bezug der Unterstützung vorgeschriebene un¬ 
unterbrochene Mitgliedszeit und Beitragszahlung zurückgelegt worden ist. 

Der Unterstützungsfall tritt ein bei der Gemaßregeltenunterstützung mit 
Ablauf derZeit, für die Lohn oder Gehalt gezahlt wird; bei den übrigen 
Unterstützungen mit dem Eintritt des Ereignisses. 

3. Die Beiträge, die Lehrlinge, Jugendliche und Studierende in der für 
sie festgesetzten Höhe gezahlt haben, werden bei der Berechnung der Mit¬ 
gliedszeit angerechnet. 

Verwaltungsbeiträge (bei Krankheit und Arbeitslosigkeit = 10 Pf.) 
kommen nicht zur Anrechnung. 

4. Abfindungen oder andere Entschädigungen, die als Lohn oder Gehalt 
gelten, werden entsprechend dem zuletzt bezogenen Lohn oder Gehalt 
angerechnet. 

5. Die Unterstützungen werden nach dem Durchschnitt der letzten 
26 Wochenbeiträge berechnet. 

6. Die Unterstützungen sind mit den vorgesehenen Vordrucken beim 
Ortsvorstand des FDGB zu beantragen. 

Die Vordrucke müssen genau ausgefüllt und mit der eigenhändigen 
Unterschrift des Antragstellers versehen sein. 

7. Dem Anträge sind die Mitgliedskarten, aus denen die Beitrags¬ 
zahlungen der letzten 26 Wochen vor dem Eintritt des Unterstützungs¬ 
falles zu ersehen sind, beizufügen. 

8. Die Unterstützungen sind- innerhalb der für die einzelnen Unter¬ 
stützungen vorgesehenen Fristen zu beantragen. Der Antrag gilt erst 
dann als gestellt, wenn der ausgefüllte Vordruck mit den notwendigen 
Unterlagen dem Ortsvorstand des FDGB übergeben worden ist. 

9. Die Unterstützungen werden nachträglich ausgezahll; sie verfallen, 
wenn sie nicht innerhalb einer Woche nach dem Fälligkeitstage erhoben 
worden sind. 

10. Von der auszuzahlenden Unterstützung werden die rückständigen 
Beiträge in Abzug gebracht. 

11. Der Unterstützungsanspruch besteht nicht, wenn ein Beitrags¬ 
rückstand von über 8 Wochen vorliegt oder wenn die Beiträge in einer 
niedrigeren als dem Einkommen entsprechenden Beitragsklasse gezahlt 
worden sind. 

Ein Unterstützungsanspruch besteht bei einem Beitragsrückstand erst 
wieder für solche Unterstützungsfälle, die 8 Wochen nach erfolgter Zahlung 
der rückständigen Beiträge ein treten. 

Bei einer zu niedrigen Beitragszahlung können Unterstützungen erst 
wieder gewährt werden für solche Unterstützungsfälle, die erneut ein- 
treten. nachdem für mindestens 13 Wochen dem Einkommen entsprechende 
Beiträge gezahlt worden sind. 



In Härtefällen oder beim Vorliegen besonderer Umstände kann der 
Vorstand auf Antrag des Mitgliedes die Unterstützung ausnahmsweise 
gewähren.' 

12. Ein klagbares Recht auf die Unterstützungseinrichtungen des Bundes 
besteht nicht. 

B. Streikunterstützung 


Bei ordnungsgemäß beschlossenen Arbeitseinstellungen kann Streik¬ 
unterstützung gewährt werden. Die Höhe der Streikunterstützung beträgt 
pro Streiktag: 



Beitrag 

nach 

nach 

nach 

nach 

Klasse 

pro Woche 

13 Wochen 

52 Wochen 

15(5 Wochen 

2C0 Wochen 


RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

1 

0,30 

1- 

1,50 

2- 

2,50 

2 

0,40 

1,25 

1,75 

2.25 

2,75 

3 

0,50 

1,50 

2- 

2.50 

3,— 

4 

0,60 

1,75 

2,25 • 

2,75 

3,25 

5 

0,70 

2,— 

2,50 

3- 

350 

6 

0,80 

2,25 

2,75 

3,25 

3,75 

7 

0,90 

2,50 

3- 

3,50 

4,— 

8 

1- 

2,75 

3,25 

3.75 

4,25 

9 

1,25 

3- 

3,50 

4- 

4,50 

10 

1,50 

3,25 

3,75 

4,25 

4,75 

11 

1,75 

3,50 

4,— 

4,50 

5.— 

12 

2- 

3,75 

4,25 

4.75 

6,“ 


Jugendliche mit einem wöchentlichen Beitrag von 10 Pf. erhalten als 
Streikunterstützung 0,50 RM pro Tag. 

Für jedes unterhaltspflichtige Kind wird in jeder Beitragsklasse ein 
Zuschlag von 0,50 RM pro Streiktag gezahlt. 

Verheiratete erhalten für den nichterwerbstätigen Ehegatten einen Zü¬ 
sch lag von 0,75 RM pro Tag. 

Der tägliche Unterstützungssatz (einschließlich der Zuschläge) darf den 
durchschnittlichen Tagesverdienst nicht übersteigen. 

C. Ausspcrrungsunterstiitzung 

v 

Bei Aussperrungen finden die Bestimmungen über die Zahlung der 
Streikunterstützung sinngemäß Anwendung. Die Unterstützung wird in 
gleicher Höhe wie die Streikunterstützung gewährt. 

I). Gcniaßregeltcnuntcrstützung 

1. Mitglieder, die wegen ihres Eintretens für die Gewerkschafts¬ 
bewegung und ihre Ziele oder einer im Aufträge der Gewerkschaften 
ausgeübten Funktion gemaßregelt werden, können eine Gemaßregelten- 
unterstützung erhalten. 

Ob eine Maßregelung vorliegt, entscheidet der Vorstand des FDGB im 
Einvernehmen mit dem Vorstand der zuständigen Industriegewerkschaft 
bzw. Gewerkschaft. 

2. Höhe und Dauer der Gemaßregeltenunterstützung werden vom Vor¬ 
stand des FDGB von Fall zu Fall festgesetzt. Sie wird unabhängig von der 
Dauer der Mitgliedschaft gewährt. 
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3. Die Gemaßregeltenimterstützung ist innerhalb einer Woche nach 
der Maßregelung, also nach erfolgter Entlassung, zu beantragen. Dem 
Anträge ist ein ausführlicher Bericht über die Maßregelung beizufügen. 

4. Die Gemaßregeltenunlerstützung wird bei rechtzeitiger Antragstellung 
vom ersten Tage der Maßregelung ab gewährt. Bei einer späteren Be¬ 
antragung wird sie erst vom Tage der Antragstellung ab gewährt. 

5. Mitglieder, die sich ohne triftigen Grund weigern, eine ihnen nach¬ 
gewiesene und ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit anzunehmen, ver¬ 
lieren den Anspruch auf die Gemaßregelleimnlerstützung. 

6. Während einer Aushilfsbeschäftigung ruht die Unterstützung. Wer 
eine Aushilfebeschäftigung verschweigt, verliert alle Rechte auf diese 
Unterstützung. 

7. Die Beendigung der Arbeitslosigkeit ist dem Ortsvorstand des FDGB 
sofort zu melden. 

13. Inhaftiertenunterstützung 

Werden Mitglieder, die wegen Eintretens für die Gewerkschafts¬ 
bewegung und ihre Ziele oder einer im Aufträge der Gewerkschaften 
ausgeübten Funktion inhaftiert, so kann den Angehörigen eine Unter¬ 
stützung gewährt werden. 

Die Bestimmungen über die Gemaßregeltenunlerstützung finden bei 
der Inhaftierteminterstützung sinngemäße Anwendung. 

F. Rechtsschutz und Rcchtsheratung 

1. Für Streitigkeiten, die aus dem Arbeitsverhällnis, bei Ausübung der 
beruflichen Tätigkeit, aus der Sozialversicherung oder in Wahrnehmung 
berechtigter Organisalionsinteressen nach 13wöchiger Mitgliedschaft und 
Beitragszahlung entstanden sind, wird den Mitgliedern Rechtsberatung 
gewährt; außerdem kann ihnen auf Antrag Rechtsschutz gewährt werden, 
ln den Fällen, die auf Grund der Wahrnehmung berechtigter Organisations- 
interessen zur Klage führen, kann von der 13wöchigen Wartezeit ab¬ 
gesehen werden. 

2. Der Antrag auf Rechtsschutz ist vor dem Beschreiten des Rechtsweges 
unter Beifügung aller zur Beurteilung des Falles notwendigen Unterlagen 
bei dem Ortsvorsland der Industriegewerkschaft bzw. Gewerkschaft zu 
stellen. 

3. Der Rechtsschutz schließt die Bezahlung der Gerichts- und Anwalls¬ 
kosten ein. Das Mitglied tritt den Anspruch auf Erstattung dieser Kosten 
an den Vorstand des FDGB ab. Der Vorstand des FDGB wählt den Pro¬ 
zeßvertreter des Mitgliedes aus. 

4. Rechtsschutz kann auch den Hinterbliebenen eines verstorbenen 
Mitgliedes gewährt werden, wenn es sich noch um Lohn- oder Gehalts- 
fordeningen oder um eine Wahrnehmung von Rechten handelt, die der 
hinterbliebenen Witwe oder deren unmündigen Kindern aus der Sozial¬ 
versicherung erwachsen. Der Antrag auf Rechtsschutz muß von den Hinter¬ 
bliebenen spätestens drei Monate nach dem Tode des Mitgliedes bei dem 
Orlsvorstand des FDGB eingereicht werden. 



G. Sterbegeld 

1. Beim Tode eines Mitgliedes, das im FDGB eine 52wöchige Mitglied¬ 
schaft und Beitragszahlung zurückgelegt hat, kann den Hinterbliebenen 
Sterbegeld gewährt werden. 

2. Das Sterbegeld wird an die Hinterbliebenen gezahlt, die mit dem 
Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder denen der 
Verstorbene Unterhalt gewährte oder von denen er Unterhalt bezog. Es 
kann auch anderen Personen gezahlt werden, wenn sie die Bestattungs¬ 
kosten getragen haben, jedoch nur bis zur Höhe der tatsächlichen Kosten. 

3. Das Sterbegeld ist spätestens drei Monate nach dem Todesfall unter 
Vorlage einer amtlichen Sterbeurkimde beim Ortsvorstand des FDGB zu 
beantragen. Später gestellte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

4. Das Sterbegeld beträgt in: 



Beitrug 

nach 

na-ch 

nach 

Klasse 

pro Woche 

52 Wochen 

104 Wochen 

200 Wochen 


RM 

RM 

RM 

RM 

1 

0,30 

20,- 

25,- 

35 — 

2 

0,40 

25,- 

30,— 

40,— 

3 

0.50 

30,- 

35,— 

45,- 

4 

0,60 

35,- 

40,- 

50 — 

5 

0,70 

40,- 

45- 

00,— 

6 

0,80 

45,- 

50- 

60 — 

7 

0,90 

50,- 

55,— 

• 65,- 

8 

i- 

55,- 

65 — 

75- 

9 

1,25 

65,- 

75,- 

90 — 

10 

1,50 

75,- 

85,- 

100,— 

11 

1,75 

85,— 

100,- 

125 — 

12 

2,- 

100,— 

125,— 

150 — 


H. Unfallsterbegehl 

1. Ist der Tod des Mitgliedes die unmittelbaro Folge eines Unfalls, so 
kann den Hinterbliebenen ohne Wartezeit ein Unfallsterbegeld gewährt 
werden. 

Die unmittelbare Folge liegt vor, wenn der Tod in einem Zeitraum 
von 4 Wochen nach dem Unfall eintritt. 

2. Das Unfallsterbegeld beträgt in allen Beitragsklassen 200,— RM. 

3. Dem Anträge auf Unfallsterbegeld ist eine Abschrift des von der 
Polizeibehörde angenommenen Berichts über den Unfall beizufügen. 

4. Im übrigen gelten die für den Bezug des Sterbegeldes vorgesehenen 
Bedingungen auch für den Bezug des Unfallsterbegeldes. 


J. Inkrafttreten der Richtlinien 

Diese Richtlinien sind ein Bestandteil der „Vorläufigen Satzung des 
FDGB“. Sie treten am 1. Dezember 1946 in Kraft. 

Vorstandssitzung am 2S./29. November 1946 
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Sti'cikordnung des FDGB 


Der Streik ist die stärkste Waffe der Gewerkschaftsbewegung zur Ver¬ 
tretung der Interessen zur Besserung der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage der Werktätigen, wie sie sich aus den Grundsätzen und Forderungen 
des FDGB ergeben. Das Streikrecht wird von der Gewerkschaftsbewegung 
im Kampf gegen das kapitalistische Unternehmertum und die Begleit¬ 
erscheinungen der kapitalistischen Verhältnisse angewandt. 

Das Streikrecht gehört zu den entscheidenden gewerkschaftlichen 
Grundrechten, über dessen Anwendung sie nach den Grundsätzen des 
demokratischen Bestimmungsrechts selbst entscheiden. 

Die Anwendung des Streiks erfolgt, nachdem alle anderen Mittel zur 
Erreichung des gesteckten Zieles erschöpft sind. 

Für die Durchführung von Streiks hat die nachstehende Streikordnung 
Geltung. Sie ist verbindlich für alle Industriegewerkschaften bzw. Ge¬ 
werkschaften des FDGB. Vor Aufnahme von Streiks in lebenswichtigen 
Betrieben ist jedoch neben Zustimmung des zuständigen Zentralvorslandes 
der Industriegewerkschaft bzw. Gewerkschaft auch die Zustimmung des 
Vorstandes des FDGB einzuholen. 


I. Beschlußfassung über den Streik 

1. Die Vorbereitung des Streiks ist von der Betriebsgewerkschafts¬ 
gruppe in engster Zusammenarbeit mit der zuständigen Gewerk¬ 
schaftslei tung vorzunehmen. 

2. Die betriebliche Beschlußfassung über den Streik ist in geheimer 
Abstimmung vorzunehmen; jedoch kann von dem zuständigen 
Zentralvorstand der Industriegewerkschaft bzw. Gewerkschaft in 
besonderen Fällen ein anderer Abstimmungsmodus beschlossen 
werden. 

3. Eine besondere Betriebsversammlung ist einzuberufen, die nur be¬ 
schlußfähig ist, wenn mindestens 3 /*i der für den Streik in Betracht 
Kommenden anwesend sind. Der Beschluß, in den Streik zu treten, 
muß von der Mehrheit der Belegschaft gefaßt werden. 

4. Vor der endgültigen Beschlußfassung über einen Streik und über 
den Beginn desselben ist die Zustimmung des Zenlralvorstandes 
der Industriegewerkschaft bzw. Gewerkschaft oder der Beauftragten 
des Zentralvorstandes einzuholen. Der Zentralvorstand hat dem 
Vorstand des FDGB vor der Einleitung des Streiks Kenntnis zu 
geben. 

II. Durchführung von Streiks 

1. Nachdem der Streik beschlossen ist, wählen sich die Streikenden 
eine Streikleitung. 

2. Die Streikleitung übernimmt die Führung des Streiks im Zu¬ 
sammenwirken mit den zuständigen Industriegewerkschaften bzw. 
Gewerkschaften. Sie achtet auf die Einhaltung der Slreikvor- 
schriften und ist den gewerkschaftlichen Organen verantwortlich. 
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3. Verhandlungen mit den Unternehmern werden durch die Streik¬ 
leitung iim Zusammenwirken mit den zuständigen gewerkschaft¬ 
lichen Organen oder ihren Beauftragten geführt. 

4. Streikende, die die Streikvorschriften nicht beachten, haben keinen 
Anspruch auf Unterstützung. 

5. Werden von seiten des bestreikten Unternehmens während des 
Streiks zu den gestellten Forderungen Zugeständnisse gemacht, 
so ist die Streikleitung verpflichtet, den Streikenden davon Kennt¬ 
nis zu geben und eine Stellungnahme der Streikenden herbei¬ 
zuführen. Abschnitt I Ziffer 3 gilt sinngemäß. 

6. Der Streik kann mit einfacher Stimmenmehrheit der Streikenden 
beendet werden. Abschnitt I Ziffer 3 gijl sinngemäß. 

7. Nach Beendigung des Streiks hat die Streikleitung den zuständigen 
Zentralvorständen der Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaf¬ 
ten einen abschließenden Bericht zu geben, der eine Übersicht 
über den Verlauf des Streiks und sein Ergebnis enthält. Die 
Zentralvorstände der Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaften 
erstatten dem Vorstand des FDGB Bericht. 


III. Streikunterstützung 


Streikunterstützung wird auf Anforderung der Industriegewerkschaften 
bzw. Gewerkschaften durch die Hauptkasse des FDGB nach den „Richt¬ 
linien für die Gewährung von Unterstützungen und Rechtsschutz“ gezahlt. 

Vorstandssitzung am 28./29. November 1946 
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Itescliluü über einmalige Unterstützung 


1. An bedürftige ehemalige Gewerkschaftsmitglieder, die erwerbs¬ 
unfähig sind und das 65. Lebensjahr überschritten haben, kann 
eine einmalige Unterstützung in Höhe von 30,— RM gewährt wer¬ 
den, wenn sie vor dem 1. Mai 1933 mindestens 20 Jahre gewerk¬ 
schaftlich organisiert waren. Für diesen Zweck wird ein Betrag 
bis zu 1000 000 RM zur Verfügung gestellt. 

2. Die Mitgliedschaft in einer früheren Gewerkschaft muß ausreichend 
nachgewiesen werden. Kann der Nachweis über die frühere Mit¬ 
gliedschaft durch Vorlage von Mitgliedsbüchern nicht erbracht 
werden, so ist von dem Antragsteller eine eidesstattliche Versiche¬ 
rung abzugeben, aus der hervorgehen muß, in welcher- Gewerk¬ 
schaft und in welcher Zeit der Antragsteller Mitglied war. Diese 
eidesstattliche Versicherung muß von zwei Zeugen unterschrieben 
sein. 

3. Der Antrag auf die Unterstützung ist beim Ortsvorstand des FDGB 
in der Zeit vom 1. bis 30. November 1946 zu stellen. 

4. Mit dem Antrag ist der derzeitig gültige Rentenbescheid und eine 
behördliche Aufenthaltsbescheinigung vorzulegen. 

5. Die Auszahlung der Unterstützung erfolgt im Laufe des Monats 
Dezember 1946 durch die Kassen der Ortsvorstände des FDGB. 

6. Ehemalige Mitglieder der NSDAP oder ihrer Gliederungen sind 
vom Unterstützungsbezug ausgeschlossen. 

Vorstandssitzung am 2S./29. November 1946 



Aus den Aufrufen des Vorstandes 

Aufruf des Vorstandes zu den Genieindewählen 

Aktivität Lei den Gemeinde wählen! 

Gewerkschafler, Arbeiter und Angestellte! 

Die ersten demokratischen Gemeindewahlen finden in der sowjetisch 
besetzten Zone und in Berlin in den Monaten September und Oktober statt. 

Die deutschen Freien Gewerkschaften haben in den ersten fünfzehn 
Monaten nach der Niederzwingung des Hitlerregimes durch die alliierten 
Besatzungsmächle, bei der Durchführung der gewerkschaftlichen Auf¬ 
gaben, bei der Mitarbeit am Wiederaufbau der Wirtschaft, bei der 
Wiederingangsetzung der öffentlichen Betriebe und beim Neuaufbau der 
Verwaltungen lestgestellt, daß diese Arbeit nur dadurch erfolgreich ge¬ 
leistet werden könnt«, weil diese Arbeit von den demokratisch fort¬ 
schrittlichsten und aktivsten Kräften in den Solbstverwaltungsorgancn 
der Gemeinden, Länder und Provinzen auf das tatkräftigste unterstützt 
wurde. ' 

Die Gewerkschaften benötigen diese Unterstützung auch in Zukunft 
bei der Durchsetzung ihrer Ziele. Insbesondere bei der Säuberung der 
Betriebsleitungen von Faschisten und Kriegsverbrechern, der Über¬ 
eignung der Nazibetriebe an die Landes-, Provinzial- oder Stadtverwal¬ 
tungen ist 

engstes Zusammenarbeiten mit den Selbstverwaltungsorganen 
erforderlich. Das gleiche gilt für die Liquidierung der Konzerne und 
Kartelle. Auch bei der Überführung der Versorgungsbetriebe für Gas, 
Wasser und Elektrizität in die Hände der Stadt-, Gemeinde- oder 
Landesverwaltung ist eine gute Zusammenarbeit mit den Organen der 
Selbstverwaltung unerläßlich. 

Die kommenden Monate stellen erhöhte Anforderungen an alle aufbau- 
willigen Kräfte des Volkes. 

Die Gewerkschaften müssen im Interesse der Millionen ihrer Mit¬ 
glieder in Zusammenarbeit mit den Gemeinden den Wohnungsbau 
fördern, die Ernährung sichern und verbessern, für die Werktätigen 
Kleidung, besonders Arbeitskleidung und Schuhe, namentlich auch für 
den Winter Hausbrand, beschaffen. 

Die Gewerkschaften nehmen sich besonders der Umsiedler und der 
heimkehrenden Kriegsgefangenen an. Sie verlangen, 

daß die Gemeindevertretungen umfassende Hilfe leisten. 

Zur Erhaltung der Gesundheit der Schaffenden sowie zur Betreuung der 
Kranken muß das Gesundheitswesen der Gemeinden ausgebaut werden. 
Die Betreuung der Alten und Invaliden sowie der Kinder erfordert eine 
wesentliche Verbesserung der Sozialfürsorge. Die Kultur- und Bildungs¬ 
arbeit zu fördern, ist eine der Hauptaufgaben der Gemeinde. Das gilt 
auch für die Jugendfürsorge. 

Hilfe für die erwerbstätigen Frauen bei der Versorgung mit Lebens¬ 
mitteln, Schaffung von Kindergärten, Kinderhorten, Nähstuben, Wasch¬ 
anstalten und ähnlichen Einrichtungen. Mehr Frauen in verantwortliche 
Stellen in den Gemeinden! 



Die Zusammensetzung der kommenden Gemeindevertretungen ist 
entscheidend für die Durchführung dieses Programms. Nur eine 
demokratisch-fortschrittliche, antifaschistische Gemeindevertretung 

bietet hierfür Garantie. Der Vorstand des FDGB ruft daher seine Funk¬ 
tionäre und Mitglieder auf, sich aktiv an den Wahlvorbereitungen zu 
beteiligen. Er erwartet von jedem Gewerkschaftsmitglied, daß es bei 
den Gemeindewahlen seine Pflicht erkennt. 

Gewerkschafter, prüft die Programme der antifaschistischen Bewegung, 
stellt fest, ob sie für die Forderungen des FDGB auf sozial-, wirtschafts- 
und kulturpolitischem Gebiet eintreten! Kandidiert auf Wahlvorschlags¬ 
listen der antifaschistischen Bewegung, die für die 

Durchsetzung der gewerkschaftlichen Ziele 
Gewähr bieten, und setzt euch für die Wahl solcher Kandidaten ein! 
Gebt eure Stimme den entschiedensten Antifaschisten, den besten und 
ehrlichsten Arbeitern, Angestellten und Intellektuellen, den aktiven 
Kämpfern für Freiheit, Frieden und Gerechtigkeit! 

Berlin, den 30. Juli 1946 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
Der Vorstand 

Hans Jendretzky Bernhard Göring 

Ernst Lemmer 


Aufruf des Vorstandes: „Wir wollen den Frieden!“ 

Arbeiter, Gewerkschafter und Angestellte! 

Während das werktätige Volk unter großen Opfern und Entbehrungen 
am demokratischen Neuaufbau unseres, von den Kriegsverbrechern zer¬ 
störten Deutschlands arbeitet, rühren sich schon wieder reaktionäre 
Kräfte, um diese Aufbauarbeit zu untergraben und unser Volk in neues 
Unheil zu stürzen. Ihr nächstes Ziel ist, die Einheit der Arbeiterschaft 
zu zerschlagen und das deutsche Volk gegen die sowjetische Besatzungs- 
machl einzustellen. 

Eine neue Anlisowjetpropaganda in offener und versteckter Form be¬ 
dient sich der gleichen Mittel und Methoden wie die Reaktion nach dem 
ersten Weltkrieg und während des Nazismus. 

Jede Antisowjetpropaganda war und ist immer reaktionär. Auf ihren 
trüben Wellen wurde Hitler zur Macht getragen, wurde unser Volk 
in den Krieg gegen die Sowjetunion getrieben. Die Antisowjetpropaganda 
verfolgt dieselben Ziele. 

Wir Gewerkschafter wollen wie alle arbeitenden Menschen keinen 
neuen Krieg — wir wollen den Frieden! 

Wem am Schicksal unseres Volkes etwas gelegen ist, der muß darauf 
bedacht sein, daß Deutschland in Frieden und Freundschaft mit allen 
anderen Völkern lebt. Wer den Frieden und die Freundschaft mit den 
anderen Völkern stört, treibt unser Volk in den völligen Untergang. 

Die sowjetische Besatzungsmacht hat unserem Volke in der östlichen 
Zone die Möglichkeit freier demokratischer Wahlen gegeben. Diese 
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ersten demokratischen Wahlen sollen den Beweis unseres friedlichen 
und demokratischen Aufbauwillens erbringen. Diese Wahlen zu sabo¬ 
tieren durch die Abgabe ungültiger Stimmen, wozu in diesen Tagen 
öffentlich aufgefordert wurde, bedeutet, den reaktionären, monopoli¬ 
stischen, militaristischen und nazistischen Kräften in die Hände zu 
arbeiten. 

Es bedeutet weiter, die Arbeiterklasse und die Schaffenden zur poli¬ 
tischen Passivität zu rufen, einer Passivität, die seinerzeit die deutsche 
Arbeiterklasse politisch gelähmt hat und so die Voraussetzung schuf, 
daß Hitler zur Macht kam. 

Wer gegen die junge deutsche Demokratie ist, wer gegen die Demo¬ 
kratisierung des öffentlichen Lebens ist, der wird sich diese Parole zu 
eigen machen. 

Ungültigmachung der Stimmzettel heißt aber, der Reaktion in jeder 
Gestalt die Möglichkeit zu geben, sich hinter dieser Parole zu ver¬ 
stecken. Jeder Feind der Demokratie, jeder Reaktionär, jeder Nazist 
und jeder geiarnte Kriegsverbrecher, für den es keine Partei mehr gibt, 
die ihm reaktionär und nazistisch genug wäre, wird dieser Parole mit 
Freude Folge leisten. 

Wer also Walilsabotage begeht und einen ungültigen Stimmzettel ab¬ 
gibt, leistet den Reaktionären und faschistischen Elementen Hilfeleistung. 
Er untergräbt die Erfolge unserer gewerkschaftlichen Arbeit auf dem 
Gebiet des demokratischen Wirtschaftsaufbaus, dessen Erfolge zum Aus¬ 
druck kommen im Koalitionsrecht, dem Tarifrecht, der Sozialversiche¬ 
rung, dem Arbeitsschutz und der erst kürzlich erfüllten gewerkschaft¬ 
lichen Forderung: „Gleicher Lohn für gleiche Leistung für Frauen und 
Jugendliche.“ 

Wir rufen daher alle Gewerkschafter, alle am Aufbau tätigen Männer, 
Frauen und Jugendliche auf, offen und entschieden gegen jegliche Pro¬ 
paganda und Ungültigmachung der Stimmzettel aufzutreten. Laßt nicht 
zu,- daß durch solche Machenschaften unsere bisherigen gewerkschaft¬ 
lichen ‘Errungenschaften gefährdet werden! 

Entscheidet euch für die Kandidaten, die für die Forderungen des 
FDGB auf sozial-, wirtschafts- und kulturpolitischem Gebiet eintreten! 

Wer der Reaktion hilft, schadet Deutschland! 

Gebt eure Stimme bei der Wahl den aktivsten, zuverlässigsten und 
entschiedensten Antifaschisten! 

Wählt die besten und ehrlichsten Arbeiter, Angestellten und Intellek¬ 
tuellen in die Gemeindevertretung! Nützt euer demokratisches Wahl¬ 
recht positiv aus für den demokratischen Aufbau, für Frieden, Freiheit 
und Gerechtigkeit! 

Berlin, den 23. August 1946 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
Der Vorstand 

Hans Jendretzky Bernhard Göring 

Emst Lemmer 
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Aufruf des ri)GB zu den Lund- und Kreist agswalilcu 


Gewerkschaf lerl 

Männer und Frauen des werktätigen Volkes! 

Die Gemeindewahlen in der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 
sind abgeschlossen. Mehr als 90 Prozent der Wahlberechtigten haben 
von ihrem demokratischen Wahlrecht Gebrauch gemacht. Funktionäre 
und Mitglieder des FDGB haben der Aufforderung des Bundesvorstandes 
Folge geleistet und sich tatkräftig für die Durchführung dieser Wahlen 
eingesetzt. 

Rund 57% der Stimmen wurden für die SED, 

18% für die CDU und 
21% für die LDP abgegeben. 

Führende Gewerkschaftsfunktionäre sind in die Gemeindevertretungen 
gewählt und werden die vom FDGB aufgestellten Forderungen vertreten. 
Aktive Kommunalpolitik in fortschrittlichem Geist ist durejj den Ausgang 
dieser Wahlen gewährleistet. Die erste Etappe des Kampfes um die 
demokratische Selbstverwaltung des deutschen Volkes in der Ostzone ist 
beendet. 

Am 20. Oktober werden nunmehr in den Ländern Sachsen. Thüringen, 
Mecklenburg-Vorpommern und in den Provinzen Brandenburg und 
Sachsen die Landtags- und Kreistagswahlen slattfinden. Die staatspoli¬ 
tische Grundlage einer vom Volk getragenen demokratischen Selbstver¬ 
waltung in den Ländern und Kreisen soll damit geschaffen werden. 

Es geht nun um die Zusammensetzung der Länderparlamente! 

Die Entscheidung des Wählers bestimmt die künftige Zusammensetzung 
der Länderverwaltungen in einem Drittel deutschen Landes. Parlament 
und Länderverwaltung aber werden die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Gesetze erlassen, von denen die Lage des Volkes, vor allem 
die Lebenslage der Werktätigen abhängig ist. 

Von Parlament und Landesverwaltung hängt auch die Leistung der 
Betriebe, die jetzt Volkseigentum geworden sind, ab. 

Gewerkschafter! 

Aus diesem Grunde müßt ihr auch in dem kommenden Wahlkampf 
eure Pflicht tun und eure Kraft der Wahlarbeit zur Verfügung stellen 1 

Jeder Funktionär, jedes Mitglied muß sich seiner Verantwortung 
gegenüber der deutschen Arbeiterklasse und dem ganzen Volke bewußt 
sein! Jetzt noch stärkeren Einfluß nehmen auf die Vorbereitungen zu 
den Wahlen. 

Keine Kandidatenliste ohne Gewerkschaftsfunktionäre 

an führender Stelle! 

Verlangt von den antifaschistischen Parteien und von ihren Kandidaten 
ein klares Bekenntnis zu den gewerkschaftlichen Forderungen: 
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Kampf den Kriegsverbrechern! 

Kampf der Reaktion! 

Sicherung der Einheit Deutschlands! 

Sicherung der Grundrechte des werktätigen Volkes! 

Auflösung der Monopole, Truste und Syndikate! 

Entfernung der reaktionären Leitungen aus allen Positionen der 
Wirtschaft! 

Steigerung der Produktion für die Friedenswirtschaft! 

Kontrolle der Übernahme der Betriebe der aktiven Nazis und 
Kriegsverbrecher durch die Selbstverwaltungsorgane! 

Abwehr aller reaktionären Versuche, sich in den enteigneten Be¬ 
trieben Positionen zu schaffen, um die Produktion dadurch zu 
stören! 

Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaften auf demokratischer 
Grundlage in allen Organen der wirtschaftlichen Selbstverwaltung, 
in der Produktion, der Preisgestaltung und der Verteilung der 
Waren! 

Ausbau der sozialen Gesetzgebung, 
des Arbeitsrechtes und des Betriebrechtes, 
des Arbeitsschutzes, insbesondere für Frauen und Jugendliche, 
der Fürsorge für Arbeitsbehinderte, 
der Sozialversicherung und der sozialen Fürsorge, 
insbesondere für die Alten und Gebrechlichen! 

Die entschiedene Durchführung des Gesetzes über gleichen Lohn 
bei gleicher Arbeit! 

Maßnahmen für Umsiedler und Heimkehrer! 

Ihre Eingliederung in den Arbeitsprozeß! 

Schaffung von Arbeiterwohnungen! 

Bereitstellung ausreichender öffentlicher Mittel zur Durchführung 
einer demokratischen Schul- und Kulturpolitik! 

Restlose Verwirklichung der Grundrechte der jungen Generation! 

Werktätige, ihr habt in mühevoller Arbeit die ersten Voraussetzungen 
für den demokratischen Wiederaufbau unseres Landes geschaffen. Jetzt 
gilt es, diese Arbeit entschlossen fortzuführen 1 

Wer sich den Forderungen der Gewerkschaften verschließt, wer 
noch heute den Einfluß der Gewerkschaften auf die Gestaltung 
von Wirtschaft und Gesellschaft ausgeschaltet oder eingeengt sehen 
'möchte, ist ein Feind der Werktätigen. 

In den kommenden Kreis- und Landesparlamenten müssen Männer und 
Frauen wirken, die die Not der arbeitenden Bevölkerung erlebt haben 
und kennen und sich verpflichtet fühlen, das Los der Werktätigen zu ver¬ 
bessern, die in den Gewerkschaften die zielbewußte Vertretung der Mil¬ 
lionen der Werktätigen sehen, die mit dem FDGB dafür eintreten, daß 
das Leben der arbeitenden Menschen wieder von Tag zu Tag besser 
gestaltet wird. 
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Gewerkschafter! 

Eure Arbeit, eure Stimme 

den entschiedensten Antifaschisten, 

den Männern und Frauen, Arbeitern, Angestellten, Intellektuellen, 
die sich verpflichten, die gewerkschaftlichen Grundsätze und For¬ 
derungen auch in den Parlamenten zu vertreten! 

Gegen Faschismus und Reaktion! 

Für Demokratie und Völkerfrieden! 

Berlin, den 26. September 1946 

Freier Deutscher Gewerkschaflsbund 
'Der Vorstand 

Jendretzky Göring Lemmer 

* *. 

* 


Stellungnahme zum Bericht der Kommission des WOB 

Der am 2. und 3. April in Berlin tagende erweiterte Vorstand des 
FDGB hat zu dem in der Presse erschienenen Bericht der Kommission 
des Weltgewerkschaftsbundes Stellung genommen und mit besonderer 
Freude begrüßt, daß die Grundlinien des Berichtes voll und ganz mit 
der Auffassung des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes und seiner 
Aufgabenstellung für die rasche und vollständige Entnazifizierung, für 
die Durchführung der Bodenreform in ganz Deutschland, für die Ver¬ 
größerung der Gewerkschaftspresse, für den weiteren Ausbau der 
Industriegewerkschaften und für eine engere Verbindung der Gewerk¬ 
schaftsleitungen der einzelnen Zonen miteinander übereinstimmen. 

Die stärkere Heranziehung der Jugend und ihre Eingliederung in die 
praktische Gewerkschaftsarbeit wird besonders begrüßt. Mit Bedauern 
stellt der erweiterte Vorstand fest, daß keine direkte Fühlungnahme 
mit den Kollegen des Weltgewerkschaftsbundes bei ihrer letzten An¬ 
wesenheit in Berlin erfolgte, obwohl in der Presse die Mitteilung er¬ 
schien, nach welcher der Generalsekretär des Britischen Gewerkschafts¬ 
kongresses und Präsident des Weltgewerkschaftsbundes, Sir Walter 
Cilrine, angeblich den deutschen Gewerkschaften Vorschläge des Welt¬ 
gewerkschaftsbundes zur Organisationsfrage überbringen sollte. 

Die angekündigte Einrichtung eines Informationsbüros des Welt¬ 
gewerkschaftsbundes in Berlin wird lebhaft begrüßt. 

Vorstandssitzung am 2./3. April 1946 

Telegramm au ilüe französischen Cicwerlcscliai’tcii 

Der großen Konferenz der französischen Gewerkschaften senden wir 
die brüderlichsten Grüße. 

Wir fühlen uns verpflichtet, zum Ausdruck zu bringen, daß die neuen 
deutschen Gewerkschaften alle Kraft mobilisieren werden, um die Reste 
des Faschismus zu beseitigen und jede reaktionäre Politik zu verhindern, 
die Arbeiterschaft im Geiste der internationalen Solidarität zusammen- 



zufassen und damit den demokratischen Aufbau zu fördern. Wir ver¬ 
binden damit den Wunsch, daß es uns recht bald gelingen möge, das 
Vertrauen der französischen Arbeiter zu gewinnen und zu einer herz¬ 
lichen und kameradschaftlichen Zusammenarbeit zu kommen. 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
Der Vorstand 

Jendretzky Göring Lemmer 

Vorstandssitzung am 2.13. April 1946 

Wiederaufbau und interzonale Verbindungen 

1. Wiederaufbau 

Der Vorstand des FDGB ist der Auffassung, daß das Tempo des Wieder¬ 
aufbaues in Deutschland und damit die Möglichkeit zur Erfüllung der 
Wiedergutmachungspflichten in vielen Teilen Deutschlands unbefrie¬ 
digend ist. 

Andererseits organisieren sich bereits bestimmte reaktionäre Unter¬ 
nehmerkreise. Generaldirektoren und Rüstungsindustrielle versuchen, 
ihren Einfluß beim Wiederaufbau der Wirtschaft geltend zu machen. 
Einzelne Konzernbetriebe stehen bereits wieder unter der Leitung 
reaktionärer Wirtschaftsführer. Es ist in erster Linie Aufgabe der gewerk¬ 
schaftlichen Organisationen, das Wiederauftauchen jener Kräfte zu ver¬ 
hindern. Der Vorstand des FDGB ist der Meinung, daß das Fehlen einer 
einheitlichen Auffassung über Autgaben, Aufbau und Organisationsform 
der Freien Gewerkschaften und die noch mangelnde verantwortliche Mit¬ 
arbeit wichtiger Gruppen der Arbeiter und Angestellten hemmend auf 
die Entwicklung der Gewerkschaften wirken. 

Das Interesse der deutschen Arbeiterschaft erfordert die Beseitigung 
aller Hemmungen, die einem beschleunigten Wiederaufbau im Wege 
stehen. Deshalb gibt der Vorstand des FDGB der Hoffnung und dem 
Wunsche Ausdruck, daß in den westlichen Zonen der Aufbau der Freien 
Gewerkschaften beschleunigt nach demokratischen Grundsätzen unter 
Berücksichtigung aller aktiven Gruppen der Arbeiter- und Angestellten¬ 
bewegung einheitlich erfolgt. 

2. Interzonale Verbindungen 

Der Vorstand beauftragt die Vorsitzenden, alle Möglichkeiten auszu¬ 
nutzen, um die engste Verbindung mit den führenden Gewerkschafts¬ 
funktionären in den westlichen Zonen Deutschlands aufzunehmen und 
in einen unverbindlichen Gedankenaustausch auf dem Wege persön¬ 
licher Besprechungen einzutreten. Vorstandssitzung am 29. April 1946 

Entschließung 

zur ersten interzonalen ftewerkschaftskonferenz 

in 3Iainz 

Der am 28./29. November 1946 tagende erweiterte Bundesvorstand des 
FDGB der sowjetischen Zone nahm einen Bericht des 1. Vorsitzenden 
Hans Jendretzky über die interzonale Gewerkschaftstagung in Mainz 
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entgegen. Der Vorstand begrüßt die Initiative des Weltgewerkschafts¬ 
bundes, insbesondere seines Generalsekretärs, Louis Saillant, die Ge¬ 
werkschaftsbewegung in Deutschland in ihrer weiteren Entwicklung zu 
fördern und ihr die Hilfe des Weltgewerkschaftsbundes zu geben mit 
dem Ziel einer kommenden internationalen Zusammenarbeit nach dem 
erfolgten Zusammenschluß der deutschen Gewerkschaften aller vier 
Zonen. Die Gewerkschaften übernehmen die Verpflichtung, entsprechend 
den Beschlüssen des Vorstandes des Weltgewerkschaftsbundes, die Ar¬ 
beiten zur Denazifizierung der Wirtschaft und der Selbstverwaltungen 
in ganz Deutschland energisch durchzuführen. 

Vorstandssitzung am 28.729. November 1946 


Hei Icl<l anläßlich des Explosionssiuglücks 
in Jlaenigscn, das sich am 18 . Juni 1946 ereignete 

Im Namen von drei Millionen freigewerkschaftlich organisierten Mit¬ 
gliedern drücken wir euch und allen betroffenen Angehörigen unserq 
stärkste solidarische Verbundenheit angesichts des schweren Explosions¬ 
unglücks aus, das die Arbeitskollegen des Salzbergwerks Haenigsen bei 
ihrer Arbeit betroffen hat. 

Berlin, den 21. Juni 1946 

% 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
Der Vorstand 

gez.: Jendretzky gez.: Göring 


Weihiiachtsgriiß an die deutschen Kriegsgefangenen 


Die am 18. und 19. Dezember in Hannover tagende Interzonenkonferenz 
der Gewerkschaften Deutschlands nahm u. a. auch Stellung zu dem 
Schicksal der deutschen Kriegsgefangenen. Sie gab der tiefen Ver¬ 
bundenheit der deutschen Gewerkschaften mit den Kriegsgefangenen 
Ausdruck und hofft, daß es möglich wird, alle Kriegsgefangenen, die 
nicht besonderer Vergehen schuldig sind, in Kürze der Heimat und 
damit ihren Angehörigen wiederzugeben. 

Der Vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes für die 
östliche Zone Deutschlands und der Vorstand des FDGB Groß-Berlin 
gedenken zum Weihnachtsfest aller Kriegsgefangenen in der Welt, be¬ 
sonders auch der aufrechten Antifaschisten unter ihnen, und übermitteln 
ihre herzlichen Grüße. Sie werden im Sinne der Interzonenkonferenz 
wirken. Sie versichren, den Heimkehrern bei der Wiederaufnahme ihrer 
Arbeit in Deutschland und bei der Ordnung ihrer Familien- und mate¬ 
riellen Verhältnisse wie bisher zur Seite zu stehen. 

Berlin, den 23. Dezember 1946 


Freier 

Deutscher Uewerkschaftsbund 
Vorstand 

Jendretzky Göring Lemmer 


Freier 

Deutscher Gewerkschaftsbund 
Groß-Berlin 
Chwalek Schlimme 



Xcujabrsbotsebait an die Mitglieder des F1M*1S 


Kollegen und Kolleginnen! 

An der Schwelle des neuen Jahres blicken wir zurück au! eine zwölf¬ 
monatige mühevolle, aber auch erfolgreiche Arbeit. Die ersten Grund¬ 
lagen für die Neuordnung unserer Wirtschaft, die Neugestaltung der 
sozialen Gesetzgebung konnten geschaffen werden. Unseren Mitarbeitern 
in den Betrieben und Verwaltungen, allen Gewerkschaftsmitgliedern, 
die ihre freie Zeit der Gewerkschaftsarbeit zur Verfügung stellten, ge¬ 
bührt Anerkennung und Dank. 

Der weitere Fortschritt hängt von eurer Mitarbeit, von der Geschlossen¬ 
heit der organisatorischen und geistigen Einheit der Freien Gewerk¬ 
schaften ab. Starke und einheitliche Gewerkschaften werden das Schicksal 
der deutschen Arbeiter und Angestellten entscheiden. 

Funktionäre, Mitglieder! Setzt deshalb im kommenden Jahr eure 
ganze Kraft ein für die Einheit der Freien Gewerkschaften, für die For¬ 
derung des FDGß auf Wirtschafts-, sozialen und politischen Gebieten, 
für die Zusammenarbeit mit den Weltgewerkschaflen, für ein demokra¬ 
tisches und friedfertiges Deutschland. 

Berlin, den 31. Dezember 1946 

Vorstand des FDGB für die sowjetische Besatzungszone 
Hans Jendretzky Bernhard Göring 

Ernst Lemmer 


Sowjetische Gewerkschaftsdclegation beim FDG1S 

Eine sowjetische Gewerkschaftsdelegation besuchte vom 12. Juni bis 
3. Juli 1946 die Gewerkschaften in der sowjetisch besetzten Zone und in 
Groß-Berlin, um sich über die Tätigkeit des Freien Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes zu informieren. 

Die Delegation setzte sich folgendermaßen zusammen: 

N. A. Gaisonek, Mitglied des Präsidiums des Union-Zentral- 
rates der Gewerkschaften (Leiter der Delegation), 

M. F. Kowalewskij, Vorsitzender des Zentralkomitees der 
Gewerkschaft der Arbeiter in der Nahrungsmittelindustrie, 

Frau J. A. B e 1 j a j e w a, Vorsitzende der Gewerkschaft der 
polygraphischen Industrie und der Presse, 

J. W. For tunin, Vorsitzender des Zentralkomitees der Ge¬ 
werkschaft der Arbeiter in der Metallindustrie, 

N. A. Gusinskij von der internationalen Abteilung des 
Union-Zcntralrates der sowjetischen Gewerkschaften, 

A. A. Balmaschnow von der Gewerkschaft für das Bildungs¬ 
wesen. 
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Im Hause des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes fand am 12. Juni 
1946 ein Empfang der Delegation durch den Vorstand des FDGB statt, der 
mit einer mehrstündigen Aussprache verbunden war. 

Die Landesorganisalionen des FDGB und Betriebe in der Zone und in 
Groß-Berlin wurden besucht. Audi nahm die Delegation an verschie¬ 
denen zur Zeit stattgefundenen ersten Zonenkonferenzen der Industrie¬ 
gewerkschaften bzw. Gewerkschaften teil, auf denen die ersten Wahlen 
für die Zentralvorslände vorgenommen wurden. 

Zu Ehren der sowjetischen Gewerkschaftsdelegation, die nach Berlin 
gekommen war, um mit den deutschen Gewerkschaften Fühlung zu neh¬ 
men sowie die Arbeit der Gewerkschaften in der sowjetischen Besatzungs¬ 
zone kennenzulernen, und die nach dreiwöchigem Aufenthalt Deutschland 
wieder verläßt, veranstaltete der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund in 
der Staatsoper eine Festkundgebung und Absciiiedsfeier. Delegationen 
aus den Berliner Großbetrieben und Vertreter der gewerkschaftlich 
organisierten Werktätigen aus den Industriestädten der Länder und Pro¬ 
vinzen der sowjetischen Besatzungszone waren erschienen, um den sowje¬ 
tischen Gewerkschaftlern für ihren Besuch und für die von ihnen gezeigte 
Anteilnahme am Wiederaufbau der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
ihren Dank auszusprechen. Sie überreichten selbstgefertigte Erinnerungs- 
geschenke aus ihren Industriebetrieben für das Gewerkschaftsmuseum in 
Moskau. Anschließend an die feierliche Kundgebung fand eine Festauf¬ 
führung der Oper ,.Madame Butterfly“ von Puccini mit den Kräften der 
Berliner Staatsoper statt. 

Folgende zur Verlesung gebrachte Adresse an den Zenlralrat der Ge¬ 
werkschaften der UdSSR wurde von den versammelten Delegierten der 
deutschen Gewerkschaften mit starkem Beifall aufgenommen: 

„An den Zentralrat der Gewerkschaften der UdSSR 

Werte Kollegen! 

Ihr habt zum Zwecke des Studiums der Lage der Werktätigen 
und des Aufbaus der Gewerkschaftsbewegung eine offizielle Dele¬ 
gation nach Deutschland gesandt. 

Wir erblicken in diesem Akt, so kurz nach der Niederschlagung 
des verbrecherischen faschistischen Systems, ein wiedererwachen¬ 
des Vertrauen und den hoffungsvollen Beginn einer Zusammen¬ 
arbeit. 

Es war der Befehl der Sowjetischen Militärverwaltung der sieg¬ 
reichen Roten Armee, welcher uns einige Wochen nach der Nieder¬ 
schlagung der faschistischen Tyrannei in Deutschland wieder die 
Möglichkeit gab, freie Gewerkschaften aufzubauen. Aus der Zer¬ 
splitterung der Arbeiterschaft wuchs ihre Ohnmacht, die es den 
faschistischen Kräften in Deutschland ermöglichte, die Arbeiter¬ 
bewegung niederzuschlagen. Wir haben unsere Lehren daraus 
gezogen und bei der Wiedererrichtung der neuen freien deutschen 
Gewerkschaften die gewerkschaftliche Einheit verwirklicht. 

Mehr als 3 Millionen Arbeiter und Angestellte sind bereits in dem 
von der Roten Armee besetzten Gebiet und 420 000 Arbeiter und 
Angestellte in Berlin im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund 



organisiert. Wir haben wesentliche Erfolge in der Beseitigung der 
Kriegsverbrecher aus den verantwortlichen Stellen der Wirtschaft 
und der Verwaltung zu verzeichnen. Den preußischen Junkern ist 
mit der Durchführung der Bodenreform ihre materielle Grundlage 
entzogen und dadurch den Brutstätten der preußischen Militärkaste 
ein entscheidender Schlag versetzt worden. In einem Teil der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands sind durch den Volksent¬ 
scheid die Betriebe den aktiven Faschisten und Kriegsverbrechern 
entzogen worden. Durch Aufklärungs- und Bildungsarbeit ver¬ 
suchen wir, die verderbliche nazistische Ideologie aus den Gehirnen 
des deutschen Volkes auszurotten. Unsere vornehmste Aufgabe ist 
die Erziehung der Jugend im fortschrittlich demokratischen Geiste. 

Bei dem Neuaufbau der Wirtschaft wirken die freien Gewerk¬ 
schaften als die Motoren, denn nur durch ihre Aktivität kann das 
durch den Faschismus in das größte Elend gestürzte deutsche Volk 
gerettet werden. Nur so kann die Wiedergutmachung der Schäden 
erfolgen, die der unselige Raubkrieg Hitlers den Völkern zufügte. 
Wir schaffen in den freien deutschen Gewerkschaften ein Bollwerk 
für eine neue demokratische Ordnung in Deutschland, das mit 
den anderen Völkern in Frieden und Freundschaft leben soll. 

Wir glauben, durch die Entfaltung einer solchen Tätigkeit, wie 
sie vom Weltgewerkschaftsbund von den deutschen Gewerkschaften 
gefordert wird, das Vertrauen der Arbeiterklasse der Welt wieder¬ 
zugewinnen. Mit Freude nehmen wir von dem außerordentlichen 
Interesse des Weltgewerkschaftsbundes Kenntnis, das er dem Auf¬ 
bau neuer demokratischer Gewerkschaften in Deutschland ent¬ 
gegenbringt. Diese Hilfe verleiht uns Mut und Kraft für unsere 
schwierige Arbeit. 

Wir sind überzeugt, daß das Studium unserer Arbeiten durch die 
Delegation des Zentralrates der Gewerkschaften der UdSSR mit 
dazu beitragen wird, das Vertrauen im Weltgewerkschaftsbund zu 
unserer Arbeit zu fördern. 

Wir danken den russischen Gewerkschaftskollegen, die in einer 
dreiwöchigen mühevollen Arbeit die sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse in Deutschland studiert und sich ein Urteil gebildet 
haben. Wir bitten Sie, dem Zentral rat der Gewerkschaften der 
UdSSR unseren Dank und unsere Grüße zu übermitteln. 

Es ist unser Wunsch, mit den Werktätigen der UdSSR in Frieden 
und Freundschaft zu leben und wir geloben, alles daranzusetzen, 
daß .nicht wieder in Deutschland von einer verbrecherischen 
Clique das deutsche Volk gegen die friedliebenden Völker der 
UdSSR aufgehetzt werden kann. 

Berlin, den 3. Juli 1946. 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
Der Vorstand 

gez. Jendretzky gez. G ö r i n g 

Freier Deutscher Gewerksehaftsbund Groß-Berlin 

Der Vorstand 

gez. C h w a 1 e k gez. Schlimme 


4 FDGB 
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Der Leiter der sowjetischen Delegation, N. A. Gaissenok, und die 
Vorsitzende für das polygraphische Gewerbe und Presse, I. A. B e 1 j a - 
jewa, richteten Worte des Abschiedes an die Vertreter der deutschen 
Gewerkschaften. 

Sie grüßten die deutschen Werktätigen noch einmal herzlich im 
Namen der Werktätigen der Sowjetunion. Sie würdigten lobend die 
während ihres Besuches festgestellten Fortschritte im Aufbau der 
neuen deutschen Organisation und mahnten zur Verstärkung der 
gewerkschaftlichen Arbeit. Vor allem wiesen sie darauf hin, daß 
es ihnen wünschenswert erscheine, die ständige Fühlung und 
Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaftsvorständen und den 
Werktätigen innerhalb der Betriebe auszubauen und intensiver zu 
gestalten. 

Kollege Hans Jendretzky schloß die Kundgebung mit den Worten: 

„Die Stellungnahme der sowjetischen Delegation zur Frage 
unserer Gewerkschaftseinheit begrüßen wir mit besonderer Freude. 
Wir wissen, daß diese gewerkschaftliche Einheit allen Feinden der 
Arbeiterklasse ein Dorn im Auge ist. Wir wissen auch, daß in 
manchen Teilen Deutschlands sich der reaktionäre Gegner sam¬ 
melt, daß er Positionen besetzt, um von neuem die Einheit der 
Gewerkschaften und die politische Einheit, das heißt die Einheit 
Deutschland überhaupt, zu stören. 

Wir wollen das Wort des Kollegen Gaissenok als tiefe Er- 
keniünis bei unserer täglichen Arbeit niemals vergessen. Man muß 
die Einheit der freien deutschen Gewerkschaften unter allen Um¬ 
ständen hüten wie einen Augapfel.“ 



Der SüJHnB für Oeutsclilaiids Einheit 

ö>Se intci KOiiiileiü (RCwerkscliaft«IiOnferciiKen 

1. Interzonale Oewerkschaftskonferenz 
am 7. und 8. Xovember 1046 in Mainz 

Zum ersten Male nach Beendigung des Krieges traten Vertreter der 
freien deutschen Gewerkschaften im interzonalen Maßstabe zu gemein¬ 
samen Beratungen mit dem Generalsekretär dos Weltgewerkschaftsbundes, 
Louis Saillant, und seinen Mitarbeitern zusammen. Diese Tagung 
ist für die weitere Entwicklung und die Arbeiten der neuen freien deut¬ 
schen Gewerkschaften nicht nur im interzonalen Maßstabe für Deutsch¬ 
land gesehen von größter Bedeutung, sondern darüber hinaus auch für 
das gegenwärtige und künftige Verhältnis zum Weltgewerkschaftsbund. 

Die Tagung erhielt dadurch noch ein besonderes Gewicht, daß sie zur 
selben Zeit stattfand, da in Washington die Außenminister die Frage 
Deutschlands auf der Tagesordnung hatten. Die Entwicklung der demo¬ 
kratischen Kräfte in Deutschland ist im weitesten Maße von der Stellung 
und Einflußnahme der freien deutschen Gewerkschaften auf das öffent¬ 
liche Leben und auf die Wirtschaft abhängig. Diese Auffassung wurde 
von Louis Saillant hervorgehoben imd gleichzeitig von ihm betont, daß 
diese Tagung in Mainz eine neue Phase des Gewerkschaftslebens in 
Deutschland bedeutet. 

Der amtliche Bericht, der am gleichen Abend über alle Sender, nicht 
nur in Deutschland, sondern auch der Länder ging, deren Gewerkschaften 
im Weltgewerkschaftsbund vertreten sind, besagt, daß diese Tagung den 
Sinn hatte, Informationen mit dem Weltgewerkschaftsbund über den ge¬ 
genwärtigen Stand und die Entwicklung der Gewerkschaften in Deutsch¬ 
land auszutauschen, um dabei gleichzeitig die Meinung und die Entschei¬ 
dung des Exekutivbüros des Weltgewerkschaftsbundes zu erfahren. 

Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund für die sowjetisch besetzte Zone 
Deutschlands war durch die Kollegen Hans Jendretzky, Bernhard 
Göring, Franz Hell und der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund 
Groß-Berlin durch den Kollegen Hermann Schlimme vertreten. 

Lonis Saillant gab bei der Eröffnung bekannt, daß diese Tagung 
schon lange vorgesehen war. Sie darf als ein Ergebnis des Berichtes der 
Vorstandsdelegfition des Weltgewerkschaftsbundes über die Lage der 
deutschen Gewerkschaften in allen Zonen angesehen werden. Dieser Be¬ 
licht lag dem Vorstand auf seiner Sitzung vom 17. bis 24. Juni 1946 in 
Moskau vor. Die sich daraus für die Entwicklung der deutschen Gewerk¬ 
schaften ergebenden Folgerungen wurden mit dem Kontrollrat besprochen, 
dabei wurde Übereinstimmung erzielt. 

Der unbefriedigende Stand der Entnazifizierung der deutschen Wirt¬ 
schaft wurde von den Teilnehmern der Tagung durch besonders gra¬ 
vierende Beispiele belegt. Es wurde daher für die nächste Konferenz 
eine besondere Tagung vorgesehen, zu welcher Berichte aus allen vier 
Zonen Deutschlands über den Stand der Entnazifizierung in der Wirtschaft 
entgegengenommen werden. Die Teilnehmer der Tagung stellen hierzu 
das bereits vorhandene Material zu einem Bericht zusammen, um daraus 



einheitliche Maßnahmen für ganz Deutschland vorzuschlagen, damit eine 
endgültige Bereinigung der deutschen Wirtschaft von allen Kriegsverbre¬ 
chern und aktiven Nazis ereicht wird. 

Nach einer Erklärung Louis S a i 11 a n t s wird das Informationsblatt 
des Weltgewerkschaftsbundes künftig auch in deutscher Sprache erschei¬ 
nen., was zur Stärkung des Gedankens der internationalen Solidarität bei¬ 
tragen wird. Der Weltgewerkschaftsbund knüpft hiermit an die alte Tra¬ 
dition der Gewerkschaften an. Er geht als erste Weltorganisation nach 
dem Kriege dazu über, seine wertvollen Mitteilungen, die der gemein¬ 
samen Sache der Werktätigen dienen, auf dem direkten Wege den deut¬ 
schen Gewerkschaftlern zugängig zu machen. 


GcmeinsamcN Kominiiniiqiic 

Am Donnerstag, dem 7. November, fand in Mainz eine Zusammenkunft 
von Gewerkschaftsvertretern der deutschen Zonen und unter dem Vorsitz 
des Generalsekretärs des Weltgewerkschaftsbundes, Louis Saillant, 
statt. 

Das ist die erste Zusammenkunft dieser Art. Sie hat den deutschen 
Gewerkschaftsvertretern ermöglicht, mit dem Vertreter des Weltgewerk¬ 
schaftsbundes Informationen auszutauschen sowie die Meinung und Ent¬ 
scheidung des Exekutivbüros des Weltgewerkschaftsbundes zu den glei¬ 
chen Angelegenheiten zu erfahren. 

Die Konferenz wurde am Freitag, dem 8. November, vormittags um 
8.30 Uhr, fortgesetzt, um zu prüfen: 

1. Die Entnazifizierung der deutschen Wirtschaft, 

2. die Frage der regelmäßigen interzonalen Gewerkschaftszusam- 
menkiinfte und die Rechte der Gewerkschaften, 

3. die Vorbereitung eines Besuches einer Delegation des Welt¬ 
gewerkschaftsbundes zu Anfang des Jahres in den vier Zonen, 

4. die Jugendfrage und der Stand der Gewerkschaftspresse in 
Deutschland. 


2 . Interzonale Gewerkschaflskonfcrenz 
»i» 18. und 19. Dezember 1940 in Hannover 

Am IS. und 19. Dezember 1946 tagte in Hannover die 2. Inter¬ 
zonale Gewerkschaftskonferenz. Auf ihr waren die Vertreter aller vier 
Besatzungszonen anwesend. Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund der 
sowjetisch besetzten Zone hatte die Kollegen Hans Jendrctzky, 
Bernhard Gör in g, Ernst Lern m er und Adolf Kaufmann, der 
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund Groß-Berlin die Kollegen Roman 
Chwalek und Hermanu Schlimme entsandt. 

Zur Beratung standen folgende Tagesordnungspunkte: 

1. Entnazifizierung in der Wirtschaft, 

2. Mitwirkung der Betriebsräte und Gewerkschaften in der Wirt¬ 
schaft, 
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3. die Neugestaltung der Sozialversicherung, 

4. Rückgabe des Gewerkschaftsvermögens, 

5. Kriegsgefangenen-Frage. 

Der Vertreter des Weltgewerkschaftsbundes, Robert Chambeiron, 
stellt in seinen Ausführungen u. a. heraus: 

,.Der Weltgewerkschaftsbund ist überzeugt, daß allein die Ar¬ 
beiterklasse Deutschlands fähig ist, eine wirkliche demokratische 
Regierung zu bilden, würdig, im Schoße der demokratischen Na¬ 
tionen aufgenommen zu werden.“ 

Die zweitägigen Verhandlungen waren von dem einheitlichen Willen 
getragen, alles zu tun, um baldigst zu einer einheitlichen deutschen Ge¬ 
werkschaftsbewegung zu kommen. 

Als Tagungsort für die nächste „Interzonale Gewerkschaftskonferenz“ 
im Februar 1947 wurde Berlin festgelegt. Zur Behandlung sollen 
folgende Fragen stehen: 

1. Aufbau der deutschen Gewerkschaften, 

2. Gewerkschaften und Jugend, 

3. die Gewerkschaftspresse. 


Gcinciiisumes KoniniKiniqifi^ 

Bevollmächtigte Delegierte aus allen Besatzimgszonen traten am 18. und 
19. Dezember in Hannover zur Interzonen-Konferenz der Gewerkschaften 
Deutschlands zusammen. An den zweitägigen Verhandlungen nahmen 
als Beauftragte des Weltgewerkschaftsbundes Robert Chambeiron 
und Albert Preuss aus Paris teil. Die Delegierten wurden von Ver¬ 
tretern alliierter Militärregierungen und vom Oberbürgermeister der 
Stadt Hannover im Ratbaus begrüßt. 

Die günstige Entwicklung der gewerkschaftlichen Zusammenarbeit aller 
Zonen fand in der Annahme einer Geschäftsordnung Niederschlag, durch 
die für ihr weiteres Zusammenwirken ein Rahmen geschaffen wird. 
Danach sollen die Interzonen-Konferenzen künftig in der Regel alle zwei 
Monate abwechselnd in den vier Zonen stattfinden. Vor Eintritt in die 
Tagesordung machte Robert Chambeiron vom Weltgewerkschafts¬ 
bund grundsätzliche Ausführungen, die das starke Interesse auch der aus¬ 
ländischen Gewerkschaften an dem Aufbau eines neuen deutschen Ge¬ 
werkschaftswesens bekunden. Von ihm wurde ausgeführt, daß vor allem 
das Problem der Entnazifizierung in allen Zonen Deutschlands vom Welt¬ 
gewerkschaftsbund mit lebhaftestem Interesse verfolgt wird, da man in 
ihrer erfolgreichen Durchführung und Beendigung eine entscheidende 
Voraussetzung für die Stabilität der demokratischen Erneuerung Deutsch¬ 
lands erblicke. Chambeiron wies auf die Bedeutung des für den 
Januar in Ausicht stehenden Besuches einer Kommission des Weltgewerk¬ 
schaftsbundes hin, die sich vom Stand der deutschen Gewerkschaftsent¬ 
wicklung ein neues Bild machen wolle, nachdem mit der Erweiterung der 
gewerkschaftlichen Zusammenarbeit innerhalb der Zonen und zwischen 
den Zonen der erste Schritt zur Vorbereitung der Vereinigung der deut¬ 
schen Gewerkschaften erfolgt sei. 
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Von der Konferenz wurde eine umfangreiche Tagesordnung erledigt, 
deren 'Ergebnisse in einigen Entschließungen formuliert sind. Im Mittel¬ 
punkt stand die Erörterung der Entnazifizierungsfrage, deren unbefrie¬ 
digender Stand festgestellt wurde. Einen breiten Raum nahmen auch die 
Behandlung der Fragen nach der Mitwirkung der Betriebsräte und Ge¬ 
werkschaften in der Wirtschaft ein. Die Konferenz vertritt die Auffassung, 
daß die Sicherung des Friedens und der Demokratie sowie der Freiheit 
der Persönlichkeit nur möglich sei, wenn der Neuaufbau der deutschen 
Wirtschaft und ihre Lenkung auf demokratischer Basis durch wirksamen, 
unmittelbaren Einfluß der Gewerkschaften und- Betriebsräte erfolgt. Für 
die Weiterbehandlung der aktuellen Probleme der deutschen Sozialver¬ 
sicherung wurde eine Kommission eingesetzt, die in Kürze weitere kon¬ 
krete Pläne ausarbeiten soll. 

Die für den Aufbau der neuen Gewerkschaften als immer dringlicher 
angesehene Frage der Rückgabe des früheren Gewerkschaftsvermögens 
wurde erörtert. Es wird die baldige Regelung dieser Angelegenheit ge¬ 
mäß den bereits vom Kontrollrat gegebenen Zusagen erwartet 

Schließlich beschäftigte sich die Konferenz mit dem Schicksal der 
deutschen Kriegsgefangenen. Der tiefen Verbundenheit der deutschen 
Gewerkschaften mit den Kriegsgefangenen in allen Ländern wurde ebenso 
wie der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß alle Kriegsgefangenen, die 
nicht besonderer Vergehen schuldig sind, nunmehr in Kürze in die Heimat 
zu ihren Angehörigen zurückkehren können. 

Von der Interzonen-Konferenz wurde mit großer Befriedigung von der 
Erklärung des Weltgewerkschaftsbundes nach seinem Studium über die 
Situation der gewerkschaftlichen Entwicklungen in den vier Besatzungs¬ 
zonen Deutschlands Kenntnis genommen. 

Nach dieser Erklärung hat der Weltgewerkschaftsbund beschlossen, die 
Voraussetzungen zu untersuchen, unter denen die deutschen Gewerk¬ 
schaften in den Weltgewerkschaftsbund aufgenommen werden sollen. 

Für die nächste Interzonenkonferenz, die Mitte Februar stattfinden wird, 
wurde als Tagungsort 'Berlin bestimmt. 

Zusammensetzung, Aufgaben und Geschäftsordnung 
der Intcrzoncnkonfercnzen der Gewerkschaften 

Dcu tsch 1 ands 

Zusammen- 1. Die Interzonenkonferenzen der Gewerkschaften finden 
Setzung der bis auf weiteres in der Regel alle zwei Monate abwech- 
Tagungen selnd in den vier Zonen Deutschlands statt. 

Die Gewerkschaftszentralen in den vier Besatzungs¬ 
zonen entsenden je vier offizielle Vertreter. Berlin 
delegiert zwei weitere Vertreter. 

Falls es die Beratungen erfordern, können mit Zu¬ 
stimmung der Konferenz zu dem Kreis der offiziell 
Delegierten Sachverständige für die einzelnen Tages¬ 
ordnungspunkte zugezogen werden. 
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Die Konferenzen dienen dem Zweck der Information 
und der Aussprache über 

gewerkschaftspolitische, 
wirtschaftspolitische, 
sozialpolitische und 
kuturpolitische Fragen 

mit dem Ziel, gemeinsame gewerkschaftliche Grund¬ 
lagen zu erarbeiten. 

Die Konferenzen sollen insbesondere über einen 
gemeinsamen Aufbau der Gewerkschaften beraten und 
dafür einheitliche Grundsätze aufstellen. 

Die Teilnahme von Vertretern der internationalen 
Gewerkschaftsbewegung zur gegenseitigen Information 
ist erwünscht. 

Die Konferenzen werden vorbereitet von der Gewerk¬ 
schaftszentrale der Zone, in der die Tagung stattfindet. 

Die Tagesordnung wird auf der vorhergehenden 
Vorkonferenz festgelegt. 

Jede Konferenz wählt sich ihre Leitung, welche aus je 
einem Vertreter der vier Zonen besteht. 

Es wird über jede Konferenz ein Beschlußprotokoll 
gefertigt, das den Teilnehmern zugeht. 

Über jede Tagung wird ein gemeinsames Kom¬ 
munique herausgegeben. Die Berichterstattung über 
den Verlauf der Konferenz bleibt den einzelnen Zonen¬ 
vorständen für ihren Wirkungsbereich überlassen. Da¬ 
bei ist das gemeinsame Kommunique zugrunde zu 
legen. 

Kommissionen 4. Die Konferenz kann für die Bearbeitung von Spezial¬ 
fragen Kommissionen bilden. Einer Kommission muß 
je ein offizieller Vertreter der vier Zonen angehören. 
Daneben können Spezialsachbearbeiter hinzugezogen 
werden. 


Entschließung 

Bctr.: Stellungnahme zur Frage (1er Entnazifizierung. 

Die am 18. und 19. Dezember 1946 tagende Gewerkschaftliche Inter- 
zonenkonferenz nahm die Berichte der Gewerkschaftsvertreter über den 
Stand der Entnazifizierung entgegen. Sie stellt den anwesenden Länder¬ 
und Zonenvertretern anheim, ihre Berichte bzw. vorläufigen Teilberichte 
den Vertretern des Weltgewerkschaftsbundes auf ihren Wunsch auszu¬ 
händigen. 

Die Konferenz stellt fest, daß die Entnazifizierung der deutschen Wirt¬ 
schaft und Verwaltung immer noch unbefriedigend ist. Für die Siche¬ 
rung des Friedens und die Errichtung einer neuen demokratischen Ord¬ 
nung in Deutschland ist die Durchführung von einheitlichen Richtlinien 
für alle Zonen Deutschlands zur endgültigen Entmachtung aller nazisti- 
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sehen und militärischen Aktivisten erforderlich. Grundsätzlich ist zu 
fordern, daß jeder Betroffene dort entnazifiziert wird, wo er während 
des Naziregimes gelebt bzw. gewirkt hat. 

Die Deutschen sind in ihren Entschließungen bezüglich der Entnazi¬ 
fizierung nicht frei, sondern an die Maßnahmen der Besatzungsmächte 
gebunden. Die Enlnazifizierungsmaßnahmen der Militärbefehlshaber 
weisen in den vier Zonen große Unterschiede auf. Die Gewerkschaften 
der Länder können und dürfen nur im Rahmen der ihnen von den Militär¬ 
behörden zugewiesenen Aufgaben an der Entnazifizierung mitarbeiten. 
Diese Tatsachen erschweren die einheitliche Berichterstattung. 

Die bis jetzt vorliegenden Teilberichte sind unverzüglich zu Zonen¬ 
berichten zusammenzufassen. Die Berichterstatter werden alsdann ver¬ 
suchen, aus den vorliegenden Berichten einheitliche Schlußfolgerungen 
zu ziehen. 

Die Berichterstatter werden ermächtigt und verpflichtet, den Gesamt¬ 
bericht bis Milte Januar 1947 fertigzustellen. 


Entschließung 

Betr.: Das Mitbestimmungsreclit der Gewerkschaften und Betriebsräte in 
der Wirtschaft. 

Das Wohl der Werktätigen, die Sicherung des Friedens, die Freiheit 
der Persönlichkeit und die Demokratie können nur dann gesichert werden, 
wenn der Neuaufbau der deutschen Wirtschaft auf demokratischer Basis 
durch wirksamen, unmittelbaren Einfluß der Gewerkschaften und Be¬ 
triebsräte erfolgt. Zwei Weltkriege haben den Beweis erbracht, daß die 
zum Krieg treibenden Kräfte in Deutschland in der Zusammenballung 
der Kapitalmächte in Monopolen, Kartellen, Konzernen und Trusts und 
in dem Mißbrauch ihrer wirtschaftlichen Vormachtstellung zu suchen ist. 

Alle Versuche der Gewerkschaften seit 1919, die Demokratisierung der 
Wirtschaft mit Hilfe des Artikels 165 der Reichsverfassung von Weimar 
und des Betriebsrätegesetzes vom 20. Februar 1920 durchzusetzen, sind auf 
den schärfsten Widerstand des damaligen Reichsverbandes der deutschen 
Industrie und der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände ge¬ 
stoßen. Das einseitige Herrenrecht in der Wirtschaft blieb trolz der 
jahrelangen Arbeit und Bemühungen der Arbeitnehmerorganisalionen 
aufrechterhalten. 

Die Gewerkschaften fordern daher das paritätische Milbestimmungs¬ 
recht in allen Zweigen der Wirtschaft. Für die Betriebsräte sind durch 
Beschluß entsprechender Betriebsvereinbarungeu auf Grund des Kon- 
trollratsgesetzes Nr. 22 die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen. 
Dazu gehört insbesondere die Mitwirkung der Betriebsräte bei der Pro¬ 
duktion, der Kalkulation, Kontrolle und Warenverteilung. Die Entmach¬ 
tung der Monopole, Kartelle und Konzerne gemäß den Potsdamer Be¬ 
schlüssen ist dringend notwendig, damit eine dem Frieden dienende 
Nachkriegsproduktion für alle Zeiten gesichert ist. 

Die Demokratie in allen Institutionen und Organen der Wirtschaft, wie 
den Kammern für Handwerk, Handel und Landwirtschaft, wird für die 


Planung und Lenkung der paritätischen Mitarbeit der Gewerkschaften 
gefordert. Ohne die Verwirklichung dieser Mindestforderungen ist ein 
Neuaufbau der deutschen Bedarfsdeckungswirtschaft undenkbar. Die 
derzeitigen deutschen Wirtschaftsprobleine verlangen die Beseitigung der 
Zonengrenzen und damit die Herstellung der wirtschaftlichen und politi¬ 
schen Einheit Deutschlands. 


3. Interzonale Gewerkschaft tskonS'ereiiz 
IO. bis 12. Februar 1047 in Berlin 

Vom 10.—12. Februar 1947 fand in Berlin die dritte Interzonenkonferenz 
der deutschen Gewerkschaften statt. An ihr nahmen die Vertreter der 
Gewerkschaften aller vier Besatzungszonen teil. 

Der FDGB der sowjetisch besetzten Zone war durch die Kollegen 
Hans Jendretzky, Bernhard G ö r i n g, Ernst Lemmer, Adolf 
Kaufmann, Herbert W a r n k e, Walter Maschke; 

der FDGB Groß-Berlin durch die Kollegen Roman C h w a 1 e k , 
Hermann Schlimme und Paul Walter vertreten. 

Folgende Tagesordnungspunkte standen zur Beratung: 

1. Aufbau der deutschen Gewerkschaften. 

2. Gewerkschaften und Jugend. 

3. Gewerkschaftspresse. 

4. Deutsche Sozialversicherung. 

Die Konferenz tagte im Hause des Freien Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes der sowjetischen Besatzungszone und Berlin, dem früheren 
Bundeshaus des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. Die 
Arbeitsdirektoren des Alliierten Kontrollrates begrüßten bei Beginn der 
Verhandlungen durch den französischen Oberst Ziegel die Teilnehmer. 
Für die Sowjetische Militäradministration fand Oberst Tulpanow herz¬ 
liche Worte für einen erfolgreichen Tagungsverlauf. 

Von der ersten Inlerzonen-Gewerkschaftstagung zu Mainz über die Kon¬ 
ferenz in Hannover hat nicht nur die gewerkschaftliche Entwicklung 
ziffernmäßig große Fortschritte gemacht, auch die Besprechungen in 
Berlin beweisen, daß die neue deutsche Gewerkschaftsbewegung gewillt 
ist, den gestellten Aufgaben gerecht zu werden. Die Berliner Interzonen¬ 
tagung bestätigt aber auch, daß über die Zonengrenzen hinweg die neue 
deutsche Gewerkschaftsbewegung auch innerlich in der verhältnismäßig 
knappen Zeitspanne von weniger als einem Jahr schon so weit zu¬ 
sammengewachsen ist, daß ihre Einheit als Realität aufgefaßt werden 
kann. Die deutschen Gewerkschaften gehen hier einen für die gesamte 
deutsche Entwicklung bedeutungsvollen Weg. 

Die Entwicklung der deutschen Gewerkschaftsbewegung hatte in den 
einzelnen Zonen einen verschiedenen Ausgangspunkt und vollzog sich 
daher unterschiedlich. Nach einer langeu und gründlichen Aussprache 
wurden die Anschauungen der Konferenzteilnehmer in einer Ent¬ 
schließung über den Aufbau der gewerkschaftlichen Organisationen fest¬ 
gelegt. In ihr kommt die Übereinstimmung zum Ausdruck, daß der neue 



Gewerkschaftsaufbau auf dem Boden der Industriegewerkschaften, zu¬ 
sammengefaßt in einem starken Bund,,vor sich gehen soll. 

Ein Organisationsausschuß wurde eingesetzt, der bis zur nächsten Inter¬ 
zonenkonferenz Vorschläge und Richtlinien für den weiteren einheitlichen 
Aufbau der gewerkschaftlichen Organisation geben soll. 

Zu der Entwicklung und dem Stand der Gewerkschaftspresse nahm 
die Konferenz Berichte aus den einzelnen Zonen entgegen, wobei leb¬ 
hafte Klage über die in einzelnen Zonen zu geringe Papierzuteiiung ge¬ 
führt wurde. Es wurde für die Erfüllung der gewerkschaftlichen Auf¬ 
gaben und insbesondere auch für ihre Mitwirkung an der demokratischen 
Erneuerung Deutschlands als dringend notwendig bezeichnet, die Ein- 
flußmöglichkeiten der Gewerkschaften durch erhöhte Papierzuteilung zu 
verstärken. 

Das Verhältnis der Gewerkschaften zur Jugend wurde durch ein be¬ 
sonderes Referat angesprochen, wobei in erster Linie auf die notwendige 
Umerziehung der deutschen Jugend hingewiesen wurde. Die Gewerk¬ 
schaften verlangen, daß die gesamte Schuljugend, die Jugend, welche sich 
in der Berufserziehung befindet, und auch jene jungen Menschen, die 
durch die Schule des Drillen Reiches gehen mußten, mit der Geschichte, 
den Leistungen und den Aufgaben der deutschen Gewerkschaften ver¬ 
traut gemacht werden. Der seelischen und materiellen Not der arbeiten¬ 
den Jugend soll durch verstärkten staatlichen Jugendschutz und staat¬ 
liche Jugendpflege sowie durch stärkste Berücksichtigung ihrer sozialen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse in den neu zu schaffenden Tarifver¬ 
trägen begegnet werden. Die Gewerkschaften lenken insbesondere die 
Aufmerksamkeit der Länderregierungen auf die Notwendigkeit der Aus¬ 
wahl richtiger Erzieher zur geistigen Erneuerung der jungen Generation. 

Die Konferenz beschäftigte sich erneut mit der Neugestaltung der 
Sozialversicherung. Die Grundlage der Debatte bildete eine Ent¬ 
schließung, die von einem besonderen Ausschuß in Frankfurt am Main 
ausgearbeitet wurde. Durch sie soll die Vereinheitlichung der künftigen 
deutschen Sozialversicherung ' gewährleistet und ihre allmähliche 
Leistungssteigerung erreicht werden. 

Die Berliner Konferenz erhielt durch die Anwesenheit der Delegation 
des Weltgewerkschaftsbundes ihr besonderes Gepräge. Auch ein Ver¬ 
treter der AFL nahm als Gast teil. Mit den Delegierten des Weltgewerk¬ 
schaftsbundes wurde eine Reihe von bedeutungsvollen Problemen er¬ 
örtert, so unter anderem das Verhältnis der deutschen Gewerkschaften 
zum Weltgewerkschaftsbund, die Rückgabe des von den Gewerkschaften 
beanspruchten Vermögens, die Demontage der Betriebe und die Er¬ 
haltung der Arbeitsplätze sowie die Kriegsgefangenenfrage und die Be¬ 
teiligung der deutschen Gewerkschaften bei den künftigen Friedens¬ 
verhandlungen. 

Beschlüsse und Entschließungen 

Dem Vorschlag, außer den vier Delegierten der einzelnen Zonen jedem 
Zonensekretär Sitz und Stimme in den Konferenzen einzuräumen, wurde 
zugestimmt. 
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Entschließung 

der. Interzoncnküiifercnz vom 10. bis 12. Februar 1947 in Berlin 

Seit dem völligen wirtschaftlichen und politischen Zusammenbruch 
Deutschlands vollzieht sich der Neuaufabu der Gewerkschaften auf Grund 
der Anordnung der Besatzungsmächle uud der verschiedenartig gelager¬ 
ten Verhältnisse in den einzelnen Besatzungszonen nach ungleichen Prin¬ 
zipien. Das gemeinsame Ziel muß auf die Bildung von Industriegewerk¬ 
schaften und ihre Zusammenfassung zu einer einheitlichen Gewerk¬ 
schaftsbewegung gerichtet sein. 

Die Vertreter der Intcrzonenkonferenz sind überzeugt, daß die end¬ 
gültige Form der deutschen Gewerkschaftsbewegung durch die künftige 
politische und wirtschaftliche Entwicklung eines neuen, einheitlichen 
Deutschlands weitgehend bestimmt wird. Die Sehnsucht der arbeitenden 
Massen äußert sich immer wieder in dem Willen nach einer starken Ge¬ 
werkschaftsbewegung, die unter dem Gesetz religiöser Toleranz und 
parteipolitischer Neutralität steht. Die neuen Gewerkschaften werden ihre 
organisatorischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben 
nur erfüllen können, wenn sie der Wirtschaft und dem Staate gegenüber 
als ein unabhängiges Ganzes auftreten. 

Gewerkschaften können nicht willkürlich gemacht werden, sie müssen 
vielmehr unter planmäßiger Lenkung zu leistungsfähigen Organisationen 
heranwachsen. Während die Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
vorwiegend Aufgabe der Industrieverbände ist, bedingen die sozialen und 
wirtschaftspolitischen Verhältnisse sowie die kulturelle Betreuung der 
Gewerkschaftsmitglieder eine enge organisatorische und finanzielle Zu¬ 
sammenfassung der Industrieverbände in einer großen einheitlichen 
deutschen Gewerkschaftsbewegung. 

Um im Sinne dieser Leitsätze der gewerkschaftlichen Entwicklung den 
Weg zu ebnen, beschließt die Inlerzonenkonferenz die Einsetzung eines 
Organisationsausschusses. Dieser Ausschuß hat die organisatorischen 
Probleme zu klären und Vorschläge für Interzonenkonferenzen vorzulegen. 

Die Konferenz beschließt: 

Der Organisationsausschuß besteht aus je zwei Vertretern der Zonen 
und einem Vertreter für Groß-Berlin. Er gibt sich im übrigen seine 
Geschäftsordnung selbst. 

Als vordringliche Aufgabe empfiehlt die Konferenz die Frage der An¬ 
gestelltenorganisation zu behandeln, und das Ergebnis ist der nächsten 
Interzonenkonferenz zu unterbreiten. An diesen Arbeiten soll außerdem 
je ein Sachverständiger aus Angestelltenkreisen teilnehmen. Die Tagung 
findet vom 11. bis 13. März 1947 in Frankfurt a. Main statt. 


Entschließung 

über die Grundsätze für eine reicliseinheitliche Neugestaltung 
der deutschen Sozialversicherung 

Die am 10. und 11. Februar 1947 zur dritten Tnterzonentagung in Berlin 
versammelten Vertreter der Gewerkschaften aller Besatzungszonen haben 
den Kommissionsbericht, der in der Sitzung vom 11. Januar 1947 in 
Frankfurt a. Main nach eingehenden Beratungen zustande kam, zur 
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Kenntnis genommen. Die in diesem Bericht enthaltenen Grundsätze 
sehen eine Neuregelung der deutschen Sozialversicherung auf folgender 
Grundlage vor: 

1. Schaffung eines einheitlichen Sozialversicherungsgeselzes für 
Krankheit, Erwerbsunfähigkeit und Alter sowie Erwerbsminde¬ 
rung (Unfall) für ganz Deutschland; 

2. Errichtung einheitlicher Sozialversicherungsträger in den Ländern 
und Provinzen unter Berücksichtigung eines zweckentsprechenden 
Lastenausgleichs zwischen den einzelnen Ländern; 

3. maßgebende Mitwirkung der Versicherten durch ihre Vertretungen 
— ihre Gewerkschaften — in den Organen der Selbstverwaltung; 

4. Ausdehnung des Versichertenkreises auf alle Arbeitnehmer so¬ 
wie alle selbständig erwerbsfähigen Personen und Unternehmer, 
einschl. ihrer mithelfenden Familienangehörigen. 

5. Rechtsanspruch auf die Leistungen und deren soziale Gestaltung. 

Die zur Interzonentagung in Berlin versammelten Gewerkschaftsver¬ 
treter stimmen diesen, von der Kommission in Frankfurt a. Main ge¬ 
faßten Beschlüssen in vollem Umfange zu. 

Die Gewerkschaften erwarten vom Alliierten Kontrollrat in Deutsch¬ 
land, daß nunmehr die dringend notwendige reichsgesetzliclie Neu¬ 
gestaltung der deutschen Sozialversicherung beschleunigt durchgeführt 
wird. 

Die Konferenz beschließt, daß die nächste Inlerzonenkonferenz vom 

6.-8. Mai 1947 in München tagen soll. 

Folgende Tagesordnung wird festgelegt: 

1. Friedensvertrag und die deutschen Gewerkschaften, 

Kollege Lemmer. 

2. Bericht des Organisationsausschusses. 

3. Neugestaltung der Wirtschaft und die Gewerkschaften, 

Kollege Jendrelzky. 

4. Tarifvertragsrecht, 

Kollege Schleicher. 

ö. Betriebsräte- und Arbeitsgerichtsgesetz, 

Kollege Richter. 

6. Beiträge, Unterstützungen und Verwaltungsfragen. 


Ahsdiliiükuiidgclmng: in Anwesenheit von Vertretern 
des Weltgew'erksehaftsltmndes 

Die 3. Interzonale Gewerkschaftskonferenz fand ihren Abschluß mit 
einer Abschlußkundgebung und einer Festaufführung des Balletts der 
Staatsoper. Die Kundgebung erhielt ihre besondere Note dadurch, daß 
an ihr die Kommission des Weltgewerkschaftsbundes, die unter Führung 
ihrer Vizepräsidenten Jouhaux und Kuypers ihre Studiumreise 
durch Deutschland abgeschlossen hatte, teilnahm. 

Der Vizepräsident des Weltgewerkschaftsbundes, Kuypers, über¬ 
brachte im Namen der Weltgewerkschaftsorganisation den deutschen Ge¬ 
werkschaften die herzlichsten Grüße. Mit Freude haben wir, so sagte er 



u. a., die schnelle Fortentwicklung der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
in dem einen Jahr beobachtet, deren geschlossene Kraft eine starke 
Waffe gegen Reaktion und Faschismus ist. Wir sind stolz darauf, was die 
deutschen Gewerkschaften in einem Jalir geleistet haben. Er schloß mit 
den Worten: „Wir wollen an Stelle der kapitalistischen Gesellschafts¬ 
ordnung eine andere und bessere gründen, in der nicht mehr das freie 
Spiel der gesellschaftlichen Kräfte, sondern das Wohl der schaffenden 
Menschen oberstes Gesetz ist.“ 

Den mit starkem Beifall aufgenommenen Worten des Kollegen 
Kuypers folgte die lebhaft begrüßte Rede des Kollegen Jouhaux : 
„Dieser Tag ist einer der wichtigsten im Neuaufbau der deutschen 
Gewerkschaften. Di© Gewerkschaften stellen vor der Verantwortung 
fiir den endgültigen Frieden. Eine neue Welt ist entstanden. Alle, die 
daran beteiligt waren, haben das Recht, eine neue Ordnung zu ver¬ 
langen. Sie haben das Recht auf Freiheit und Arbeit. Wir müssen er¬ 
reichen, daß alle Menschen zufrieden und glücklich ihrer Arbeit nach¬ 
gehen können.“ 

Für die Delegierten -der Interzonalen Gewerkschaftskonferenz über¬ 
brachten die Kollegen Bö ekler (Köln), Reuter (München) und 
Schneider (Baden-Baden) den Berlinern die Grüße der Gewerk¬ 
schaften der westlichen Zonen Deutschlands. 

Der Kollege Jendretzky betonte in seinem Schlußwort u. a.: 
„Die Gewerkschaften haben die Kraft, die geistigen Verheerungen des 
Nationalsozialismus zu überwinden. Das politische und wirtschaftliche 
Gesicht Deutschlands kann nicht ohne die Gewerkschaften geformt 
werden. Die deutschen Gewerkschaften wollen, daß zu den bevorstehen¬ 
den Friedensverhandlungen auch sie gehört werden. Die in den deut¬ 
schen Gewerkschaften vereinten 7 Millionen Werktätigen sind nicht mehr 
wegzudenken. Die Gewerkschaften in Deutschland gehen den Weg des 
Sozialismus.“ 
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Werden und Wachsen des FBG35 

ie Schaffung der neuen Freien Gewerkschaften war nicht geradlinig. 
Sie hing sehr oft von den noch vorhandenen alten Gewerkschaftsfunktio¬ 
nären ab, von ihrer Initiative und von den Lehren, die sie persönlich 
aus der Vergangenheit und der Hitlerzeit gezogen hatten. Wir finden 
zwei Wege, auf denen die Neugründurig vollzogen wurde: 

In den Betrieben bildeten sich Betriebsausschüsse oder Vertrauens¬ 
leute heraus, die die gewerkschaftliche Organisation für den Betrieb auf- 
bauten. In jedem dieser Betriebe entstand jedoch nur eine gewerkschaft¬ 
liche Einheitsorganisation. Daneben, meistens an anderen Orten, bildeten 
sich Ortsorganisationen, die im Anfang die Zusammenfassung der Mit¬ 
glieder nicht im Betrieb Vornahmen. Aber auch liier wurde nur eine 
Gewerkschaft geschaffen. 

Nach der Gründung gewerkschaftlicher Organisationen in den Betrieben 
und Orten schlossen sie sich zunächst in den politischen Kreisgebieten zu 
F D G B - Kreisorganisationen zusammen. Nur in einigen Gebieten (Magde¬ 
burg, Dessau-Anhalt, der Provinz Sachsen) trug die gewerkschaftliche 
Organisation den Namen A D G B. In der Entwicklung und dem Aufbau 
auch dieser ADGB-Kreisorganisationen gab es keinen Unterschied zu 
den FDGB-Kreisorganisationen. 

Durch die schnelle Zunahme an Mitgliedern machte sich eine Zusam¬ 
menfassung in Industriegewerkschaften notwendig; jedoch entwickelten 
sich die Industriegewerkschaften nicht über den Ortsmaßstab hinaus. Erst 
nach der 1. Allgemeinen Delegiertenkonferenz vom 9. bis 11. Februar 1946 
(1. FDGB-Kongreß) erfolgte der Aufbau der Industriegewerkschaften von 
unten nach oben und ihre zentrale Zusammenfassung. 

Die erste Landesorganisalion des FDGB bildete sich im September 1945 
in der Provinz Sachsen, der bis zum Januar 1946 die übrigen Länder 
und Provinzeii im Aufbau von Landesorganisationen folgten. 

In sehr kurzer Zeit sind die Milgliederzahlen der Gewerkschaften 
schon außerordentlich hoch. Im Anfang des Jahres 1946 waren in der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands zwei Millionen Werktätige ge- 
werkschaftlich organisiert. Die Gewerkschaften waren somit bereits in 
der ersten Phase ihrer Entstehung die stärkste demokratische Massen¬ 
organisation. In der neu entstandenen Gewerkschaftsbewegung hatten 
sich Mitglieder aller bestehenden Parteien und Menschen verschiedener 
Weltanschauungen zum einheitlichen Handeln zusammengefunden. Die 
Gewerkschaften wurden auch gleichzeitig Träger des Gedankens der 
Einheit in der politischen Bewegung. Überall war ihre Grundlage der 
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Betrieb, überall war die Gewerkschaftsbewegung nach Industrien unter¬ 
gliedert. 

Im Fe'bruar 1946 wurde die Allgemeine Delegiertenkonferenz für die 
sowjetisch besetzte Zone (1. FDGB-Kongreß), nachdem von den Betrieben 
ausgehend die Delegiertenkonferenzen in den Orten, Kreisen und Län¬ 
dern stattgefunden hatten, abgehalten. Aus den fünf Ländern und Pro¬ 
vinzen der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands waren 1019 stimm¬ 
berechtigte Delegierte laut Bericht der Mandatsprüfungskommission an¬ 
wesend. Aus Berlin nahmen 150 Gastdelegierte an der Konferenz teil. 

Die Delegierten waren entsandt von den Delegiertenkonferenzen 


m Land Sachsen. 

. 432 Delegierte 

n der Provinz Sachsen. 

. 260 

»> 

m Land Thüringen. 

. 204 

n 

n der Provinz Brandenburg. 

. 68 


im Land Mecklenburg-Vorpommern. 
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Der 1. FDGB-Kongreß beschloß folgende 

Cirnndsätze 

des Freien Deutschen Gewcrkscliaftsbundes 

1. Die Freien Gewerkschaften sind die Massen-Organisation der Arbeiter 
und Angestellten, die sich zur Aufgabe gestellt haben, durch den ge¬ 
meinsamen Kampf die Lebenslage der Arbeiter und Angestellten zu ver¬ 
bessern und mitzuhelfen, den demokratischen Einfluß der Werktätigen 
zu sichern und zu erweitern. Den Freien Gewerkschaften können alle 
Arbeiter und Angestellten, ohne Rücksicht auf Geschlecht, Rasse, Partei, 
Glaubensbekenntnis, Staatsangehörigkeit und Vorbildung, angehören. Der 
gewerkschaftliche Zusammenschluß soll die Werktätigen zur Soiidarität 
und zum Klassen bewußtsein erziehen, die geistige Fortbildung der Ar¬ 
beiterschaft fördern, um diese teilnehmen zu lassen an der neuen demo¬ 
kratischen Kultur. Der Kampf der Freien Gewerkschaften gegen alle 
faschistischen Ideologien, besonders gegen die „Lebensraum-“ und 
„Rassenideologie“, soll das deutsche Volk künftig vor einer solchen Kata¬ 
strophe, in die es 1945 gestürzt wurde, bewahren. Durch den gewerk¬ 
schaftlichen Zusammenschluß soll den Werktätigen ein maßgebender 
Einfluß in den Selbstverwaltungsorganen und insbesondere in den Or¬ 
ganen der Wirtschaft gesichert werden. Die Mitarbeit der Ge¬ 
werkschaften und Betriebsräte in der Wirtschaft ist 
erforderlich, um die Aufstellung und Durchführung 
der Wirtschaftspläne im Interesse des schaffenden 
Volkes zu beeinflussen. Die Freien Gewerkschaften wollen das 
volle Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und Angestellten in der Pro¬ 
duktion, vom Einzelbetrieb beginnend, bis in die leitenden Wirtschafts¬ 
organe. 

Die neuen Freien Gewerkschaften sollen einheitliche Gewerkschaften 
sein, d. h., alle früheren Gewerkscliaftsrichtungen vereinigen. Die Ein¬ 
heit der neuen Freien Gewerkschaften wird gesichert werden durch die 
demokratische Wahn aller Gewerkschaftsorgane von unten bis oben. 








Die innere Einheit der Freien Gewerkschaften beruht auf dem demo¬ 
kratischen Bestimmungsrecht der Mitglieder, auf der aktiven Vertretung 
der Arbeiter- und Angestellteninteressen und auf der Bekämpfung aller 
solchen Ideologien, die gegen die Interessen der Arbeiter und des werk¬ 
tätigen Volkes gerichtet sind. 

Die neuen Freien Gewerkschaften sollen auf der Grundlage des 
Industrieprinzips aufgebaut werden. 

Die neuen Freien Gewerkschaften können ihre großen Aufgaben nur 
erfüllen, wenn neben den bewährten Gewerkschaftsfunktionären, die 
mutig den Kampf gegen den Faschismus geführt und niemals kapituliert 
haben, jene jungen Gewerkschaftsfunktionäre, die als gute Antifaschisten 
am Aufbau teilnahmeo, in verantwortliche Gewerkschaftsfunktionen ge¬ 
wählt werden. Neue Kräfte werden vor allem aus den Reihen der Tech¬ 
niker, Ingenieure und kaufmännischen Angestellten gebraucht, damit 
die Funktionen von Betriebsleitern mit fähigen Antifaschisten besetzt 
werden. 

Die Erfüllung dieser Aufgaben der Freien Gewerkschaften wird dazu 
beitragen, daß der Einfluß der Arbeiterschaft in der neuen demokrati¬ 
schen Ordnung gestärkt und damit der demokratische Neuaufbau Deutsch¬ 
lands gesichert wird. 


2. Die Säuberung der Betriebe vom Faschismus 

Die Voraussetzung für die Durchführung der wirtschaftlichen und ge¬ 
werkschaftlichen Aufgaben ist die Säuberung der Betriebsleitungen und 
Wirtschaftsorgane von Faschisten und Kriegsinteressenten. Durch die 
Entfernung der Nazimitglieder und aktiven Förderer des Hitlerkrieges 
aus der Verwaltung und durch die Enteignung der Junker und Groß¬ 
grundbesitzer wurde bereits ein Teil der militaristischen Machtpositionen 
zerschlagen. In der Industrie sitzen jedoch noch in großer Zahl Kriegs¬ 
verbrecher und Kriegsinteressenten in den Leitungen der Betriebe. Die 
Leitungen und Zweigstellen der Konzerne sind noch immer als Organe 
der großen Kriegsverbrecher und Kriegsinteressenten tätig. Mit den ver¬ 
schiedensten Methoden führen sie gegenwärtig den Kampf, um vom 
deutschen Imperialismus soviel wie möglich zu retten. Ähnlich wie 
nach dem ersten Weltkrieg tarnen sie sich und 
suchen als „II itlergegner“ ihre Positionen zu hal¬ 
ten und Zeit zu gewinnen, damit sie später ihre 
alte imperialistische Politik fortsetzen können. Die 
deutsche Arbeiterklasse und das deutsche Volk mögen nie vergessen, 
daß die Rüstungsindustriellen, Bankherren und Großgrundbesitzer, die 
Herren von der Harzburger Front, Hitler zur Macht gebracht haben. Die 
Konzerne, Kartelle und Unternehmerorganisationen, sowie die Großgrund¬ 
besitzer, w'aren die Träger der imperialistischen Kriegspolitik. Deshalb 
erfordert die Sicherung des Friedens und der demokratischen Entwicklung: 
a) Säuberung der Betriebsleitungen von Kriegsverbrechern, Mit¬ 
gliedern der NSDAP und ihrer Gliederungen und anderen Kriegs- 
interessenlen. Übereignung dieser Betriebe an die Landes- bzw. 
Provinzial- oder Stadtverwaltungen. 
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b) Schließung der Großbanken in den Gebieten Deutschlands, in 
denen sie noch bestehen, und Übernahme der Banktätigkeit durch 
die Provinzial- und Landesbanken (später Zentralbank) und solche 
Privatbanken für einzelne Gebiete, die dem Handwerk, Gewerbe 
und landwirtschaftlichen Genossenschaften dienen, 
e) Liquidierung der Konzerne sowie der Kartell- und Unternehmer¬ 
organisationen. Übernahme der Konzernbetriebe, soweit sie nicht 
den Besatzungsbehörden unterstehen, durch die Landes-, Provinzial¬ 
oder Stadtverwaltungen. 

d) Überführung der Betriebe von öffentlicher Bedeutung, wie Gas, 
Wasser, Elektrizität und dergleichen, in die Hände der Stadt-, Ge¬ 
meinde- oder Provinzialverwaltung. 


3. Die Aufgaben in der Wirtschaft 

Die Freien Gewerkschaften haben, als die Organisation der Arbeiter 
und Angestellten, eine große Mitverantwortung für den Aufbau der deut¬ 
schen Wirtschaft. Es hat sich erwiesen, daß nur mit Hilfe der Initiative 
der Betriebsräte und Gewerkschaften, nur durch die volle Auswertung 
ihrer großen wirtschaftlichen Kenntnisse die Aufgaben des Neuaufbaues 
gelöst werden können. Vom vollen Mitbestimmungsrecht der Freien Ge¬ 
werkschaften und der Betriebsräte ist die Lösung der Verkehrsschwierig¬ 
keiten und die bessere Versorgung der Bevölkerung, vor allem der 
Arbeiterschaft selbst, abhängig. 

Der Wirtschaftsaufbau zur Befriedigung der friedlichen Bedürfnisse der 
Bevölkerung wird nur dann dem Volke tatsächlich zugute kommen und 
nicht der Stärkung großkapitalistischer Kräfte, wenn bewährte Anti¬ 
faschisten die Leitung in den Selbstverwaltungsorganen haben und das 
volle Mitbestimmungsrecht der Freien Gewerkschaften und Betriebsräte 
in den Betrieben und Wirtschaftsorganen gesichert ist. 

Die erste Aufgabe der Freien Gewerkschaften in der Wirtschaft ist 
die aktive Mitarbeit zur Vorbereitung und Durchführung des Wirtschafts¬ 
planes für 1946. Damit im Zusammenhang gilt es, das Mitbestimmungs- 
recht zu erweitern und die Lebensverhältnisse des schaffenden Volkes 
zu verbessern. Als nächste Maßnahmen sind notwendig: 

1. In den privatkapitalistischen Unternehmungen dafür zu sorgen, 
daß solche Waren produziert werden, die vordringlich für den Auf¬ 
bau der Wirtschaft, für die Versorgung der Bauernwirtschaften und 
für die Versorgung der Bevölkerung notwendig sind. 

2. In den Betrieben, die als Betriebe früherer Nazis und Kriegsinter- 
esseuten in die Hände der Landes- oder Stadtverwaltung über¬ 
gegangen sind, sind alle technischen und arbeitsorganisatorischen 
Maßnahmen zu treffen, um die Produktion zu steigern. 

3. In allen Betrieben ist sicherzusLellen, daß die Betriebsräte bei der 
Festlegung der Produktionsaufgaben^ bei Verhandlungen mit den 
Selbstverwaltungsorganen, wie bei der Regelung der Arbeits¬ 
bedingungen das volle Mitbestimmungsrecht haben. 


5 FDGB 


65 



4. Die Freien Gewerkschaften entsenden Funktionäre in die Wirt¬ 
schaftsabteilungen bei den Landes- und Stadtverwaltungen, sowie 
in die Industrie- und Handelskammern. 

Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um weitere Funktionäre für 
die Aufgaben in der Wirtschaft zu schulen. 

* 

4. Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen erfordert die demokratische 
Gestaltung des Arbeitsrechts. Nachdem der Faschismus das Tarifwesen 
zerschlagen hat, ist es die Aufgabe des Freien Gewerkschaftsbundes, den 
kollektiven Arbeitsvertrag, das Taril'vertragsrecht der Gewerkschaften 
und das Arbeitsrecht auf folgender Grundlage zu sichern: 

a) Koalitionsrecht für alle Arbeiter und Angestellten. 

b) Volles Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaften und Betriebs¬ 
räte bei den Produktionsaufgaben. 

c) Vertretung der Arbeiterinteressen durch Abschluß von Kollektiv¬ 
verträgen durch die Gewerkschaften, in denen die Lohn- und Ar¬ 
beitsbedingungen bestimmt werden. 

d) Kollektive Vertretung der Arbeiter und Angestellten durch die 
Betriebsräte und Betriebsgewerkschaftsleitungen. 

e) In Betrieben, wo noch keine Kollektivverträge bestehen, ist es Auf¬ 
gabe der Betriebsräte, und der Gewerkschaften, die Lohn- und 
Arbeitsbedingungen betrieblich zu vereinbaren. 

f) In den Tarifverträgen ist eine Arbeitszeit von acht Stunden pro 
Tag und 48 Stunden in der Woche festzusetzen. 

Die Leistung freiwilliger Überarbeit kann nur erfolgen, wenn 
die Gewerkschaftsleitung im Betrieb und der Betriebsrat die Zu¬ 
stimmung geben. 

In der Regel soll die Belegschaft selbst beschließen, für welchen 
Zweck sie eine bestimmte Anzahl Überstunden zur Verfügung 
stellt. 

g) 'Die Festlegung der Lohnbedingungen soll von dem Grundsatz aus¬ 
gehen: Gleicher Lohn lür gleiche Arbeit und Leistung, ohne Rück¬ 
sicht auf Alter und Geschlecht. Der Akkordlohn soll sich auf den 
garantierten Stundenlohn als Grundlohn aufbauen. Es ist eine Ver¬ 
einbarung des Akkordlohnes herbeizuführen. Zur Regelung der 
Akkordsätze werden in den Betriebsabteilungen Akkordkommissio¬ 
nen gebildet. 

h) Zur Schlichtung und Entscheidung aller aus dem Arbeitsverhältnis 
entstehenden Streitfälle zwischen Unternehmer und Arbeitern 
bzw. Angestellten sollen Arbeitsgerichte geschaffen werden. Sie 
sollen auch über Einzelansprüche aus der Sozialversicherung 
entscheiden. Die Arbeitsgerichte sollen keine Beziehungen zu den 
Organen der staatlichen Justiz haben, sondern den Abteilungen für 
Arbeit der Selbstverwaltungsorgane unterstehen. 

i) Zur Hilfe der Werktätigen bei Krankheit, Unfall, Alter und 
Invalidität treten die Freien Gewerkschaften für die Schaffung 
einheitlicher Versicherungsanstalten auf demokratischer Grund¬ 
lage ein. 
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Zur einheitlichen Gestaltung der Kranken-, Unfall-, Alters-, 
Invalidenversicherung für alle Werktätigen wird zweckmäßig ein 
Vorstand für Sozialversicherung geschaffen, der sich zu zwei 
Dritteln aus Vertretern der Versicherten und einem Drittel aus 
Vertretern der Industrie- und Handelskammern zusammensetzt. 


5. Schulung?- und Kulturaufgaben der Freien Gewerkschaften 

Die Freien Gewerkschaften haben die große Aufgabe, den Arbeitern 
zu helfen, das Wesen des Nazismus zu erkennen, um die Nazi-Ideologie, 
besonders die sogenannte „Lebensraummethode“, zu überwinden. 

Die Gewerkschaftsfunktionäre können ihre Aufgabe nur erfüllen, wenn 
sie sich das geistige Rüstzeug erwerben, das sie befähigt, die gesell¬ 
schaftliche Entwicklung richtig einzuschätzen und den weiteren Gang 
der Entwicklung vorauszusehen. Ebenso sollen die großen Erfahrungen 
der Gewerkschaften der demokratischen Länder den Mitgliedern über¬ 
mittelt werden. Die Schulung der Gewerkschaftsmitglieder ist um so 
wichtiger, weil die faschistische Propaganda an die Einflüsse der bürger¬ 
lichen Wirtschaftslehren in der Arbeiterklasse anknüpfen konnte. 

Es ist die Pflicht des FDGB, dafür zu sorgen, daß eine umfassende und 
gründliche Berufsausbildung erfolgt. 

Für die Gewerkschaftsmitglieder und Arbeiter sollen künstlerische 
Veranstaltungen organisiert werden, die die Arbeiter mit den großen 
Kulturgütern Deutschlands und der Welt vertraut machen. 

So werden die Freien Gewerkschaften mithelfen, daß aus der deut¬ 
schen Arbeiterschaft Männer hervorgehen, die fähig sind, in den führen¬ 
den Funktionen in der Arbeiterbewegung in Wirtschaft und Staat die 
Probleme des neuen demokratischen Deutschlands zu lösen. 


6. Für die Einheit des Freien Deutschen Gewerkschaftsblindes 

Gegenwärtig ist die Entwicklung der Freien Gewerkschaften in den 
verschiedenen Besatzungszonen eine ungleichmäßige. .Im Interesse der 
Einheit des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes erstreben wir eine 
Konferenz demokratisch gewählter Gewerkschaftsvertreter aus allen Ge¬ 
bieten Deutschlands. 

Die Organisation des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes in dem 
sowjetisch besetzen Gebiet begrüßt die Beschlüsse des Weltgewerkschafts¬ 
kongresses und verpflichtet sich, alles zu tun, im Sinne dieser Beschlüsse 
zu handeln. «Die Organisationen des Freien Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes begrüßen insbesondere den Beschluß des Weltgewerkschafts¬ 
kongresses, eine Kommission zum Studium der Lage der Arbeiter und 
der Gewerkschaftsbewegung nach Deutschland zu entsenden. 

Die deutschen Freien Gewerkschaften verpflichten sich, ihre Arbeit so 
zu führen, daß sie das Vertrauen der organisierten Arbeiter der Welt 
gewinnen und in die Reihen des Weltgewerkschaftsbundes aufgenommen 
werden. 

Der 1. FDGB-Kongreß hat folgende „VorläufigeSatzungen“ beschlossen: 



Vorläufige Satzung; 

des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 

Einleitung 

Zweck und Ziel des gewerkschaftlichen Zusammenschlusses der Ar¬ 
beiter und Angestellten ist die gemeinsame Vertretung ihrer Interessen 
zur Besserung ihrer gesellschaftlichen und sozialen Lage und Erweite¬ 
rung ihrer Rechte. 

Die Erfahrung lehrt, daß nur eine starke, einheitliche, nach demo¬ 
kratischen Grundsätzen aufgebaute Gewerkschaftsbewegung Gewähr für 
die Erreichung dieses Zieles bietet Die neuen Freien Gewerkschaften 
werden deshalb auf der Grundlage echter Toleranz alle Arbeiter und 
Angestellten zusammenfassen, die bereit sind, für eine demokratische 
Ordnung des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens zu kämpfen. 

Mitglieder der Freien Gewerkschaften können alle Arbeiter und An¬ 
gestellte werden, und zwar ohne Rücksicht auf Geschlecht, Glaubens¬ 
bekenntnis, Rasse, Partei, Staatszugehörigkeit und Vorbildung. 

Die Gewerkschaften werden ihre Mitglieder zur Solidarität und zum 
Klassenbewußtsein erziehen und die geistige Fortbildung der Werk¬ 
tätigen fördern. 

Die neuen Freien Gewerkschaften in Deutschland bilden eine Kampf¬ 
einheit zur völligen Vernichtung des Faschismus und aller militaristisch- 
imperialistischen Kräfte, sie setzen sich ein für die rückhaltlose Aner¬ 
kennung des Vorrechtes des arbeitenden Menschen. Sie fordern daher 
maßgebenden Einfluß auf die Selbstvorwaltungsorgane in Gemeinde und 
Staat. Sie verlangen volles Mitbestimmungsrecht in der Führung der 
Wirtschaft. Dieses muß in der gesamten Produktion, vom Einzelbetrieb 
bis zur höchsten Spitze der Zentralverwaltupgsorgaue, durchgesetzt 
werden. 

Die Gewerkschaften setzen sich ein für den Ausbau der sozialpoli¬ 
tischen Gesetzgebung, für ein demokratisches Arbeitsrecht und für den 
Aufbau einer einheitlichen Sozialversicherung. 

Die freie deutsche Gewerkschaftsbewegung betrachtet die Beschlüsse 
des Wellgewerkschaftskongresses für sich als bindend. 


§ 1 

Zweck und Aufgaben des FDGB 

Die im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund vereinigten Arbeiter und 
Angestellten setzen sich für die Durchführung folgender Aufgaben ein: 

1. Erziehung der Arbeiterschaft im Geiste des Antifaschismus, des 
demokratischen Fortschritts und zur Erkenntnis ihrer sozialen 
Lage, sowie zur Solidarität. 

2. Restlose Ausschaltung aller Faschisten, Kriegsverbrecher und 
deren Helfershelfer aus städtischen und staatlichen Verwaltungen, 
aus Wirtschaft, Handel und Verkehr. 

Kampf gegen die faschistische Ideologie und alle militaristischen 
und imperialistischen Tendenzen. 
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3. Liquidierung übermäßiger kapitalistischer Konzentrationen sowie 
der Konzerne, Kartelle und Truste. 

4. Überwachung der Wirtschaft, um eine neue Rüstungsproduktion 
zu verhindern. 

5. Einsatz aller Kräfte für den Wiederaufbau der deutschen Wirt¬ 
schaft im Rahmen der Potsdamer Beschlüsse. 

Wiederingangsetzung der Produktion von Gütern für den fried¬ 
lichen Bedarf der Bevölkerung. 

Vertretung der Verbraucherinteressen und maßgebenden Ein¬ 
fluß auf alle Selbstverwaltungsorgane von Gemeinde und Staat 
sowie volles Mitbestimmungsrecht in allen Fragen des Wirtschafts¬ 
lebens. 

6. Abschluß von kollektiven Tarifverträgen, die für alle Unternehmer 
und Beschäftigten des Vertragsbereichs unabdingbar sind. 

7. Festsetzung der Arbeitszeit auf 8 Stunden täglich, 45 Stunden 
wöchentlich und im Bergbau auf 7 Stunden für Arbeit unter Tage, 
soweit nicht durch besondere Schutzbestimmungen eine kürzere 
Arbeitszeit vorgesehen ist. 

8. Schaffung eines einheitlichen Arbeits- und Sozialrechts. 

9. Schaffung einer einheitlichen Sozialversicherung mit dem Ziel einer 
ausschließlichen Selbstverwaltung der Versicherten. 

10. Schaffung einer einheitlichen, wirkungsvollen Arbeiterschutzgesetz¬ 
gebung für alle Arbeiter und Angestellten, Frauen und Jugend¬ 
lichen. 

Maßgebende Vertretung der Gewerkschaften in den Organen der 
Gewerbeaufsichl und Unfallverhütung. 

11. Schaffung eines neuen Betriebsrätegesetzes, das das volle Mit¬ 
bestimmungsrecht der Betriebsräte im Betrieb vorsieht. 

12. Schaffung einer selbständigen Arbeitsgerichtsbarkeit, die den Ab¬ 
teilungen für Arbeit bei den Selbsbverwaltungsorganen untersteht. 

13. Kampf für die Gleichberechtigung der Frauen, vor allem für die 
Verwirklichung des Grundsatzes des gleichen Lohnes bei gleicher 
Arbeit und Leistung. 

14. Förderung der geistigen Bildung der Arbeiter und Angestellten. 
Erschließung aller Kulturgüter und Gestaltung der Freizeit. 

15. Förderung der Berufsschulung, vor allem für die Frauen, sowie 
Mitwirkung bei der Lehrlingsausbildung. 

16. Vertretung der Mitglieder in Rechtsstreitigkeiten. 

17. Schaffung von Unlerstützungseinrichtungen in Ergänzung der So¬ 
zialversicherung und öffentlichen Fürsorge. 


§2 

.Mitgliedschaft 

Mitglied der Freien Gewerkschaften kann jeder Arbeiter und Ange¬ 
stellte männlichen und weiblichen Geschlechts und jeden Alters, ohne 
Rücksicht auf Glaubensbekenntnis, Rasse, Partei, Staatsangehörigkeit und 
Vorbildung werden. 



Der Eintritt geschieht durch Ausstellung eines Aulnahmescheines, die 
Zahlung des Eintrittsgeldes bei dem gewerkschaftlichen Vertrauensmann. 

Über die Aufnahme entscheidet in der Regel die Mitgliederversamm¬ 
lung der Gewerkschaf tsgruppe des Betriebes oder der Betriebsabteilung. 

Das Mitglied erhält als Ausweis seiner Mitgliedschaft eine Mitglieds¬ 
karte, in welche die Gewerkschafts-Beitragsmarken einzukleben sind. 

Die Höhe des Eintrittsgeldes und der Beiträge wird durch eine Bei- 
tragsordnung festgelegt. 


§3 

Rechte und Pflichten der Gewerkschaftsmitglieder 

Die Mitglieder der Freien Gewerkschaften entscheiden über alle Fragen 
der Gewerkschaftspolitik nach dem Grundsatz des demokratischen Be¬ 
stimmungsrechtes. 

Alle Gewerkschaftsorgane, vom untersten Funktionär bis zur höchsten 
Gewerkschaftsleitung, müssen durch demokratische Wahlen von den Mit¬ 
gliedern selbst oder ihren Delegierten gewählt werden. Alle durch demo¬ 
kratische Wahlen gewählten Gewerkschaftsorgane sind Beauftragte der 
Gewerkschaftsmitglieder. Sie können jederzeit aus ihren Funktionen von 
den Mitgliedern abberufen werden, wenn sie deren Vertrauen nicht mehr 
besitzen. 

Jedes Gewerkschaftsmitglied hat die Pflicht, sich aktiv für die Durch¬ 
führung der von der Gewerkschaftsbewegung aufgereilten Ziele und Auf¬ 
gaben einzusetzen. Es hat die Pflicht, alle Funktionäre und Gewerk¬ 
schaftsleitungen bei der Durchführung der Beschlüsse der Gewerkschaften 
aktiv zu unterstützen. 

Die Gewerkschaft hat jedem Mitglied bei der Ausübung seiner gewerk¬ 
schaftlichen Tätigkeit vollen Schutz zu gewähren; insbesondere bei Maß¬ 
regelung infolge der Tätigkeit für die Gewerkschaften. 

. * §4 

Org;aiiisatloiisaiifl>aii der Freien Gewerkschaften 

Die Grundlage des Freien Deutschen Gewerkschaftsblindes ist die 
Gewerkschaftsgruppe im Betrieb. Alle in einem Betrieb beschäftigten 
Mitglieder des FDGB gehören der zuständigen Industriegewerkschaft an. 
Die Betriebsgewerkschaftsgruppe ist der Träger der gewerkschaftlichen 
Tätigkeit. Sie fördert und unterstützt die Tätigkeit der Betriebsräte als 
die Organe aller Arbeiter und Angestellten des Betriebes. 

Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund ist auf der Grundlage des 
Industriegewerkschaftsprinzips errichtet. Die Abgrenzung erfolgt durch 
das Verzeichnis der Industriegewerkschaften, welches einen Teil dieser 
Satzung darstellt. 

Für die Angestellten wird die Bildung von Angestelltengewerkschaften 
zugelassen. Sie bilden jedoch in Sicherung des einheitlichen gewerk¬ 
schaftlichen Vorgehens keine besondere Betrielisgewerkschaftsleitung. 
Sie wählen einen Obmann, der der zuständigen Betriebsgewerkschafts¬ 
leitung angehört. 
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Aufbau der Industriegewerkschaft 

Die Betriebsgewerkschaftsgruppe der zuständigen Industriegewerk¬ 
schaft ist der Träger der gewerkschaftlichen Tätigkeit. Alle Betriebs¬ 
gewerkschaftsgruppen des gleichen Industriezweiges an einem Ort wer¬ 
den zusammengefaßt und bilden die Ortsgruppe der jeweiligen Industrie¬ 
gewerkschaft. Die Ortsgruppen jeder Industriegewerkschaft bilden zu¬ 
sammen die betreffende Gewerkschaftsorganisation des Kreises, die eines 
Landes die Landesorganisation der Industriegewerkschaft, und die der 
Länder die Reichsorganisalion. 

Zur Leitung der in einem Ort, Kreis bzw. Bezirk, einer Provinz oder in 
Ländern zusammengefaßten Industriegewerkschaften werden besondere 
Gewerkschaftsleitungen gewählt. In kleineren Orten, wo dies technisch 
möglich ist, werden Ortsleitungen der Industriegewerkschaften von den 
Mitgliedern selbst in geheimer Wahl gewählt. In größeren Orten und 
Städten, wo die Zusammenfassung der gesamten Mitgliedschaft nicht 
möglich ist, insbesondere in den Kreisen bzw. Bezirken, Provinzen oder 
Ländern, wird die. Leitung jeder Industriegewerkschaft auf einer be¬ 
sonders einzuberufenden Delegiertenkonferenz gewählt. 

Die Anzahl der zu wählenden Delegierten für die jeweiligen Tagungen 
sowie die Stärke der Mitglieder der Gewerkschaftsleitungen und ihre 
Wahl ist in besonderen Satzungen der einzelnen Industriegewerkschaften 
festzulegen. Diese Satzungen müssen auf Gewerkschafts-Delegierten- 
Konferenzen beschlossen werden. 

Auf der Grundlage der Satzung des FDGB sind Satzungen der Industrie¬ 
gewerkschaften auszuarbeiten, in denen die allgemeinen statutarischen 
Grundsätze auf die besonderen Verhältnisse der einzelnen Gewerk¬ 
schaften angewandt werden. 

Zu den besonderen Aufgaben der Industriegewerkschaften gehören der 
Abschluß von Tarifverträgen sowie die Vertretung der Mitglieder in allen 
gewerkschaftlichen Fragen. 


§6 

Die Organe des FDGB 

Die Betriebsgewerkschaftsleitung 

Zur Leitung der Betriebsgewerkschaftsgruppe wird eine Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung gewählt. Die Wahl erfolgt durch die Mitglieder in 
geheimer Wahl, Betriebsgewerkschaftsgruppen von 20 bis 50 Mitgliedern 
wählen eine Betriebsgewerkschaftsleitung in Stärke von 3, bis 300 Mit¬ 
gliedern von 9, und darüber hinaus von 13 Mitgliedern. 

Betriebsgewerkschaftsgruippen mit nicht mehr als 20 Mitgliedern wählen 
an Stelle der Betriebgewerkschaftsleitung einen Gewerkschaftsobmann. 

Gewerkschaftlicher Vertrauensmann 

Zur besseren Durchführung der Arbeit der Betriebsgewerkschafts¬ 
gruppe und zur Erfassung und Betreuung der Mitglieder wird auf je 



30 Mitglieder ein gewerkschaftlicher Vertrauensmann gewählt. Die Wahl 
erfolgt in den Betriebsabteilungen durch die gewerkschaftlich organi¬ 
sierten Mitglieder der Abteilung. 


Aufgaben der Betriebsgewerkschaftsgruppe 

Die Betriebsgewerkschaftsgruppe hat die Interessen der Mitglieder in 
allen Fragen gegenüber dem Unternehmer bzw. der Betriebsleitung wahr¬ 
zunehmen. Sie hat dafür zu sorgen, daß die von den Gewerkschatten 
vereinbarten Tarifverträge durchgeführt werden. Sie schließt im Ein¬ 
vernehmen mit dem Betriebsrat eine Betriebsordnung zur Regelung der 
Arbeitsbedingungen ab und überwacht deren Durchführung. 

Zusammen mit dem Betriebsrat hat die Betriebsgewerkschaftsgruppe 
in Gemeinschaft mit der Betriebsleitung bei den Produktionsaufgaben 
des Betriebes im Rahmen der allgemeinen gewerkschaftlichen Forde¬ 
rung mitzuwirken. Sie hat ferner die Aufgabe, durch Werbung neuer 
Mitglieder den gewerkschaftlichen Einfluß zu stärken. . 


Die Gesamtleitung des FDGB 

Die Leitung des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes liegt ent¬ 
sprechend seiner Gliederung in den Händen der zu wählenden Gewerk- 
schaftsvorslünde für die Orte, Kreise, Provinzen oder Länder. Das zen¬ 
trale Organ ist der Vorstand des FDGB für das Reich. Die Leitungen 
des FDGB werden auf Delegiertenkonferenzen gewählt. Die Wahl der 
Delegierten zur Stadt- bzw. Kreisdelegiertenkonferenz erfolgt in den ein¬ 
zelnen Industriegewerkschaften, die entsprechend ihrer abgerechneten 
Mitgliederzahl Delegierte entsenden. 

Die Kreisdelegiertenkonferenz entsendet die Delegierten zur Landes¬ 
delegiertenkonferenz. Die Landesdelegiertenkonferenz entsendet die De¬ 
legierten zur Allgemeinen Gewerkschaftsdelegiertenkonferenz. 

Für die Städte, Kreise, Provinzen oder Länder werden auf den Dele¬ 
giertenkonferenzen als leitende Organe Gewerkschaftsvorstände gewählt 
(z. B. Landesvorstand Sachsen des FDGB, Ortsvorstand Halle des FDGB). 
Die Vorstände müssen so zusammengesetzt sein, daß die einzelnen In¬ 
dustriegewerkschaften berücksichtigt werden. 

Die Vorstände wählen aus ihrer Mitte einen 1. und 2. Vorsitzenden 
sowio den geschäftsführenden Ausschuß als durchführendes Organ. Jeder 
Vorstand muß mindestens einmal im Monat Zusammentreffen. 

Die Ortsvorstände sowie Kreisvorstände bestehen aus 20 bis 30 Mit¬ 
gliedern. Der geschäftsführende Ausschuß besieht aus 3 bis 7 Mitgliedern, 
darunter dem 1. und 2. Vorsitzenden. 

Der Landes- und Provinzialvorstand besteht aus 45 Mitgliedern. Der 
geschäftsführende Ausschuß besteht aus 9 bis 11 Mitgliedern. 

Die Vorstände werden auf die Dauer eines Jahres gewählt. 

Die Delegierten zu den vorgesehenen Konferenzen müssen nach einer 
Wahlordnung, die geheime Urwahl vorsieht, gewählt werden. 
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§7 

Aufgaben der leitenden Gewerksebaftsorgane 

des FDGR 

Allen Organen des FDGB obliegt die Pflicht, die Industriegewerk¬ 
schaften auf der Grundlage ihrer speziellen Industrie- und Berufs¬ 
aufgaben zu einem einheitlichen Wirken anzuhalten und die Gewerk¬ 
schaften für die Durchführung der großen Aufgaben der deutschen Ge¬ 
werkschaftsbewegung zu leiten. Sie haben im Rahmen ihres Wirkungs¬ 
kreises besonders folgende Aufgaben zu erfüllen: 

1. Vertretung der gemeinsamen Interessen der Arbeiter und An¬ 
gestellten. 

Zu diesem Zweck Anleitung der Arbeit der Betriebsgruppe der 
Freien Gewerkschaften. 

2. Ausnutzung aller zur Verfügung stehenden Mittel für die Populari¬ 
sierung und Erklärung der Aufgaben und Ziele des Freien Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes, Erläuterung des Programms für die 
Verwirklichung dieser Aufgaben sowie die Begründung von Ent¬ 
scheidungen in bestimmten Fragen. 

3. Organisation des gemeinsamen Kampfes aller Industriegewerk¬ 
schaften gegen alle Verstöße reaktionärer Elemente gegen die 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte der Arbeiterschaft und der 
demokratischen Freiheiten. 

4. Für einen ständigen Kontakt zwischen allen dem FDGB angehören¬ 
den Industriegewerkschaften zu sorgen und deren brüderliche 
Unterstützung und Hilfe bei der Arbeit zu organisieren. 

5. Dafür zu sorgen, daß innerhalb der Gewerkschaftsbewegung das 
demokratische Bestimmungsrecht der Mitglieder gewährleistet und 
durchgeführt wird. Alle Funktionäre in den Organisationen, vom 
untersten Vertrauensmann bis zur höchsten Instanz, müssen auf 
demokratischem Wege gewählt werden. 

Das demokratische Mitbestimmungsrecht der Mitglieder muß¬ 
oberstes Gesetz der neuen Freien Gewerkschaften sein. 

6. Systematischer Informations- und Erfahrungsaustausch über die 
Gewerkschaftsarbeit mit dem Ziel einer Festigung der Solidarität 
in der Gewerkschaftsbewegung. 

7. Für eine ständige Heranziehung der weiblichen und jugendlichen 
Mitglieder zur aktiven Arbeit in der Gewerkschaft Sorge zu tragen. 


§ 8 


Besondere Kommissionen 


Zur Durchführung ihrer umfangreichen Arbeiten wählen die Gewerk¬ 
schaftsvorstände besondere Kommissionen unter Hinzuziehung geeigneter 
Mitglieder, die nicht den Vorständen im Ort, Kreis, Bezirk oder der 
Provinz anzugehören brauchen. Eine Kommission für 

a) Sozialpolitik e) Schulungs- und Kulturfragen 

b) Wirtschaft f) Arbeiterrechtsfragen 

c) Technik g) Jugendfragen 

d) Presse h) Frauenfragen. 
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§ 9 

Organe des FDGB 

Zur Veröffentlichung der Mitteilungen des FDGB und zur Förderung 
der Zwecke der Freien Deutschen Gewerkschaftsbewegung gibt der 
FDGB eine Tageszeitung „Die Freie Gewerkschaft“ heraus. 

Der Landes- bzw. Provinzialvorstand kann regelmäßig ein gewerk¬ 
schaftliches Funktionärblatt herausgeben, in dem die Fragen der einzelnen 
Industriegewerkschaften erörtert werden. 

§ 10 

Mitgliedsbeitrüge und Finanzierung 

Mitgliedsbeiträge 

Die erforderlichen finanziellen Mittel werden durch Mitgliedsbeiträge 
aufgebracht. 

Die Mitgliedsbeiträge sind von Lohnempfängern in Wocbenbeiträgen, 
von Gehaltsempfängern in Monatsbeiträgen zu . entrichten. Für alle In¬ 
dustriegewerkschaften gellen einheitliche Beiträge, deren Höhe durch 
Beitragsordnungen von den Provinzial- bzw. Landesvorständen fest¬ 
gelegt wird. 

Beitragserhebung 

Die Gewerkschaftsbeiträge werden grundsätzlich durch den Ver¬ 
trauensmann in den einzelnen Abteilungen des Betriebes oder der Ver¬ 
waltung kassiert. 

Nur von Mitgliedern, die keiner Betriebsgewerkschaftsgruppe an¬ 
gehören können, werden die Beiträge durch besondere Hauskassierer 
eingezogen. 

§ 11 

Geltung der Satzung und der Beschlüsse des FDGB 

Die Satzung sowie alle Beschlüsse der Delegiertenkonferenzen des 
FDGB sind für alle Industriegewerkschaften sowie für alle Mitglieder 
der Freien Gewerkschaften bindend. 

Diese vorläufige Salzung hat Geltung, bis sie durch die endgültige 
Satzung abgelöst wird. 

Letztere soll auf der Delegiertenkonferenz beschlossen, werden, die 
spätestens bis zum 1. September 1946 nochmals Zusammentritt. 

* 

Für die Hauptabteilung I — Organisation ergaben sich aus den 
Beschlüssen und der vorläufigen Satzung, die vom ersten FDGB-Kongreß 
angenommen worden waren, drei Hauptaufgaben: 

1. Durchorganisierung des FDGB und Schaffung eines einheitlichen 
Aufbaues in allen fünf Ländern und Provinzen, 

2. einheitlicher Aufbau der Industriegewerkschaften und Gewerk¬ 
schaften, 


74 



3. Vorbereitung und Durchführung der Industriegewerkschafts- 

wahlen. 

Eine graphische Darstellung des Organisationsschemas des FDGB 
wurde entworfen und zusammen mit Erläuterungen zum Organisations¬ 
aufbau in 10 000 ExempRfren gedruckt. Dadurch wurde die grundlegende 
Klarheit über den Organisationsaufbau geschaffen. Besprechungen in 
Berlin und in anderen vStädten wurden von der Hauptabteilung I — Or¬ 
ganisation durchgeführt und in den Ländern und Provinzen Organi¬ 
sationsabteilungen bei den Landes-(Provinz-)Vorständen geschaffen. 

Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund betrachtet die Industrie¬ 
gewerkschaften und Gewerkschaften als Teile der Gesamtorganisation, 
für die die Grundsätze und Beschlüsse des Freien Deutschen Gewerk - 
schaftsbundes bindend sind. Die Industriegewerkschaften und damit auch 
der FDGB bauen sich nach dem Grundsatz „Ein Betrieb — eine Gewerk¬ 
schaft“ auf. Um eine einheitliche Abgrenzung der Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften zu ermöglichen, fanden Beratungen einer von der 
Hauptabteilung I — Organisation gebildeten Organisationskommission 
statt. In diesen Beratungen wurden alle Einzelheiten diskutiert und so 
weit geklärt, daß dem Vorstand ein detaillierter Plan vorgelegt werden 
konnte über Anzahl, Begrenzung, Namen und Reihenfolge der Industrie¬ 
gewerkschaften und Gewerkschaftern 

Nach diesem Plan bestehen im FDGB: 

1. Industriegewerkschaft Bau 

2. Industriegewerkschaft Bekleidung 

3. Industriegewerkschaft Bergbau 

4. Industriegewerkschaft Chemie 

5. Industriegewerkschaft Graphisches Gewerbe 

6. Industriegewerkschaft Holz 

7. Industriegewerkschaft Eisenbahn 

8. Industriegewerkschaft Post und Fernmeldewesen 

9. Industriegewerkschaft Handel und.Transport 

10. Industriegewerkschaft Land- und Forstwirtschaft 

11. Industriegewerkschaft Leder 

12. Industriegewerkschaft Metall 

13. Industriegewerkschaft Textil 

14. Industriegewerkschaft Nahrung und Genuß 

15. Industriegewerkschaft öffentliche Betriebe und Verwaltungen 

16. Gewerkschaft der Angestellten 

17. Gewerkschaft für Kunst und Schrifttum 

18. Gewerkschaft der Lehrer und Erzieher. 

Für den Organisationsaufbau des Freien Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes wurde festgelegt, daß in den Betrieben die Gewerkschaftsmitglie¬ 
der zu Betriebsgewerkschaftsgruppen zusammengefaßt werden, die die 
Betriebsgewerkschaftsleitung wählen. In Kleinbetrieben tritt an Stelle 
der Betriebsgewerkschaftsleitung der Betriebsobmann und sein Stell¬ 
vertreter. Alle Betriebsgewerkschaftsgruppen einer Industriegewerkschaft 
werden in den Orlen zu Ortsorganisationen der Industriegewerkschaft 
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zusammengeschlossen, und durch die Betriebsgewerkschaftsgruppen aller 
Industrien wird die Ortsorganisation des FDGB über den Weg von 
Delegiertenkonferenzen geschaffen. 

Da die Verwirklichung eines Teiles der Aufgaben des Freien Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes im Zusammenhang mit den politischen Ver¬ 
waltungen durchzuführen ist, werden in den politischen Kreisen Kreis¬ 
organisationen des FDGB gebildet, die unter der Leitung des Kreis¬ 
vorstandes des FDGB stehen. Für die Industriegewerkschaften und Ge¬ 
werkschaften werden keine Kreisvorstände gewählt, da die industrielle 
Struktur selten mit der politischen Verwaltungsstruktur übereinstimmt. 
In den Ländern und Provinzen folgen dann die Landes- und Provinz¬ 
vorstände der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften und eben¬ 
falls des FDGB. Für die gesamte Zone wählen die Mitglieder in den 
Industriegewerkschaften und Gewerkschaften die Zentralvorstände und 
sämtliche Mitglieder des FDGB durch den FDGB-Kongreß den Vorstand 
des FDGB. 

Es wurde weiter ein Plan zur Vorbereitung und Üurchlührung der 
Industriegewerkschaftswahlen ausgearbeitet mit der Maßgabe des zen¬ 
tralen Zusammenschlusses der Industriegewerkschaften und Gewerk¬ 
schaften in der sowjetisch besetzten Zone. Am 29. April 1946 beriet der 
Vorstand in seiner Sitzung über diese Pläne und bestätigte sie. 

Die Voraussetzung zur Durchführung der Industriegewerkschafts¬ 
wahlen war die Umorganisierung der in den einzelnen Ländern nach 
verschiedenen Gesichtspunkten aufgebauten Industriegewerkschaften 
nach dem vom Vorstand beschlossenen Plan. 

Zur Vorbereitung und Inangriffnahme der Industriegewerkschafts¬ 
wahlen wurden 18 Organisations- und Satzungskommissionen gebildet. 

Sie setzen sich aus je 13 Vertretern der einzelnen Industriegewerk¬ 
schaften und Gewerkschaften zusammen, die als Vertreter der einzelnen 
Länder und Provinzen entsandt wurden. Die Organisations- und Satzungs¬ 
kommissionen tagten am 16. und 17. Mai 1946 in einer gemeinsamen 
Konferenz in Halle, die von der Hauptabteilung I — Organisation ein- 
berufen wurde. Nachdem in gemeinsamer Beratung alle 18 Kommissionen 
die allgemeinen Festlegungen getroffen hatten, traten die Kommissionen 
zu Sonderberatungen zusammen. In den Sonderberatungen wurde der 
Ablauf der Wahlen in den einzelnen Industriegewerkschaften und Ge¬ 
werkschaften festgelegt. Auf der Tagung in Halle wurde die Abgrenzung 
der Industriegewerkschaften vorgenommen, die Wahlordnung festgelegt 
und ebenfalls der Entwurf für die Satzungen der Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften beraten. 

Um die Möglichkeit einer ausgiebigen Diskussion vor den Delegierten- 
kon erenzen in den Industriegewerkschaften und Gewerkschaften zu 
geben, wurde der Mustersatzungsentwurf in 30 000 Exemplaren ver¬ 
öffentlicht. In drei Rundschreiben (Nr. 10, 11 und 12) und durch laufende 
Veröffentlichungen in der Presse gab die Organisationsabteilung nähere 
Anweisungen und Erläuterungen zur Vorbereitung und Durchführung 
der Industriegewerkschaftswahlen. Es wurden alle notwendigen Einzel- 
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heilen, wie z. B. die Schlüsselzahlen für die Wahlen der Delegierten zu 
den Zentraldelegiertenkonferenzen, Anschriften der Organisations¬ 
ausschüsse usw., in der Presse veröffentlicht. 

Die in Halle beschlossene Wahlordnung diente bei allen Industrie¬ 
gewerkschaftswahlen als Grundlage. Sie wurde in der „Freien Gewerk¬ 
schaft“ abgedruckt und somit allen Gewerkschaftsmitgliedern zugänglich 
gemacht. 


Walilordmiug für die Wahl der !Leitiiiigen (Vorstände) 
der luclustriegewerkscliafteii 

Nach § 5 der Satzung des FDGB werden zur Leitung der in einem 
Ort, einer Provinz oder eines Landes zusammengefaßten Industrie¬ 
gewerkschaften besondere Industriegewerkschaftsvorstände gewählt. In 
kleineren Orten, in denen dies technisch möglich ist, werden Ortsvorstände 
der Industriegewerkschaften von den Mitgliedern selbst in geheimer 
Wahl gewählt. In größeren Orten und Städten, wo die Zusammenfassung 
der gesamten Mitgliedschaft nicht möglich ist, insbesondere in den Pro¬ 
vinzen oder Ländern, wird der Vorstand jeder Industriegewerkschaft 
auf einer besonders einberufenen Delegiertenkonferenz gewählt. 

a) In den Ortsmitgliederversammlungen bzw. Ortsdelegiertenkonfe¬ 
renzen der Industriegewerkschaften werden die Ortsvorstände und 
die Delegierten zur Provinz- bzw. Landeskonferenz der Industrie¬ 
gewerkschaften gewählt. 

b) Auf der Provinz- bzw. Landesdelegiertenkonferenz werden der 
Provinz- bzw. Landesvorstand der Industriegewerkschaften und 
die Delegierten zur zentralen Delegiertenkonferenz der Industrie¬ 
gewerkschaften gewählt. 

c) Auf der zentralen Delegiertenkonferenz werden die Vorstände der 
Industriegewerkschaften gewählt. 

Vorstände und Delegierte werden in geheimer Wahl gewählt. ' 

Die Delegierten für die Orlsdölegiertenkonferenz werden in den Be¬ 
trieben bzw. in den Wahlkörpern, die mehrere kleine Betriebe zusammen¬ 
lassen, in geheimer Abstimmung gewählt. Die Kandidaten werden in den 
Mitgliederversammlungen der Betriebe, wenn in diesen die Zahl für 
einen zu wählenden Delegierten erreicht ist, aufgestellt. Die Kandidaten 
derjenigen Betriebe,, die zu Wahlkörpern zusammengefaßt werden, 
müssen in einer gemeinsam einzuberufenen Mitgliederversammlung auf¬ 
gestellt werden. In dieser wird gleichzeitig ein Wahlausschuß für die 
Durchführung der Wahl gewählt. Die in der gewerkschaftlichen Mit¬ 
gliederversammlung vorgeschlagenen Kandidaten (es ist eine größere 
Zahl von Kandidaten aufzustellen als zu wählen sind) werden auf dem 
Stimmzettel genannt. Die Reihenfolge der Kandidaten wird durch ein¬ 
fache Abstimmung in den Gewerkschaftsmitgliederversammlungen be¬ 
stimmt. Die Kandidaten müssen durch Anschlag allen Gewerkschafts¬ 
mitgliedern des Betriebes bekanntgegeben werden. 

Auf den Kandidatenlisten darf die Parteizugehörigkeit nicht vermerkt 
werden. 
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Eine Woche nach Aufstellung der Kandidaten erfolgt die geheime Ab¬ 
stimmung durch Stimmzettel. Der Wahlgang wird vom Wahlausschuß 
au Hand der Mitgliederlisten bzw. der Kartei durchgeführt. Der Wähler 
hat bei Abgabe des Stimmzettels seine Mitgliedskarte vorzulegen. Auf 
diese wird die Teilnahme an der Wahl eingetragen. Der Abstimmende 
macht auf dem Stimmzettel vor dem Kandidaten, den er wählen will, 
ein Kreuz. 

Der vom Wähler zusammengefaltete Stimmzettel wird von ihm unter 
Kontrolle des Wahlausschusses in die Wahlurne geworfen. 

Nach Abschluß der Wahlhandlung hat der Wahlausschuß das Resultat 
unmittelbar festzustellen und das Ergebnis in einem Wahlprotokoll 
niederzulegen. Die Auszählung erfolgt öffentlich. 

Werden die Ortsvorstände oder die Delegierten zur Provinz- oder 
Landesdelegiertenkonferenz in einer Ortsmitgliederversammlung der 
Industriegewerkschaft gewählt, so werden in dieser die Kandidatenvor¬ 
schläge durch den Wahlausschuß entgegengenommen und von ihm zur 
Abstimmung gestellt. 

Diese Wahlordnung gilt sinngemäß für die Provinz-, Landes- und 
zentrale Delegiertenkonferenz der Industriegewerkschaften. 

Zu diesem Zweck wird auf den Konferenzen ein Wahlausschuß ge¬ 
bildet, der die Kandidatenvorschläge für die Wahl der Delegierten und 
der Wahlvorstände entgegennimmt und sie zur Wahl stellt. Unter den 
Kandidaten sollen Delegierte aus jedem Großbetrieb sein. Frauen und 
Jugendliche sind ebenfalls dabei zu berücksichtigen. 

Die Wahlen erfolgen ebenfalls geheim mittels Stimmzettel. Zur 
Durchführung und Überwachung der Wahlen wird für jede Industrie¬ 
gewerkschaft ein zentraler Wahlausschuß gebildet. Diesem Ausschuß 
sind Beschwerden zur Prüfung und Entscheidung zuzuleiten. 

* * 

* 


Wahl der fl^aiidesleiiungen der IO jm I DGK 

Nachdem in allen Betrieben und Orten die Wahlversammlungen und 
Konferenzen stattgefunden hatten, wurden in den Ländern und Pro¬ 
vinzen die Delegiertenkonferenzen der Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften abgehalten. 

Es ergaben sich folgende Zahlen für die Landes-(Provinz-)Delegierten¬ 
konferenzen : 


Land/Provinz 

Anzahl der 
Konferenz. 

Anzahl der 
gewählten 
Delogierten 

Anzahl der 
teil gen. 
Delegierten 

Anzahl der 
Diskuss.- 
Redner 

Angenom. 

10 nt Schlie¬ 
ßungen 

Brandenburg . 

18 

2124 | 

1941 

219 

49 

Mecklenburg. 

18 

2166 

2 259 

240 

63 

Land Sachsen. 

18 

3 463 

3 337 

. 245 

77 

.Provinz Sachsen .... 

18 

3 070 

2 857 

171 

39 

Land Thüringen .... 

18 

2 560 

2 335 

171 

18 
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In diesen Konferenzen wurden in die Vorstände gewählt: 


in 

V 

Mitglieder 

orständc 

Frauen 

p 

Jugendl. 

Geschäft 

Mitglieder 

tsfükrende \ 

Frauen 

orsländo 

Jugendl. 

Brandenburg . 

346 

56 

7 

91 

17 


Mecklenburg . 

325 

35 

' — 

127 

18 

. - 

Land Sachsen 

594 

94 

23 

121 

21 

6 

Prov. Sachsen> 

435 

48 

16 

45 

2 

2 

Land Thüring. 

556 

36 

2 

73 

7 

2 


In allen Delegiertenkonferenzen wurden Begrüßungsadressen an die 
Exekutive des Weltgewerkschaftsbundes angenommen. Zum sächsischen 
Volksentscheid, zur Enteignung der Kriegsverbrecher wurden fast über¬ 
all Resolutionen beschlossen, die gleichzeitig die Enteignung der Kriegs¬ 
verbrecher in den anderen Ländern und Provinzen forderten. Es wurden 
zahlreiche Entschließungen zu Tarif- und Lohnfragen angenommen. Der 
Kampf gegen das Schiebertum und die Preiskontrolle wurden in anderen 
Resolutionen und Entschließungen behandelt. Besonders zahlreich waren 
auch die Entschließungen, die die Einheit der Arbeiterbewegung und die 
Einheit Deutschlands forderten. 

Im Monat Juni 1946 fanden dann die Zentraldelegiertenkonferenzen 
der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften statt, und zwar: 

in Berlin.6 Konferenzen 

in der Provinz Sachsen.6 „ 

im Land Thüringen.2 „ 

im Land Sachsen.4 „ 

Für die Zentraldelegiertenkonferenzen wurden 3491 Delegierte gewählt, 
davon 400 Frauen und 30 Jugendliche. 

Die Delegierten zu den Zentraldelegiertenkonferenzen wählten die 
Zentral Vorstände, von denen der zahlenmäßig schwächste mit 25 Mit¬ 
gliedern von der Industriegewerkschaft Leder und der stärkste mit 
50 Mitgliedern von der Industriegewerkschaft Metall gewählt wurde. 

In die Geschäftsführenden Vorstände wurden 183 Mitglieder, davon 
15 Frauen und 8 Jugendliche, gewählt. 

Nach der Wahl der Zentralvorstände der Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften sah die Hauptabteilung I — Organisation ihre vor-' 
nehmlichste Aufgabe in der Unterstützung der Zenlralvorstände und der 
Koordinierung der Arbeiten. Zu diesem Zweck wurde die ständige Ver¬ 
bindung ^u den Zentralvorständen der Industriegewerkschaften und Ge¬ 
werkschaften hergestellt. Die Teilnahme an Sitzungen der Vorstände 
und Geschäftsführenden Vorstände ermöglichte eine gute Zusammen¬ 
arbeit und gab laufend einen Überblick über die Tätigkeit und den 
organisatorischen Stand. 









Von der Organisationsabteilung wurden heraasgegeben: « 

•12 Rundschreiben, 

4 500 Exemplare des Organisationsschemas und Erläuterungen 
zum Organisationsaufbau, 

30 000 Exemplare des Mustersatzungsentwurfs, 

30 000 Exemplare einer Sonderseite zu den Industriegewerk¬ 
schaftswahlen in der „Freien Gewerkschaft“ Nr. 42 vom 
1. Juni 1946, 

1 Schulungsmaterial „Was muß ich über den organisatorischen 
Aufbau des FDGB und die Rolle der Industriegewerkschaften 
wissen“, welches in einer Aullage von 30 000 Exemplaren 
erscheint. 

Der Aufbau des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes ging nicht 
ohne Schwierigkeiten vor sich. Die deutsche Gewerkschaftsbewegung hat 
während der 12 Jahre Hitlerdiktatur ihre besten Funktionäre verloren, 
und es gab während dieser Zeit keine Möglichkeit, neue Funktionäre 
heranzuschulen. Beim Neuaufbau der Gewerkschaften machte sich überall 
der Mangel an Funktionären bemerkbar. Es ist besonders erfreulich, 
daß in der Gewerkschaftsbewegung die Jugend und die Frauen so zahl¬ 
reich vertreten sind und daß aus ihren Kreisen viele neue Funktionäre 
herauswachsen. 

Weitere Schwierigkeiten ergaben sich bei der Organisierung der 
Betriebsgewerkschaflsgruppen. Unsere besten Betriebsarbeiter sind mit 
den wirtschaftlichen Aufgaben im Betrieb betraut. Sie arbeiten als Treu¬ 
händer oder haben als Betriebsräte die Führung der Gesamtbelegschaft 
übernommen. Die Betriebsgewerkschaftsgruppe muß jedoch in der Lage 
sein, in allen im Betrieb auftauchenden Problemen die Führung in den 
Händen zu halten. Sie braucht deshalb die besten Gewerkschaftler in 
der Betriebsgewerkschaftsleitung. Diese Betriebsgewerkschaftsleitung 
muß sich aus einem Arbeitskollektiv von Gewerkschaftlern zusammen¬ 
setzen, die durch ihre gemeinsame Arbeit die fehlenden Erfahrungen 
und die Schwächen des einzelnen überbrücken. 

Da der Organisationsabteilung diese Schwierigkeiten bekannt waren 
und zur Vorbereitung der FDGB-Wahlen ein genauer Überblick über den 
Organisationsstand geschaffen werden mußte, führte sie Anfang Novem¬ 
ber 1946 Informationsreisen in den Ländern und Provinzen durch. Die 
Aufgaben, die den Organisationssekretären gestellt waren, waren eine 
genaue Überprüfung des Organisationsstandes, die Untersuchung der 
Lage in den Betrieben, Orten und Kreisen, im besonderen aber an Ort 
und Stelle den Kollegen zu helfen, ihre Schwierigkeiten zu überwinden. 
Während dieser Reisen wurden 32 Betriebe, in 22 Orten Kreis- und Orls- 
vorstände sowie 15 Landesvorstände der Industriegewerkschaften besucht. 

Um die Ergebnisse auszuwerten, fand am 25. und 26. November 1946 
in Berlin eine Organisationskoiiferenz statt. An dieser Organisations¬ 
konferenz nahmen sowohl die Vorsitzenden als auch die Organisations¬ 
leiter der Länder und Provinzen des FDGB und der Zenlralvorstände 


FDBB 


81 



der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften teil. In einem aus¬ 
führlichen Referat wurde noch einmal zu den Organisationsprinzipien 
und dem Aufbau des FDGB einschließlich der Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften Stellung genommen. 

Ein zweites Referat behandelte die Lehren der Reise der Organisations- 
sekreläre. Die Konferenz entwickelte Vorschläge zur Verbesserung der 
Organisationsarbeit. Einer dieser Vorschläge war die Durchführung von 
Organisationskonferenzen in den Ländern und Provinzen sowie in den 
Kreisen. 

Die Konferenz machte folgende 

„Vorschläge zur Verbesserung der organisatorischen Tätigkeit“: 

1. Im Betrieb: 

a) Ausbau des Vertrauensleutekörpers. 

b) Ausbau der Betriebsgewerkschaftsleitungen. 

c) Lösung der Personalunion zwischen Betriebsrat und Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung. 

d) Entfaltung einer regen gewerkschaftlichen Arbeit im Betrieb, be¬ 
sonders in der täglichen Interessenvertretung und der kulturellen 
Tätigkeit. 

Regelmäßige Zusammenfassung der Mitglieder und Funktionäre 
im Betrieb und ihre laufende Schulung. 

Schaffung von Wand- oder Betriebszeitungen und von Betriebs¬ 
berichterstattern (Korrespondenten). 

Kassierung im Betrieb durch die Vertrauensleute. 

Klarheit schaffen über die Rolle und Bedeutung der Vertrauens¬ 
leute. 

2. Im Ort. 

a) In allen Kreisen planmäßiger Aufbau von Ortsvorständen der 
Industriegewerkschaften und Gewerkschaiten mit Ilille der ver¬ 
antwortlichen FDGB-Vorstände. 

b) In allen Orten mit einer genügend starken Zahl von Mitgliedern 
Aufbau von FDGB-Vorständen. 

c) Aufbau der Leitungen und ihre Bezeichnung gemäß unseren Be¬ 
schlüssen. 

d) Entwicklung neuer Kräfte zur verantwortlichen Mitarbeit durch 
eine lebendige gewerkschaftliche Tätigkeit unserer Ortsorgani¬ 
sationen. 

Beseitigung der Überlastung einzelner Funktionäre durch Heran¬ 
ziehung neu entwickelter Funktionäre. 

e) Verpflichtende Verantwortung der bestehenden Ortsvorstände in 
ihrem umliegenden Gebiet, die Organisation auf- und auszubauen. 

f) Herstellung ständiger Verbindung der Ortsvorstände der Industrie¬ 
gewerkschaften zu ihren Betriebsorganisationen und Verlegung 
ihrer Hauptarbeit in die Betriebe. 

g) Durchführung von Konferenzen der Betriebsgewerkschaftsleitun¬ 
gen durch die Industriegewerkschaften. 



3. Im Kreisgebiet. 

Die Kreisvorstände des FDGB haben die verpflichtende Verantwortung 
für den Auf- und Ausbau der Organisationen in ihrem Gebiet. 

4. Zusammenarbeit der Industriegewerkschaften mit dem FDGB. 

a) Gegenseitige Hilfe und Unterstützung durch regelmäßige Be¬ 
sprechungen. 

b) Information des FDGB durch die Vorstände der Industriegewerk¬ 
schaften. 

c) Regelmäßige Besprechungen der FDGB-Landesvorstände mit den 
Landesvorständen der Industriegewerkschaften und Gewerk¬ 
schaften. 

5. Angestelltenarbeit. 

Zur besseren Vertretung der Interessen der Angestellten sollten in 
allen Industriegewerkschaften Angestelltenkommissionen gebildet 
werden. 

* * 

* 


Wenn man den augenblicklichen Stand der Gewerkschaftsbewegung 
im Deutschen Reich betrachtet, so fallen zwei Tatsachen von großer 
Bedeutung ins Auge: 

1. Die neue deutsche Gewerkschaftsbewegung hat den Mitglieder- 

er Gcweikscha.tarichtun 0 en aus dem Jahre 1933 weit 
überholt, trotzdem in einigen Gegenden des Reiches die Gewerk¬ 
schaftsbewegung noch stark in den Anfängen steckt. Die neue 
Gewerkschaftsbewegung ist nicht mehr nach weltanschaulichen 
und politischen Gesichtspunkten aufgespalten; die Arbeiter und 
Angestellten befinden sich in einer Organisation. 

• i 

2. Die Gewerkschaften sind zum Träger des Einheitsgedankens in 
Deutschland geworden und sie sind ein Garant für das Wieder¬ 
erstehen eines einheitlichen, auf antifaschistischen, demokrati¬ 
schen Grundsätzen aufgebauten Deutschlands, das für Frieden und 
Völkerverständigung eintritt und nicht mehr der Störenfried in 
der Völkerfamilie sein wird. 

Die Gewerkschaften sind die stärkste demokratische Massenbewegung 
in Deutschland, die ein Recht hat, in der Wirtschaft und der staatlichen 
Verwaltung entscheidend mitzureden und mitzuarbeiten. 

Organisatior.spolitisch gesehen, hat sich überall der Grundsatz, eine 
straff organisierte und somit schlagkräftige Gewerkschaftsbewegung zu 
organisieren, durchgesetzt. 

Wir können mit Vertrauen in die Zukunft sehen und werden, wenn 
wir den Lehren der Vergangenheit und unseren Grundsätzen treu blei¬ 
ben, alle, auch die kompliziertesten Aufgaben, die vor der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung stehen, erfüllen können. 


Gegenüberstellung: der Organisierten zu den un¬ 
selbständig Beschäftigten in Ländern und Provinzen 
für die Monate Juni, September, Dezember 1946 



Unselbständig 

Beschäftigte 

• 

Organisierte 

% 

Brandenburg Juni. 

802 991 

234 463 

29,2 

September. 

855 462 

284 371 

33,2 

Dezember. 

879 579 

311 821 

35,5 

«Mecklenburg Juni. 

514 876 

155 576 

30,2 

September. 

574 992 

182 397 

31,7 

Dezember. 

609 278 

203 753 

33.4 

Land Sachsen Juni. 

1 733 693 

1140 138 

65.8 

September.. 

1 868 765 

1 265 323 

67,7 

Dezember. 

1 950 607 

1 323 367 

67,8 

Prov. Sachsen Juni. 

1 261183 

722 719 

57,3 

September. 

1 320 867 

771 870 

58.4 

Dezember. 

1 349 308 

807 357 

59,8 

Thüringen Juni. 

889 340 

502 853 

56,5 

September. 

941 548 

562 656 

59,7 

Dezember. 

982 986 

631 280 

64,2 

Gesamt: Juni. 

5 202 083 

2 755 749 

53,0 

September. 

5 561 634 

3 066 617 

55,1 

Dezember. 

5 771 740 

3 277 578 

56,8 


Mitgliederzalilcn der Länder und Provinzen 
des PDGB einschließlich Groß-Berlin 



Juni 1946 

September 1946 

Dezember 1946 

Brandenbure. 

234463 

284 371 

311 821 

Mecklenburg. 

155 576 

182 397 

203 753 

Land Sachsen. 

1140 138 

1 265 323 

1 323 367 

Provinz Sachsen .... 

722 719 

771 870 

807 357 

Thüringen. 

502 853 

562 656 

631 280 

Groß-Berlin. 

439 273 

471 672 

491 571 

insgesamt: 

3 195 022 

3 538 289 

3 769149 


































Mitgliederzahlen 

der Industriegewerkschaften des FDGß 


Industrie-Gewerkschaften 

Juni 

1940 

September 

1946 

Dezember 

1946 

Bau . 

199 330 

236 942 

259 714 

Bekleidung . 

71 885 

83 756 

94 616- 

Bergbau. 

• * 

147 644 

154765 

164 844 

Chemie. 

230 464 

255 943 

272 330 

Graphisches Gewerbe ... 

49 475 

55 962 

62 167 

Holz. 

109 952 

121 470 

130 322 

Eisenbahn. 

207 164 

213 661 

215 771 

Post- und Fernmeldewesen . . . 

54 639 

59 394 

60 235 

Handel und Transport .... 

51 218 

62 306 

71 054 

Land- und Forstwirtschaft .... 

• 167 065 

195 967 

203 488 

Leder . 

45 236 

48 079 

50 706 

Metall... 

421 558 

473 294 

509 842 

Textil. 

202 616 

230418 

249 327 

Nahrung und Genuß ... 

143 989 

160353 

181 361 

Öffentliche Betriebe . . . 

417 504 

451001 

464 418 

G. d. Angestellten . . . 

128 634 

150177 

164 837 

G. f Kunst und Schrifttum . . . 

32 614 

39 441 

43 462 

G. d. Lehrer und Erzieher . . . 

44 392 

56 016 

63 220 

Einzelmitglieder . . . 

(noch nicht in IG eingereiht) 

30 370 

17 672 

15 864 

Gesamt: 

2 755 749 

3 060 617 

3 277 578 
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WIRTSCHAFTSPOLITIK 

HAUPTABTEILUNG 2 


Unser Beitrag am Anfban 
der demokratisierten Wirtschaft 

wichtigsten wirtschaftspoMschen Forderungen, die auf dem 
Gründungskongreß des FDGB formuliert wurden, werden für die sowje¬ 
tische Besatzungszone jetzt mehr und mehr erfüllt. Die wichtigsten 
Forderungen waren: 

Entnazifizierung und Demokratisierung der Wirtschaft, 
die Auflösung der Konzerne und übrigen Monopolvereinigungen 
sowie das uneingeschränkte Mitbestimmungsrecht der Werktätigen 
in der Wirtschaft. 

Durch die Reinigung der Wirtschaft und der Verwaltung von den 
nazistisch-monopolkapitalistischen Kreisen waren die Voraussetzungen 
für die Übergabe der vollen Verantwortung in den Fragen der Wirtschaft 
in die Hände der demokratisch gewählten Regierungsorgane der Länder 
und Provinzen der sowjetischen Besatzungszone gegeben. 

Die im Jahre 1946 begonnene Wirtschaftsplanung und -lenkung wird 
im Jahre 1947 auf höherer, jedoch noch keineswegs sehr hoher Stufen¬ 
leiter für die Wiedergutmachung und für die Befriedigung der Bedürf¬ 
nisse der Werktätigen entwickelt. 

Die Erklärung des Marschalls Sokolowskij über das Ende der 
Demontagen und über die Herabsetzung der Reparationsleistungen aus 
der laufenden Produktion geben der Entwicklung der Wirtschaft breiten 
Raum. 

200 für die Demontage vorgesehene Großbetriebe werden in sowje¬ 
tische Aktiengesellschaften umgewandelt und bleiben in Deutschland. 
74 dieser Betriebe werden an die Landesregierungen zurückgegeben. 
•Die Warenleistungen für Reparationen werden erheblich herabgesetzt 
und von den Bedarfsgütern nur ein geringer Teil in Anspruch genommen. 
Völlig freigestellt werden Schuhe, Kleider und ähnliche Erzeugnisse, die 
aus inländischen oder eingeführten Rohstoffen hergestellt werden. Frei¬ 
gestellt werden auch die zur Herstellung dieser Güter in der Zone pro¬ 
duzierten Rohstoffe. Die gesamte Kaliproduktion wird von der Repa¬ 
rationsleistung ausgenommen, damit die landwirtschaftliche Erzeugung 
gefördert werden kann. Den Handwerkern sollen mehr Rohstoffe und 
Werkzeuge zur Verfügung gestellt werden. 

Da die in dem sogenannten „Industrieplan“ ^festgesetzten Ziffern für 
den Nachkriegsstand der deutschen Wirtschaft völlig unzureichend sind, 



soll das Produktionsniveau in der sowjetischen Besatzungszöne um das 
Zwei- bis Dreifache über den im Plan vorgesehenen Mengen liegen. 

Alle diese Maßnahmen haben den von den Gewerkschaften in den 
letzten Monaten wiederholt geäußerten Wünschen Rechnung getragen. 
Die Gewerkschaftsvertreter wiesen auf die Notwendigkeit einer starken 
Einflußnahme von seiten der Gewerkschaften bei der Gestaltung dieser 
Pläne hin. Der Marschall erklärte hierzu, daß er einen engen Kontakt 
der Gewerkschaften mit den Zentral Verwaltungen und Selbstverwaltungs¬ 
organen sehr begrüße, und das um so mehr, als es sein Wunsch sei, daß 
die deutsche Selbstverwaltung Planung und Lenkung der Wirtschaft und 
die Gestaltung der sozialen Gesetzgebung in eigene Hände nehmen 
müsse. 

Unter der Leitung und Führung der Gewerkschaften werden die Werk¬ 
tätigen eine große Initiative entfalten, um die Produktion zu steigern, 
dio Produktivität der Arbeit zu erhöhen, die Arbeitsmoral zu verbessern. 
Durch die Verstärkung des Milbestimmungsrechtes der Werktätigen in 
allen Fragen der Wirtschaft, durch die Ausübung einer verstärkten 
Kontrolle über die Verteilung der Produktion, soll für die Verbesserung 
der Lebenslage der Werktätigen gesorgt werden, d. h. dafür, daß die¬ 
jenigen, die produzieren, die Frucht der Arbeit genießen. 

Damit kann man sagen, daß in der sowjetischen Besatzungszone die 
Schaffung der Voraussetzungen einer neuen demokratischen Wirtschaft 
gelungen ist. 

Ergebnisse der ßodenreform 

Die durchgreifende Bodenreform hat die politische und ökonomische 
Herrschaft des Junkertums aufgehoben. Die Gewerkschaften hatten 
einen entscheidenden Anteil an dem Aufbau einer demokratischen Land¬ 
wirtschaft. 

In unzählbaren Solidaritätsaktionen haben die Belegschaften der Be¬ 
triebe die Neu- und Allbauern, soweit das mit den vorhandenen Mitteln 
möglich war, mit landwirtschaftlichen Geräten ausgestattet, um so die Pro¬ 
duktion der landwirtschaftlichen Erzeugnisse von der technischen Seite 
her zu fördern. Diese SolidarUä*sbewegung hat das freundschaftliche Band 
zwischen den Werktätigen von Stadt und Land gefestigt und war die Vor¬ 
aussetzung unter den Bedingungen des wirtschaftlichen Zusammenbruchs, 
den Anschluß von alter zu neuer Ernte herzustellen. Nur dadurch war nicht 
nur eine regelmäßige, sondern auch eine langsame, systematische Ver¬ 
besserung der Ernährung möglich (Aufhebung der Karte V und VI, Ver¬ 
besserung der Ernährung der Bergarbeiter usw.). Wir erwarten, daß im 
kommenden Jahre mit der weiteren Festigung der Zusammenarbeit zwi¬ 
schen Stadt und Land die Befriedigung der Bedürfnisse der werktätigen 
Bevölkerung weitere Fortschritte machen wird. Durch die Bodenreform 
wurden 9865 landwirtschaftliche Betriebe der Junker und Nazis enteignet 
mit einer Gesamtbodenfläche von 2 758 028 ha. Diese Fläche verteilt sich 
auf 466 501 Alt- und Neubauern, die 1966 612 ha erhielten. 791 416 ha 
gingen über in den Besitz der Provinzen (Länder). 
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I>ie Demokratisierung der gewerblichen Produktion 

Die Demokratisierung der Wirtschaft führte in der sowjetischen Be- 
satzungszone durch den Volksentscheid in Sachsen zur Enteignung der 
Monopolisten und zur Überführung der den Nazis und Kriegsinteressenten 
gehörenden Betriebe in die Hand des werktätigen Volkes. Durch die Auf¬ 
lösung der kapitalistischen Monopole und Konzerne war es möglich, trotz 
der ungeheuren Schwierigkeiten, die industrielle Produktion der sowje¬ 
tischen Besatzungszone auf eine bedeutende Höhe zu bringen. 

Im ganzen wurden in der sowjetischen Besätzungszone 7338 Betriebe ent¬ 
eignet. Davon wurden 60,6 Prozent in landeseigene Betriebe umgewandelt. 
Die übrigen wurden an ihre ursprünglichen Besitzer zurückgegeben oder 
an Antifaschisten verkauft. 144 wurden wegen ungenügender Produktivität 
geschlossen. 

In den landeseigenen Betrieben üben die Betriebsräte und Gewerk¬ 
schaften in den Verwaltungsräten auf das weitgehendste das Mitbestim- 
mungsrecht aus. Neben ihnen fungieren die Beamten der demokratisch 
gewählten Regierungen. 

Ergebnisse der Entnazifizierung 

Die Entnazifizierung der Wirtschaft und Verwaltung wurde von den 
Gewerkschaften in enger Zusammenarbeit mit den politischen Parteien 
durchgeführt. In Thüringen wurden z. B. aus der Industrie 50 549 ehemalige 
Pgs und aus der Verwaltung 47 544 Nazis entfernt. In der Provinz Sachsen 
wurden aus der Verwaltung 35 115 Nazis entfernt. 

Eine genaue statistische Erhebung über das Ausmaß der Entnazifizie¬ 
rung, mit dem Stichtag vom 1. Januar 1947, wird von der Zentralver¬ 
waltung in Zusammenarbeit mit dem FDGB durchgeführt. 


Industrie- und Handelskammern 
— demokratische Wirtschaftsorgane 

Die Werktätigen erkämpften sich auf der Grundlage des Betriebsräte¬ 
gesetzes durch Betriebsvereinbarungen einen entscheidenden Einfluß auf 
die Entwicklung der Produktion in den Betrieben. Im Zuge der Demo¬ 
kratisierung der Wirtschaft wurden auch an die Stelle der früheren Wirt¬ 
schaftskammern — die vor 1933 Organisationen der Unternehmer waren 
und unter dem Hitler-Regime sich in Organe eines totalitären Wirtschafts¬ 
prinzips und damit in ein Instrument der Kriegsvorbereitungen ver¬ 
wandelten — neue Industrie- und Handelskammern geschaffen. Diese 
neuen Kammern sind sowohl in der Form als auch ihrem Inhalt nach 
etwas grundsätzlich Neues in der Organisation unserer Wirtschaft. In 
diesen Kammern ist die demokratische Mitarbeit aller aufbauwilligen 
Kräfte sichergestellt, und damit sind sie ein wuchtiger Faktor zur Ver¬ 
wirklichung einer wahren Demokratie geworden. 

Die Gewerkschaften sind in diesen neuen Kammern mit gleichen Rech¬ 
ten und Pflichten neben den Vertretern der Unternehmer und den Ver- 



tretern der Selbstverwaltungsorgane an der Lösung der wirtschaftspoli- 
tischen Probleme und Aufgaben beteiligt.- 

Sie stellen ein Drittel der leitenden Beamten, ein weiteres Drittel stellen 
die Unternehmer und das letzte Drittel die Selbstverwaltungsorgane. Der 
Präsident der Industrie- und Handelskammer wird von der Regierung der 
Provinz oder des Landes ernannt. Einen Vizepräsidenten benennen die 
Unternehmer und einen Vizepräsidenten der FDGB. Die 20 Fachausschüsse 
sind paritätisch mit den Vertretern der Unternehmer und Vertretern der 
Gewerkschaften besetzt. 

Die Industrie- und Handelskammern haben eiilne große Bedeutung für 
die Beratung der Regierungsorgane der Länder (Provinzen) in allen wirt¬ 
schaftlichen Fragen und haben die Aufgabe, neue wissenschaftliche 
Methoden der Entwicklung der Produktivität der Arbeit, der Technik 
usw. zu entwickeln. In den Tardausschüssen sollen alle tariflichen 
Fragen behandelt und einer Klärung entgegengeführt Werden. 

Es ist selbstverständlich, daß die Gewerkschaften in weit stärkerem 
Maße als im vergangenen Jahr ihre Aufgabe in der Entwicklung der 
Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern sehen müssen. 

Der FDGB im Kampf um die Sicherung: der Lebenslage 
der Werktätigen — im Kampf gegen Preiswucher und 

Schwarzmarkt 

Das Unternehmertum versucht genau wie nach 1918, die Lasten des 
verlorenen Krieges und dito Neubildung von Kapital durch Erhöhung der 
Preise einseitig auf die Schultern der Werktätigen abzuwälzen. Die 
Gewerkschaften ergriffen gegen diese inflationistischen Tendenzen mit 
aller Entschiedenheit und Initiative den Kampf um die Beibehaltung 
des Preisniveaus des Jahres 1944, wie sie auch in den Befehlen der So¬ 
wjetischen Militäradministration vorgesehen war. Durch die Initiative 
der Gewerkschaften zusammen mriit den Provinzial- und Landesverwal¬ 
tungen der Sowjetzone wurden Preisüberwachungs- und Preisbildungs¬ 
stellen eingerichtet. Die am Anfang nicht vorhandene schlagkräftige und 
konzentrierte Preisorganisation wurde besonders im letzten Jahr durch 
Zusammenarbeit mit den Preisbehörden geschaffen. Dieser Kampf der 
Gewerkschaften hat dazu geführt, daß die Tendenz des Steigens der 
Preise in das Uferlose eingedämmt und im wesentlichen die Preis¬ 
bewegung stabilisiert wurde. Die Ergebnisse dieser organisierten Aktion 
sind bedeutungsvoll. 

In der Zeit vom 1. April bis 15. November des Jahres wurden rund 
250 000 Betriebs- und Geschäftskontrollen durchgeführt, wobei 35 000 
Preisverstöße festgestellt und hierfür insgesamt 20 Millitonen RM Ord¬ 
nungsstrafen und Mehrerlöse festgesetzt wurden. 

Der FDGB ist in allen Preisorganen der Provinz- und Landesverwal¬ 
tungen sowie im Preisbeirat der Deutschen Zentralfinanzverwaltung ver¬ 
treten. Auf der interzonalen Preiskontrollkonferenz in Berlin unter 
der Leitung des Kontrollrats im August letzten Jahres konnte die So¬ 
wjetzone über gute Ergebnisse auf dem Gebiet der Preiskontrolle be¬ 
richten, und der Kollege Göring konnte dort die Grundsätze des 
FDGB in der Preispolitik vertreten. 
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Jedoch genügte diese Methode im Kampf um die niedrigen Preise zur 
Erhaltung des Reallohnes der Arbeiter und Angestellten nicht. In immer 
stärkerem Maße setzten sich daher der FDGß und die Betriebsräte für 
die Kontrolle der Preise in der Produktion ein. Durch Einsicht in die 
Kalkulation unterbinden die Betriebsräte unberechtigte Preiserhöhungs¬ 
anträge der Unternehmer. Durch Einschaltung in Fragen der Betriebs¬ 
wirtschaft, durch neue Rationalisierungsmaßnahmen, durch Erhöhung der 
Produktivität der Arbeit und weitere Maßnahmen sollen die großen 
'Engpässe, die uns das Hitlerregime sin der Wirtschaft hinterlassen hat, 
überwunden werden. 

Die Einschaltung der Betriebsräte bei der Preiskalkulation, in alle 
Fragen der Betriebswirtschaft, stößt noch auf Schwierigkeiten, die sowohl 
auf dem Gebiet des fachlichen Wissens als auch vor allem auf dem Ge¬ 
biet einer richtigen gewerkschaftlichen wirtschaftspolitischen Einstellung 
liegen. Die Schulung unserer Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktio¬ 
näre zur Durchführung dileser großen wirtschaftspolitischen Aufgaben 
wurde im vergangenen Jahr mit aller Energie durchgeführt und bleibt 
auch weiterhin die Hauptaufgabe. 

Um die Werktätigen wirklich in den Besitz der produzierten Güter zu 
bringen, wurde die Forderung nach der Absatzkontrolle aufgestellt. Die 
Tatsache, daß ein Teil der Güter aus der laufenden Produktion zum 
Schwarzen Markt abfließt, erfordert die Einschaltung der Betriebsräte 
über die richtige Verwendung der Rohstoffe und die Kontrolle der her- 
gestellten Oütqr im Betrieb. Um außerhalb des Betriebes den Waren¬ 
weg vom Produzenten zum Konsumenten zu kontrollieren, muß eine Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den Betriebsräten und Verwaltungsorganen 
durchgeführt werden. Diese Aufgabe ist noch nicht gelöst. Die Durch¬ 
setzung dieser Aufgabe erfordert, daß die Betriebsräte auf breitester 
Front den Kampf gegen die ungesetzlichen Kompensationsgeschäfte und 
den Kampf für eine planmäßige «Erfassung und Verteilung der er¬ 
zeugten Güter führen. 

Gewerkschaften und das Handwerk 

Zur Entwicklung und Steigerung unserer Produktion wendeten die 
Gewerkschaften ihr Augenmerk auch auf das Handwerk. 

Der gewerkschaftliche Einfluß auf das Handwerk vor 1933 war schwach. 
Die reaktionären Kräfte im Handwerk verhinderten die berechtigten 
Forderungen der Freien Gewerkschaften auf ihre Vertretung in den Hand- 
werksorganisalionen. Oft wurde auch die Bedeutung des Handwerks von 
den Gewerkschaften unterschätzt und nicht alles getan, um das Handwerk 
auf die Seite der in der Gesellschaft fortschrittlich wirkenden Kräfte 
zu ziehen. 

Die große wirtschaftliche Krise 1929—1932 und das Hitlerregime hatten 
dem Handwerk große materielle Verluste gebracht und es ungeheuer 
dezimiert. Die verbleibenden Handwerksorganisationen waren größten¬ 
teils in Instrumente der hitlerischen Kriegsführung verwandelt worden. 

Im Mai 1946 wurde durch zwei SMA-Befehle, Nr. 160 und 161, eine 
grundsätzliche Umstellung der Handwerksorganisationen vorgenommen. 
Die Handwerksorganisationen wurden nach der Entfernung der reaktio¬ 
nären Kräfte zu einem Teil unseres neuen Wirtschaftsorganismus. Auf- 
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gäbe der Gewerkschaften ist es, dem Handwerk mitzuhelfen, auf dem- 
neu eingeschlagenen Weg weiterzugehen. 

Der Befehl Nr. 1G1 sieht den Einbau der Gewerkschaften in die Hand- 
Werksorganisationen vor. Die Handwerkskammervorstände werden ge¬ 
bildet aus sechs Inhabern von Handwerksbetrieben, zwei Gewerkschafts¬ 
vertretern und drei Vertretern der Selbstverwaltungsorgane. Neben dem 
Präsidenten, der von der Provinzial- oder Landesregierung berufen wird, 
stehen zwei Vizepräsidenten, ein Arbeitgeber und ein Vertreter der 
Gewerkschaften. Dreizehn Fachabteilungen der Handwerkskammer sind 
paritätisch aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zusammengesetzt. Die 
Vertreter des FDGB werden nicht wie früher in den Gesellenausschüssen, 
sondern in den Mitgliederversammlungen der entsprechenden Industrie¬ 
gewerkschaften des FDGB gewählt und durch die Landesleitung des FDGB 
der Handwerkskammer benannt. 

In der handwerklichen Genossenschaftsbewegung, die durch den Be¬ 
fehl Nr. 160 ebenfalls eine neue Form und einen neuen Inhalt bekommen 
hat, sind die Gewerkschaften durch ihre Delegierten in den Vorständen 
und Aufsichtsräten vertreten. 

Die Aufgaben des FDGB im Handwerk entsprechen der Bedeutung, die 
das Handwerk für den Neuaufbau der Wirtschaft hat. Der Umfang des 
Handwerks mit 300 000 Betrieben und zirka 1 Million Beschäftigten 
bleibt auch für die weitere Entwicklung ein unentbehrlicher und be¬ 
deutender Faktor für unsere Wirtschaft. 

In den Handwerkskammern werden die Fragen der Wirtschaftsplanung, 
des Berufsnachwuchses, Fragen der Lehrverhältnisse, der Umschüler,. 
Schaffung neuer Arbeitsplätze für Frauen, der Entlohnung und auch 
Fragen des Mitbestimmungsrechtes der Gewerkschaften in den Betrieben 
beraten. 

Dio Gewerkschaften nehmen Anteil an der sachlichen und verantwort¬ 
lichen Arbeit in allen Gliederungen des Handwerks. Die gewerkschaft¬ 
liche Aufgabe ist aber, das Handwerk in seiner weiteren Entwicklung 
dahin zu lenken, daß es seine außerordentlich wichtige Aufgabe zur 
Bedarfsdeckung der Bevölkerung erfüllen kann. Es darf keine für die 
Gesamtwirtschaft wichtige Frage geben, die vom Handwerk ohne die Mit¬ 
arbeit der Gewerkschaften gelöst wird. 

Daraus entsteht für den FDGB die Verpflichtung, Tausende von Funk¬ 
tionären für die Arbeit in den Handwerksorganisationen zur Verfügung 
zu stellen und sie entsprechend ihren Aufgaben zu schulen. 

Im vorigen Jahr fanden zwei Sonderkonferenzen des FDGB für die 
Zone statt, die sich ausschließlich mit den Fragen der Mitarbeit der Ge¬ 
werkschaften in den Handwerksorganisationen beschäftigten. 

l>ie Hauptabteilung II 

\ 

begann ihre Tätigkeit im August 1946. Die Hauptaufgabe bestand in der 
Schaffung einer arbaitsfähigen wirtschaftspolilisclien Abteilung beim 
Vorstand des FDGB, bei den Vorständen der Länder und Provinzen und 
bei den Zentralvorständen der Gewerkschaften. 

In den Monaten November und Dezember 1946 wurden die Abteilungen 
„Allgemeine Wirtschaftspolitik“, „Industrie- und Betriebswirtschaft“ und 
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Statistik“ geschaffen. Am 1. Februar 1947 begann die Abteilung für 
Fragen der Handwerks-, ‘Industrie- und Handelskammern“ ihre Tätigkeit. 
Der Ausbau der Wirtschaftspolibischen Abteilung geht weiter. 

In den Monaten November und Dezember 1946 wurden folgende Kom¬ 
missionen eingerichtet: * 


1. Geld, Währung, Finanzen 

2. Planung 

3. Preiswesen 

4. Prüfungswesen 

5. Betriebswirtschaft 


6. Betriebsräte 

7. Verbrauchsgüterverteilung 

8. Treuhänder und Konzernwesen 

9. Verkehr 


Zu den wichtigsten wirtschaftspolitischen Fragen, darunter Fragen des 
Handwerks, der Industrie- und Handelskammern, Preispolitik, Arbeit der 
Betriebsräte, Technik, Maschinenausgleiches, Kampfes gegen den Schwarz¬ 
markt usw. veröffentlichen wir laufend Artikel in der Gewerkschafts- 
presse. Weiter lieferten wir Beiträge für die Rundfunksendung „Stimme 
des FDGB“. Bearbeitet werden drei Schulungs- und Referenten¬ 
materialien. 

Sehr wichtig war es, die Koordinierung der Tätigkeit der wirtschafts¬ 
politischen Abteilungen der Zentralvorstände der Industriegewerk¬ 
schaften und die Tätigkeit der wirtschaftspolitischen Abteilungen des 
Vorstandes des FDGB für die sowjetische Besatzungszone herbeizu¬ 
führen. 


Wlrtscliaf tspoli tische Abteilungen 
bei den Industriegewerkschaften 

Der Ausbau der wirtschaftspolitischen Abteilungen bei den Industrie¬ 
gewerkschaften ist noch nicht abgeschlossen. Wirlschaftspolitische Ab¬ 
teilungen bestanden am 31. Dezember 1946 in der IG 3 — Bergbau, 
IG 6 — Holz, IG 12 — Metall, IG 13 — Textil und Gewerkschaft 16 — 
Gewerkschaft der Angestellten, ln den anderen Industriegewerkschaften 
wird die Wirtschaftspolitik in Personalunion von den Vorsitzenden mit¬ 
bearbeitet. Dadurch konnte die wirtschaftspolitische Abteilung in der 
jetzigen Zeit ihren Aufgaben in nur ungenügendem Maße gerecht werden. 

Sitzungen mit den wirtschaftspolitischen Leitern der Industriegewerk¬ 
schaften finden laufend statt. 


Wirtschaf tspolitische Abteilungen in den Uindern 

und Provinzen 

Der Aufbau der wirtschaftspolitischen Abteilungen bei den Vorständen 
des FDGB in den Ländern und Provinzen wird weiter durchgeführt. Die 
wirtschaftspolitische Abteilung des Landes Sachsen ist in ihrer Arbeit 
mustergültig. 

Die Bildung einer starken wirtschaftspolitischen Abteilung und die 
Koordination der Arbeit der wirtschaftspolitischen Abteilungen der In¬ 
dustriegewerkschaften, der Länder und Provinzen mit der Hauptabtei¬ 
lung II beim Vorstand des FDGB ist die Voraussetzung für die Schaffung 
eines starken wirtschaftspolitischen Körpers des FDGB zur Verstärkung 
des Einflusses und zur Vertiefung des Mitbestimmungsrechtes der Ge¬ 
werkschaften beim Aufbau einer neuen demokratischen Wirtschafts¬ 
ordnung in Deutschland. 
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SOZIALPOLITIK 

HAUPTABTEILUNG 3 


Neue Rechte und erweiterter Schutz 
für die Arbeitenden 

Auf- und Ausbau der sozialen Gesetzgebung hat schon in der Ver¬ 
gangenheit im Mittelpunkt aller gewerkschaftlichen Arbeit gestanden. 
Man darf sagen, daß Aufstieg und Niedergang der Gewerkschaftsbewe¬ 
gung sich widerspiegelt in dem Erfolg oder Mißerfolg im Kampf um 
eine fortschrittliche Sozialpolitik. Starke Gewerkschaften waren und 
sind in der Lage, ihre Wünsche auf allen Gebieten der Sozialpolitik 
durchzusetzen. Von ihrer erfolgreichen sozialpolitischen Arbeit hängt 
die Lebenssituation der Werktätigen ebenso stark ab wie von einer Ein¬ 
flußnahme auf die Neuordnung der Wirtschaft und der Selbstverwaltung 
Es gab in der Vergangenheit Meinungsverschiedenheiten über das Wesen 
der Sozialpolitik und damit auch über ihre Bedeutung vom Standort der 
Arbeiterbewegung. Die Ära der bürgerlichen Sozialpolitik nahm 
ihren Ausgang von der Kaiserlichen Botschaft vom 17. November 1881. 
Sie entsprach der damaligen politischen Situation. Die Folge¬ 
zeit führte schließlich zu einer Definition des Begriffes der Sozial¬ 
politik, die auf der einen Seite noch ihre ausgleichende Funktion unter¬ 
streicht, auf der anderen Seite aber bereits 'die klassenmäßige Grund¬ 
lage erkennen läßt. Nach dieser Definition ist Sozialpolitik bewußtes 
Einwirken auf die wirtschaftliche Lage und auf die gegenseitigen Be¬ 
ziehungen der in einer Volkswirtschaft vorhandenen Gesellschaftsklassen. 
Der Staat übernimmt die Förderung und Ausgleichung der verschiedenen 
Gesellschaftskreise auch in seinem eigenen Interesse. Zweifellos findet 
diese Begriffsbestimmung ihre Berechtigung und Verankerung in einer 
Volkswirtschaft, die sich auf kapitalistische Grundsätze stützt und in 
der sich demzufolge die in dieser Ordnung vorhandenen Kräftegruppen 
auswirken. Es sind dies die Arbeiterklasse, ihre Gegenspieler das Unter¬ 
nehmertum und der Staat. 

Der praktische Erfolg der Sozialpolitik wird wesentlich bestimmt durch 
das Maß, in dem die Staatspolitik sich bereit zeigt oder genötigt werden 
kann, sozialpolitischen Forderungen nachzugeben. Es ist Aufgabe der an 
der Sozialpolitik interessierten Gesellschaftsklassen, den Staat zu veran¬ 
lassen, auf die wirtschaftliche und soziale Lage der einen oder anderen 
Gruppe einzuwirken. Mit dieser Feststellung ist aber auch die Aufgabe 
der Gewerkschaften auf dem Gebiet der Sozialpolitik umrissen. Sie 
müssen den Staat dahingehend beeinflussen, daß er für eine ständige 
Verbesserung der Lage der Werktätigen eintritt und entsprechende Maß¬ 
nahmen in seiner Gesetzgebung trifft. Folgerichtig führt diese Erkennt¬ 
nis vom Wesen und Charakter der Sozialpolitik innerhalb der Arbeiter¬ 
schaft deshalb dazu, den Kampf um eine fortschrittliche Sozialpolitik 
bewußt zum Gegenstand der klassenmäßigen Auseinandersetzungen von 
seiten der Werktätigen zu machen. Für die Arbeiterbewegung ist daher 
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der Kampf um eine fortschrittliche Sozialpolitik in der kapitalistischen 
Wirlschaftsepoche ein Teil des Klassenkampfes. 

In der kapitalistischen Wirtschaft sind d'ie Gewerkschaften deshalb 
verpflichtet, alles daranzusetzen, die Arbeitskraft der Werktätigen zu 
schützen. Das geschieht einmal, indem sie sich für Löhne und Gehälter 
einsetzen, die die Lebenslage des Arbeiters und der Angestellten vor der 
Verelendung bewahren. Es geschieht ferner dadurch, daß sie dafür ein- 
treten, daß eine übermäßig starke Ausnutzung der Arbeitskraft in uner¬ 
träglichen Arbeitszeiten, durch ungesunde Arbeitsräume und unmögliche 
Arbeitsbedingungen verhindert wird, denn diese Faktoren führen zu 
einer Zerstörung der Arbeitskraft vor der Zeit, bedingen Krankheit und 
Unfall, legen die Arbeitskraft lahm oder vernichten sie. Die Arbeits¬ 
losigkeit schließlich zerstört die Möglichkeit der Verwertung der Arbeits¬ 
kraft. Die Sozialpolitik ist demnach Verteidigungsmaßnahme gegen die 
uneingeschränkten Auswirkungen der kapitalistischen Gesellschafts¬ 
ordnung. y 

Wir müssen grundsätzlich sozialpolitische Maßnahmen zur Vorbeugung 
und zur Milderung und Beseitigung der eingetretenen Notlage unter¬ 
scheiden. Die erste - Gruppe umfaßt den gesamten Arbeitsschutz im 
weitesten Sinne, die zweite das Gebiet der Sozialversicherung. 

Der Weg der Sozialpolitik von der Mitte des vergangenen Jahrhunderts 
bis zur Gegenwart ist, wie die vorstehenden Darlegungen beweisen, be¬ 
einflußt von der Entwicklung der gesellschaftlichen Kräfte ijpd der be¬ 
stehenden Wirtschaftsordnung. Es besieht heute wohl kein Zweifel 
darüber, daß die kapitalistische Wirtschaft im Weltmaßstab im letzten 
Abschnitt ihrer Entwicklung steht. Die ungeheuren Wirtschaftskrisen 
der letzten Jahrzehnte, die furchtbaren Kriege als ein Ergebnis kapita¬ 
listischer und imperialistischer Machtpolitik führen in immer stärkerem 
Maße zu der Erkenntnis, daß diese Wirtschaftsordnung abgelöst werden 
muß. Die Gewerkschaften setzen sich deshalb auch ein für eine kom¬ 
mende sozialistische Wirtschaft. 

Die durch das Hitlerregime und durch den Krieg für Deutschland ge¬ 
schaffene wirtschaftliche Lage hat einen Strukturwandel in der deut¬ 
schen Wirtschaft, aber auch eine grundlegende Veränderung der Gesell¬ 
schaft zur Folge. Daraus ergibt sich, daß wir verpflichtet sind, in der 
Sozialpolitik neue Wege zu beschreiten. Bei den Maßnahmen zum Schutz 
und zur Pflege der Arbeitskraft muß heute das Gesichtsfeld auf die 
grundsätzliche Neuordnung der Wirtschaft gerichtet sein und berück¬ 
sichtigt werden, daß die Werktätigen die mitverantwortlichen Träger 
dieser Wirtschaft sind. 

Diese Erkenntnis führt dazu, daß auf der einen Seite der Kampf um 
eine fortschrittliche Sozialpolitik noch im Rahmen der bestehenden Wirt¬ 
schaftsordnung und ihrer klassenmäßigen Struktur geführt wird, auf der 
anderen Seite aber bereits sozialpolitische Maßnahmen vorbereitet und 
durchgeführt werden, die die Wege zu dem gesteckten grundsätzlichen 
Ziel ebnen müssen. 

In Berücksichtigung dieser grundsätzlichen Darlegungen wurde die 
sozialpolitische Arbeit im Bundesvorstand geführt. Der zweckmäßige 
Aufbau der sozialpolitischen Abteilung war die erste Voraussetzung für 
die Durchführung der vorliegenden Aufgaben. 



Nach der Neuwahl der Vorstände in den einzelnen Industriegewerk¬ 
schaften war es nicht ganz leicht, geeignete Kräfte für die Bearbeitung 
der sozialpolitischen Aufgaben zu finden und sie dafür einzusetzen. Die 
einzelnen Sachbearbeiter waren durch die auf sie einstürmenden Tages¬ 
fragen oft dermaßen überlastet, daß sie eine positive Arbeit in der Sozial¬ 
politik nicht durchführen konnten. Hinzu kommt, daß — bedingt durch 
den Aufbau des FDGB in den Ländern und Provinzen — die einzelnen 
Probleme verschieden aufgefaßt und behandelt werden. Um diese ver¬ 
schiedenen Meinungen auf einen einheitlichen Nenner zu bringen, wurde 
am 15. und 16. Oktober 194G eine sozialpolitische Konferenz in Berlin 
durchgeführt, an der die Sachbearbeiter der Abteilung Sozialpolitik bei 
den Landes- und Provinzialvorsländen und den Industriegewerkschaften 
der Zone teilnahmen. 

Auf dieser Arbeitstagung wurde der organisatorische Aufbau und die 
grundsätzliche Arbeitsmethode der Haunabteilung 3 — Sozialpolitik — fest¬ 
gelegt. Danach bestellen folgende Referate: 

Sozialversicherung, 

Sozialfürsorge, 

Arbeitsschutz — Gesundheitsschutz, 

Arbeitszeit, 

Arbeitseinsatz, 

Umsiedler, Heimkehrer, Kriegsgefangene. 

Feriendienst des FDGB. 


Aufgaben der Sozialpolitischen Abteilung: 

1. Bearbeitung aller sozialpolitischen Fragen und Führung einer 
Sozialstatistik. 

2 . Herausgabe von Richtlinien für die Arbeit der Gliederungen des 
FDGB und der Industriegewerkschaften. 

3. Herausgabe allgemeiner sozialpolitischer Informationen, von Pro¬ 
pagandamaterial unter Mitwirkung der Abteilung Schulung und 
Bildung, der Frauen- und Jugendsekretariate. 

Übernahme von Schulungskursen für die Funktionäre in den sozial¬ 
politischen Selbstverwältumrsorganen im Einvernehmen mit der 
Abteilung Schulung und Bildung, Rundfunk und Presse. 

4. Zusammenarbeit mit den Hauptabteilungen, soweit sozialpolitische 
Fragen zur Behandlung stehen. 

*5. Vertretung des FDGB bei der Deutschen Verwaltung für Arbeit 
und Sozialfürsorge, bei der Deutschen Zentralverwaltung für das 
Gesundheitswesen, der Zentrailverwaltung für Deutsche Umsiedler, 
der Zentralverwaltung für Volksbildung, der Zentralfinanzverwal¬ 
tung usw. 

6. Ausarbeitung von Gesetzvorsclilägen und Stellungnahme zu Gesetz¬ 
entwürfen und Verordnungen auf sozialpolitischem Gebiet. 

(Die endgültige Entscheidung über die Stellungnahme des FDGB 
zu sozialpolitischen Gesetzen trifft der Vorstand.) 
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Zur Durchführung besonderer Aufgaben bildet die Sozialpolitische Ab¬ 
teilung Unterausschüsse aus den Reihen ihrer Mitarbeiter unter Hinzu¬ 
ziehung von Vertretern der Sozialpolitischen Abteilungen der Industrie¬ 
gewerkschaften sowie anderen sachverständigen Spezialisten: 

a) Sozialversicherung; 

b) Arbeitsschutz — Gesundheitsschutz; 

c) Arbeitseinsatz; 

d) Sozialfürsorge; 

e) Schwerbeschädigte und denen Gleichgestellte. 

Zur Durchführung der sozialpolitischen Aufgaben im FDGB werden 
folgende Ausschüsse gebildet: 

1. Sozialpolitischer Ausschuß. Der engere und erweiterte Ausschuß. 

Derselbe kann von Fall zu Fall Sachverständige bestellen. 

2. Sozialpolitische Abteilung der Provinzial- und Landesvorstände. 

3. Sozialpolitische Abteilung der Ortsvorstände mit folgenden Re¬ 
feraten: 

a) Sozialversicherung; 

b) Schwerbeschädigte und denen Gleichgestellte; 

c) Erwerbslosenhilfe; 

d) Arbeitsschutz — Gesundheitsschutz; 

e) Sozialfürsorge; 

f) Arbeitszeit; 

g) Arbeitseinsatz; 

h) Umsiedler, Heimkehrer, Kriegsgefangene; 

i) Betriebliche Sozialpolitik; 

k) Gesundheitshelfer des FDGB; 

l) Unterstützungseinrichtung des FDGB. 

Während in der Zeit des „Tausendjährigen Reiches“ sozialpolitische 
Maßnahmen vorwiegend eine Angelegenheit der Unternehmer waren 
(Siemens, AEG, Borsig, Krupp, IG Farben), die hierfür erhebliche Sum¬ 
men auswarfen, um den Arbeiter an den Betrieb zu fesseln, was sie 
auf der anderen Seile nicht hinderte, die Löhne entsprechend niedrig zu 
halten, damit der Unternehmergewinn nicht geschmälert wurde, sehen 
die heutigen Gewerkschaften ihre Hauptaufgabe darin, das Niveau der 
Arbeiter und Angestellten zu heben, 'Da es die Arbeiter und Angestellten 
waren, die nach dem Zusammenbruch im Mai 1945 zuerst die Initiative er¬ 
griffen, um die zerstörten und ausgeraubten Betriebe wieder in Gang zu 
bringen, und die kein Opfer, auch das des Lohnverzichts, scheuten, um 
wieder Ordnung zu schaffen, zumal der größte Teil der Unternehmer ihr 
kostbares Leben in Sicherheit brachten, ergab sich für die sozialpolitischen 
Aufgaben der Gewerkschaften ein wesentlich anderes Moment. Während 
früher der Kampf um den Inhalt der Lohntüte geführt wurde, sind heute 
die Gewerkschaften — gestützt auf die Betriebsräte und Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitungen — tragende Pfeiler der Wirtschaft. Gestützt auf den Ar¬ 
tikel 5 Abs. f des Betriebsrätegesetzes vom 10. April 1946, in dem es dem 
Betriebsrat zur Pflicht gemacht wird, an der Schaffung und Leitung von 
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sozialen Einrichtungen, die der Wohlfahrt des Arbeiters im Betriebe 
dienen sollen, mitzuwirken, und ausgehend von der Tatsache, daß die 
menschliche Arbeitskraft als Grundlage des Volksreichtums vor Verlust 
und Schädigung zu schützen ist, ging die Sozialpolitische Abteilung des 
FDGB dazu über, in Verbindung mit den Industriegewerkschaften in den 
einzelnen Betrieben Sozialpolitische Kommissionen im engsten Einver¬ 
nehmen mit den Betriebsgewerkschaftsleitungen zu bilden. 


a) Sozialversicherung 

Dem Obmann, der das Gebiet der Sozialversicherung in allen seinen 
Teilen beherrschen muß, fällt die Aufgabe zu, die Verbindung zwischen 
der Sozialversicherungskasse und dem Betrieb herzustellen und aufrecht¬ 
zuerhalten. Er muß die einzelnen Leistungen und ihre Auswirkungen 
auf die Versicherten genauestens kennen, um seinen im Betrieb be¬ 
schäftigten Kollegen bei allen vorkommenden Fällen mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen. In Verbindung mit den noch später genannten Gesund¬ 
heitshelfern des FDGB führt er die Überwachung und Betreuung der 
arbeitsunfähig Erkrankten durch, so daß diese sich nicht hilflos selbst 
überlassen sind, sondern durch die fürsorgerische Betreuung die Ver¬ 
bindung mit dem Betrieb und den Kollegen nicht verlieren. Es wird 
möglich sein, dem Erkrankten manchen Weg zu ersparen und ihm einen 
Teil der durch die besonderen Umstände hervorgerufenen Sorgen abzu¬ 
nehmen. Gleichzeitig wird auf diese Weise die Arbeitsmoral gehoben, 
da es denjenigen, die es mit der Arbeitsdisziplin nicht so genau nehmen^ 
schwer gemacht wird, krank zu feiern, während andere ihre Arbeits¬ 
kraft restlos zum Wiederaufbau der Wirtschaft einsetzen. 

Außerdem hat der Obmann darauf zu achten, daß die Beiträge an die 
Sozialversicherungskasse durch den Unternehmer restlos und pünktlich 
abgeführt werden. 

b) Arbeitsschutz — Gesundheitsschutz 

In den Betrieben mit über 50 Beschäftigten muß eine Arbeitsschutz¬ 
kommission gebildet werden, die aus einem Vertreter des Arbeitgebers, 
einem Vertreter des Betriebsrats und einem Vertreter der Gewerkschaft 
zusammengesetzt ist. Sind weniger als 50 Beschäftigte vorhanden, so ist 
ein Obmann und ein Stellvertreter für den Arbeitsschutz zu benennen. 


c) Schwerbeschädigte uud denen Gleichgestellte 

Der Schwerbeschädigtenobmann hat im Einvernehmen mit dem Be¬ 
triebsrat dafür zu sorgen, daß die Verordnung vom 2. September 1946, 
die es allen Unternehmern zur Pflicht macht, wenn mehr als 10 Personen 
beschäftigt werden, einen Schwerbeschädigten einzustellen, durchgeführt 
wird. Er ist dafür verantwortlich, daß der Schwerbeschädigte nicht nur 
einen, sondern den Arbeitsplatz erhält, bei dem seine körperliche und 
geistige Beschaffenheit besondere Berücksichtigung findet. Seine Haupt- 



aufgabe ist es, die seelische Depression und die Minderwertigkeits¬ 
komplexe des Schwerbeschädigten zu beseitigen, so daß dieser sich durch 
die geleistete Arbeit wieder als vollwertiges Glied in der Reihe der 
Schaffenden fühlt. 


d) Gcsundhcitshilfe 

Dem Gesundheitshelfer/helferin des FDGB fällt die dankbare Aufgabe 
zu, bei Verletzungen oder sonstigen plötzlich auftretenden Erkrankungen 
sofort helfend einzugreifen. Für diese Aufgabe sind vorwiegend Kollegen 
eingesetzt, die sich für das Gebiet des Gesundheitswesens besonders 
interessieren und in Ausbildungskursen, die durch die Sozialversiche¬ 
rungskassen bzw. durch die Gesundheitsämter in Verbindung mit den 
Gewerkschaften durchgeführt werden, sich die nötigen Kenntnisse er¬ 
worben haben. Sie müssen außerdem auf dem Gebiet der Sozialhygiene 
bestens bewandert sein und durch die Art ihres Auftretens den von 
ihnen behandelten und betreuten Kollegen ein festes Vertrauen geben. 
Sie arbeiten in engstem Einvernehmen mit der Arbeitsschutzkommission,. 


e) Frauen- und Jugendfragen 

Die Vertreterin für Frauenfragen sorgt dafür, daß die biologische 
Eigenart der Frau bei der Arbeit besonders berücksichtigt wird. Dieses 
ist besonders wichtig im Hinblick auf den Befehl Nr. 253, der gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit vorsieht. 

Die Jugendkommission muß im Betrieb darauf hinwirken, daß die be¬ 
trieblichen Jugendförderungen berücksichtigt werden und zur Durch¬ 
führung gelangen. Sie muß in engster Fühlungnahme mit dem Jugend¬ 
vertreter im Betriebsrat stehen. Außerdem sorgt sie für die Über¬ 
wachung des Gesundheitszustandes der Jugendlichen durch regelmäßige 
ärztliche Untersuchungen. 


f) Soziale Betriebseinrichtungen 

Der Obmann dieser Einrichtung überwacht die sozialen Einrichtungen 
des Betriebes, wie Kindergarten, Nähstube, Schuhreparatur, Einkaufs¬ 
möglichkeit durch vorhandene Konsumgeschäftsstellen usw. 


g) Werksküchen 

Dieser Kommission ist unter den zur Zeit obwaltenden Umständen 
ganz besondere Bedeutung beizumessen, da sie für die Verpflegung der 
im Betrieb Beschäftigten verantwortlich ist. Es ist in erster Linie ihre 
Aufgabe, in Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat dafür zu sorgen, daß die 
für die Küche benötigten Lebensmittel nebst Zutaten beschafft werden.. 
Das stellt an alle hohe Anforderungen, da es nicht leicht ist, die Beleg¬ 
schaft eines mittleren Betriebes täglich mit einer ausreichenden und 
schmackhaften Mahlzeit zu versorgen. 



h) Schwerbeschädigte 

Ein besonderes Gebiet stellt der Kreis der Schwerbeschädigten und 
denen Gleichgestellten dar. Die Zahl der Schwerbeschädigten in • der 
sowjetischen Besatzungszone beträgt schätzungsweise 6 bis 7 Prozent der 
Gesamtzahl der in Arbeit Stehenden. Es ist daher dringend erforderlich, 
daß durch Umschulung oder ergänzende Ausbildung diese' brachliegen¬ 
den Kräfte produktiv der Wirtschaft wieder zugeführt werden. Mit Wir¬ 
kung vom 2. September 1946 wurde durch die Deutsche Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge eine Verordnung über die Beschäftigung von 
Schwerbeschädigten erlassen, in der zum Ausdruck kommt, daß die 
Unternehmer, die in ihrem Betrieb 10 Personen beschäftigen, verpflichtet 
sind, mindestens einen Schwerbeschädigten einzustellen. Aber auch Be¬ 
triebe, die weniger als 10 Beschäftigte aufweisen, können durch das 
Arbeitsamt Schwerbeschädigte zugewiesen erhalten, wenn sich diese für 
die Beschäftigung Schwerbeschädigter besonders eignen. Die Arbeits¬ 
ämter sind berechtigt, für ihre Verwaltungsbezirke unter Mitwirkung des 
FDGB anzuordnen, daß mehr bzw. weniger Schwerbeschädigte in be¬ 
stimmte Betriebe eingestellt werden, und Betriebe, die sich für die Um¬ 
schulung Schwerbeschädigter besonders eignen, zu benennen. Ebenso 
haben sie über die Befreiung von der Einstellungspflicht zu bestimmen. 
Besonders muß darauf hingewiesen werden, daß den Schwerbeschädigten 
nur mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen und nur mit Zustimmung 
des Arbeitsamtes gekündigt werden kann. In einem Rundschreiben an 
die sozialpolitischen Sachbearbeiter bei den Landes- und Provinzialvor¬ 
ständen und an die sozialpolitischen Sachbearbeiter der Industrie¬ 
gewerkschaften wurde auf die besonderen Einzelheiten des Gesetzes 
hingewiesen. 

i) Wohnraumlenkung 

Nach den furchtbaren Kriegsstürmen, die über unser Land hinweg¬ 
gefegt sind, liegt der Wohnungsbau vollkommen darnieder. Durch die 
Rückkehr der Heimkehrer und durch die Flüchtlinge und Umsiedler 
ist der schon beschränkte Wohnraum in den Ländern und Provinzen 
noch knapper geworden. Auf engstem Raum sind oft mehrere Familien 
gezwungen, zusammenzuleben und ihre täglichen Bedürfnisse zu be¬ 
friedigen. Durch das Gesetz Nr. 18 vom 27. Juli 1946 wird versucht, die 
gröbsten Auswüchse zu beseitigen. Die Wohmmgsbehörden sind ver¬ 
pflichtet, Wohnungsausschüsse zu bilden, in denen ein Vertreter des 
FDGB, ein Vertreter mit Erfahrungen im Wohnungswesen bzw. in der 
Bewirtschaftung von Wohnraum und ein Vertreter, der mit den beson¬ 
deren örtlichen Verhältnissen vertraut ist, berufen werden. Antifaschisten 
ist bei der Benennung der Vorzug zu geben. Außerdem ist es zweck¬ 
mäßig, daß mindestens eine Frau dem Wohnungsausschuß angehört. 
Wesentlich ist, daß die Wohmmgsbehörden jeden erforderlichen Wohn¬ 
raum er assen, d. h. in Anspruch nehmen und freimachen können. Das 
hat zur Folge, daß besonders die aktiven Nazis und Kriegsverbrecher, 
die das Schicksal Deutschlands verschuldet haben, zusammenrücken 
müssen, da nach den Ausführungsbestimmungen nach Stellen eines 
Ersalzraumes, der auf das unbedingt Lebensnotwendige beschränkt wer- 
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den kann, die Räumung der Wohnung zu erfolgen hat. Eine besondere 
Sicherung ist den Opfern des Faschismus gegeben, da die ehemaligen 
Inhaber einer solchen erfaßten Wohnung, die nach erfolgter Entnazifi¬ 
zierung oder aus anderen Gründen später wieder Ansprüche auf Über¬ 
lassung derselben und deren Einrichtungsgegenstände stellen, diese von 
der Wohnungsbehörde abzulehnen sind. Außerdem können die Ge¬ 
meinden oder Bezirke, die nicht in der Lage sind, den entsprechenden 
Wohnraum zu beschaffen, auf Antrag bei der entsprechenden Militär¬ 
regierung zu Brennpunkten des Wohnbedarfs erklärt werden. Es muß 
dann der Zuzug durch die deutsche Wohnungsbehörde verhindert bzw. 
das Abwandern der Personen gefördert werden, die für das Wirtschafts¬ 
leben der Gemeinde oder des Bezirks entbehrlich sind. Das werden in 
erster Linie alle Leute, die Sozialrente oder sonstige Unterstützung be¬ 
ziehen, sein. Ihnen ist durch Schaffung einer anderweitigen Unterkunft 
in einer nicht so belasteten Gemeinde der Anreiz zum freiwilligen Um¬ 
siedeln zu geben. Es muß dabei jeder Zwang vermieden werden, und 
außerdem darf dadurch eine Kürzung der Rente auf keinen Fall er¬ 
folgen. Durch ein Rundschreiben an die sozialpolitischen Sachbearbeiter 
bei den Landes- und Provinzialvorständen und den Industriegewerk¬ 
schaften in den ersten Oktobertagen des vergangenen Jahres wurde auf 
die Auswirkung dieses Gesetzes hingewiesen. 

.0 § 218 

Auf eine Anfrage der Deutschen Verwaltung für das Gesundheitswesen 
im November 1946, die Schwangerschaftsunterbrechung betreffend, wurde 
neben den geklärten Fragen — der medizinischen und kriminellen Indi¬ 
kation —- der Frage der sozialen Indikation zugestimmt, und zwar darf 
nur im Einzelfall die Unterbrechung vorgenommen werden, wenn die 
sozialen Verhältnisse der Schwangeren oder die ihrer Familie so liegen, 
daß sich aus dem Austragen des Kindes ernste gesundheitliche Schädi¬ 
gungen für Mutter und Kind ergeben und der Notlage durch soziale und 
fürsorgerische Maßnahmen nicht ausreichend abgeholfen werden kann. 
Im genannten Fall darf eine Unterbrechung der Schwangerschaft bis zum 
dritten Monat vorgenommen werden. Die Entscheidung über die Unter¬ 
brechung der Schwangerschaft ist in jedem Fall von der Zustimmung 
eines zu bildenden Gutachterausschusses abhängig. Diesem gehören an: 
der zuständige Amtsarzt, zwei Vertreter des FDGB (Sachbearbeiter der 
Sozialpolitik und Sachbearbeiterin für Frauentagen), eine Sozialfür¬ 
sorgerin und eine Vertreterin des Frauenausschusses. 

k) Sozialfürsorge 

In engster Zusammenarbeit mit der Verwaltung für Arbeit und Sozial¬ 
fürsorge wurde im Dezember der Entwurf einer Verordnung über die 
Sozialfürsorge ausgearbeitet. Sie sieht die Hilfeleistung der Selbstver¬ 
waltungskörperschaften für Hilfsbedürftige und die Beseitigung oder 
Verhütung sozialer Not, insbesondere wirtschaftlicher, gesundheitlicher 
oder sittlicher Art, vor. Es ist anzunehmen, daß ein entsprechendes Ge¬ 
setz in Kürze erlassen wird. 
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I) Ferienaufenthalt 

Um allen Gewerkschaftsmitgliedern eine zweckvolle Durchführung 
ihrer Ferien zu ermöglichen, wird ab 15. Mai 1947 ein Erholungsdienst 
unter der Bezeichnung „Ferienaufenthalt durch den FDGB" durchgeführt. 
Es handelt sich dabei um ein sozialpolitisches Hilfswerk, das dem Schutz 
und der Erhaltung der menschlichen Arbeitskraft dient. Die Leitung des 
Feriendienstes liegt in Händen einer vom Bundesvorstand eingesetzten 
Kommission, in der der Bundesvorstand und die Landes- und Provinzial¬ 
vorstände vertreten sind. Der Feriendienst wird zentral durch den Bundes¬ 
vorstand geleitet. Durch die besondere Lage bedingt, wird der Ferien¬ 
dienst in diesem Jahr vorwiegend in Vertragsheimen durchgeführt. Für 
•diese werden am Ort Vertrauensmänner des FDGB benannt, welche die 
Überwachung der Verträge ständig überprüfen und den Erholungsuchen¬ 
den mit Rat und Tat zur Seite stehen. Der Feriendienst steht allen Mit¬ 
gliedern und ihren Familienangehörigen (Ehefrau, Lebensgefährtin, 
Kindern) zur Verfügung. Der Aufenthalt ist auf die Höchstdauer von drei 
Wochen begrenzt. Die Zahl der in den eigenen und Vertragsheimen vor¬ 
handenen Plätze wird auf die Industriegewerkschaften entsprechend ihrem 
Mitgliederbestände vom 31. Dezember 1946 verteilt. Anträge auf Einwei¬ 
sung in ein Ferienheim sind auf einem Vordruck bei der zuständigen 
Industriegewerkschaft bzw. bei den Ortsausschüssen zu stellen. Diese 
werden direkt an die Abteilung Feriendienst beim Bundesvorstand 
weitergeleitet. Von hier aus erfoigt die Einweisung in ein Ferienheim, 
wobei nach Möglichkeit den Wünschen nach Ort und Zeit Rechnung ge¬ 
tragen wird. 


Sozialer Schutz für die Bergarbeiter 

In der zweiten Hälfte des Dezember 1946 wurde eine Verordnung über 
die Sozialversicherung der Bergleute erlassen, an der die sozialpolitische 
Abteilung des FDGB maßgebend beteiligt ist. Während früher die Berg¬ 
leute durch die Reichsknappschaft betreut wurden, stellt diese Verordnung 
eindeutig fest, daß die Träger der Versicherung die Sozialversicherungs¬ 
anstalten in den Ländern und Provinzen sind. Es ist bekannt, daß die 
Bergarbeiter unter besonders erschwerten Umständen ihrer Arbeit nach¬ 
gehen und daß der Bergmannsberuf überaltert ist. Da von der Kohlen¬ 
förderung der gesamte Wiederaufbau unserer Wirtschaft abhängig ist, ist 
es nötig, daß junge Kräfte diesem Beruf zugeführt werden. 

Aus dieser Erkenntnis heraus werden in der Verordnung der Sozial¬ 
versicherung für die Bergleute Leistungen gewährt, die teilweise über 
den üblichen Rahmen in der Sozialversicherung gehen. 

Bei vorliegender Arbeitsunfähigkeit wird das Krankengeld vom vierten 
Tage an in Höhe des halben Grundbetrages für die Dauer bis zu einem 
Jahr gewährt. Außerdem wird für die verheirateten Versicherten für die 
Ehefrau bzw. Lebenskameradin und deren Kinder je nach Zahl derselben 
ein Zuschlag von 4 Prozent des Grundbetrages vom 4. Tage der Arbeits¬ 
unfähigkeit gezahlt. 

Schwangere erhalten sechs Wochen vor der Niederkunft eine Bar¬ 
leistung in Höhe von 50 Prozent des Grundbetrages, außerdem einen Ent¬ 
bindungskostenbeitrag in Höhe von 25 RM. Die Kinder erhalten die 
Leistung der Familienhilfe bis zum vollendeten 18. Lebensjahr und dar- 



über hinaus bis zum 21. Lebensjahr, solange Schul- oder Berufsausbildung 
erfolgt. Das gleiche gilt bei Gebrechlichkeit, sofern der Versicherte das 
Kind überwiegend unterhält. Die anspruchsberechtigten Familienange¬ 
hörigen erhalten als Barleistung der Wochenhilfe vier Wochen vor und 
sechs Wochen nach der Niederkunft ein Schwangeren- bzw. Wochengeld 
in Höhe von 0,75 RM täglich, außerdem ein Stillgeld für die Dauer von 
12 Wochen in Höhe von 0,50 RM. 

Bei Familienangehörigen, die drei oder mehr Kinder erziehen, erhöht 
sich das Schwangeren- bzw. Wochengeld auf 1 RM täglich für die Dauer 
von 13 Wochen, während das Stillgeld in diesem Fall für 26 Wochen ge¬ 
zahlt wird. 

Bergmannsrente erhält der Versicherte, der dauernd berufsunfähig, 
also nicht imstande ist die von ihm bisher verrichtete bergmännische 
Tätigkeit weiter auszuüben. Sie besteht aus dem Steigerungsbetrag, 
Leistungszuschlag für Hauerarbeit unter Tage zuzüglich Kinderzuschuß. 

Der jährliche Steigerungsbelrag beträgt 1,5 Prozent unter Zugrunde¬ 
legung von höchstens 400 RM monatlich. Der Leistungszuschlag beträgt 
nach 10 Jahren Untertagearbeit jährlich für die ersten 10 Jahre je 12 RM, 
für die nächsten 10 Jahre je 24 RM und für jedes weitere Jahr je 36 RM. 
Der Kinderzuschlag beträgt 10 RM monatlich. Außerdem erhält der¬ 
jenige, der das 50. Lebensjahr vollendet hat und mindestens 25 Jahre 
versichert war und eine 15jährige bergmännische Untertagearbeit nach¬ 
weist, ein Bergmannsgeld in Höhe von 60 RM monatlich. 

Verbesserung der Sozialversicherung 

Von grundlegender Bedeutung war der Befehl Nr. 28 des Marschalls 
Sokolowskij vom 28. Januar 1947, der 

1. eine Verordnung über die Sozialpflichtversicherung, 

2. eine Verordnung über die freiwillige und Zusatzversicherung und 

3. eine Verordnung über die Versicherung bei Arbeitslosigkeit 
brachte. Unter Berücksichtigung des Kontrollratsentwurfs und der Vor¬ 
schläge des FDGB wird dadurch ein einheitliches System der Sozialver¬ 
sicherung in der sowjetischen Zone geschaffen, die den Versicherten eine 
Verbesserung der Versorgung für den Fall der Krankheit und Arbeits¬ 
losigkeit bringen soll. 

Der Begriff Sozialversicherung umfaßt alle Versicherungsfälle, die sich 
aus Unfall, Berufserkrankung, Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter 
oder zugunsten der Hinterbliebenen ergeben. 

Die Träger der Versicherung sind die Sozialversicherungsanstalten in 
den Ländern und Provinzen, denen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Sozial¬ 
versicherungskassen für die Bezirke und Stadtkreise untergeordnet sind. 
Es wird in der Verordnung ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die 
Deutsche Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge im Einvernehmen mit 
der SMA für den Bergbau, für das Eisenbahn-Transportwesen und für den 
Post- und Fernmeldedienst die Errichtung von Sozialversicherungskassen 
genehmigen kann, die der Sozialversicherungsanstalt des Landes oder der 
Provinz unterstellt sein müssen. Damit wurde auch der Eigenart der 
Berufe Rechnung getragen, die bisher immer wieder versuchten, auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung Sonderstellungen einzunehmen. Der orga- 



nisatorische Aufbau erfolgt durch die Regierungen der einzelnen Länder 
und Provinzen unter Kontrolle der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge. Die Leitung der Sozialversicherungsanstalten und der an¬ 
gegliederten Kassen erfolgt durch Organe, die aus Vertretern der Ver¬ 
sicherten und der Unternehmer bestehen. Während der Vorsitzende der 
Sozialversicherungsanstalt Mark Brandenburg bisher vom Provinzialamt 
bestellt wurde, in Mecklenburg vom Präsidenten der Abteilung Arbeit 
und Sozialfürsorge, und in der Provinz Sachsen vom Provinzialamt 
für Arbeit und Sozialfürsorge, werden der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter jetzt aus eien Reihen der Ausschußmitglieder gewählt. 
Sie leiten sowohl die Geschäfte des Vorstandes als auch die des Aus¬ 
schusses und werden durch das Ministerium für Arbeit des Landes oder 
der Provinz bestätigt. Das bedeutet einen weiteren Schritt auf dem Wege 
der Demokratisierung bzw. Mitbestimmung in der Sozialversicherung. 

Alle gegen Entgelt beschäftigten Arbeiter, Angestellten und Lehrlinge, 
einschließlich die der Land- und Forstwirtschaft, sowie alle Selbständigen, 
die bis zu fünf Personen beschäftigen (Lehrlinge ohne Entgelt sind nicht 
mit einbezogen) unterliegen der Sozialversicherungspflicht. 

Diese beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme und endet für die 
Selbständigen, wenn sie mehr als fünf Personen länger als sechs Monate 
beschäftigen. 

Die Versicherungsbeiträge belaufen sich auf 20 Prozent des Grund¬ 
betrages, von denen der Versicherte und der Unternehmer je die Hälfte 
zahlen. 

Für die im Bergbau 'Beschäftigten beträgt der Beitrag 30 Prozent des 
Grundbetrages, der sich nach dem steuerpflichtigen Einkommen richtet 
bzw. in der Land- und Forstwirtschaft nach dem Gesamtwert der Wirt¬ 
schaft, mindestens aber 8 RM monatlich. 

Bei Arbeitsunfähigkeit erhält der Versicherte vom 4. Tage ab ein 
Krankengeld in Höhe von 50 Prozent des Grundbetrages, errechnet nach 
dem Durchschnittsverdienst der letzten drei Monate bis zur Höchstdauer 
von 26 Wochen. 

Während bisher die Angehörigen eines Tbc-Erkrankten bei Aufenthalt 
desselben in einer Heilstätte nur ein Hausgeld in Höhe des halben 
Krankengeldes bzw. der Versicherte selbst ein Taschengeld in Höhe von 
74 des Krankengeldes erhielten, wird jetzt während des Aufenthalts in 
einer Kuranstalt das volle Krankengeld gezahlt. Diese fürsorgerische 
Maßnahme wird wesentlich dazu beitragen, daß Kuren nicht vorzeitig 
nur aus dem Grunde unterbrochen werden, weil die Angehörigen des 
Erkrankten ihren Lebensunterhalt aus dem Ilausgelt nicht bestreiten 
können. Wird durch ärztlichen Befund festgeslellt, daß der Erkrankte in 
absehbarer Zeit wieder arbeitsfähig wird, so werden die Kosten für die 
Heilstätten- und Sanatorienbehandlung bis zu 52 Wochen und bei beson¬ 
ders gelagerten Fällen auch darüber hinaus voll übernommen. Durch 
diese Maßnahme wird es möglich sein, auch schwere Krankheitsfälle 
wieder zu heilen, da nach den alten Satzungsbestimifiungen der Kassen 
in den einzelnen Ländern und Provinzen die Leistungspflicht mit der 
26. Woche beendet war. Die gleichen Leistungen, die dem Versicherten 
gewährt werden, außer Kranken-, Haus- und Taschengeld, stehen auch den 
mitversicherten Familienangehörigen zu. Auch hier gab es in den 
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Satzungen der einzelnen Kassen wesentliche Unterschiede, die teilweise 
nur 80 Prozent der Kosten für Arznei-, Heil- und Krankenpllegemittel 
übernahmen. Während die Aufnahme der weiblichen Versicherten im 
Falle der Schwangerschaft in einem Entbindungsheim bisher dem Er¬ 
messen der Sozialversicherungskassen freigestellt war, hat diese nach 
den jetzigen Bestimmungen einen unbedingten Anspruch auf Aufnahme 
in ein Krankenhaus oder Wöchnerinnenheim. Für die Dauer des 
Aufenthalts wird ein Hausgeld gewährt, falls unterhaltsberechtigte An¬ 
gehörige zu versorgen sind, oder ein Taschengeld, sofern die Versicherte 
alleinstehend ist. 

Auch den Familienangehörigen ist die Möglichkeit gegeben, ein Ent¬ 
bindungsheim aufzusuchen. Sie erhalten außerdem als Geburtsbeihilfe 
eine einmalige Unterstützung in Höhe von 50 RM für jedes Kind, während 
die bisher gezahlte Entbindungsbeihilfe 25 RM betrug. 

Die Deckung der Ausgaben für Unfälle und Berufserkrankungen wurde 
bisher in den einzelnen Ländern und Provinzen unterschiedlich behan¬ 
delt. Hier hat eine einheitliche Regelung Platz gegriffen, die bestimmt, 
daß eine Umlage gemäß der besonderen Gefahrenklassen von den Unter¬ 
nehmern erhoben wird. Unfallverletzte sowie Versicherte, die sich eine 
Berufskrankheit zugezogen haben, erhalten während des Aufenthaltes in 
einem Krankenhaus das volle Krankengeld bis zur Herstellung der 
Arbeitsfähigkeit oder bis zu Beginn der Auszahlung der Unfallrente. 
Bei völligem Verlust der Verdienstfähigkeit beträgt diese zwei Drittel 
des Verdienstes der letzten 12 Monate vor Eintritt des Unfalls bzw. der 
Berufskrankheit, jedoch wird der monatliche Verdienst nur bis z.ur Höhe 
von 600 RM berücksichtigt. Ist ein Unfallverletzter so hilflos, daß er einer 
besonderen Pflege bedarf, so erhält er ein Pflegegeld in Höhe von 20 bis 
60 RM monatlich, das auf die Rente nicht angerechnet wird. Auch bei 
einem Teilverlusl der Arbeitsfähigkeit, sofern sie mehr als 20 Prozent 
beträgt, wird eine entsprechende Teilrente gewährt, auch wenn der 
Unfallverletzte oder an einer Berufskrankheit Leidende vor Ablauf der 
26. Woche seine Arbeit wieder aufnimmt. 

Eine wesentliche Neuerung ist dadurch eingetreten, daß der Ver¬ 
sicherte oder seine Familie das Recht haben, von dem Arbeitgeber, der 
durch Nichtbeachtung der Arbeitsschutzbestimmungen bzw. anderer 
Unterlassungen den Unfall oder die Berufskrankheit verschuldet hat, eine 
Entschädigung ihres Verlustes zu fordern bzw. diese durch das Arbeits¬ 
gericht einzuklagen. 

Während die Witwen-'und Voll Waisenrente bisher M und die Waisen¬ 
rente 1 /io des durchschnittlichen Grundbetrages der Versicherungszeit 
der letzten 5 Jahre des Versicherten betrug, erhalten die Hinterbliebenen 
eines an den Folgen eines Unfalls Verstorbenen nachstehende Hinter¬ 
bliebenenrente: 

a) die arbeitsunfähige Witwe (Witwer) in Höhe von 40 Prozent des 
Verdienstes des Versicherten, 

b) die arbeitsfähige Witwe (Witwer) in Höhe von 20 Prozent des 
Verdienstes des Versicherten, 
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c) das erste arbeitsunfähige Kind (Vollwaise) in Höhe von 30 Pro¬ 
zent des Verdienstes des Versicherten, jedes weitere Kind 
20 Prozent, 

d) die arbeitsfähigen Kinder (Halbwaisen) in Höhe von 20 Prozent 
des Verdienstes des Versicherten, 

e) die arbeitsunfähigen Familienangehörigen, die von dem Versicher¬ 
ten unterhalten wurden, 10 Prozent des Verdienstes des Ver¬ 
sicherten. 

Durch die Umstände der Zeit waren viele Rentner gezwungen, wieder 
einen Beruf auszuüben, jedoch ruhte meistens für die Dauer der Tätig¬ 
keit die Rente, da der Arbeitsverdienst die Voraussetzung für eine 
Weiterzahlung nicht zuließ. Auf Grund der neuen Verordnung über die 
Sozialpflichtversicherung kann auch die Vollrente dann weiter bezogen 
werden, wenn der Rentner gegen Entgelt arbeitet. Er braucht für die 
Dauer der versicherungspflichtigen Tätigkeit keine Sozial Versicherungs¬ 
beiträge zu entrichten. Nur der Unternehmer ist verpflichtet, seinen 
ßeitragsanteil an die Sozialversicherungskasse abzuführen. 

Die Mindestrente in den Ländern und Provinzen der sowjetischen Be¬ 
satzungszone betrug bisher 30 RM, die Höchstrente 90 RM. Ab 1. Februar 
d. J. erhalten alle Invaliden- und Altersrentner eine monatliche Rente 
von 30 RM zuzüglich eines Sleigerungssatzes von 1 Prozent des Durch¬ 
schnittsverdienstes für jedes volle Jahr, ausgenommen die Zeit vom 
1. August 1921 bis zum 31. Dezember 1923. Der monatliche Verdienst 
wird bis zu einem Betrag von G00 RM berücksichtigt. Da der Familien¬ 
zuschlag außerdem 10 RM beträgt, wird das Niveau der Mindestrente 
innerhalb der sowjetischen Zone bedeutend gehoben, da sich die aus¬ 
zuzahlende Rente zwischen 40 und 45 RM bewegen wird, so daß unter 
Berücksichtigung der bisherigen Mindestrente von 30 RM eine Renten¬ 
erhöhung von 50 Prozent zu verzeichnen ist. Die Umrechnung der allen 
Renten wird im Laufe dieses Jahres durch die Sozialversicherungskassen 
vorgenommen, so daß bis Ende des Jahres jeder Rentner in den Besitz 
der aufgezeichneten Vergünstigung gelangt. Durch Zahlung einer Ge¬ 
bühr in Höhe von 1 RM monatlich wird die Anwartschaft auf die Ge¬ 
währung der Rente erhalten. 

Streitigkeiten, die sich zwischen Sozialversicherungskassen und dem 
Versicherten ergeben, werden durch die zuständige Sozialversicherungs¬ 
anstalt des Landes oder der Provinz entschieden. Eine Berufung gegen 
das ergangene Urteil ist beim zuständigen Arbeitsgericht zulässig. 

Ziisatzvci'siclicriang 

Die Verordnung über die freiwillige und zusätzliche Versicherung gibt 
den selbständigen sowie den Pflichtversicherten Gelegenheit, gegen Zah¬ 
lung eines geringen Beitrags sich für Zusatzkrankengeld, Krankenhaus¬ 
zusatzgeld, Zusatzinvaliden- und Altersrente und Zusatzsterbegeld zu 
versichern. Der Beitrag beträgt für 

Zusatzkrankengeld und Krankenhauszusatzgeld 1 Prozent des 
Grundbetrages, 

Zusatzrente 2 Prozent des Grundbetrages, 

Zusatzsterbegeld 0,5 Prozent des Grundbetrages. 
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Jeder Versicherte kann sich auf Wunsch für Zusatzrente und Zusatz¬ 
sterbegeld mehrfach, jedoch nur bis zum fünffachen Höchstbetrag ver¬ 
sichern. 

An Leistungen werden nach einer Versicherungszeit von 13 Wochen für 
26 Wochen ein Zusatzkrankengeld von 25 Prozent des Grundbetrages 
gewährt, ein Zusatzhausgeld in Höhe von 50 Prozent des Zusatzkranken¬ 
geldes und ein Zusatztaschengeld in Höhe von 25 Prozent des Zusatz¬ 
krankengeldes. Nach einer Versicherungszeit von 13 Wochen wird für die 
Höchstdauer von 13 Wochen ein Krankenhauszusatzgeld in Höhe von 
50 Prozent des Grundbetrages gezahlt. Die Zusatzrente beträgt für jedes 
Jahr der Beitragszahlung V 200 des Grundbetrages, nach welchem die 
Rente gewährt wird. Das Zusatzsterbegeld beträgt nach einer Warte¬ 
zeit von 

1 Jahr das 20fache des Grundbelrages 

5 Jahren „ 30 „ 

»» St) „ „ „ 

15 „ „ 60 „ „ „ 

und beim Tode eines Familienangehörigen nach einer Wartezeit von 
1 Jahr das 20fache des Grundbetrages. 

Durch diese Einrichtung ist jedem Unternehmer die Möglichkeit ge¬ 
geben, seinem sozialen Empfinden dadurch Ausdruck zu verleihen, daß 
er seine Mitarbeiter durch Zahlung dieser Zusatzbeiträge gegen die 
Wechselfälle des Lebens schützt. 


Arbeitslosenversicherung 


Die 3. Verordnung umfaßt die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, 
der alle Personen, die eine Beschäftigung ausüben, unterliegen. Die 
Organisation der Arbeitslosenversicherung wird durch die Abteilung für 
Arbeit im Lande oder der Provinz durchgeführt. Die hierfür benötigten 
Mittel werden bis zu X A aus dem Beitragsaufkommen der Sozialversiche¬ 
rung im Bedarfsfall abgezweigt. Die Arbeitslosenversicherung dient zur 
Unterstützung der Versicherten im Falle der Arbeitslosigkeit und zur 
Umschulung der Arbeitslosen. 

Die Beschaffung eines Arbeitsplatzes für den Arbeitslosen ist die vor¬ 
dringlichste Aufgabe. Hierbei sind die körperliche Leistungsfähigkeit, 
der Beruf, der Bildungsgrad, die persönlichen und familiären Verhält¬ 
nisse des Arbeitslosen so weit zu berücksichtigen, als sie mit den Er¬ 
fordernissen der Arbeitslenkung zur Zeit in Einklang zu bringen sind. 
Die Unterstützung beträgt % des Grundbetrages für jeden Tag, errechnet 
nach den letzten 3 Monaten, mindestens 1,20 RM, höchstens 2 RM. Der 
Zuschlag für die arbeitsunfähigen Familienmitglieder beträgt 0,35 RM 
täglich. Zu diesen Unterstützungssätzen kommt ein Wohnungsgeld, das 
nach 3 Ortsklassen gestaffelt ist: 


Ortsklasse A Städte mit mehr als 100 000 Einwohner 12 RM 
B „ „ „ „ 10 000 „ 10 












„weniger,, 10 000 


ji 


» 


8 


»* 




Das Einkommen des Ehegatten wird auf die Unterstützung des ver¬ 
heirateten Arbeitslosen angerechnet, soweit es mehr als 35 RM in der 


107 



Woche beträgt. Die Unterstützung wird gezahlt, wenn der Arbeitslose 
unmittelbar vor Beginn der Arbeitslosigkeit in den letzten 12 Monaten 
mindestens 26 Wochenbeiträge iür die Arbeitslosenversicherung ent¬ 
richtet hat. Die Arbeitslosenunterstützung wird nicht gezahlt, 

wenn der Versicherte die ihm zugewiesene Arbeit ablehnt odei 
die Arbeit eigenmächtig aufgibt, 

wenn der versicherte Arbeitslose über ein eigenes Einkommen 
verfügt, das höher ist als die Arbeitslosenunterstützung, 
wenn der Arbeitslose Kranken-, Schwangeren- und Wochengeld, 
Invaliden- oder Altersrente erhält oder er sich in einem Kranken¬ 
haus befindet, 

wenn der Arbeitslose im Haushalt eines Verwandten wohnt, der 
in der Lage und verpflichtet ist, ihn zu unterhalten (Eltern, Vor¬ 
eltern, Kinder), 

für die Tage, für die die vorgeschriebene Kontrollmeldung fehlt. 
Berechtigte Gründe zur Ablehnung einer Arbeit sind gegeben, 

wenn für die Arbeit nicht der tarifliche oder ortsübliche Lohn 
gezahlt wird, 

wenn die Arbeit durch Ausstand oder Aussperrung freigeworden 
ist, für die Dauer des Ausstandes oder der Aussperrung, 
wenn der Arbeitgeber die im Gesetz vorgeschriebene Forderung 
an Gesundheitsschutz und Moral verletzt. 


Neugestaltung’ des Arbeitsschutzes 

Nachdem der Krieg zu einer weitgehenden Suspendierung des Arbeits¬ 
schutzes geführt hatte, beseitigte die durch den Zusammenbruch herbei¬ 
geführte Auflösung des staatlichen Verwaltungsapparates auch die organi¬ 
satorischen Grundlagen für die Durchführung und Überwachung des 
Arbeitsschutzes und schuf praktisch einen Zustand völliger Rechtlosig¬ 
keit. Erst der Aufbau neuer deutscher Zentralverwaltungen in der 
sowjetischen Besatzungszone gab die Möglichkeit, eine völlige Neugestal¬ 
tung des Arbeitsschutzes in Angriff zu nehmen. Dabei stand von Anfang 
an fest, daß der frühere Zustand der Zersplitterung in die verschieden¬ 
sten Organisationen mit einander überschneidenden Befugnissen durch 
einen übersichtlichen, alle brauchbaren Kräfte zusammenfassenden Ver- 
waltungsauibau ersetzt werden mußte. Der Befehl Nr. 150 der SMA und 
die dazugehörige Verordnung vom 29. November 1945 trugen dem auch 
Rechnung. Die Übernahme des gesamten Arbeitsschutzes in der sowje¬ 
tischen Besatzungszone durch die Deutsche Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge führte zu einer straffen Zentralisation und Vereinheit¬ 
lichung. Eine alte gewerkschaftliche Forderung fand damit ihre Ver¬ 
wirklichung. 

Auf Grund des genannten Befehls bestehen heule bei den Landes- und 
Provinzialregierungen besondere Abteilungen für Arbeitsschutz und 
ihnen nachgeordnete örtliche bzw. bezirkliche Arbeitsschutzämter. Das 
Aufgabengebiet dieser Arbeitsschutzbehörden vereinigt die Funktionen 



der früheren Gewerbeaufsichtsbeamten, der Bergrevierbeamten, der tech¬ 
nischen Aufsichtsbeamten der Berufsgenossenschaften, der technischen 
Überwachungsvereine, der Polizeibehörden und aller sonstigen Einrich¬ 
tungen auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes. Ein wesentlicher Fortschritt 
liegt auch darin, daß sich das Aufsichtsrecht der neuen Arbeitsschutz¬ 
behörden auf alle Betriebe und Verwaltungen erstreckt. Damit ist der 
Zustand beseitigt, daß beispielsweise Betriebe wie die Post und Reichs¬ 
bahn Arbeitgeber und Aufsichtsbehörde zugleich waren. Neuerdings sind 
bereits wieder reaktionäre Kräfte am Werke, die den Arbeitsschutz in 
betriebseigene Regie bringen wollen. Alle Bestrebungen, durch Schär¬ 
fung von Sonderorganen die Einheitlichkeit auf dem Gebiete des Arbeits¬ 
schutzes wieder zu zerstören, werden wir auch in Zukunft mit größtem 
Nachdruck bekämpfen. 

Es entstanden ferner Schwierigkeiten durch gewisse Widerstände, die 
von den Vertretern der früheren technischen Überwachungsvereine aus¬ 
gingen. 

Besondere Schwierigkeiten ergaben sich auch bei der Übernahme des 
Aufgabengebietes der früheren Bergbehörden. Auf Grund der ver¬ 
schiedenen Berggesetze oblagen den Bergbehörden die Wahrnehmung der 
gesamten wirtschaftlichen, technischen und rechtlichen Belange des Berg¬ 
baues und die Durchführung des besonderen Bergarbeiterschutzes. Für 
den Bergbau wurde daher eine Sonderregelung gefordert. Es gelang aber 
auch hier, die Einheitlichkeit herzustellen. 

Eine wertvolle Ergänzung im organisatorischen Aufbau des Arbeits¬ 
schutzes stellt die durch den Befehl Nr. 150 vorgeschriebene Errichtung 
von Arbeitsschutzorganen in den Betrieben dar. Damit ist die Durch¬ 
führung des Arbeitsschutzes der Arbeiterschaft als Selbstverwaltungs¬ 
aufgabe übertragen, wobei zugleich ihre maßgebende Mitwirkung ge¬ 
sichert wurde. Nach Bildung der betrieblichen Arbeilsschutzorgane be¬ 
steht nunmehr eine lückenlose und übersichtliche Organisation des 
Arbeitsschutzes. 

Die Durchführung des Befehls Nr. 150, soweit es sich um die Bildung 
der betrieblichen Arbeitsschutzorgane handelt, stand in der Berichtszeit 
im Vordergrund unserer gewerkschaftlichen Arbeit. Besondere Schwierig¬ 
keiten ergaben sich dabei in der Landwirtschaft. Bei der struktuieilen 
Eigenart der mittleren und kleineren landwirtschaftlichen Betriebe ist 
eine schematische Anwendung des Befehls der SMA unzweckmäßig. Für 
die Landwirtschaft ist daher die Bildung von Dorfkommissionen für 
Arbeitsschutz vorgesehen. Bei der praktischen Durchführung des Befehls 
der SMA ist dieser Weg auch bereits beschritten worden. 

Um die Arbeitsscliutzorgane zur Erfüllung ihrer wichtigen sozial¬ 
politischen Aufgaben zu befähigen, kommt es nicht nur auf die Aus¬ 
wahl sachlich geeigneter Persönlichkeiten an. Darüber hinaus tut eine 
systematische und von einheitlichen Gesichtspunkten geleitete Schu¬ 
lungsarbeit not. Sie muß sich auf die konkreten Aufgaben beschränken, 
die den Arbeitsschutzorganen auf dem Gebiete der Unfallverhütung 
und des Gesundheitsschutzes im Betriebe erwachsen. Dabei ist eine 
weitgehende fachliche Gliederung vorzunehmen. 

Das Schwergewicht der Schulungsarbeit liegt daher genau so wie die 
Durchführung des Befehls Nr. 150 bei den einzelnen Industriegewerk- 
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schäften. Die aus den Ländern und Provinzen der sowjetischen Be¬ 
satzungszone vorliegenden Berichte zeigen, daß die Errichtung der 
Arbeitsschutzorgane und ihre Schulung wesentliche Erfolge aulzu¬ 
weisen haben. 

Auf allen Gebieten des Arbeitsschutzes besteht eine enge Zusammen¬ 
arbeit zwischen den Arbeitsschutzbehörden und den Gliederungen des 
FDGB. Da der Befehl Nr. 150 für alle Arbeitsschlitzbehörden die Bildung 
von Beiräten vorschreibt, denen Vertreter der Betriebsräte und der 
Gewerkschaften angehören müssen, ist ein weitgehendes Mitbestimmungs¬ 
recht der Arbeiterschaft in allen Fragen des Arbeitsschutzes gewähr¬ 
leistet. Um die bisherige gute Zusammenarbeit mit der Deutschen Ver¬ 
waltung für Arbeit und Sozialfürsorge noch enger zu gestalten, ist 
auch an dieser zentralen Stelle ein Beirat geplant, in dem der FDGB 
vertreten sein wird. 

Ausbau der weiblichen Arbeit sauf sicht 

Nachdem durch die Folgen des Krieges die Frauenarbeit in gewerb¬ 
lichen Betrieben eine zunehmende Bedeutung gewonnen hat, stehen die 
Arbeitsschutzbehörden vor sozialen Aufgaben ganz besonderer Art. Die 
erhöhte Schutzbedürftigkeit der Arbeiterinnen erfährt durch die Un¬ 
gunst der allgemeinen Lebensverhältnisse eine zusätzliche Steigerung 
und zwingt deshalb zu einer sorgfältigen und von sozialem Verständ¬ 
nis getragenen Durchführung des Arbeiterinnenschutzes. Der gegen¬ 
wärtige personelle Stand der Arbeitsaufsicht trägt den besonderen Er¬ 
fordernissen des Arbeiterinnenschutzes nicht iu ausreichender Weise 
Rechnung. Bei den in Mecklenburg-Vorpommern bestehenden Arbeits- 
schutzämtem sind beispielsweise überhaupt keine weiblichen Arbeits¬ 
schutzinspektoren tätig. 

Der Bundesvorstand hat daher unter dem 14. Januar 1947 ein Schrei¬ 
ben an die zuständigen Ministerien der Länder und Provinzen der 
sowjetischen Besatzungszone gerichtet, worin der Ausbau der Arbeits¬ 
aufsicht durch Einstellung einer angemessenen Zahl von weiblichen 
Arbeitsschutzinspektoren gefordert wird. 

Die aus den Ländern und Provinzen der Ostzone bisher vorliegenden 
Berichte der Länderregierungen und Vorstände des FDGB zeigen, daß 
der Ausbau der weiblichen Arbeitsaufsicht überall mit der Gestaltung 
der Haushaltspläne zusammenhängt. Wir erwarten daher, daß bei den 
Beratungen über die neuen Haushaltspläne die Stellen für weibliche 
Arbeitsschutzinspektoren eine unseren Forderungen entsprechende Ver¬ 
mehrung erfahren. 

I>as Problem des Fraiiensehutzes 

Die besonderen Verhältnisse nach dem Zusammenbruch haben die 
sozialpolitische Gesetzgebung zugunsten der berufstätigen Frauen zum 
zweiten Male unterbrochen. In den Kriegsjathren wurden Frauen massen¬ 
weise zur Arbeitsaufnahme in industriellen und Verkehrsbetrieben ver¬ 
pflichtet und zu Arbeitsverrichiungen gezwungen, deren Ansprüchen der 
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weibliche Organismus auf die Dauer nicht gewachsen ist. Rücksichtslos 
wurden Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Frauen den unmensch¬ 
lichen Zwecken des Krieges geopfert. Weil die bestehenden 'Beschäfti¬ 
gungsverboie der Eingliederung weiblicher Arbeitskräfte im Wege standen, 
blieben sie einfach unbeachtet. In der Nachkriegszeit setzte sich diese Ent¬ 
wicklung mit völlig veränderter Zielsetzung fort. Tausende von Frauen 
waren mit besonderer Aktivität bei der Beseitigung der Trümmer und 
beim Wiederaufbau der zerstörten Häuser, Fabriken, Werkstätten usw. 
tätig, obwohl das Gesetz ihre Beschäftigung zunächst noch verbot. 

Um diesen gesetzwidrigen Zustand zu beseitigen und um im Interesse 
des beschleunigten Wiederaufbaues der Eingliederung weiblicher Arbeits¬ 
kräfte einen möglichst weiten Spielraum zu geben, erging das Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 82 vom 10. Juli 1946, das den zuständigen deutschen Be¬ 
hörden das Recht gibt, die Beschäftigung weiblicher Arbeitskräfte bei 
allen Bauarbeiten einschließlich der Aufräumungsarbeiten zuzulassen. 

Eine allgemeine Neuregelung der Beschäftigungsverbote ist auf Grund 
des Befehls Nr. 253 der Sowjetischen Militärverwaltung vom 17. August 
1946 in Aussicht genommen. Dieser Befehl, der den Grundsatz „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ verwirklicht, übertrug der Deutschen Verwal¬ 
tung für Arbeit und Sozialfürsorge die Aufgabe, gemeinsam mit den 
Organen der Gesundheitsbehörden und den freien deutschen Gewerk¬ 
schaften innerhalb von zwei Monaten das Verzeichnis der Berufe zu über¬ 
prüfen, nach welchem die Zulässigkeit der Frauenarbeit aus verschiedenen 
Gründen entweder beschränkt oder verboten war, und diejenigen Berufe 
zusammenzustellen, die für die Frauen unbedingt gesundheitsschädlich sind. 

Der von der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge vor¬ 
gelegte Entwurf einer entsprechenden Durchführungsverordnung zum 
Befehl Nr. 253 hält im allgemeinen an den bestehenden Beschäftigungs¬ 
verboten für Anlagen zur Herstellung von Bleifarben und anderen Blei¬ 
produkten, sowie in solchen 'Betrieben, die durch Verwendung gewerb¬ 
licher Gifte mit erhöhten Gesundheitsgefahren verbunden sind, fest. Eben¬ 
so dürfen in der Glasindustrie, in Steinbrüchen, in Ziegeleien sowie in 
Walz- und Hammerwerken Frauen mit bestimmten gesundheitsschädlichen 
oder ihre Kräfte übersteigenden Arbeiten nicht beschäftigt werden. Wäh¬ 
rend die bisherigen Schutzbestimmungen die Beschäftigung von Frauen im 
Bergbau über Tage bei der Förderung (mit Ausnahme der Aufbereitung), 
bei Transport und Verladung verbieten, will der vorliegende Entwurf 
insoweit die Beschäftigung von Frauen zulassen. 

Die vom Bundesvorstand in eingehenden Beratungen ausgearbeiteten 
Abänderungsvorschläge sind von der Deutschen Verwaltung für Arbeit 
und Sozialfürsorge in dem der Sowjetischen Militärverwaltung zur Be¬ 
stätigung vorgelegten Entwurf berücksichtigt worden. Diese Vorschläge 
betrafen die Beschäftigung von Frauen an Betonmischmaschinen, an 
Winden und Aufzügen, Papiermaschinen, Tabakschneidemaschinen und die 
Beschäftigung als Einträgerinnen in Glashütten und Porzellanmanufak¬ 
turen. ln den meisten Fällen handelt es sich um das Heben und den 
Transport schwerer Lasten. Umstritten war die Frage, inwieweit Frauen 
an Holzbearbeitungsmaschinen beschäftigt werden können. Der Bundes¬ 
vorstand kam zu dem Beschluß, daß Frauenarbeit an Kreissägen mit einem 
Durchschnitt von über 400 mm, einer Schniltiefe von 10 mm und einem 


Spandurchschnitt von 20 mm, sowie an Gattersägen, Blockwandsägen, 
Hobelmaschinen und Fräsmaschinen, bei der Holzbe- und -Verarbeitung 
verboten bleiben soll. Auch dieser Vorschlag fand Berücksichtigung. 

Die besprochene Durchführungsverordnung ist bei Abschluß dieses Be¬ 
richtes noch nicht veröffentlicht. Dagegen hat der Mangel an männlichen 
Arbeitskräften im Bergbau die Sowjetische Militärverwaltung veranlaßt, 
im Befehl Nr. 323 vom 20. November 1946 auch die Neuregelung der Be¬ 
schäftigungsverbote für den Bergbau vorwegzunehmen. 

Wie dieser Überblick zeigt, hat der Frauenarbeitsschutz erhebliche Ein¬ 
schränkungen erfahren. 

Die Lockerung der bisherigen Beschäftigungsverbote und die dadurch 
hervorgerufene Gefahr einer vorzeitigen Erschöpfung der uns nur in be¬ 
schränktem Umfange zur Verfügung stehenden Arbeitskraft macht es zur 
unabweisbaren Pflicht, den besonderen Erfordernissen des Frauenarbeits¬ 
schutzes eine noch höhere Bedeutung beizumessen. 

Seine richtige Beleuchtung erfährt dieses Problem erst unter dem Ge¬ 
sichtspunkt des Doppelberufes der Frau. Sobald die außerhäusliche 
Erwerbsarbeit der Frau oder Mutter eine dauernde wirtschaftliche Not¬ 
wendigkeit wird, ist die Gefahr einer körperlichen, geistigen und seeli¬ 
schen Überbelastung der Frau unvermeidlich. Unter den schwierigen und 
ungünstigen Lebensverhältnissen der Gegenwart erfährt diese Gefahr 
eine ungeheure Steigerung. Eine ökonomisch unrationelle Verwendung 
der in unserem Frauenreichtum liegenden Kräfte führt nicht allein zu 
ihrer Ausschaltung als Arbeitskraft, er trifft vor allem auch die Trägerin 
der Familie und beeinträchtigt die Gesundung des aus vielen Wunden 
blutenden Volkskörpers. Der Grundsatz völliger Gleichberechtigung im 
Beruf erfährt daher eine selbstverständliche Einschränkung: Mehr Schutz 
da, wo es sich um die Trägerin der Familie und eines neuen Menschen¬ 
geschlechts handelt. 

Der Frauenarbeitsschutz bedarf deshalb einer den veränderten Verhält¬ 
nissen entsprechenden Ausgestaltung. Vor allem sind die allgemeinen 
Arbeitsschutzbestimmungen ohne weitere Ausnahmen genau einzuhalten, 
insbesondere soweit sie die Dauer der Arbeitszeit und die Gewährung der 
Ruhepausen betreffen. Bei der Bekämpfung der Berufserkrankungen 
fallen der Gewerbemedizin erhöhte Aufgaben zu. Zur Durchführung des 
Gesundheitsschutzes fordern wir daher einen weitgehenden Ausbau des 
gewerbeärztlichen Dienstes, der nach unserer Auffassung grundsätzlich 
in die Arbeitsschutzbehörden einzubauen ist. 

Alle Maßnahmen des direkten Arbeits- und Gesundheitsschutzes müssen 
ihre Ergänzung finden durch eine von sozialer Einsicht und Voraussicht 
bestimmte Arbeitsmarktpolitik, die durch großzügige Berufsumschulung 
und planvolle Arbeitslenkung alle Voraussetzungen dafür schafft, daß 
weibliche Arbeitskräfte den Berufen zugeleitet werden, in denen sie ohne 
Gefahr für Leben und Gesundheit zu höchster Arbeitsleistung befähigt sind. 


A rbei tszei tregel uns: 

Trotz aller gewerkschaftlichen Kraftenlfaltung blieb die gesetzliche 
Regelung der Arbeitszeitfrage eine unzureichende, weil es dem Scharf- 
machertum der Unternehmer mit Hilfe seiner reaktionären Ministerial- 



oürokratie immer wieder gelang, eine dem Stande der Produktionstechnik 
entsprechende Lösung zu hintertreiben. Die Allianz zwischen Unter¬ 
nehmertum und Nationalsozialismus hatte verstärkte Angriffe gegen den 
Achtstundentag zur Folge, da er den Bedingungen der Rüstungs- und 
Kriegspolitik widersprach. Er wurde daher auf dem Verordnungswego 
weitgehend außer Kraft gesetzt. 

Die nach dem Zusammenbruch eingetretene Rechtsungewißheit wurde 
durch den Befehl Nr. 56 der Sowjetischen Militärverwaltung vom 17. Februar 
1946 beseitigt. Er schuf unter teilweiser Inkraftsetzung des alten Rechts 
die Voraussetzungen für eine einheitliche Arbeitszeitregelung in der 
sowjetischen Besatzungszone. Dabei hat der Grundsatz des Achtstunden¬ 
tages eine stärkere Betonung erfahren. Für alle Betriebe und Ver¬ 
waltungen, mit Ausnahme der Landwirtschaft, ist der achtstündige Arbeits¬ 
tag oder die achtundvierzigstündige Arbeitswoche zwingend vorgeschrieben. 
Der Befehl läßt eine vom Achtstundentag abweichende Arbeitsdauer nur 
für solche Arbeiten zu, die gesundheitsschädlich, Schwer- oder Saison¬ 
arbeiten sind und deren Charakter den achtstündigen Arbeitstag unzweck¬ 
mäßig erscheinen läßt. Eine solche Ausnahmeregelung bedarf jedoch der 
Zustimmung der Sowjetischen Militärverwaltung in den Ländorn und 
Provinzen der sowjetischen Besatzungszone- Dieser Bestimmung kommt 
beim Neuabschluß von Tarifverträgen eine außerordentlich große Be¬ 
deutung zu. 

Begrenzung der Nachtarbeit 

Aus denselben Gründen, die zu einer Auflockerung der Beschäftigungs¬ 
verbote für Frauen zwangen, ergaben sich erhebliche Schwierigkeiten bei 
der Durchführung des Verbotes von Nachtarbeit. Aus den Feststellungen 
der Arbeitsschutzbehörden ergab sich, daß infolge der für den wirtschaft¬ 
lichen Wiederaufbau notwendigen Produktionssteigerung und zur Er¬ 
füllung des Produktionssolls die Nachtarbeit von Frauen einen erheb¬ 
lichen Umfang angenommen hat. Besonders akut wurde die Frage der 
Nachtarbeit, als im Ilerhst 1946 der Zusammenbruch der Stromversorgung 
offenkundig und der Plan erörtert wurde, die Arbeitszeit der Betriebe, 
die nur in Tagesschicht arbeiten, in die Nachtstunden zu verlegen. 

In wiederholten Besprechungen, die bei der Deutschen Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge unter Beteiligung von Vertretern der Deutschen 
Verwaltung für die Brennstoff-Industrie stattfanden, wurde von uns auf 
die schwerwiegenden Folgen hingewiesen, die die Einführung von Nacht¬ 
arbeit vor allem für die berufstätigen Frauen nach sich ziehen muß, für 
die nach beendeter Berufsarbeit noch ein besonderes Tagewerk beginnt. 

So sehr unsere Gründe für die konsequente Durchführung des Nacht¬ 
arbeitsverbotes sprechen, stellte sich bei ernsthafter Prüfung der Sachlage 
heraus, daß zur Aufrechterhaltung der Produktion in gewissen Ausnahme¬ 
fällen Nachtarbeit als vorübergehende Notstandsmaßnahme nicht zu um¬ 
gehen war. Es kam aber darauf an, den Umfang der Nachtarbeit auf 
das notwendige Maß zu beschränken. In Verhandlungen mit der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge wurden entsprechende Richt¬ 
linien aufgestellt und diese den Gliederungen des FDGB durch Rund- 
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schreiben bekanntgegeben. Den Tendenzen auf eine noch weitere Auf¬ 
lockerung des Nachtarbeitsverbotes für Frauen stehen wir völlig ablehnend 
gegenüber. 

Hausarbeitstag; 

Zu den berechtigten Forderungen der berufstätigen Frauen gehört die 
gesetzliche Regelung des Hausarbeitstages. Die Anordnung über Arbeits¬ 
zeitverkürzung für Frauen, Schwerbeschädigte und minderleistungsfähige 
Personen (Freizeitanordnung) vom 22. Oktober 1943 (RABl. Teil 1 S. 508) 
regelt diese Frage in absolut unzulänglicher Weise. Nach diesen Be¬ 
stimmungen ist die Gewährung des Hausarbeitstages an das Vorhanden¬ 
sein eines eigenen Hausstandes gebunden, und er wird außerdem erst 
auf Verlangen der Frauen gegeben. Vom FDGB wurde daher in Zu¬ 
sammenarbeit mit der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfür¬ 
sorge eine ausreichende gesetzliche Regelung angestrebt. Diese sollte auf 
folgender Grundlage erfolgen: 

1. Berufstätige Frauen, die einen Haushalt führen oder betreuen und 
mindestens wöchentlich 48 Stunden beschäftigt sind, haben im Zeit¬ 
raum von 4 Wochen Anspruch auf einen Hausarbeitstag (ganzer 
freier Arbeitstag). 

2. Für den Hausarbeitstag ist der Lohn oder das Gehalt in voller 
Höhe zu zahlen. Bei Frauen, die in Akkord beschäftigt sind, ist bei 
der Berechnung des Lohnes der Durchschnittsverdienst der letzten 
vier Wochen zugrunde zu legen. Für Heimarbeiterinnen errechnet 
sich .die Bezahlung nach dem Durchschnitt des Wochenverdienstes. 

3. Bei der Festlegung des Hausarbeitstages ist den Wünschen der 
berufstätigen Frauen nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. In 
Streitfällen erfolgt die Festsetzung durch Vereinbarung zwischen 
Betriebsrat und Betriebsleitung. 

Die Sowjetische Militärverwaltung vertritt demgegenüber die Auf¬ 
fassung, daß die Gewährung des Hausarbeitstages der Regelung durch 
Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung Vorbehalten bleiben muß. So¬ 
weit daher der Hausarbeitstag in den bestehenden oder neu abzu¬ 
schließenden Tarifverträgen nicht geregelt wird, ist es Aufgabe der Be¬ 
triebsräte und der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen, die Initiative 
für eine betriebliche Regelung entsprechend den von uns aufgestellten 
Richtlinien zu entwickeln. 

Einheitliche Regelung; der Urlaubsfrage 

Da die deutsche Arbeitsgesetzgebung den Urlaubsanspruch der Ar¬ 
beiter und Angestellter* nicht regelt, unterliegt die Urlaubsgewährung der 
Regelung durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung. Daraus ergab 
sich in der Vergangenheit eine völlig unterschiedliche Urlaubsgestaltung 
für die einzelnen Berufsgruppen sowie für Arbeiter und Angestellte. 
Vielfach wurden besonders für Arbeiter viel zu kurze Urlaubszeiten 
festgesetzt, die den sozialen Bedürfnissen des arbeitenden Menschen in 
keiner Weise Rechnung trugen. 

Der Krieg schränkte die Urlaubsrechte der Arbeiterschaft in erheb¬ 
lichem Umfange ein, weil die Arbeitskraft restlos den Zwecken der 
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Kriegswirtschaft untergeordnet wurde. Der Zusammenbruch zwang die 
Arbeiter und Angestellten zum völligen Verzicht auf den bescheidensten 
Urlaubsanspruch. 

Die übermenschlichen Leistungen, die von den aufbauwilligen Kräften 
der Arbeiter- und Angestelltenschaft, zu denen sich unzählige Frauen 
gesellten, vollbracht wurden, gaben dem Bundesvorstand im Jahre 1946 
Veranlassung, die Neuregelung des Urlaubs in Angriff zu nehmen. Den 
mit der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland geführten Ver¬ 
handlungen lagen folgende Vorschläge zugrunde: 

Mindesturlaubszeit für Arbeiter und Angestellte bis zu einem 
Lebensalter von 30 Jahren 12 Arbeitstage, bei einem Lebensalter 
über 30 Jahre 18 Arbeitstage und bei mehr als 40 Jahren 24 Ar¬ 
beitstage; 

Ausdehnung dieser Regelung auf alle Heimarbeiter und Heim¬ 
arbeiterinnen, wenn ihre Arbeitsleistung in den letzten drei Mo¬ 
naten der Beschäftigung regelmäßig mindestens 38 Stunden 
wöchentlich betrug; 

Zusätzliche Urlaubstage für die anerkannten Opfer des Faschis¬ 
mus; 

Festsetzung eines erhöhten Urlaubsanspruches für Jugendliche, 
und zwar für Jugendliche bis zu 18 Jahren 24 Arbeitstage; 

Aufrechterhaltung der bestehenden Tarifverträge, sofern sie eine 
günstigere Urlaubsregelung vorsehen. 

Der von der SMV herausgegebene'Befehl Nr. 147 vom 16. Mai 1946 
trug unserer Forderung nach einer einheitlichen, für die sowjetische 
Besatzungszone geltenden Urlaubsregelung Rechnung. Hinsichtlich der 
Urlaubsdauer blieb diese Regelung jedoch hinter unseren Vorschlägen 
zurück. Eine soziale Härte ergab sich daraus, daß für Angestellte eine 
Mindesturlaubszeit von 12 Arbeitstagen festgesetzt wurde, während für 
Arbeiter die zumeist ungünstigere Regelung in den bestehenden Tarif¬ 
verträgen weitergelten sollte. Die in Ergänzung des Befehls veröffent¬ 
lichte Instruktion der SMV vom 17. Juni 1946 brachte insofern eine Ver¬ 
besserung des Urlaubs für Arbeiter, als durch eine entsprechende Staffe¬ 
lung der Zahl der Beschäftigungsjalire Urlaub bis zur Höchstdauer von 
12 Arbeitstagen zu gewähren ist. Besonders wichtig waren die Be¬ 
stimmungen, daß den Schwerbeschädigten und den Arbeitern, die mit 
schweren bzw. gesundheitsschädlichen Arbeiten beschäftigt sind, ebenso 
wie den Arbeitern mit höherem Dienstalter zusätzlicher Urlaub gemäß 
den geltenden Tarifbestimmungen gewährt werden mußte. Den Opfern 
des Faschismus wurde ein zusätzlicher Urlaub in Höhe von 5 Arbeits¬ 
tagen gewährt. Klargestellt wurde außerdem, daß die Gewährung von 
Urlaub an Jugendliche nach den geltenden Tarilvertrügen zu erfolgen 
hat, wobei die Bestimmungen in Paragraph 21 des Jugendschutzgesetzes 
vom 30. April 1938 als Mindesturlaubszeit zu gelten haben. 

Für die Urlaubsregelung im Jahre 1947 haben wir der Deutschen Ver¬ 
waltung für Arbeit und Sozialfürsorge Vorschläge unterbreitet, die eine 
gleichmäßige Behandlung der Arbeiter und Angestellten, insbesondere die 
Festsetzung einer gleichmäßigen Mindesturlaubszeit vorsehen. 



Unfallverhütung hei Abbrucliarbeiten 

Der Krieg hat in vielen Städten ganze Ruinenviertel hinterlassen, 
deren schnelle Beseitigung aus Gründen der Hygiene und der allgemeinen 
Sicherheit erforderlich ist. Besonders groß ist die Gefahr des Einsturzes 
von freistehenden Wänden und Gebäudeteilen infolge der wechselnden 
Witterungseinflüsse. Diese Faktoren beeinflussen in stärkster Weise die 
Unfallsicherheit der bei den Abbrucharbeiten eingesetzten Männer und 
Frauen. Eine gewaltige Steigerung der Unfallzahlen bei Abbrucharbeiten 
zwang zu entsprechenden Abwehrmaßnahmen. Bei den angestellten 
Untersuchungen ergab sich, daß die geltenden Unfallverhütungsvor¬ 
schriften für Abbrucharbeiten für die jetzt laufenden sogenannten Ent¬ 
trümmerungsarbeiten nicht ausreichen. Unter Beteiligung des FDGB 
wurden daher Ergänzungsbestimmungen in Form von sicherheitstech¬ 
nischen Richtlinien ausgearbeitet. Diese sind in Nr. 2 der Zeitschrift 
„Arbeit und Sozialfürsorge“ vom 15. März 1946, dem amtlichen Organ 
der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge, veröffentlicht. 

Ui* näh rung 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Steigerung der Arbeits¬ 
leistung, wie sie der wirtschaftliche Wiederaufbau und eine erhöhte 
Produktion erfordern, ist die Sicherung und Verbesserung der Ernäh¬ 
rungslage für die arbeitende Bevölkerung. Der Kampf gegen die großen 
Ernährungsschwierigkeiten ist deshalb heute ein Hauptaufgabengebiet 
der gewerkschaftlichen Arbeit. 

Der Bundesvorstand des FDGB hat in zahllosen Verhandlungen mit 
den zuständigen deutschen Zentralverwaltungen und der Sowjetischen 
Militärverwaltung alle Maßnahmen nachdrücklichst unterstützt, die auf 
eine Verbesserung der Ernährungslage für die Allgemeinheit hinzielten. 
Vor allem haben wir uns jedoch um die Aufbesserung der Lebensmittel¬ 
versorgung für die Berufsgruppen bemüht, die schwere körperliche Arbeit 
verrichten oder ihre Tätigkeit unter besonders ungünstigen, physikali¬ 
schen, chemischen oder klimatischen Verhältnissen ausüben. Das-gleiche 
forderten wir für alle Fälle von Nachtarbeit. Leider war es angesichts 
der durch den Krieg verursachten Schwierigkeiten nicht möglich, alle 
Wünsche zu verwirklichen. Es gelang jedoch, für einige schwerarbeitende 
Berufsgruppen, deren Arbeit lebenswichtigen Interessen des Volkes 
dient, wesentliche Verbesserungen zu erzielen. Durch Befehl der SMV 
Nr. 259 vom 29. August 1946 wurde mit Wirkung vom 1. September 1946 
ab für die Arbeiter und- das ingenieur-technische Personal in Steinkohlen¬ 
gruben, in Braunkohlengruben und in Hauptbetriebsabteilungen von 
Brikettfabriken eine Zusatzverpflegung in Form eines warmen Mittag¬ 
essens geschaffen. 

Die für Bergarbeiter unter Tage vorgesehene Regelung wurde in¬ 
zwischen laut. Befehl Nr. 20/254 der SMV vom 30. Dezember 1946 auch 
auf die im Erzbergbau beschäftigten Arbeiter und Angestellten, soweit 
sie in den Bergwerken beschäftigt sind, ausgedehnt. Ferner wurden 
durch Befehl Nr. 300 der SMV vom 9. Oktober 1946 die Verpflegungs- 
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grundsätze für die Arbeiter und das ingenieur-technische Personal der 
Eisenbahnbetriebe verbessert. Neben der Einstufung bestimmter Tätig¬ 
keitsgruppen in eine höhere Kartengruppe wurden u. a. noch dem Loko- 
motiv- und Zugpersonal sowie dem Personal von Hilfszügen für die 
Fahrzeit zusätzliche Lebensmittel zugebilligt. 

Für die Einstufung der Verbraucher in die Lebensmittelkartengruppen 
wurden durch die Deutsche Verwaltung für Handel und Versorgung unter 
dem 23. Oktober 1945 bestimmte Grundsätze aufgestellt, die nach erfolgter 
Bestätigung durch die SMV für alle Verwaltungsdienststellen in den 
Ländern und Provinzen bindend waren. Aus der mehr oder weniger 
schematischen Behandlung dieser Einstufungsgrundsätze haben sich im 
Laufe der Zeit Unzuträglichkeiten ergeben, die seit längerer Zeit Gegen¬ 
stand von Verhandlungen mit der Deutschen Verwaltung für Handel und 
Versorgung sind. 

Arbeitskleidung' 

Die Versorgung der Arbeiterschaft mit der unbedingt nötigen Arbeits¬ 
kleidung bereitete außerordentlich große Schwierigkeiten. Schon vor 
Ausbruch des Krieges war die lebenswichtige Bedarfsgüterproduktion 
in wachsendem Umfange auf die Zwecke der Rüstungs- und Kriegswirt¬ 
schaft umgestellt und die Versorgung der Bevölkerung mit diesen Gütern 
gedrosselt worden. Auf diese Weise entfiel für die arbeitende Bevölke¬ 
rung jede Möglichkeit, die vordringlichsten Ersatzanschaffungen vorzu¬ 
nehmen. Die Folge davon ist, daß seit dem Zusammenbruch die Beklei¬ 
dungsreserven der Arbeiterschaft heute völlig aufgebraucht sind, ein 
Umstand, der ihre Einsatzfähigkeit im Arbeitsprozeß und damit auch 
die Erfüllung der gestellten Produktionsaufgaben in nachhaltigster Weise 
beeinträchtigt. 

Um ein^ Beseitigung bzw\ Milderung der Notlage herbeizuführen, 
richtete der Bundesvorstand am 24. September und 24. November 1946 
an die Sowjetische Militärverwaltung die Bitte, die laufende Produktion 
in größeren) Umfange für die Versorgung der arbeitenden Bevölkerung 
bereitzustellen. 

Unter dem 27. Januar 1947 ging dem Bundesvorstand die nachstehende 
Antwort der SMV zu: 

Verwaltung für Handel und Versorgung 
der SMVD 

Abt. für Industriewaren 

Nr. 20/2—29. An den Vorstand 

des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes 
Hauptabt. III 

Ihr Schreiben vom 24. November 1946, betreffend die Sicherung 
von Kleidung und Schuhen für Betriebsarbeiter, haben wir der 
Deutschen Zentralverwaltung für Handel und Versorgung übersandt, 
damit letztere die Aufmerksamkeit der Regierungsorgane der Pro¬ 
vinzen und Bundesländer darauf lenkt, daß die erforderliche Klei- 



düng und Schuhe für die Betriebsarbeiter a conto der quartalsmäßig 
für die Versorgung der Bevölkerung zur Verfügung der Provinzen 
und Bundesländer zugeteilten Fonds gesichert werden. 

Gleichzeitig teilen wir Ihnen mit, daß die Zuteilung von Industrie- 
waren-Fonds von Quartal zu Quartal mengenmäßig gesteigert wird. 
Die Frage der Zuteilung der Kleidung und Schuhe untersteht den 
deutschen örtlichen Organen, an die Sie sich im weiteren wenden 
müssen. 

Es wäre aber zugleich erwünscht, daß die Gewerkschaftsorgane an 
Ort und Stelle eine gesellschaftliche Kontrolle über die richtige 
Verteilung der Industriewaren unter den Betriebsarbeitern organi¬ 
sieren, sowie die Arbeiter von Industriebetrieben in bezug auf die 
Übererfüllung der Produktionspläne darüber unterrichten, daß ge¬ 
mäß Befehl Nr. 24 vom 28. Januar 1946 des Obersten Chefs der SMV 
die gesamte überplanmäßige Produktion im vollen Umfange an Ort 
und Stelle zur Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung ver¬ 
bleibt. 

Gleichzeitig bitten wir Sie, die unteren gewerkschaftlichen Or¬ 
gane auf die Sicherung einer Kontrolle über die Qualität der Pro¬ 
duktion aufmerksam zu machen, wodurch eine längere Lebensdauer 
der Kleidung und der Schuhe gesichert würde. 

Der Chef 

der Abteilung für Industriewaren 
gez. B o r o w i k 

Dieser Antwort gingen die bedeutsamen Erklärungen des Obersten 
Chefs der SMA, Marschall Sokolowskij, vom 11. Januar 1947 voraus. 
Danach erfahren die Reparationsleistungen aus der laufenden Produktion 
für alle gewerblichen Gebrauchsgüter eine Herabsetzung, insbesondere 
aber wird die Produktion von Schuhen, Textilien und ähnlichen Ge¬ 
brauchsgegenständen von den Reparationsverpflichtungen völlig befreit. 

Wie aus dem wiedergegebenen Schreiben hervorgeht, ermöglicht die 
weitgehende Verringerung der Reparationsverpflichtungen eine erhöhte 
Bedarfsdeckung für alle Schichten der arbeitenden Bevölkerung. Davon 
werden auch die Bergarbeiter und die Eisenbahnarbeiter erfaßt werden, 
für die schon durch Sonderbefehle Nr. 300 und 323 der SMV eine bevor¬ 
zugte Versorgung mit Arbeitskleidung sichergestellt war. Über die Durch¬ 
führung des Versorgungsplanes für das 1. Vierteljahr 1947 fand am 
18. Januar 1947 in der Deutschen Verwaltung für Handel und Versorgung 
eine Arbeitsbesprechung statt, an der neben dem Bundesvorstand sämt¬ 
liche Industriegewerkschaften beteiligt waren. Das Ergebnis der Arbeits¬ 
besprechung war die übereinstimmende Auffassung, daß die befriedigende 
Lösung aller mit der Verteilung zusammenhängenden Probleme eine 
ständige und enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und FDGB vor- 
ausselzt. Diese Auffassung wird durch das Antwortschreiben der SMV 
vom 27. Januar 1947 nachdrückiichst unterstützt. Es fallen damit auch alle 
Angriffe gegen das vom FDGB beanspruchte Mitwirkungsrecht bei der 
Verteilung der Produktion in sich zusammen. Dieses Mitwirkungsrecht 



kann sich aus naheliegenden Gründen nicht auf die Kontrolle der rieh* 
ligen Verteilung beschränken, es muß bereits bei der Bedarfsermittlung 
als der Grundlage für eine bedarfsgerechte Versorgung einsetzen. Hierzu 
ist erforderlich: 

1. Ermittlung des vordringlichsten Bedarfs in den Betrieben, Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den örtlichen Gewerkschaftsgliederungen 
und den Ämtern für Handel und Versorgung in den Kreisen. 

2. Zusammenfassung der Ergebnisse in den Ländern und Provinzen 
durch enge Verbindung zwischen Gewerkschaften und Abteilungen 
für Handel und Versorgung bei den Landes- und Provinzialregie¬ 
rungen. 

3. Zentrale Erfassung des Materials unter Zusammenarbeit zwischen 
Zentralvorständen der Industriegewerkschaften, dem Bundesvor¬ 
stand und der Deutschen Verwaltung für Handel und Versorgung. 

4. Verarbeitung des Materials in der Bed'arfsplanung durch die Deut¬ 
sche Verwaltung für Handel und Versorgung unter Mitwirkung 
des FDGB. 

Die hier geplante Zusammenarbeit steht in voller Übereinstimmung mit 
den Erklärungen, die der Chef der Sowjetischen Militärverwaltung, Mar- 
schall Sokolowskij, am 29. Januar 1947 den Vertretern des Bundesvor¬ 
standes abgab. Der Bundesvorstand wird die geforderte Zusammenarbeit 
mit allen zur Verfügung stehenden Kräften unterstützen. 


Arbeitseinsatz 

L Erfassung — Vermittlung — Arbeitsleistung; 

Die Erfassung und Registrierung der in Arbeit stehenden Bevölkerung 
und aller Arbeitslosen in der sowjetischen Besatzungszone wurde vom 
Obersten Chef der SMV bereits am 15. September 1945 durch Befehl Nr. 65 
angeordnet. Der Präsident der vorher neugeschaffenen deutschen Ver¬ 
waltung für Arbeit und Sozialfürsorge wurde gleichzeitig beauftragt, die 
erforderlichen Maßnahmen einzuleiten und die entsprechenden Vorschrif¬ 
ten zu erlassen. 

Am 29. November 1945 erging dann der Befehl Nr. 153 über die „Maß¬ 
nahmen zur Sicherstellung von Arbeitskräften in den wichtigsten Wirt¬ 
schaftszweigen“ und die Richtlinien des Präsidenten der Deutschen Ver¬ 
waltung für Arbeit und Sozialfürsorge zu diesem Befehl. 

Mit diesen beiden grundlegenden Befehlen wurde neben der Erfassung 
und Registrierung aller Arbeitsfähigen die gesamte und ausschließliche 
Vermittlung aller Arbeitskräfte sowie die Lenkung des Arbeitseinsatzes 
und der • Umschulungsmaßnahmen den Arbeitsämtern und der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge übertragen. 

Die inzwischen gebildeten neuen deutschen Gewerkschaften begrüßten 
vor allem das durch den Befehl Nr. 65 ausgesprochene Verbot, Arbeits- 
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kräfte ohne das Arbeitsamt einzustellen. Die gesamte Arbeitsvermittlung 
war hiermit-in die öffentliche Hand gelegt. 

Mit dieser Bestimmung ist eine alte gewerkschaftliche Forderung ver¬ 
wirklicht worden, um die die früheren freien Gewerkschaften jahrzehnte¬ 
lang erbittert gekämpft haben. 

Daß dann der Kontrollratsbefehl Nr. 3 vom 17. Januar 1946 diese in 
der sowjetischen Besatzungszone bereits durchgeführten Maßnahmen auch 
für die anderen Zonen anordnete und darüber hinaus auch festlegte, daß 
die Arbeitgeber alle Entlassungen, die sie vornehmen wollen, den 
Arbeitsämtern, zu melden haben, darf als ein wichtiger Erfolg der 
neuen deutschen Gewerkschaften gebucht werden. 

Nachdem am 1. Oktober 1945 in der sowjetischen Besatzungszone mit 
der Registrierung der im arbeitsfähigen Alter stehenden Personen be¬ 
gonnen war, betrug die Zahl der Erfaßten am 31. Dezember 1945 
4 845 349 Frauen und Männer. Diese Zahl stieg im Laufe des Jahres 1946 
(bis 31. Dezember 1946) auf insgesamt 9 369 736 Personen. Darunter be r 
finden sich: 

4 421 874 Männer 
und 4 947 862 Frauen. 

Diese annähernde Verdoppelung der registrierten Personen ist nicht nur 
auf den verstärkten Anfall von Umsiedlern und Heimkehrern, also durch 
Zugang von außen, zurückzuführen, sondern auch darauf, daß in stei¬ 
gendem Maße Bevölkerungskreise erfaßt wurden, die sich bis dahin den 
erlassenen Anordnungen zu entziehen wußten. 

Mit den am 31. Dezember 1946 durch die Arbeitsämter registrierten 
9 369 736 Personen waren an diesem Stichtage 53,9 Prozent der Gesamt- 
bevölkerung der russischen Besatzungszone erfaßt. Im Arbeitsprozeß 
(in unselbständiger Beschäftigung) standen am 31. Dezember 1946 von 
den registrierten Meldepflichtigen insgesamt 7 489427 Personen, und zwar: 

4125 712 Männer 
und 3 363 715 Frauen, 

das sind 79,9 Prozent der Meldepflichtigen. 

Die Zahl der Arbeitslosen in der sowjetischen Besatzungszone betrug 
am 31. Dezember 1946 insgesamt 207 876 (Männer und Frauen), von denen 
jedoch 117925 Personen (69 636 Männer und 48 289 Frauen) erwerbs¬ 
beschränkt, also nicht voll einsatzfähig, waren. Volleinsatzfähige arbeits¬ 
lose Männer wmrden am 31. Dezember 1946 14 364 und bei den Frauen 
75 567, zusammen also 89 951 arbeitsfähige arbeitslose Personen, gezählt. 
Das sind 0,9 Prozent der Meldepflichtigen und 0,45 Prozent von der Gesamt¬ 
bevölkerung. 

Eine Gegenüberstellung der Zahlen der volleinsalzfähigen arbeitslosen 
Männer und Frauen und der am 31. Dezember 1946 offenen Stellen 
(105 282) ergibt, wie nachstehende Tabelle zeigt, daß auf jeden voll¬ 
einsatzfähigen arbeitslosen Mann 6 offene Stellen und bei den Frauen auf 
eine offene Stelle 3,6 Frauen entfallen. 
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Zahl der volleinsatzfähigen 
31. Dezember 1946 

Zahl der offenen Stellen 

31 Dezember 1946 

Verhältnis : 

Männer 

Frauen • 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

14 384 

75 567 

84 678 

20 604 

1 : 6 

3,6 : 1 


Gegenüber 132 297 offenen Stellen für Männer lind 23 350 für Frauen, 
zusammen 155 647, im Januar 1946, ist diese Zahl am 31. Dezember 1946 
auf 105 282 zurückgegangen. Insgesamt sind aber im Jahre 19^6 
3 267 178 Personen durch die Arbeitsämter in den Produktionsprozeß ein¬ 
gegliedertworden. Das entspricht etwa einem Drittel aller Meldepflichti¬ 
gen. Trotzdem sind am 31. Dezember 1946 mehr als 100 000 Arbeitsplätze 
frei geblieben, weil die dafür benötigten Arbeitskräfte fehlen. Da der 
Arbeitsmarkt in unserer Zone, trotz geringer —■ durch die starke Frost¬ 
periode bedingter — Zugänge im ganzen gesehen weiterhin aufnahmefähig 
ist, entsteht die Frage: Welche Arbeitsreserven stehen noch zur Verfügung, 
die offenen Stellen zu besetzen? Werden die im Jahre 1947 noch an¬ 
fallenden Umsiedler und Heimkehrer dazu ausreichen? 

Weder Umsiedler noch die hoffentlich in größerer Zahl zur Entlassung 
kommenden Kriegsgefangenen werden die vorhandene und die noch ent¬ 
stehende Lücke schließen können. Bei beiden Gruppen ist, zumindest 
vorübei gehend, ein Teil nicht sofort arbeitsfähig; Außerdem bleibt die 
Zahl der Umsiedler im kommenden Jahr erheblich hinter der des Jahres 
1946 zurück. 

Die allgemeine Wirtschaftslage, der ungeheure Bedarf an Gebrauchs- 
gütern aller Art, die unbedingt nötige Instandsetzung von Wohnungen, 
kurz die zwangsläufige Intensität des Wiederaufbaues läßt aber nicht zu, 
daß ein so großer Prozentsatz von Arbeitsplätzen unbesetzt bleibt. Es 
wird daher auch künftig alles getan werden müssen, weitere Berufe für 
die Frau zu erschließen und durch andere Maßnahmen (Umschulung) aus 
der Gruppe der beschränkt erwerbsfähigen Arbeitslosen 'verwendbare 
Arbeitskräfte herauszufinden und einsatzfällig zu machen. Auch die Tat¬ 
sache, daß die Zahl der zu Demontagearbeiten eingesetzten Arbeiter nicht 
unerheblich zurückgehen wird, so daß diese Kräfte für einen ander¬ 
weitigen Einsatz verfügbar werden, ändert am Gesamtbild so gut wie nichts. 

So sehr die Gewerkschaften von jeher eifrige Verfechter der indi¬ 
viduellen Arbeitsvermittlung gewesen sind, so wenig können sie sich 
heute, in der Zeit des Übergangs, des Neubaues unserer zerstörten und 
am Boden liegenden Wirtschaft, der Notwendigkeit einer gelenkten 
Arbeitsvermittlung verschließen. Die gelenkte Arbeitsvermittlung braucht 
aber nicht immer gleich Zwang oder „Verpflichtung“ zu sein. Genau 
wie bei der Umschulung, können auch hier durch entsprechende Belehrung, 
Aufklärung usw. sehr viel Verständnis und Bereitwilligkeit erzielt werden. 
Der FDGB, die Industriegewerkschaften mit allen ihren Gliederungen 
werden wie bisher auch in Zukunft alles 'tun, die Arbeitsämter auch in 
dieser Hinsicht weitgehend zu unterstützen. Andererseits müssen wir aber 
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auch von den Arbeitsämtern, vor allem den Vermittlern, erwarten, daß sie 
bei ihrer gewiß nicht immer leichten Tätigkeit das Herz nicht völlig aus¬ 
schalten. Ohne hier auf Einzelheiten einzugehen, muß doch festgestellt 
werden, daß leider insbesondere bei den verschiedenen Sondereinsätzen 
manchmal etwas hart daneben getroffen wurde. Wir dürfen nicht ver¬ 
gessen, die Zeiten, in der der arbeitende Mensch nur Nummer, nur 
Objekt war, sind ein für allemal vorbei. Die geeignete Plattform, solche 
unliebsamen Vorkommnisse, Übergriffe usw. zu verhindern, sind die ge¬ 
mäß den Richtlinien Nr. 29 des Kontrollrats vom 26. Mai 1946 gebildeten 
Beratungsausschüsse bei den Arbeitsämtern. In diesen Beratungsaus¬ 
schüssen, an denen der FDGB durch drei Vertreter erheblich beteiligt ist, 
bietet sich uns die Möglichkeit, gerade der Arbeitseinsalzlenkung jene 
Richtung zu geben, die wir im Interesse der Wirtschaft und des arbei¬ 
tenden Menschen für erforderlich halten. Ein wichtiger Schritt in bezug 
auf Beeinflussung des Arbeitseinsatzes im Interesse der Arbeiterschaft ist 
durch den Abschluß der den Provinzial- und Landesverbänden sowie den 
Industriegewerkschaften mit unserem Schreiben vom 13. November 1946 
übermittelten Vereinbarung getan. Diese im Einvernehmen mit uns 
zwischen der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge und 
der Zentralverwaltung für Umsiedler getroffene Übereinkunft, die den 
Landes-, Arbeits- und Umsiedlerämlern als Anweisung zuging, legt die 
zwingende Verpflichtung der Zusammenarbeit für alle Organe beider 
Verwaltungen hinsichtlich des Arbeitseinsatzes der Umsiedler und heimat¬ 
losen Heimkehrer unter Einschaltung des FDGB fest. Es ist darin ferner 
festgelegt, daß von uns vorgeschlagene Betriebe in den Lagern der Um¬ 
siedler und heimatlosen Heimkehrer im Einvernehmen mit dem zu¬ 
ständigen Arbeitsamt Arbeitskräfte direkt anwerben können. Die Um¬ 
siedler und heimatlosen Heimkehrer sollen dadurch die Möglichkeit er¬ 
halten, selbst zu bestimmen, wo und bei wem sie ihre Arbeitskraft für 
den Wiederaufbau einsetzen wollen.. 

Zum verstärkten Einsatz weiblicher Arbeitskräfte ist noch zu sagen, 
daß im abgelaufenen Jahr erstmalig eine größere Anzahl von Frauen 
systematisch Berufen zugeführt wurde, die bis dahin als ausgesprochene 
Männerberufe galten. Die hierbei erzielten Erfolge sind recht gute und 
berechtigen zu den besten Hoffnungen. 


2. Umschulung: 

Der bereits im letzten Vierteljahr 1945 begonnene steigende Kräfte¬ 
bedarf in den Berufsgruppen, die durch den Wiederaufbau der Wirtschaft 
besonders stark betroffen werden, setzte sich auch im Jahre 1946 fort. 
Die große Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes an Fachkräften auf 
der einen, die verhältnismäßig große Zahl der nur beschränkt arbeits¬ 
fähigen Personen und die noch verfügbare Reserve an weiblichen Arbeits- 
kräften auf der anderen Seite, waren der unmittelbare Anlaß für den am 
10. Mai 1946 erlassenen Befehl Nr. 140. Durch diesen Befehl vrurde nicht 
nur festgelegt, daß 
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a) die Länder und Provinzen der sowjetischen Besatzungszone ins¬ 
gesamt 180 000 Personen, und zwar 


in der Provinz Brandenburg . 23 000 Personen 

im Land Mecklenburg. 12 000 „ 

im Land Sachsen. 60 000 ,, 

im Land Thüringen . 35 000 „ 

in der Provinz Sachsen. .... 50 000 


für die wichtigsten Industriezweige anzulernen haben, 
sondern auch bestimmt, daß 

b) der Präsident der Deutschen Verwaltung für Arbeit'und Sozial¬ 
fürsorge in Verbindung mit der Deutschen Verwaltung für Volks¬ 
bildung einen Plan für die Ausbildung der notwendigsten Fach¬ 
arbeitskräfte vorznlegen hat. 

Auf Grund der mit Befehl Nr. 140 erteilten Vollmacht hat der Präsident 
der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge am 20. Juli 1948 
angeordnet, daß die den Ländern und Provinzen aufgegebenen An- 
lernungen sich auf sämtliche 'Betriebe folgender Wirtschaftszweige ver¬ 
teilen: 

Bergbau, 

Metallgewerbe (einschl. Schiffsbau), 

Chemische Industrie, 

Gummiindustrie, 

Textilindustrie, 

Bekleidungsgewerbe (einschl. Lederindustrie), 
Baugewerbe, 

Glasindustrie, 

Holzgewerbe, 

Graphisches Gewerbe, 

Papierverarbeitende Industrie, 
Nahrungsmittelgewerbe. 

Unsere Mitwirkung bei der Durchführung des Befehls Nr. 140 be¬ 
schränkte sich nicht nur darauf, bei den Angehörigen der zur Zeit weniger 
stark gefragten Berufe das nötige Verständnis für die Umschulung zu 
wecken, sie bestand auch in aktiver Mitarbeit bei der Aufstellung der 
erforderlichen Lehrpläne und der Auswahl der benötigten Kräfte für die 
praktische und theoretische Fachausbildung. 

Von besonderer Wichtigkeit war aber auch, wie in diesem Zusammen¬ 
hang betont werden muß, die Sicherung der Existenz der Umschüler. Es 
ist festgelegt, daß den Umschülern 80 bzw. 90 Prozent des zuständigen 
Tariflohns zu zahlen sind. 

Dank der gemeinsamen Bemühungen aller Beteiligten, der Behörden, 
Betriebsleiter, Fachlehrkräfle und unserer gewerkschaftlichen Gliede¬ 
rungen konnte das durch den Befehl Nr. 140 festgelegte Umschulungssoll 
in der Provinz Brandenburg .... mit 88 Prozent 

im Land Mecklenburg. „ 89,2 „ 

in der Provinz Sachsen. ,, 61,2 „ 

im Land Sachsen. „ 109,8 „ 

im Land Thüringen. ,, 108 
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erfüllt werden. Hierzu ist zu beachten, daß in diesen Sätzen nur voll¬ 
kommen ausgebildete Anlerner enthalten sind. Noch in der Ausbildung 
befindliche Anlerner sind nicht einbegriffen. 

Daß die verschiedenen Umschulungsmaßnahmen wesentlich zur Ent¬ 
lastung des Arbeitsmarktes beigelragen haben, beweist die Tatsache, 
daß im Jahre 1946 fast 1 Million, nämlich 947 782, Vermittlungen in Berufe 
erfolgten, die von den Vermittelten ursprünglich nicht erlernt wurden. 
Nahezu ein Drittel aller Vermittlungen des Jahres 1946 waren also solche 
in berufsfremde Arbeit. 


3. Berufsberatung: 

Der dringende Bedarf an Fachkräften in bestimmten Spezialberufen, 
die Überbesetzung anderer Berufe und der Befehl Nr. 254, der die Kon¬ 
tingente für die Berufsschulen und damit die Zahl der Lehrlinge fest¬ 
legte, macht die Notwendigkeit einer gründlichen und systematischen 
Berufsberatung deutlich. Die Berufsberatung hat im wesentlichen auch 
jetzt wieder die Aufgabe der Berufslenkung. Der Strom der der Schule 
entwachsenden jungen Menschen muß gelenkt bzw. dorthin geleitet 
werden, wo es an Arbeitskräften fehlt. Während es der Kriegsmaschinerie 
Hitlers — die Arbeitsämter waren damals nichts als ein Teil derselben — 
nur darauf ankam, die der Schule entwachsenden Jungen und Mädchen 
solchen Berufen zuzuführen, die von der Rüstung am meisten gebraucht 
wurden, oder sie zur Unterjochung ihrer Mitmenschen zu erziehen, gilt 
es heute, alle Kräfte aktiv und produktiv für den Wiederaufbau einzu¬ 
setzen. Wir können uns den Luxus nicht erlauben, unseren Nachwuchs 
drei oder mehr Jahre aus Gedankenlosigkeit oder eigennützigen Motiven 
für Berufe ausbilden zu lassen, die ihnen nach beendeter Ausbildung 
doch keine Existenzmöglichkeit bieten. 

Der FDGB und die Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaften 
waren daher bemüht, alle Maßnahmen der Deutschen Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge bzw. der Arbeitsämter weitgehend zu unter¬ 
stützen, die den Ausbau und die Förderung einer Berufsberatung zum 
Ziele hatten, die den uns durch Hitler hinterlassenen Verhältnissen 
Rechnung trägt. Die Gewerkschaften konnten den Arbeitsbehörden auch 
auf diesem Gebiete neben ihrer Erfahrung aus ihren Reihen auch eine 
Anzahl bewährter Gewerkschafter als Berufsberater zur Verfügung 
stellen. 

Die bei der Tätigkeit der Berufsberatungsstellen gemachten Erfahrungen 
lassen es notwendig erscheinen, künftig bereits in der Schule die Berufs¬ 
aussichten auf breiter Basis unter dem Gesichtswinkel der gegenwärtigen 
Verhältnisse zu erörtern. Die Schule hat hier eine sehr dankbare und 
wichtige Aufgabe, nämlich die, zu verhindern, daß sich die Jugendlichen 
falschen Illusionen in bezug auf den ausgewählten Beruf hingeben. Die 
Schule kann und muß stärker als bisher die Berufswahl lenkend beein¬ 
flussen. 
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4. Berufsausbildung: 

In den wenigen Jahren der Berufsausbildung, der Lehre, wie wir früher 
sagten, erhält der junge Mensch das berufliche Rüstzeug für sein ganzes 
Leben. Ein altes Sprichwort sagt zwar: „Man lernt nie aus.“ Dennoch 
muß sich der Lehrling während seiner Ausbildung so viel an Wissen, 
Technik, Routine und Erfahrung für seinen neuen Beruf aneignen, daß 
er ein Fundament besitzt, von dem aus er sich im Leben mit Erfolg 
durchzusetzen in der Lage sein wird. 

Es war und wird immer Aufgabe des FDGB bzw. der Industrie¬ 
gewerkschaften sein, nicht nur die soziale Seite der Berufsausbildung 
zu verbessern und zu sichern, es kommt heute in verstärktem Maße auch 
darauf an, die wirkliche Ausbildung für den Beruf zu garantieren. Hier 
fanden und finden auch in Zukunft unsere Betriebsräte und vor allem 
auch die Betriebsgewerkschaftsleitungen ein wichtiges und dankbares 
Betätigungsfeld. Ihre Aufgabe ist es, die Ausbildung des Berufsnach- 
wuchses laufend zu überwachen und erforderlichenfalls zu korrigieren. 

Der am 20. August 1946 herausgekommene Befehl Nr. 254 legt die 
an den berufstechnischen, landwirtschaftlichen und medizinischen 
Schulen auszubildenden Schülerkontingente fest. Hiernach sind im Schul¬ 
jahr 1946/47 insgesamt auszubilden: 

a) in berufstechnischen Schulen (in der gesamten Zone, ohne Berlin): 


als Metallarbeiter und Elektriker. 130 000 

Bauarbeiter und Holzarbeiter. 62 000 

Arbeiter der Lebensmittelindustrie. 21500 

Druckereiarbeiter und Arbeiter im Kunst¬ 
gewerbe . 11500 

Textil-, Konfektions-und Lederarbeiter . . . . 45 500 

Handels- und Büroarbeiter. 36 000 

Arbeiter sonstiger Berufe und des Haushalts 
in Haushaltungs- und anderen Schulen . . 72 000 


b) in landwirtschaftlichen Schulen (in der gesamten Zone, ohne Berlin) : 


Landwirtschaftliche Unterschulen. 10 400 

Schulen des Molkereiwesens. 250 

Winzereischulen. 100 

Landwirtschaftliche Mittelschulen. 500 

Mittelschulen für Forstwirtschaft. 350 

Mittelschulen für Garten- und Gemüsebau . . 400 

Mittelschulen für rationelle Ausnutzung der 

Bodenfläche .. . 300 

Mittelschulen für Landwirtschaftsgenossen¬ 
schaften . 250 

Mittelschulen für Kontrollassistenten für die 
Zählung der Ertragsfähigkeit des Viehes 
und der Registrierung des Stammviehes .,. 50 

«) in den medizinischen Schulen (in der gesamten 

Zone, ohne Berlin). 2 900 
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Darch die Festlegung der Schülerkontingente für die Berufsschulen der 
wichtigsten .Industriegruppen ist gewissermaßen auch ein Soll für die 
Ausbildung von Lehrlingen festgesetzt. Für das abgelaufene Kalenderjahr 
ist noch kein Überblick möglich, wie sich das auf die ordnungsmäßige 
Ausbildung des einzelnen Lehrlings auswirkt. Es wird Aufgabe der IG 
sein, darauf zu achten, daß die Zahl der Lehrlinge im richtigen Ver¬ 
hältnis zur Zahl der vorhandenen Gesellen bleibt oder sich nur so ver¬ 
ändert, daß die gründliche Ausbildung der Lehrlinge darunter nicht leiden 
kann. Auf keinen Fall darf die verstärkte Lehrlingsausbildung in ein¬ 
zelnen Industriezweigen zu einer Lehrlingszüchterei in bestimmten Be¬ 
trieben ausgenutzt werden. 

Neben der praktischen Ausbildung ist aber auch die theoretische Aus- 
und Fortbildung von großer Wichtigkeit. Dem Wiederaufbau und dem 
Ausbau des Berufsschulwesens wurde daher besondere Beachtung ge¬ 
schenkt. 

Die bereits in einigen Städten durchgeführten Reformen im Berufs- und 
Fachschulwesen dürfen nur ein bescheidener Anfang sein. 

Neben der fachlichen (theoretischen wie praktischen) Ausbildung müssen 
die Berufs- und Fachschulen auch die Allgemeinbildung unserer Jugend¬ 
lichen vertiefen und sie befähigen, sachlich und nüchtern zu den Pro¬ 
blemen der Tagespolitik Stellung zu nehmen. Dazu ist aber notwendig, 
daß der Lehrkörper der Berufs- und Fachschulen entsprechend aus¬ 
gewählt und zusammengesetzt wird. 

Viele erfahrene Gewerkschafter konnten bereits in die Lehrkörper der 
Berufs- und Fachschulen eingebaut werden. 

Die Industriegewerkschaften und der FDGB begnügen sich aber auch 
auf diesem Gebiete nicht mit dem Erreichten, sie werden weiterhin an 
einer dauernden Verbesserung der für eine ordentliche Berufsausbildung 
notwendigen Berufs- und Fachschulen mitarbeiten. 

Um die gesamte Berufsausbildung, vor allem alle Reformpläne, ein¬ 
heitlich auszurichten, wurde im abgelaufenen Jahre bei der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge ein Zentralausschuß für Be¬ 
rufsausbildung geschaffen, in dem auch der FDGB und die Industrie¬ 
gewerkschaften vertreten sind. Der Beirat für Berufs- und Fachschul¬ 
wesen, der bisher bei der Deutschen Verwaltung für Volksbildung be¬ 
stand, ist inzwischen aufgelöst und in dem Zentralausschuß für Berufs¬ 
ausbildung bei der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge 
aufgegangen. 

Im Hinblick darauf, daß bei den letzten Schulentlassungen ein großer 
Teil der Jugendlichen keine Lehrstelle erhielt, wird dazu übergegangen 
werden müssen, Betriebe zur Aufnahme von Lehrlingen zu verpflichten. 
An einigen Orlen unserer Zone hat man der bestehenden Schwierig¬ 
keiten wegen bereits Gemeinschafts-Lehrwerkstätten zur Ausbildung von 
Lehrlingen eingerichtet. 
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Kriegsgefangene, Heimkehrer und Umsiedler 

Der FDGB, die weitaus stärkste antifaschistische Massenbewegung, 
muß sich auch für Fragen und Probleme interessieren, die früher nicht 
in das Aufgabengebiet der Gewerkschaften fielen. Zu den Aufgaben, die 
den FDGB heute zwangsläufig beschäftigen müssen, gehört auch das 
Schicksal der Umsiedler und der Kriegsgefangenen mit allen seinen 
Begleitersolieinungen. 

•*> , V ^ 

Das Problem der Umsiedler 

Auf Grund der Beschlüsse des Alliierten Kontrollrates hat die sowjeti¬ 
sche Besatzungszone bis 31. Dezember 1946 etwa 4 Millionen Umsiedler 
aufnehmen müssen.- 

In den ersten Monaten nach dem Zusammenbruch kamen die Flücht¬ 
linge aus den abgetretenen Gebieten in großen, ungeordneten und un¬ 
regelmäßigen Trecks in unsere Zone. Plan- und ziellos durchirrten und 
durchzogen sie das Land. Erst nach Schaffung der Zentralvervvaltung für 
deutsche Umsiedler ist es gelungen, sowohl in die Ausweisungen wie auch 
in die Lenkung der Transporte Ordnung und System zu bringen. 

In den Orts- und Kreisumsiedlerausschüssen, die sofort ins Leben ge¬ 
rufen wurden, wirkten die Gliederungen des FDGB nicht nur an der all¬ 
gemeinen Betreuung der Umsiedler, sondern auch in der Beschaffung von 
Hausrat und Bekleidung sowie Decken und Betten mit. Tausende von 
Mitgliedern des FDGB bzw. seiner Industriegewerkschaften stellten sich 
in freiwilliger Überarbeit für die Beseitigung der allergrößten Not bei 
den Umsiedlern zur Verfügung. Aber auch bei der Beschaffung von Wohn- 
raum für die Umsiedler haben die Vertreter des FDGB weitgehend mit¬ 
gewirkt, in vielen Orten sogar schon, bevor die am 27. Juli 1946 vom 
Präsidenten der 'Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge 
erlassene Durchführungsverordnung zum Kontrollratgesetz Nr. 18 in Kraft 
trat, die die Bildung von Wohnungsausschüssen vorschreibt. 

Umsiedler- und Wohnungsausschüsse sind auch die Organe, die dafür 
zu sorgen haben, daß der Assimilationsprozeß zwischen den Alt- und 
Neubürgern recht schnell und reibungslos verläuft. 

Aber auch die noch in Lagern und sonstigen Notunterkünften befind¬ 
lichen Umsiedler sind sich nicht selbst überlassen. Sie werden von den 
zuständigen Gliederungen des FDGB laufend betreut. Der FDGB bemüht 
sich auch um die baldige Einschaltung der arbeitsfähigen männlichen und 
weiblichen Umsiedler in den Arbeitsprozeß. Auf unsere Anregung wurden 
die Landesarbeits- und die Landcsumsiedlerämter von den Präsidenten 
der beiden Zentralverwaltungen angewiesen, dem schnellen Arbeitseinsatz 
der Umsiedler besondere Beachtung zu schenken und vom FDGB vor¬ 
geschlagenen Betrieben zu gestatten, benötigte Arbeitskräfte direkt in den 
Umsiedlerlagern anzuwerben. Mit unserer Unterstützung, zum Teil auch 
auf unsere Initiative, wurden aus den Reihen der Umsiedler Produktiv¬ 
genossenschaften für die Anfertigung der verschiedensten Bedarfsgüter 
(auch Schmuckwaren) geschaffen. 



Rund 76 000 Neubauernstellen konnten im Zuge der Bodenreform mit 
Umsiedlern besetzt werden. 

Wichtige Industriezweige, wie die Textil-, die Metall- und die chemische 
Industrie, auch die Bauwirtschaft und der Bergbau, haben Umsiedler in 
großer Zahl aufgenommen. Etwa 90 Prozent aller arbeitsfähigen Um¬ 
siedler waren bis zum 31. Dezember 1946 bereits in den Produktions¬ 
prozeß eingeschaltet. 

Soweit in einzelnen Ländern und Provinzen noch einzelne oder Gruppen 
von Facharbeitern vorhanden sind, die dort nicht in ihrem Beruf ein¬ 
gesetzt werden können, werden diese vom zuständigen Landesarbeitsamt 
in Zusammenarbeit mit dem Landesumsiedleramt und im Einvernehmen 
mit dem FDGB in solche Gebiete unserer Zone überwiesen, wo sie eben¬ 
falls als Fachkräfte baldmöglichst in bereits bestehenden Betrieben oder 
noch zu bildenden untergebracht werden können. 

Für die nicht arbeitsfähigen Umsiedler hat der Oberste Chef der SMV, 
Marschall Sokolowskij, mit einem Befehl Nr. 304 vom 15.10.1946 an¬ 
geordnet, daß alten und kranken oder nicht arbeitsfähigen Umsiedlern 
eine einmalige Hilfe gewährt werden kann. Für dieses Hilfswerk wurden 
insgesamt 350 Millionen Reichsmark zur Verfügung gestellt. 50 weitere 
Millionen wurden für Kredite für die Einrichtung und Ingangsetzung von 
Umsiedlergewerbebetrieben bereitgestellt. 

Es kann daher ohne Übertreibung gesagt werden, daß in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone für die hier seßhaft gewordenen Umsiedler das 
Menschenmögiiichste getan worden ist und auch in Zukunft getan 
werden wird. 

Kriegsgefangene 

Bei den verschiedensten Anlässen, bei allen geeigneten Besprechungen 
mit Vertretern der Besatzungsmächte und mit ausländischen Gewerk¬ 
schaftern hat sich der FDGB für eine baldige Freilassung unserer Kriegs¬ 
gefangenen eingesetzt. Die Alliierten, mit Ausnahme Amerikas, das 
seine Gegangenen so gut wie restlos entläßt oder anderen Mächten zur 
Verfügung gestellt hat, stehen jedoch auf dem Standpunkt, daß die Tätig¬ 
keit unserer Kriegsgefangenen als Wiedergutmachung für die von Hitlers 
Wehrmacht angerichteten Zerstörungen usw. nötig sei, daß daher die 
Frage der Entlassung erst durch den Friedensvertrag geregelt werden 
könne. Der FDGB bemüht sich deshalb seit Mitte v. J. mit Nachdruck, daß 
zunächst die antifaschistischen Kriegsgefangenen in die Heimat entlassen 
werden. Direkte namentliche Anforderungen bei verschiedenen Ländern 
laufen bereits. Der Kontrollrat sowie der Weltgewerkschaftsbund 
(WGB) wurden gebeten, auf die einzelnen Regierungen im Sinne unserer 
Gesuche einzuwirken. Einige der Gewahrsamsmächte — Rußland, Eng¬ 
land, Jugoslawien — haben in dieser Hinsicht bereits erfolgversprechende 
Anfänge gemacht. Es ist zu hoffen, daß diese im Jahre 1946 eingeleiteten 
Maßnahmen im neuen Jahre den gewünschten Erfolg bringen. 

Der FDGB hat aber auch versucht, wenn ihm besonders schlechte Ver¬ 
hältnisse in einzelnen Lagern unserer Kriegsgefangenen gemeldet wur¬ 
den, diese abzustellen. Ob und inwieweit diese Bemühungen Erfolg 
hatten, läßt sich leider nicht übersehen. 

* % 
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In einer anläßlich des Weihnachtsfestes an die Kriegsgefangenen in 
der Welt gerichteten Adresse haben die Vorstände des FDGB für die 
sowjetische Besatzungszone und für Groß-Berlin allen deutschen Kriegs¬ 
gefangenen durch Rundfunk und Presse neben herzlichen Grüßen die Ver¬ 
sicherung übermittelt, nach wie vor die baldige Entlassung zu erstreben 
und ihnen nach ihrer Entlassung bei der Wiederaufnahme ihrer früheren 
Tätigkeit oder einer neuen Beschäftigung behilflich zu sein. 

Um unseren Kriegsgefangenen in verstärktem Maße Gelegenheit zu 
geben, sich bereits in der Gefangenschaft mit der neuen Gewerkschafts¬ 
bewegung in der Heimat, ihren Zielen und Grundsätzen vertraut zu 
machen und darüber zu diskutieren, haben wir die verschiedenen Gewahr¬ 
samsmächte gebeten, die Erlaubnis zu erteilen, unsere Wochenzeitung 
„Tribüne“ laufend in die Lager senden zu dürfen. Wir wissen aus 
den verschiedensten Auslassungen bereits zurückgekehrter Kriegsgefan¬ 
gener, daß damit eine in der Lektüre der Lager vorhandene Lücke ge¬ 
schlossen werden könnte. Bei Drucklegung dieses Berichtes wird bekannt, 
daß die jugoslawische Regierung als erste diesem Wunsche entsprochen 
hat und die Übersendung der Gewerkschaftszeitung „Tribüne“ in die 
Kriegsgefangenenlager genehmigt hat. Es ist zu hoffen, daß diesem Bei¬ 
spiel bald weitere Zusagen folgen werden. 

Vermißte 

Aber auch für das Schicksal der als „vermißt“ gemeldeten ehemaligen 
deutschen Soldaten, die ihren Angehörigen bisher noch nicht schreiben 
konnten, hat sich der FDGB stark interessiert. Jetzt, nachdem hundert¬ 
tausende Kriegsgefangener ihren Angehörigen aus Rußland geschrieben 
haben oder selbst zurückgekehrt sind, ist bei vielen wieder ein Funken 
von Hoffnung aulgeglimmt. Wir haben der SMA verschiedene Vorschläge 
zur Lösung dieses Problems unterbreitet und glauben, daß in nicht allzu- 
ferner Zeit viele Familien über das Schicksal ihrer „Vermißten“ Gewiß¬ 
heit bzw. ein Lebenszeichen von ihnen erhalten werden. 

Betreuung: der Heimkehrer 

Die Betreuung der Heimkehrer durch den FDGB beginnt bereits in den 
Auffang- oder Grenzübertrittslagern, mögen sie aus dem Süden oder 
Westen kommen. Sie erhalten dort zunächst die Broschüre „Der FDGB 
grüßt die Heimkehrer“ ausgehändigt Den Heimkehrern wird mit dieser 
kleinen 12 Seiten umfassenden Schrift ein knapper Überblick über den 
FDGB als solchen, seine Ziele und Grundsätze vermittelt. In den Lagern, 
die die Heimkehrer zur Erledigung der Entlassungsformaliläten noch 
durchlaufen müssen, liegt auch unsere Gewerkschaftszeitung „Tribüne“ 
aus, und Werbeplakate weisen auf die neue Gewerkschaftsbewegung hin. 
In vielen Lagern werden regelmäßige Sprechstunden des FDGB bzw. ein¬ 
zelner Industriegewerkschaften abgehalten. In Gronenfelde bei Frank¬ 
furt/Oder, dem Auffang- und Verteilungslager für die aus dem Osten 
kommenden Heimkehrer, also dem Lager mit der stärksten Frequenz, 
sitzt ein Angestellter des FDGB, der diesen entlassenen Kriegsgefangenen 
zur Auskunftserteilung zur Verfügung steht. 
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Gewerkschaftliche Vorträge oder Diskussionsabende werden ebenfalls 
in den Lagern durch die zuständigen Kreis- und Bezirksvorstände ab¬ 
gehalten. Aber auch Vertreter des Bundesvorstandes haben mehrfach zu 
den Heimkehrern gesprochen, der Kollege Jendretzky z. B. am 
19. 7. 194G im Quenzlager bei Brandenburg vor etwa 4000 und am 
21. 8. 194G in der Hornkaserne in Frankfurt/Oder vor etwa 15 000 Heim¬ 
kehrern, der Kollege Kiefer am 25. 9. 1946 in Gronenfelde und der 
Kollege S t e i n k e am 3. 10. 1946 in der 106er Kaserne in Leipzig. 

Tn den Heimatorten werden die Heimkehrer ebenfalls unter unserer 
Mitwirkung, z. T. besonders durch uns, betreut. Der FDGB ist in allen 
bestehenden Heimkehrerausschüssen vertreten und hat an vielen Orten 
bei der Einleitung und Durchführung von Sammlungen von Bekleidung 
und Schuhwerk für Heimkehrer wesentliche Hilfe geleistet. 

Besondere Fürsorge verdienen und erhalten die heimatlosen Heim¬ 
kehrer. Von den bis 31. 12. 1946 aus der UdSSR zurückgekommenen Ge¬ 
fangenen gehören rund 22 Prozent zu den Heimatlosen. Sie werden zu¬ 
nächst in besonderen Lagern zussammengehalten, bis sie in Arbeit ge¬ 
bracht werden oder mit ihren Angehörigen auf Grund ihrer bei der An¬ 
kunft eingeleiteten Suchaktion Verbindung bekommen. Alle Heimkehrer 
werden gemäß einer Vereinbarung mit dem Präsidenten der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge für die ersten 14 Tage nach 
ihrer Rückkehr nicht zum Arbeitseinsatz herangezogen. 

Für heimatlose Heimkehrer, die wegen Krankheit, Verletzungen usw. 
nach 14 Tagen nicht arbeitsfähig sind, haben einzelne Landes- und Pro¬ 
vinzialverwaltungen besondere Erholungsheime zur Verfügung gestellt. 
Allein in der Provinz Sachsen konnten in diesen Heimen 2000 Freistellen 
belegt werden. Die arbeitsfähigen Heimkehrer können meist unmittelbar 
nach Ablauf der 14tägigen Ruhepause in den Produktionsprozeß eingereiht 
werden. Ihr Arbeitseinsatz soll möglichst auf freiwilliger Basis erfolgen. 
Um auch für die Heimatlosen einen recht schnellen Arbeitseinsatz sicher¬ 
zustellen, wurde auf unsere Anregung zwischen der Deutschen Verwal¬ 
tung für Arbeit und Sozial!ürsorge und der Zenlralverwallung für Um¬ 
siedler vereinbart, daß größere Betriebe im Einvernehmen mit dem zu¬ 
ständigen Arbeitsamt auch in den Lagern der heimatlosen Heimkehrer 
mit diesen über eine Einstellung direkt verhandeln können. Ein kleiner 
Prozentsatz der arbeitsfähigen Heimkehrer, meist ältere Angestellte, die 
aus verständlichen Gründen auch für die Umschulung auf andere Berufe 
nicht in Frage kommen, hat bisher allerdings noch nicht in Arbeit ge¬ 
bracht werden können. Aber auch diese Heimkehrer sind nicht völlig 
schutzlos. Die Sozialversicherungsanstalten übernehmen deren gesund¬ 
heitliche Betreuung auch dann, wenn sie vor ihrer Einberufnug zum 
Heeresdienst nicht gegen Krankheit versichert gewesen sind. 

Wenn die in Berlin wohnhaften Heimkehrer bereits seit längerer Zeit 
die Lebensmittelkarte 3 erhalten, so ist das auch z. T. auf entsprechende 
Vorstellungen des FDGB zurückzuführen. Unser auch für die Zone ein¬ 
gereichter gleichlautender Antrag hat inzwischen ebenfalls seine Er- 
iüllung gefunden. Unser bereits im Spätsommer v. J. eingereichler An¬ 
trag, den aus dem Osten kommenden Heimkehrern in den Auffanglagern 



ganz allgemein ein Entlassungsgeld von 40 RM auszuzahlen, war bis 
Jahresschluß noch nicht entschieden. Es scheint aber begründete Aus¬ 
sicht zu bestehen, daß auch dieses Gesuch nunmehr recht bald und in 
günstigem Sinne genehmigt wird. 

Über die Gesamtzahl der bisher entlassenen Kriegsgefangenen liegen 
zuverlässige Angaben nicht vor, auch nicht über die in unsere Zone ge¬ 
kommenen Heimkehrer. Die meisten der von den Alliierten im letzten 
Abschnitt der Kampfhandlungen gemachten Gefangenen, die in Lagern 
innerhalb der ehemaligen Grenzen Deutschlands konzentriert waren, 
wurden zwischenzeitlich wieder entlassen, kamen jedoch zum großen Teil, 
soweit sie in der sowjetischen Besalzungszone beheimatet waren, wegen 
der anfangs bestehenden Austauschschwierigkeiten nicht durch die ent¬ 
sprechenden Auffanglager, sie sickerten vielmehr ebenso, wie die seit 
Beginn des Jahres 1916 aus England entlassenen Kranken und Ver¬ 
wundeten auf andere Weise in unsere Zone ein. In Berlin ist bis Jahres¬ 
schluß aus England ein offizieller Transport mit 617 entlassenen Kriegs¬ 
gefangenen eingetroffen. Die englische Regierung hat inzwzischen be¬ 
kanntgegeben, daß sie künftig monatlich 15 000 Mann entlassen will. 
Amerika hat außer einigen kleinen Kontingenten in Deutschland keine 
Gefangenen mehr in Übersee. Die an die anderen Alliierten im Laufe 
des Jahres 1946 abgegebenen Kriegsgefangenen sollen nach den Wünschen 
Amerikas bis Oktober 1947 von diesen entlassen werden. Auch Kanada 
hat nur noch eine kleine Gruppe deutscher Kriegsgefangener. 

Jugoslawien hat ebenfalls bereits eine große Anzahl, rund 12 000 Mann, 
entlassen, darunter alle in jugoslawischer Gefangenschaft befindlichen 
999er. Aus Polen traf im Dezember gleichfalls der erste Transport mit 
Heimkehrern ein. Der zweite bereits für Anfang Januar in Aussicht ge¬ 
stellte wurde des Frostes wegen gestoppt. 

Aus Rußland sind bis 31. Dezember 1946 neben den etwa 1 Million 
Kriegsge'angenen, die in der letzten Phase des Krieges, also auf deut¬ 
schem Boden gefangen genommen wurden, rund 150000 Kriegsgefangene 
und 16 000 Zivilinternierte zurückgekehrt. Zu Beginn des neuen Jahres 
werden nach den Erklärungen der maßgeblichen russischen Dienststellen 
die Entlassungen in großem Umfange forigesetzt werden. 

Von den in Gronenfelde bei Frankfurt/Oder entlassenen Heimkehrern 
blieben 49547 in Groß-Berlin und in der russischen Besalzungszone, 
68 716 wurden in die amerikanische, englische und französische Zone 
weitergeleitet. 31 020 waren heimatlos und blieben ebenfalls in unserer 
Zone. Ein großer Teil von ihnen konnte sofort in Arbeit gebracht werden. 

Es ist zu hoffen, daß das Jahr 1947, das uns im ersten Viertel den Be¬ 
ginn der Besprechungen über den Friedensvertrag bringen soll, wenn 
noch nicht allen, so doch einem großen Teil unserer Kriegsgefangenen, 
vor allen Dingen aber allen antifaschistischen unter ihnen, die Freiheit 
wiedergibt und damit den Weg in die Heimat öffnet. 



SELBSTHILFE 

HAUPTABTEILUNG 4 


In Sorge um das Wohl 
der Werktätigen 

C^ine der dringendsten Aufgaben, die nicht nur vor den politischen 
Parteien stand, sondern vor allem auch die verantwortungsbewußten 
Gewerkschaftsfunktionäre bewegte, war die Frage: „Wie können wir jetzt 
nach dem Zusammenbruch die Ernährung für unsere Bevölkerung sicher- 
steilen?“ Aus diesem Verantwortungsbewußtsein heraus schritten die 
Kollegen zur Selbsthilfe, d. h. in allen Ländern und Provinzen, in allen 
Kreisen und Orten bildeten sich Arbeitsgemeinschaften, die hinaus aufs 
Land gingen, um das, was die Kriegsfurie noch übriggelassen hatte von 
der Ernte, zu bergen. Aber nicht nur allein die Ernährungsfrage wurde 
durch die Selbsthilfe gelöst, sondern auch vor allem die Inbetriebsetzung 
der brachliegenden Industrie, der Werkstätten usw. Viele unserer Kol¬ 
legen haben buchstäblich mit ihren Händen die für ihren Betrieb not¬ 
wendigen Maschinen aus den Trümmern herausgekratzt, sie repariert und 
wieder in Gang gesetzt. — Wir sehen hier, daß der Gedanke der solida¬ 
rischen Selbsthilfe aus der breiten Masse unserer Kollegen in den Be¬ 
trieben hervorgegangen ist. Ohne diese solidarische Selbsthilfeaktion wäre 
nie und nimmer dieser Aufschwung in unserer Lebensführung gekommen. 
Die Selbsthilfe entstand aus der Not der Zeit. 

Auf galten der Selbsthilfe 

Nachdem die Selbsthilfeaktion erst einmal eingesetzt halte und ange¬ 
laufen war, entwickelte sie in logischer Reihenfolge ihre Aufgaben. Als 
die Ernte 1945 geborgen war, wurde festgestellt, welche Mängel vor¬ 
handen waren, die sich auf die Herbst- und Frühjahrsbestellung ungünstig 
auswirken konnten. Hinzu kam die Durchführung der Bodenreform, die 
aus den früheren großen Gütern nunmehr eine Vielzahl von Kleinbauern¬ 
betrieben ergab. Vielen dieser kleinen Betriebe fehlte es tatsächlich 
an allem. Da wir als Gewerkschafter die Bodenreform als die einzige 
Lösung ansahen, den Einfluß der Junker und Barone zu inhibieren, mußte 
es unsere Aufgabe sein, nunmehr den Neusiedlern und Neubauern, die 
durch die Landaufteilung eigene Bauernwirtschaften bekommen hatten, 
zu helfen. Klar war uns, daß ohne unsere Hilfe diese Neubauern unmög¬ 
lich unsere Ernährung sichern konnten. Es fehlte an Siedlerhäusern, an 
Stallungen, an landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten, und vor allem 
mußten Reparaturen an Maschinen und Geräten in größtem Ausmaße 
erfolgen. Neben diesen Aufgaben für die Sicherstellung der Aussaat 
liefen aber zwangsgebunden die Sorgen für die sichere Hereinbringung 
der Ernte 1946. Hier wiederum stand im Vordergrund die Reparatur aller 
Erntemaschinen und die Gewährleistung ihrer Einsatzbereitschaft. 
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Aber nicht allein die Sorge für die bäuerlichen Betriebe war vorhanden. 
Wir mußten auch daran denken, zusätzlich für die Ernährung unserer 
Menschen etwas zu tun. Die politischen Parteien, der FDGB und andere 
Organisationen hatten dies ebenfalls erkannt. Der FDGB rief auf zu einer 
großzügig durohzuführenden Brachlandaktion unter dem Motto „Kein 
Quadratmeter Boden darf unbebaut bleiben!“ Aus dieser Aktion heraus 
entstanden nun wieder neue Aufgaben. Auch hier war es wie bei den 
bäuerlichen Betrieben. Es fehlte überall am dringend notwendigen Gerät. 
Es mußten Schaufeln, Spaten, Hacken, Forken und ähnliches Gerät be¬ 
schafft werden. Außerdem bestand die Sorge für die Anpflanzung der 
gewonnenen Brachlandflächen. Damit verbunden war die Sicherstellung 
der notwendigen Düngemittel. Außerdem galt es, für die spätere Siche¬ 
rung der Ernteergebnisse Vorsorge zu treffen. 

Die große Not unserer Umsiedler, die oft kaum mehr an Besitz hatten, 
als was sie auf ihrem Leibe trugen, zwang uns auch hier, auf Abhilfe 
zu sinnen. Ihnen fehlten die dringend notwendigen Dinge für das tägliche 
Leben. 

Vor eine weitere Aufgabe stellte uns die Rückkehr unserer Kriegs¬ 
gefangenen. Auch ihnen mußte durch die große Organisation aller Werk¬ 
tätigen, durch den FDGB, Hilfe gebracht werden. 

Ein weiteres Aufgabengebiet sahen wir in der Winterfestmachung und 
in der Wiederherstellung von Wohnraum. 

Einschalten mußte sich die gewerkschaftliche Selbsthilfe auch im Kampf 
gegen Preiswucher, Schwarzhandel und Schiebertum. 

Es galt weiterhin mitzuhelfen bei der Lösung der Heizmittelfrage. — 
Aus den hier skizzierten Aufgaben ist zu erkennen, welche Wichtigkeit 
der gewerkschaftlichen Selbsthilfe zukommt. 

Nach der allgemeinen Delegiertenkonferenz und der Konstitution des 
Bundesvorstandes wurde die Hauptabteilung 4 „Selbsthilfe“ gebildet, die 
sich ausschließlich mit der Organisation und Durchführung der gewerk¬ 
schaftlichen Selbsthilfemaßnahmen zu befassen hat. Dieses Aufgabenge¬ 
biet ist gewerkschaftlich vollkommen neu. So gut gemeint die anfänglichen 
Improvisationen von Selbsthilfemaßnahmen waren, so konnten sie doch 
nur zu einem Resultat führen wenn sie einheitlich gelenkt wurden. — 
Es wurden deshalb bei allen Landes- und Provinzialvorständen bis in die 
Ortsvorstände des Bundes Kollegen mit der Arbeit der gewerkschaftlichen 
Selbsthilfe betraut. Mit unseren Kollegen in den Betrieben wurden 
Betriebsversammlungen abgehalten, in denen über die vor uns liegenden 
Aufgaben gesprochen wurde. Aus dem Kreise unserer Kollegen in den 
Betrieben kamen die Vorschläge, wie man diese Aufgaben lösen könnte. 
In den Orts- und Kreisvorständen wurden Kommissionen gebildet, be¬ 
stehend aus dem verantwortlichen Leiter für die Selbsthilfe und Kollegen 
aus den Betrieben. Diese Kommissionen garantierten durch ihre Zu¬ 
sammenarbeit mit den Selbstverwaltungen die Durchführung der Aktion. 

V. 

Wie wurden die einzelnen Aufgaben nun gelöst? 

Zur Sicherstellung der Ernte war es notwendig, 

1. festzustellen, wo diese Hilfe geleistet werden mußte, 

2. in welcher Form sie geleistet werden mußte. 
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Industriearbeiter helfen den Bauern die Ernte sichern 

Die erste Frage wurde dadurch gelöst, daß unsere Kollegen sich mit 
den Bauern direkt in Verbindung setzten oder mit den ländlichen Bürger¬ 
meistern und dort erfuhren, wo ihre Hilfe für die 'Ernte gebraucht würde. 
Hierbei wurde meistenteils auch schon die Frage beantwortet, in welcher 
Weise diese Hilfe geleistet werden mußte. 

Es wurden Erntetrupps bereitgestellt, die auf Abruf in die einzelnen 
Gemeinden entsandt wurden und dort als Erntehelfer tätig waren. 

Weiterhin wurden Reparaturkolonnen gebildet, die die Reparaturen 
der fehlerhaften landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte Vornahmen. 
Hierzu rüstete man in vielen Fällen Lastwagen mit den nötigsten Hilfs¬ 
werkzeugen aus und fuhr direkt in die Dörfer, um dort an Ort und Stelle, 
soweit es möglich war, die Reparaturen vorzunehmen. 

Ein anderer Weg wurde darin gesehen, daß man in den Dörfern vor¬ 
handene handwerkliche Werkstätten (Schmieden, Schlossereien usw.) 
wieder betriebsfähig machte und geschulte Fachleute dorthin entsandte, 
die in diesen Stützpunkten die Reparaturen an Geräten und Maschinen 
Vornahmen. Schwierig war immer die Beschaffung von Ersatzteilen. Diese 
Frage konnte zum Teil nur so gelöst werden, daß man die beschädigten 
Ersatzteile ausbaute und in die entsprechenden größeren Industriebetriebe 
gab, die dann versuchten, in Einzelherstellung diese Ersatzteile wieder 
zu erstellen. Tausende solcher Reparaturen wurden durcligeführt. Wesent¬ 
lich vor allem war die Reparatur und Inbetriebsetzung aller vor¬ 
handenen Zugmaschinen, Bulldogg, Trecker und dergleichen. — liier ist 
es gelungen, bis zu 95 Prozent aller Maschinen wieder betriebsfähig zu 
machen. Der restliche Prozentsatz konnte nicht fertiggestellt werden, da 
es nicht möglich war, die hierzu erforderlichen Ersatzteile herzustellen 
oder heranzuschaffen. 

Aber nicht nur Reparaturen wurden ausgeführt, sondern vom einfachsten 
Spaten bis zur Drillmaschine wurden viele Hunderte von landwirtschaft¬ 
lichen Maschinen und Geräten von unseren Kollegen in den Betrieben 
in zusätzlicher Arbeit erstellt. Wenn der neue Anschluß an die Ernte ge¬ 
funden wurde, so ist das zu einem erheblichen Teil der Arbeit unserer 
Gewerkschaftskollegen in den Betrieben zu verdanken. 

Betriebe übernehmen Brachland zum Anbau von Gemüse 

Bei der Durchführung der Brachlandaktion war es notwendig, mit den 
Behörden gemeinsam alles Brachland, soweit es sich zum Anbau eignotc, 
festzustellen und aufzuteilen. Durch Enttrümmerung der ausgebombten 
Städte entstanden große Flächen nutzbaren Bodens. Hinzu kamen alle 
ungenutzten Anlagen der Werke- sowie Brachland, das oftmals als vor¬ 
gesehener Baugrund zu größeren Betrieben gehörte. Alles wurde erfaßt, 
registriert und unter die Kollegen aufgeteilt. Ein Teil von Betrieben über¬ 
nahm Brachland zur gemeinsamen Bebauung. Andere Betriebe wiederum 
nutzten das Brachland für ihre Werkskantinen aus. Hier wurden wieder, 
um diese Arbeit zu meistern, in zusätzlicher, gemeinsamer Arbeit in vielen 
Betrieben Tausende von Hacken und Grab Werkzeugen hergestellt. Wo der 
Mangel an Geräten im Moment nicht zu beheben war, hat man sich durch 
gegenseitiges Ausleihen oder gemeinsame Arbeit zu helfen gewußt. Der 
gute Gedanke, der der Brachlandaktion zugrunde lag, wurde von allen 
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erkannt, und es ist heute festzustellen, daß gar nickt genügend Brachland 
vorhanden ist, um alle Wünsche zu befriedigen. 

Nun galt es vor allem, dafür zu sorgen, daß auch die nötigen Pflanzen 
und der Samen für diese Aktion vorhanden waren. 

öffentliche Körperschaften beschaffen Düngemittel und Pflanzen 

Durch Hinzuziehung der Stadtgartenämter und ähnlicher öffentlicher 
Körperschaften und vor allen Dingen durch die Hinzuziehung der Klein¬ 
gärtner und aller Gärtnereibetriebe gelang es, diese Aufgaben zu lösen. 
Samen und Pflanzen konnten genügend herbeigeschafft werden. Sorge 
bereitete im vergangenen Jahre lediglich die Beschaffung von Pflanz¬ 
kartoffeln für diese Kleingärten. — In einer Reihe von Fällen wußte man 
sich aber auch hier zu (helfen, indem man Kartoffelschalen von 5—7 mm 
Dicke, die die nötigen Augen enthielten, an Stelle von Pflanzkartoffeln 
setzte. In einer Reihe von Fällen sind hier annehmbare Resultate zu 
verzeichnen. 

Über die städtischen und kommunalen Verwaltungen gelang es auch 
in beschränktem Maße künstliche Düngestoffe sicherzustellen und an die 
Brachlandbesitzer zu verteilen. 

Auch in den kommenden Jahren wird die Sorge für die wieder neu 
entstandenen Kleingärtner und deren Befugnisse immer eins unserer 
Hauptaufgabengebiete bleiben. Wir werden dafür Sorge tragen, daß in 
diesen neu geschaffenen Kleingärten nunmehr Beerensträucher, kleine 
Obstbäume und dergleichen angepflanzt werden. 

Weiterhin werden wir dafür Sorge tragen müssen, daß die Kleintier¬ 
zucht, und zwar in erster Linie die Haltung von Kaninchen und Hühnern, 
vorwärtsgetrieben wird. Dies muß geschehen in Zusammenarbeit mit den 
bestehenden Ziichtervereinigungen. 

Freiwillige Arbeit 

zur Anfertigung von Bedarfsgegenständen für die Umsiedler 

Die Beschaffung der nötigsten Gebrauchsgegenstände für Umsiedler 
hat uns viel Sorge bereitet. Dank der tätigen Mitarbeit aller Kollegen 
der Industriegewerkschaften war es aber auch hier möglich, Hilfe zu 
bringen. Vom einfachsten Trink- und Eßgesehirr bis zur fertigen Woh¬ 
nungseinrichtung wurde in vielen tausenden freiwilligen Arbeitsstunden 
alles geschaffen, was diese ärmsten und heimatlosen deutschen Menschen 
an Hilfe brauchen konnten. 

Bauarbeiter helfen Neusiedlern beim Wohnungsbau 

Die Wiederherstellung der durch Kriegseinwirkungen zerstörten Woh¬ 
nungen war und ist für unabsehbare Zeit immer noch eine der vordring¬ 
lichsten Aufgaben. Leider wurde die Arbeit durch die sparsamste Kon¬ 
tingentierung von Baumaterialien gehemmt. Aber trotzdem ist es in 
vielen Fällen gelungen, Hilfe zu bringen. Viele unserer Kollegen Bau¬ 
arbeiter haben sich zur Verfügung gestellt und gemeinsam mit den Um¬ 
siedlern oder Neusiedlern begonnen, Wohnungen für diese zu errichten. 
Allein im Oderbruch erfolgte die Grundsteinlegung für 130 Häuser, die 



durch weitere Mitarbeit unserer Kollegen vollendet werden. Auch in 
Thüringen lind Sachsen wurde ähnliches geschaffen. Manche städtischen 
Wohnungen wurden nur winterfest und bewohnbar gemacht durch die frei¬ 
willige und zusätzliche Arbeit unserer Gewerkschaftskollegen in der 
Selbsthilfeaktion. In fast allen Ländern und Provinzen wurden während 
der Sommermonate nicht nur die Enltrümmerungsarbeiten an den Sonn¬ 
tagen durchgeführt, sondern vor allem auch die Wiederherstellung von 
Wohnraum betrieben. 

Bergarbeiter schaffen an Sonn- und Feiertagen Kolile für Hausbrand 

In der Beschaffung von Brennmaterialien für den Hausbrand sind unsere 
Kollegen Bergarbeiter mit gutem Beispiel vorangegangen. In vielen zu¬ 
sätzlichen Arbeitsschichten an Sonn- und Feiertagen wurden von ihnen 
Kohlen gefördert, die der Allgemeinheit für Ilausbrandzwecke zur Ver¬ 
fügung gestellt wurden. In vielen Ländern und Provinzen ging man auch 
dazu über und hat in gemeinsamer Arbeit Holzeinschlag vorgenommen, 
der ebenfalls dazu beitrug, die große Notlage zu lindern. Wie wesentlich 
und wichtig gerade hier die Vorsorge ist, hat die Kälteperiode dieses 
Winters bewiesen. Die Sommermonate dieses Jahres müssen also voll 
ausgenützt werden, um dem nächsten Winter besser gerüstet gegenüber¬ 
zustehen. 

Preisüberwacluingskomniissionen 
kämpfen gegen Preiswucher, Schwarzmarkt und Schiebertuin 

Ein besonderes Arbeitsgebiet gewerkschaftlicher Selbsthilfe entstand 
durch den Kampf gegen Preiswucher, Schwarzmarkt und Schiebertuin. 
Gemeinsam mit den Behörden wurden Preisüberwachungskommissionen 
gebildet, die sich wiederum aus den Kollegen aus den Betrieben zusam- 
inensetzten. Ihre Aufgabe war und ist es, die Preise der in den Geschäf¬ 
ten angebotenen Waren zu überwachen. Außerdem müssen unsere Kol¬ 
legen Betriebsräte schon bei der Herstellung der Ware in der Preiskalku¬ 
lation sich miteinsohalten, um von vornherein ein gesundes Preisniveau 
zu sichern. — Weiterhin ist es ihre Aufgabe, eine Überwachung der Pro¬ 
duktion in der Form durchzuführen, daß sie sich vergewissern, ob alle 
hergestellten Waren nur den Stellen zugeleitet werden, die ihren ein¬ 
wandfreien Absatz an die Gesamtbevölkerung garantieren. 

Von außerordentlicher Bedeutung ist hier die Zusammenarbeit der ge¬ 
werkschaftlichen Selbsthilfe mit den Wirtschaftsämtern. Mit ihnen ge¬ 
meinsam müssen Verteilüngspläne für die anfallenden und zur Verteilung 
kommenden Waren aufgeslellt werden. Gute Beispiele hierfür liegen 
ebenfalls in den verschiedenen Ländern und Provinzen vor. Wir müssen 
dahin streben, daß vor allen Dingen die arbeitende Bevölkerung in erster 
Linie mit allen Bedarfsgütern bedacht wird. 

Vieles ist auf diesem Gebiet geschehen, aber noch viel mehr bleibt zu tun 
übrig, und zwar so lange, bis einmal das Angebot die Nachfrage übersteigt. 

Die zukünftigen Aufgaben der Selbsthilfe 

Wenn auch die Arbeiten der Selbsthilfe an Hand des hier Gezeigten 
einen Überblick über dieses neue Aufgabengebiet gegeben haben, so 



müssen auch einige Worte gesagt werden über die zukünftigen Ar¬ 
beiten. Es gilt als erstes, weiterhin Sorge zu tragen für folgende 
Arbeiten: 

1. Frühjahrs- und Herbstbestellung, 

2. Sorge für Geräte- und Maschinenpark, 

3. Sicherstellung von Sämereien und Pflanzen (Pflanzkartoffeln) so¬ 
wie Beschaffung von notwendigen Düngemitteln in Zusammenarbeit 
mit den Behörden, 

4. weitere Erschließung von Brachland durch Enttrümmerung usw. 
unter Hinzuziehung aller Industriegewerkschaften, 

5. Herstellung von Gebrauchsgegenständen für unsere Siedler und 
Ausgebombten, 

6. weitere Forcierung des Wohnungsbaues für Neusiedler durch Ge¬ 
stellung von beratenden Fachkräften, sowie den Ausbau von aus- 
gebombten oder sonstwie zerstörten Wohnungen (hier sind durch 
gemeinsame betriebliche Arbeiten viele Möglichkeiten geboten), 

7. intensiver Kampf zur Sicherung des Reallohnes durch die Be¬ 
kämpfung des Preiswuchers und Schicbcrtums unter verantwort¬ 
licher Mitarbeit unserer Kollegen Betriebsräte in den Betrieben, 

8. Mitarbeit bei der Versorgung von Brennmaterialien für den Winter¬ 
bedarf, 

9. weiterer Ausbau aller Organisationsmaßnahmen zur Durchführung 
des Befehls 264 betreffend Erfassung freier Spitzen und deren 
Verteilung, 

10. Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Verteilung von allen 
kontingentierten Bedarfsgütern (Spinnstoffe, Schuhe usw.). 

Es muß hier Vorsorge getroffen werden, daß nach den Verlautbarungen 
des Herrn Marschall Sokolowskij in Zukunft alle anfallenden Be¬ 
darfsgüter in die Hände derer kommen, die sie am dringendsten be¬ 
nötigen. In vielen Fällen ist in den Ländern und Provinzen auf diesem 
Gebiete schon Gutes geleistet worden. Der weitere Ausbau dieser Maß¬ 
nahmen muß uns im kommenden Jahr besonders angelegen sein. 


Durchführung; der gestellten Aufgaben 

Ein großer Teil der Aufgaben wurde gelöst durch die gute Zusammen¬ 
arbeit mit anderen Organisationen. Es hat eine Koordinierung der Arbeits¬ 
gebiete der gewerkschaftlichen Selbsthilfe mit den Aufgaben der Volks¬ 
solidarität und der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe stattgefun¬ 
den, wodurch das Erkennen der Aufgaben und ihre Durchführung in noch 
besserem Maße in der Zukunft gewährleistet ist. Die gewerkschaftliche 
Selbsthilfe ist auch eingeschaltet bei der Verteilung ausländischer Spen¬ 
den, die durch Auslandsorganisationen zur Linderung der Not nach 
Deutschland gebracht werden. Eingeschaltet war die gewerkschaftliche 
Selbsthilfe ebenfalls bei der großzügig durchgeführten Ferienverschickung 
besonders bedürftiger Kinder sowie beim Beschaffen von Pflegestellen 
für elternlose und verwaiste Kinder. Die letztgenannten Aufgaben wur¬ 
den gelöst in enger Zusammenarbeit mit der Volkssolidarität. 
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IOHK- UND TARIFWKSEN 

HAUPTABTEILUNG 5 


Fiir eine neue Lohn- und Tarifpolitik 

cß> Stelle der in langen Jahren erarbeiteten und oft mit der letzten und 
schärfsten Waffe des gewerkschaftlichen Kampfes, dem Streik, erkämpf¬ 
ten Tarifverträge traten zur Zeit der Nazis die vom Treuhänder der 
Arbeit angeordneten Tarifordnungen. Der Unterschied zwischen den 
früheren Tarifverträgen und den von den Nazis angewandten Tarif¬ 
ordnungen bestand darin, daß die Tarifverträge in freier Vereinbarung 
zwischen den Tarifpartnern, Arbeitgeberverbänden und Arbeitnehmer¬ 
organisationen, abgeschlossen wurden. Bei diesen Abschlüssen konnten 
die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter ihre gewerkschaftliche Stärke 
mit in die Waagschale werfen, also inilbeslimmend wirken an den Lohn- 
und Arbeitsbedingungen. Die Tarifordnungen hingegen waren Bestim¬ 
mungen tariflicher Art, die ebenfalls Lohn- und Arbeitsbedingungen 
regelten, jedoch vom Treuhänder der Arbeit befohlen oder angeordnet 
waren. 

Durch die von vornherein auf einen Krieg hinzielenden Maßnahmen 
der Nazis wurde auch die Lohngestaltung beeindruckt. Waren durch die 
Brüningschen Notverordnungen schon erhebliche Lohnkürzungen einge¬ 
treten, so kam es unter den Nazis zu einem Lohnrückgang in allen den 
Teilen unserer Industrie, die nicht unbedingt der Rüstung dienten. Die 
durch die Notverordnungen eingetretenen Kürzungen aufzuheben, daran 
dachte man im Nazistaat nicht. Die ganze Weisheit der Nazis in bezug 
auf die Lohngestaltung bestand in der Verlängerung der Arbeitszeit und 
erheblicher Akkorddrückerei. 

In den Jahren von 1925 bis 1929 zeigt sich in der Lohngeslaltung eine 
starke Aufwärtsbewegung des Nominallohnes, der jedoch ab 1929 stark 
abfällt und mit dem Jahr 1932 seinen tiefsten Stand erreicht. Bis zum 
Jahre 1936 ist ein Anziehen bemerkbar, das sich auch weiterhin steigert, 
demgegenüber jedoch der Reallohn nicht milkoinmt, bedungen durch die 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten. 

Mit dem Jahre 1941 begann ein weiteres Absinken des Reallohnes, das 
sich bi6 zum Zusammenbruch fortselzte. Der Grund dafür lag darin, daß 
ein Steigen des Nominallohnes kaum noch bemerkbar war, indessen die 
Lebenshaltungskosten immer weiter stiegen. Man versuchte eine Er¬ 
höhung der Arbeitseinkommen durch verlängerte Arbeitszeit zu erreichen 
und durch besondere Zulagen, vor allem jedoch durch weitgehende 
Akkordarbeit. Das war die Situation, die wir 1945 vorfanden. 
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I>ie neue Lolin- und Tarifpolilik 

Nachdem der organisatorische Aufbau des Freien Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes einen gewissen Abschluß gefunden hatte, galt die erste 
Sorge einer Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen durch Tarif¬ 
verträge an Stelle der nazistischen Tarifordnung. In der Lohn- und Tarif¬ 
politik dort wieder anzuknüpfen, wo man 1933 aufgehört hatte, war 
schlechterdings nicht möglich. Weiterhin waren beim Abschluß neuer 
Tarife die von den Besatzungsmächten erlassenen Befehle zu berück¬ 
sichtigen. Hier steht an erster Stelle der Befehl 180, der den Lohnstopp 
betrifft. Der Befehl 180 sowie der Befehl über den Preisstopp waren un¬ 
umgänglich nötig, sollten wir nicht wieder in eine Inflation stürzen. Wenn 
in dem Befehl 180 ausdrücklich darauf hingewiesen wird, daß die bei 
Einstellung der Kampfhandlungen gezahlten Löhne und Gehälter auch 
weiterhin zu zahlen sind, so ist trotzdem ein Absinken des nominalen 
Lohnes unvermeidlich gewesen. Die Kürzung des Nominallohnes ergab 
sich zwangsweise aus der Einführung des Achtstundentages. Wenn vorher 
der Zehnstundentag galt und jetzt nur acht Arbeitsstunden täglich gesetz¬ 
lich zulässig sind, ergab sich eine Kürzung des Nominallohnes um 20 vom 
Hundert. Dort, wo infolge des Zusammenbruchs verkürzt gearbeitet 
wurde, liegt dieser Prozentsatz noch höher. Hierbei sei besonders der 
Zeit gedacht, in der die Betriebe erst anliefen. Der Reallohn sinkt infolge 
der unkontrollierbaren Preise der Lebenshaltungskosten, die trotz Preis¬ 
stopp gestiegen sind. Ein weiteres Absinken trat ein durch die enorme 
steuerliche Belastung. 

All dies wirkt sich selbstverständlich auf die neue Lohn- und Tarif¬ 
politik aus. Einer generellen Lohnerhöhung stehen die Befehle für Lohn¬ 
end Preisstopp entgegen. Es muß also versucht werden, im Rahmen dieser 
Befehle Härten auszugieichen, besonders in den Industrien, die durch die 
Rüstungspolitik der Nazis in ihren Löhnen hintenan standen. Weiterhin 
müssen beim Abschluß der Tarifverträge alle die Maßnahmen Beachtung 
finden, die auf sozialpolitischem Gebiet mit Hilfe der Gewerkschaften von 
den Selbstverwaltungsorgancn erlassen wurden (Einbau von Arbeits¬ 
schutzkommissionen usw.). Ebenso müssen neue Urlaubsbestimmungen 
in die zu erarbeitenden Tarifverträge eingebaut werden. 


Die neuen Tarli'kontrahenten 

An Stelle der alten Tarifkontrahenlen, der ehemaligen Arbeitgeber¬ 
verbände, mußte ein neuer Vertragspartner treten. In der sowjetischen 
Besatzungszone ist man sich darüber klar, daß dieser neue Vertrags¬ 
partner in den Industrie- und Handelskammern sowie Handwerkskam¬ 
mern zu suchen ist, da unter keinen Umständen Arbeitgeberverbände in 
der alten Form Wiedererstehen sollen. Bei dem zuerst abgeschlossenen 
Tarifvertrag, dem Tarifvertrag für die Landarbeiter, fand man den Tarif¬ 
partner einmal in den Länder- und Provinzgüterverwaltungen, öer Deut¬ 
schen Saatzucl^lgesellschaft und in der .Vereinigung der gegenseitigen 
Bauernhilfe. — Bei dem Tarifvertrag für den Bergbau wurde vorge- 



sehen, daß die Unterzeichnung de6 Tarifvertrages von den jeweiligen 
Zechen vorgenommen wurde. Beim Eisenbahnertarif und beim Tarif¬ 
vertrag für die Post steht der Tarifpartner ebenfalls fest in der Deut¬ 
schen Verwaltung für Verkehr und in der Deutschen Verwaltung für Post- 
und Fernmeldewesen. 


Wer neue Tarifvertrag: für die Landwirtschaft 

In dem Tarifvertrag für die Landarbeiter war es möglich, die in finan¬ 
zieller Beziehung bestehenden Härten, der Vergangenheit, die für den 
Aufbau unserer Ernährungsgrundlage unerträglich waren, zum größten 
Teil auszumerzen. Wenn dieser Tarifvertrag auch noch einige Schwächen 
aufweist, 60 wird es unsere Aufgabe sein, diese in unserer zukünftigen 
Arbeit abzustellen. 


Wer neue Tarifvertrag: für den Kci’gbau 

Aus der Erkenntnis heraus, daß die Produktion der Kohle der Anfang 
und das Ende unseres ganzen Industrieaufbaues ist, wurde als nächstes 
der Tarifvertrag für den Bergbau beraten und abgeschlossen. Er ist als 
Rahmen-Tarifvertrag abgefaßt für die gesamte sowjetische Zone und ent¬ 
hält außerdem die Lohn- und Gehaltsstaffeln für Stein-, Braunkohlen-, 
Erzbergbau und Kali. Auch in diesem Tarifvertrag ist es gelungen, weit¬ 
gehende Vergünstigungen für unsere Kollegen zu erreichen, so in der 
Heranziehung der unteren Gruppen und im Gedingelohn, weiterhin durch 
die Festsetzung des Krankenlohnes und der Deputate. 


Gleiche Arbeit — gleicher Lohn 

Eine Umwälzung auf dem Gebiete der gesamten Lohn- und Tarifpolitik 
vollzog der Befehl 253, der die Gleichstellung der Frauen- und Jugend¬ 
lichenlöhne mit den Männerlöhnen brachte. Mit diesem Befehl wurde 
endlicli einer Ausbeuterpolitik ein Riegel vorgeschoben. Wenn auch 
diesei Befehl durch die finanzielle Besserstellung den davon Betroffenen 
einen großen Vorteil bringt, so liegt seine außerordentliche Bedeutung 
jedoch vor allem darin, daß er eine grundlegende Änderung der gesell¬ 
schaftlichen Stellung der arbeitenden Frau gebracht hat. So sehr die 
Nazis in der Frau nur die Hüterin des Kochtopfes proklamierten, waren 
doch gerade sie es, die infolge ihrer Rüstungsarbeiten Millionen von 
Frauen und Jugendlichen in die Rüstungswerke und Betriebe zwangen. 
Man verlangte von ihnen allen Männerarbeit und -lei st urig, ohne jedoch 
daran zu denken, ihnen auch den entsprechenden Lohn zu gewähren. 

Ein anderer sehr wesentlicher Punkt dieses Befehls, der leider nicht 
immer Beachtung findet, ist darin zu sehen, daß in Zukunft Arbeiter 
und Angestellte, die Arbeiten von Beamten oder früheren, Beamten aus- 
führen, ebenso wie diese bezahlt werden müssen. Es ist klar, daß dieser 



Befehl, der eminente Auswirkungen hat, auch erheblich angefeindet wird, 
Alle nur möglichen und unmöglichen Argumente werden gegen die 
Gleichstellung der Frau angeführt, nicht zuletzt das Argument, daß die 
Gleichstellung der Frauenlöhne mit denen der Männer zu einer Preis¬ 
erhöhung führen müßte. Es dürfte sehr schwer halten, hier auch nur 
einen Beweis zu erbringen, daß in der Vergangenheit und auch in der 
Gegenwart bei der Kalkulation der Preise die niedrigsten Frauenlöhne 
eingesetzt wurden. Allen Kalkulationen lagen immer die weit höheren 
Männerlöhne zugrunde. Es kann nicht angehen, daß die Frauen, die 
heute den größten Prozentsatz in der arbeitenden Bevölkerung stellen, 
hier auch weiter Ausbeulungsobjekte der privatkapitalistischen Profit¬ 
gier bleiben. Das gleiche gilt für die Jugendlichen. 


Vom Xorm»llolm zum Leistungslohn 

Wenn wir nunmehr der Peihe nach für alle Industriegewerkschaften 
zum Abschluß von Tarifverträgen kommen, so bedeutet das, daß damit 
die eigentliche Arbeit in bezug auf Lohn- und Tarifpolitik innerhalb der 
Gewerkschaften erst beginnt. Die Industriegewerkschaften werden alle 
Veranlassung haben, gemeinsam mit dem Bundesvorstand die Aus¬ 
wirkung der Tarifverträge während ihrer Laufzeit eingehend zu 
studieren, in bezug auf die Arbeiter in den Betrieben als auch in 
bezug auf die Wirtschaft. Wenn auch heute noch nicht voraus¬ 
zusehen ist, in welcher Weite und Größe sich unser wirtschaftlicher 
Aufbau in Zukunft entfalten kann, so deutet doch alles darauf hin, 
daß die Verhältnisse uns zwingen werden, in unserer Lohnpolitik 
vom Normallohn zum Leistungslohn überzugehen. Dieser Gedanke 
wird heule noch von vielen abgelehnt, auch von Gewerkschaftern. Aber 
die Verhältnisse werden stärker sein und werden uns zwingen, diesen 
Weg zu gehen. Diese Erkenntnis verpflichtet uns, daß wir schon jetzt die 
Wege ergründen, die für uns gangbar erscheinen und tragbar sind. Die 
Tarifverträge für die Metallindustrie und auch für die Industriegewerk¬ 
schaft Holz zielen schon in dieser Richtung. Um zu Leistungslöhnen zu 
kommen, bedarf es der Festsetzung von bestimmten Normen und vor allen 
Dingen der Ermittlung der Arbeitszeiten. Maßgeblich für uns als Ge¬ 
werkschafter muß jedoch sein, daß die Festsetzungen der Normen und die 
Ermittlung der Arbeitszeiten unter Aufsicht und Mitarbeit der Gewerk¬ 
schaften geschieht. Unter keinen Umständen darf hier begonnen werden, 
wo man mit der Ausnutzung des Refa-Systems aufgehört hat. Wir werden 
in allen Betrieben zur Festsetzung von neuen Normen und Studien über 
die Arbeitszeiten kommen müssen. Dieses „Muß“ liegt darin, daß viele 
unserer Betriebe heute unter ganz anderen Voraussetzungen arbeiten als 
in der Vergangenheit. Bei der großen Lücke, die der Krieg hier in bezug 
auf die technische Ausrüstung der Betriebe gerissen hat, wird dies auch 
auf lange Zeit noch der Fall sein. In Erwägung zu ziehen ist hier auch: 
Wie weit ist eine Leistungssteigerung bei der heutigen Ernährungslage 
möglich? Diese Erwägungen kann man anstellen. Sie werden aber immer 
dahin führen, daß wir mehr produzieren müssen, um unsere Ernährungs- 
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läge besser gestalten zu können. Eine weitere Frage, die in diesem Zu¬ 
sammenhang berücksichtigt werden muß, ist die Frage der Rohstoffe. — 
Ein klares Bild über all diese Dinge läßt sich aber erst finden, wenn 
nach den bevorstehenden Friedensverhandlungen es zu einer Einheit 
des Reiches kommt. Schon aus diesem Grunde heraus die Forderung der 
Gewerkschaften nach der Einheit Deutschlands! 


Wenn der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund auch heute vor vielen 
neuen und großen Aufgaben stellt, so wird jedoch immer eine seiner 
wesentlichsten in der Gestaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen für 
die Schaffenden zu suchen sein. Die Fragen der Lohn- und Tarifpolitik 
sind aufs allerengste verbunden mit allen anderen Aufgabengebieten der 
Gewerkschaften. Die Zukunft verlangt von uns vollsten Einsatz, um diese 
Aufgaben zu bewältigen. Die Gewährleistung für die Erfüllung dieser 
Aufgaben ist jedoch nur gegeben in einer einheitlichen deutschen Ge¬ 
werkschaftsbewegung. Es wird erforderlich sein, daß alle Kollegen aus 
allen Zonen des Reiches, die mit dieser Aufgabe betraut sind, in der 
Frage der Lohn- und Tarifpolitik sich zusammenfinden und einmal 
gemeinsam die Wege beraten, die in Zukunft hier beschritten werden 
sollen. 
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ARREIT8RECHT 

HAUPTABTEILUNG 6 


Die Entwickln««- des Arbeitsrechts 


as Arbeitsrecht war schon von jeher eine besonders schwierige 
Rechtsmaterie, was in der auf besonderen Umstanden beruhenden lang¬ 
samen Entwicklung des Arbeitsrechts seine Ursache halte. Im Vergleich 
zu den anderen Rechtsdisziplinen ist das Arbeitsrecht jüngeren Datums, 
denn es entstand erst, nachdem sich der Stand der unselbständigen 
Arbeitnehmer entwickelt hatte, und dies ist erst im 19. Jahrhundert 
im Gefolge der kapitalistischen Entwicklung und der fortschreitenden 
Industrialisierung geschehen. Ohne die allmähliche Entwicklung des 
Arbeitsrechts chronologisch aufzuzeichnen, sei festgesiellt, daß sich 
der Arbeiterschaft in ihrem Kampfe um eine fortschrittliche Ent¬ 
wicklung des Arbeitsrechts bereits in der wilhelminischen Ära 
Schwierigkeiten und Hindernisse entgegenstellten, da man die großen 
Mißstände, die sich im Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeit¬ 
geber auftaten, in gewissen Kreisen nicht sah oder nicht sehen wollte. 
Als praktische Auswirkung dieser Tatsachen ergab sich, daß die arbeits¬ 
rechtliche Gesetzgebung mehr als dürftig blieb. Beispielhaft für diese 
Feststellung ist die Tatsache, daß das Bürgerliche Gesetzbuch an arbeits¬ 
rechtlichen Vorschriften ganze zwanzig Paragraphen (§§611—630 Dienst¬ 
vertrag) umfaßte. Diese mangelhafte gesetzliche Regelung führte dann 
dazu, daß es für wichtige Formen des Arbeitsvertrages zu Sonderrege¬ 
lungen kam, die teils in Reichsgesetzen (Reichsgewerbeordnung, Han¬ 
delsgesetzbuch, Seemannsordnung), teils in Landesgesetzen (Berg¬ 
arbeiter, Land- und Forstarbeiter und Gesinderecht) verankert wurden. 
Diese ungeheure Aufsplitterung der arbeitsrechtlichen Gesetzgebung ge¬ 
staltete schon bis 1933 die Beherrschung der Arbeitsrechtsmaterie beson¬ 
ders schwierig. Zu diesen Schwierigkeiten wurden neue hinzugefügt mit 
der Machtübernahme durch die Nazis, die die Gewerkschaften als Träger 
des kollektiven Arbeitsrechts zerschlugen und die das bis 1933 gellende 
Arbeitsrecht in unvorstellbarer Form verstümmelten, indem sie während 
ihrer 12-Jahre-Herrschaft eine ungeahnte Zahl von arbeitsrechtlichen Ge¬ 
setzen und Verordnungen produzierten. Mit der Beseitigung des 
Nazismus tat sich nun auf dem Gebiete des Arbeitsrechts eine Fülle von 
Problemen auf. Die neugeschaffene staatspolitische Lage führte dazu, 
daß auch auf dem Gebiete des Arbeitsrechts die alliierten Mächte als 
Gesetzgeber auftraten, wobei im einzelnen unterschieden werden mußte 
zwischen Gesetzesvorschriften, die für ganz Deutschland Geltung hatten, 
des weiteren zwischen Rechtsnormen, die von den einzelnen Be¬ 
satzungsmächten für ihre Zonen geschaffen wurden, und schließlich den 
gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen, die von den für die Stadt 


143 



Berlin zuständigen Alliierten Kontrollbehörden erlassen wurden. Das 
war die Grundlage, auf der die Hauptabteilung Arbeitsrecht ihre Arbeit 
begann. 

Aufbau und Aufgaben der Hauptabteilung 

Arbeitsrecht 

Mit der Wiedererstehung der Gewerkschaften nach dem Zusammen¬ 
bruch der Naziherrschaft erfolgte im Zuge der Konstituierung des Bun¬ 
desvorstandes des FDGB für die sowjetische Zone die organisatorische 
Aufgliederung der beim Bundesvorstand zu leistenden gewerkschaft¬ 
lichen Aufgaben. Es erfolgte die Errichtung der dem Bundesvorstand 
angegliederten Hauptabteilungen, von denen jede ein besonderes 
Arbeitsgebiet aus dem umfangreichen gewerkschaftlichen Aufgaben- 
kreis zugewiesen bekam. Der dabei entstandenen Hauptabteilung 6, 
Arbeitsrecht, war bei dieser arbeitstechnischen Aufteilung ein Aufgaben¬ 
gebiet zugewiesen, welches sich mit Fragen zu befassen hatte, die den 
arbeitenden Menschen von jeher direkt oder indirekt am eindringlichsten 
berührten. Es muß hier gleich zu Beginn darauf hingewiesen werden, 
daß aus dem so umfangreichen Gebiete des Arbeitsrechts einige Rechts¬ 
disziplinen anderen Hauptabteilungen zur Bearbeitung zugewiesen wur¬ 
den. So das Arbeitsschulzrecht der Abteilung Sozialpolitik, das Tarif¬ 
vertragsrecht der Abteilung Lohn- und Tarifwesen und das Betriebs¬ 
räterecht der Abteilung Betriebsräte. Dennoch harrte der Abteilung 
Arbeitsrecht eine Fülle von Aufgaben, deren Lösung nicht geringe 
Schwierigkeiten bereitete, wenn man daran denkt, welche Einflüsse 
die politischen Ereignisse des Jahres 1933 und des Umbruchs 1945 auf 
die Entwicklung des Arbeitsrechts genommen hatten. 

Aus der bereits in aller Kürze angedeuteten Entwicklung des Arbeits¬ 
rechts heraus ergab sich für die arbeitsrechtliche Abteilung schon bei 
ihrer Errichtung als besonders dringliches Problem die Mitarbeit an 
der Lösung folgender Fragen: 

a) Welche arbeitsreclitlichen Gesetze, Verordnungen oder Vorschriften 
haben bis heute noch oder haben heute wieder Geltung? 

b) Welche gesetzlichen Bestimmungen aus der Nazizeit haben auch 
heute noch Geltung bzw. sind aufgehoben oder nur noch be¬ 
schränkt gültig? 

c) Inwieweit berühren die neuen arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
der alliierten Besatzungsmächte die Gültigkeit der Gesetze und 
Verordnungen vor 1933? 

Es muß hier gesagt werden, daß sich für die Hauptabteilung Arbeits¬ 
recht bei der Beschäftigung mit diesen Fragen und auch bei der Behand¬ 
lung der übrigen ihr zugewiesenen Aufgaben zu Beginn ihrer Arbeit 
wesentliche Schwierigkeiten entgegenstellten. Es fehlte an dem drin¬ 
gendsten arbeitstechnischen Material. Die unbedingt notwendigen Text¬ 
ausgaben der Gesetze und Verordnungen waren nicht vorhanden. Die 
amtlichen Gesetzes- und Verordnungsblättersammlungen sowie Samm¬ 
lungen von arbeitsgerichtlichen Entscheidungen standen nicht zur Ver- 
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fügung. Desgleichen mangelte es an geeigneter Rechtsliteratur sowie an 
den notwendigen Gesetzeskommentaren. 


I>ic arbeiCsreehHielten Bestimmungen und ihre 

Anwendung 

-Die Lösung der weiter oben angedeuteten Fragen hatte nicht nur 
akademischen Wert, sondern war und ist auch heute noch von besonderer 
Wichtigkeit für unsere Gewerkschaftskollegen, denen die Aufgabe über¬ 
tragen worden ist, die Interessen der Arbeiter- und Angestelltenschaft 
wahrzunehmen. Dies gilt insbesondere für die Sekretäre unserer Rechts- 
schutzabteilungen und für die Betriebsräte. Wie schon angedeutet, 
haben die alliierten Besatzungsmächte mit dem Erlaß einiger 
Gesetze und Verordnungen einen Teil der aufgetretenen Zweifels¬ 
fragen beseitigt. Es sind z. B. durch das Kontrallratsgesetz Nr. 21 vom 
30. März 1946 über die Errichtung der Arbeitsgerichte und das Kontrollrats- 
gesetz Nr. 22 vom 10. April 1946 über die Bildung von Betriebsräten neue 
Rechtsnormen geschaffen worden, durch die alte Gesetze, wie das Betriebs¬ 
rätegesetz von 1920, gänzlich und das Arbeitsgerichtsgesetz von 1926 teil¬ 
weise außer Kraft gesetzt wurden. Des weiteren wurden durch den Befehl 
Nr. 66 der SMA vom 17. September 1945, Ziffern 10 und 11, das Deutsche 
Beamtengesetz vom 26. Januar 1937 und das Gesetz über die Wieder¬ 
herstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 aufgehoben. Auf 
dem Gebiete des Arbeitsschutzrechts erfolgte eine Neuregelung durch den 
Befehl Nr. 150 der SMA vom 29. November 1945. Die Befehle Nr. 65 vom 
15. September 1945 und Nr. 153 vom 29. November 1945 der SMA regelten 
die Sicherstellung und Überwachung des Einsatzes der vorhandenen Ar¬ 
beitskräfte. Wichtige gesetzliche Regelungen erfolgten für die russische 
Zone auf lohn- und tarifpolitischem Gebiet. Durch Befehl Nr. 56 vom 
17. Februar 1946 erfolgte die grundsätzliche Festsetzung der wöchent¬ 
lichen Arbeitszeit auf 48 Stunden entsprechend der gesetzlichen Regelung 
des Kontrollrats in seiner Direktive Nr. 26 vom 26. Januar 1946. Die Kon- 
trollratsdirektive Nr. 14 vom 12. Oktober 1945 und für die sowjetische Zone 
der entsprechende Befehl der SMA Nr. 180 vom 22. Dezember 1945 brachten 
neue Bestimmungen betreffs der Arbeitslöhne, nach denen die unmittelbar 
vor der Beendigung des Krieges geltenden Lohn- und Gehaltssätze wieder 
in Kraft gesetzt werden, wobei unter den besonderen Voraussetzungen 
der Ziffern ld und f des Befehls Nr. 180 den Gewerkschaften die Berechti¬ 
gung zuerkannt wird, anderweitige Lohn- und Gehaltssätze zu vereinbaren. 
In bezug auf die Urlaubsfragen brachte der Befehl Nr. 147 vom 16. Mai 1946 
mit einer dazu ergangenen Instruktion vom 17. Juni 1946 für die sowjetisch 
besetzte Zone neue Richtlinien über die Zulässigkeit und Höhe der Urlaubs- 
gewährung. Mit dem Befehl Nr. 253 vom 17. August 1946 wurde eine alte 
gewerkschaftliche ForderungWirklichkeit, indem.nunmehr bei Verrichtung 
der gleichen Arbeit auch gleiche Entlohnung ohne Rücksicht auf Geschlecht 
und Alter zu erfolgen hat. Das Konirollratsgesetz Nr. 40 vom 30. November 
1940 brachte die offizielle Aufhebung des Gesetzes zur Ordnung der natio¬ 
nalen Arbeit, jenes Gesetzes, mit welchem die Nazis die wichtigsten Er¬ 
rungenschaften der Arbeitnehmer auf arbeitsrechtlichem Gebiet beseitigt 
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hatten. Wie schon dargelegt, haben alle diese erwähnten gesetzlichen Be¬ 
stürmungen der alliierten Mächte wesentlich dazu beigetragen, unsere 'Be¬ 
mühungen um die Klärung über Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit 
der aus der Zeit vor 1933 bis zum Umbruch 1945 erlassenen arbeitsrechi- 
licheu Gesetze, Verordnungen, usw. merklich zu erleichtern. Andererseits 
traten an die Abteilung Arbeitsrecht mit dem Erlaß der von den ßesatzungs- 
mäehten herausgegebenen arbeitsreehtlichen Bestimmungen neue, nicht 
minder schwierige Aufgaben heran, Schwierigkeiten insofern, als die 
Interpretation dieser Gesetze naturgemäß in vielen Fällen gegenteiligen 
Auffassungen Kaum ließ. Zur Veranschaulichung seien liier nur drei Bei¬ 
spiele herausgegriffen: 

1. Ist im Rahmen der Festsetzung der 48stündigen Arbeitszeit die Arbeit 
nur an fünf Tagen möglich oder nicht? 

2. Hat die im Rahmen des Kontrollratsbefehls Nr. 3 vom 17. Januar 1946 
notwendige Zustimmung des Arbeitsamts beim Arbeitsplatzwechsel 
rechtswirksame Bedeutung, oder ist sie nur als ein öffentlicher 
hoheitlicher Akt anzusehen? 

3. Sind mit der Aufhebung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit die auf Grund dieses Gesetzes von den Treuhändern erlassenen 
Tarifordnungen gleichzeitig aufgehoben oder nicht? 

Diese drei Beispiele deuten nur einen kleinen Ausschnitt der der Haupt¬ 
abteilung Arbeitsrecht auf diesem Gebiete obliegenden Aufgaben an. Zu 
diesen Problemen, die bei der Auslegung der nach 1945 erlassenen arbeils- 
rechllicben Bestimmungen auftraten, kamen neue hinzu, die Stellungnahme 
verlangten zu den Fragen, ob sich im Rahmen der geschaffenen neuen 
Gesetze der Erlaß von Durchführungs- oder Ergänzungsbestimmungen not¬ 
wendig macht oder nicht. Des weiteren traten ganz unabhängig von dem 
Erlaß neuer arbeilsrechtlicher Gesetze, nämlich bedingt durch die nach 
dem Nazizusammenbruch entstandene wirtschaftspolitische Lage, weitere 
Fragen von für die Arbeitnehmerschaft ungemein wichtiger Bedeutung an 
die Hauptabteilung heran. Erwähnt sei hier nur das Problem der Lohn- 
zahlungspfiicht der Arbeitgeber in den durch Kohlenmangel oder Strom¬ 
sperren für längere Zeit stillgelegten Betrieben. Hingewiesen sei ferner 
auf die Tatsache, daß mit der Verkündung neuer Gesetze durch die Alli¬ 
ierten sich die Nichtanwendbarkeit von gesetzlichen Bestimmungen aus 
der Zeit vor 1933 ergab, die immerhin für die Arbeitnehmerschaft wert¬ 
volles Gedankengut enthielten. Wir erinnern hierbei an die Kündigungs¬ 
schutzbestimmungen der §§ 84 ff. des aufgehobenen Betriebsrätegesetzes 
von 1920. In diesem Zusammenhang ergab sich die Prüfung der für die 
Arbeitnehmerschaft so wichtigen Frage, ob ein besonderes Kündigungs¬ 
schutzrecht im Sinne oder in Anlehnung an die allen Bestimmungen des 
Betriebsrätegesetzes wieder neu gesetzlich verankert werden soll oder 
nicht. 

Alle diese Probleme, die hier aufgeworfen wurden und mit denen nur 
die wichtigsten und hervorstechendsten aufgezeigt worden sind, haben 
einen wesentlichen «Teil der Arbeit der Hauptabteilung Arbeitsrecht in 
dem abgelaufenen Jahre ausgefüllt. Um die Lösung dieser arbeitsrecht¬ 
lichen Probleme im Sinne unserer gewerkschaftspolitischen Grundsätze 
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und Auffassungen ist die arbeitsrechtliche Abteilung in einjähriger Ar¬ 
beit ständig bemüht gewesen. Es muß hierbei erwähnt werden, daß die 
bis jetzt erreichten Erfolge nicht zuletzt errungen werden konnten durch 
die gedeihliche Zusammenarbeit unserer Hauptabteilung mit der für den 
Bereich der sowjetisch besetzten Zone zuständigen deutschen zentralen 
Verwaltungsbehörde, nämlich der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge. 


Arbeitsvertrag und lCeclitsscliutz 

Neben diesen im Vorhergehenden aufgezeigten Problemen wurden an 
die Hauptabteilung naturgemäß Fragen herangetragen, deren gerechte- 
und sachgemäße Erledigung die Interessen unserer arbeitenden Kollegen 
direkt berührten. Also alle Fragen, die mit dem Begriff des Arbeits¬ 
vertragsrechts Zusammenhängen. So wurde die Abteilung im Laufe des 
Jahres wiederholt von Kollegen, besonders aus den Randgebieten Berlins, 
aufgesucht, um sich von hier Rat und Hilfe in arbeitsrechtlichen, daneben 
aber auch in allgemeinrechtlichen Fragen zu holen. Daß die Erteilung 
von Rechtsauskünften an ratsuchende Kollegen nicht den wesentlichsten 
Teil der Arbeit bei der Hauptabteilung Arbeitsrecht ausmachte, resultiert 
daraus, daß diese Aufgaben, organisationsmäßig bedingt, im überwiegen¬ 
den Maße von den Organen des FDGB in den Ländern und Provinzen 
der sowjetrussischen Zone wahrgenommen werden. Zur Wahrnehmung 
der berechtigten Interessen unserer Kollegen sind für diesen Zweck von 
den Landes- und Provinzialvorständen des FDGB die schon in der Zeit 
vor 1933 bewährten Arbeitersekretariate eingerichtet worden, bzw. ist 
deren Einrichtung wieder in Vorbereitung. Wenn dennoch ein erheb¬ 
licher Teil von Kollegen die Hauptabteilung Arbeitsrecht zwecks Ertei¬ 
lung von Rechtsauskünften aufsuclite, so hatte das seine besonderen 
Gründe. Es handelte sich hier um Kollegen, die jetzt in Berlin wieder 
ihren Wohnsitz haben, die aber während des Krieges von Betriebsver¬ 
lagerungen betroffen wurden. Diese Kollegen, die noch Lohn- oder 
Urlaubsansprüche aus der Zeit dieser Betriebsverlagerungen für.sich in 
Anspruch nehmen wollten, waren bei der gerichtlichen Durchsetzung 
ihrer Ansprüche auf das Arbeitsgericht angewiesen, welches für den 
Wohnsitz des verlagerten Betriebes zuständig war. In allen diesen Fällen 
wurden den betreffenden Kollegen Rat und Hilfe gewährt. Machte sich 
eine arbeitsgerichtliche Auseinandersetzung notwendig, so übernahm 
die Hauptabteilung Arbeitsrecht die Ausarbeitung der Klageschrift und 
leistete^ so dem betreffenden Gewerkschaftskollegen, der mit der Ver¬ 
tretung der zu führenden Klage beauftragt war, wertvolle Hilfe. 


Die Arbeitsgcriclitsbarkcit 

Die mit diesen Angelegenheiten des Rechtsschutzes so eng verknüpf¬ 
ten Fragen der Arbeitsgerichtsbarkeit haben in der Arbeit der Haupt¬ 
abteilung Arbeitsrecht ebenfalls einen breiteren Raum eingenommen. 
Bekanntlich haben das Kontrollratsgesetz Nr. 21 vom 30. März 1946 (Ar- 



beitsgerichtsgesetz) und für die sowjetisch besetzte Zone entsprechend 
der Befehl Nr. 23 der SMA vom 25. Januar 1946 wesentliche Neuerungen 
auf dem Gebiete der Arbeitsgerichtsbarkeit gebracht. Einer alten ge¬ 
werkschaftlichen Forderung wurde Rechnung getragen, indem die Dienst- 
aufsicht über die Arbeitsgerichte der Justizverwaltung nunmehr entzogen 
wurde und für die sowjetische Zone auf die Landes- oder Provinzial¬ 
ämter für Arbeit und Sozialfürsorge überging. Besonders bedeutungsvoll 
war des weiteren die Bestimmung, daß nunmehr die Vorsitzenden der 
Arbeitsgerichte nicht mehr zum Richter befähigte Berufsjuristen zu sein 
brauchen, sondern nur besondere Befähigung in Arbeitsangelegenheiten 
haben müssen. Bei der Wahl der Vorsitzenden der Arbeitsgerichte ist 
den Gewerkschaften ein maßgebender Einfluß gesichert. Diese Einfluß¬ 
nahme der Gewerkschaften auf die Zusammensetzung der Arbeits¬ 
gerichte ist für die sowjetisch besetzte Zone von den Landes- bzw. Pro¬ 
vinzialvorständen der Gewerkschaften für ihren Bereich wahrgenommen 
worden. Nach der Bildung der neuen Arbeitsgerichte hat es aber die 
Hauptabteilung Arbeitsrecht als ihre besondere Aufgabe angesehen, 
nicht nur die Arbeitsweise der Arbeitsgerichte aufmerksam zu verfolgen, 
sondern sich auch eingehend mit der laufenden Rechtsprechung, beson¬ 
ders auch der Berufungsinstanzen, zu beschäftigen. In diesem Sinne 
haben wir unsere Kollegen in den Arbeitsrechtsabteilungen bei den 
Landes- und Provinzialvorständen um laufende Berichte über die Er¬ 
ledigung der Rechtsstreitigkeiten, aufgegliedert nach Vergleich, Ver¬ 
zicht, Klagezurücknahme, Versäumnisurteil, Endurleil, gebeten. Des¬ 
gleichen war die Abteilung Arbeitsrecht bemüht, von den Landes- bzw. 
Provinzialarbeitsgerichten Abschriften der ergangenen Urteile zu erhal¬ 
ten, um diese — soweit sie von grundsätzlicher Bedeutung waren — 
unseren Kollegen in den Ländern und Provinzen zugänglich zu machen. 
Soweit es sich um Urteile handelte, die unserer gewerkschaftlichen Auf¬ 
fassung nicht entsprachen, hat es die Hauptabteilung Arbeitsrecht über¬ 
nommen, unter Zugrundelegung arbeitsrechtlicher Erwägungen ihrer 
Auffassung Geltung zu verschaffen. 

ZusammcBifassuiig: und Ausblick auf die zukünftigen 

Aufgaben 

Mit der hier erfolgten Darlegung der Tätigkeit der Hauptabteilung 
Arbeitsrecht beim Bundesvorstand des FDGB für die sowjetische Zone 
ist das Aufgabengebiet jedoch noch nicht erschöpfend aufgezeigt. In 
Hinsicht auf den organisatorischen Aufbau des Freien Deutschen Ge¬ 
werkschaftsbundes entwickelte sich selbstverständlich ein reger Ge¬ 
dankenaustausch zwischen der Hauptabteilung Arbeitsrecht und den ent¬ 
sprechenden arbeitsrechtlichen Abteilungen bei den Landes- und Provin¬ 
zialvorständen. In diesem Zusammenhänge wurde der Hauptabteilung 
Arbeitsrecht seitens der Landes- und Provinzialvorstände des FDGB im 
Laufe des Jahres eine Reihe von Entwürfen von Verordnungen und An¬ 
ordnungen usw., die in den Ländern und Provinzen erlassen wurden bzw. 
erlassen werden sollten, zur Begutachtung vorgelegt. Des weiteren wur¬ 
den in vielen Fällen durch die Landes- und Provinzialvorstände Wünsche, 
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Anregungen, und Resolutionen von Kreis- oder Bezirksausschüssen des 
RDGB in der sowjetisch besetzten Zone an die Hauptabteilung mit der 
Bitte um grundsätzliche Stellungnahme hierzu herangetragen. 

Über den Rahmen der geschilderten notwendigen Zusammenarbeit der 
Hauptabteilung Arbeitsrecht mit den entsprechenden Abteilungen bei 
den Landes- und Provinzialvorständen sowie den Zentral Vorständen der 
Industriegewerkschaften hinaus, hat die arbeitsrechtliche Abteilung die 
Gestaltung des Arbeitsplans für die Arbeitsrechlskommission über¬ 
nommen. Diese Arbeitsrechtliche Kommission, die sich aus unseren auf 
dem Gebiete des Arbeitsrechts führenden Kollegen aus den Ländern und 
Provinzen zusammensetzt, wurde gebildet, um in regelmäßig wieder¬ 
kehrenden Abständen zu den immer wieder neu auftauchenden Pro¬ 
blemen auf dem Gebiete des Arbeitsrechts in eingehender Aussprache 
Stellung zu nehmen. Die besondere Wichtigkeit dieser Kommission wird 
aus den hier erfolgten Ausführungen ersichtlich, in denen angedeutet 
wurde, daß auf dem Gebiete des Arbeitsrechts noch manche Zweifels¬ 
fragen der Lösung harren. Die Hauptabteilung Arbeitsrecht ist sich 
darüber klar, daß bei der Lösung dieser noch offenstehenden Fragen 
sich notwendigerweise eine enge Zusammenarbeit zwischen Gewerk¬ 
schaften, der arbeitsrechtlichen Rechtsprechung und der Wissenschaft 
ergeben muß. Im engen Zusammenhang mit diesen Fragen steht für uns 
für die Zukunft das Ziel, in hoffentlich absehbarer Zeit die Schaffung 
eines einheitlichen Arbeitsgesetzbuches zu erreichen. Auf diesem Wege 
wird der Hauptabteilung Arbeitsrecht beim 'Bundesvorstand des FDGB 
neben ihren in diesen Ausführungen aufgezeigten allgemeinen Arbeits¬ 
aufgaben eine besonders verantwortungsvolle Tätigkeit zugewiesen. Diese 
Tätigkeit besteht in der unablässigen intensiven Befassung mit der 
Weiterentwicklung unserer Arbeitsgesetzgebung aus der Erkenntnis 
heraus, daß es den Gewerkschaften gegeben ist, in verantwortungs¬ 
bewußter Arbeit diese Entwicklung maßgebend zum Wohle des arbeiten¬ 
den Menschen zu beeinflussen. 



BETRIEBSRÄTE 

HAUPTABTEILUNG 7 

Unser Kampf 

um das Mitbestimmungsreclit 
in den Betrieben 


c/-n Deutschland entstanden während des ersten Weltkrieges in den Be¬ 
trieben die Revolutionären Obleute, die sich gewerkschaftliche und poli¬ 
tische Aufgaben stellten. Diese Aufgaben betrafen den Kampf gegen 
den Krieg und gegen die Auswirkungen des Krieges in bezug auf die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen. In der Novemberrevolution 1918 ent¬ 
standen auch in Deutschland die Räte unter den Arbeitern und Soldaten. 
In den Betrieben forderten die Arbeiterräte weitgehende Rechte, auch 
in bezug auf das Recht der Kontrolle der Produktion. Das Betriebsräte- 
geselz, das dann im Jahre 1920 vom Deutschen Reichstag angenommen 
wurde, berücksichtigte jedoch diese Forderungen nur zu einem geringen 
Teil. Der Betriebsrat sollte aus Arbeiterräten und Angestelltenräten des 
Betriebes bestehen, deren Zusammenarbeit als keine besonders enge 
gedacht war. Auf die Produktion hatte nach dem damaligen Gesetz der 
Betriebsrat keinerlei Einfluß.. Er hatte zudem die Interessen des Unter¬ 
nehmens ebenso wahrzunehmen wie die der Belegschaft und war für Ruhe 
und Ordnung im Betrieb mitverantwortlich. Er hatte ein gewisses Recht 
der Kontrolle bei Einstellungen und Entlassungen (jedoch in einem 
keineswegs besonders hohem Grade) sowie in der Kontrolle des Tarif¬ 
vertrages und im Arbeitsschutz. Das Gesetz genügte den Forderungen 
der Arbeiter also keineswegs, und es kam anläßlich der Annahme des 
Gesetzes durch das Parlament zu großen Demonstrationen vor dem 
Reichstagsgebäude, wobei in die Menge der Arbeiter geschossen und 
21 von ihnen getötet wurden. 

Trotz seiner Unzulänglichkeiten war das Gesetz eine Errungenschaft, 
die im betrieblichen Leben von ‘Bedeuiung war. Die Betriebsräte hatten 
einen gewissen Einfluß auf die Arbeitsbedingungen. Der Unternehmer 
war nicht mehr unumschränkter „Herr im Hause“. Das Betriebsrätegesetz 
war also den Unternehmern im Wege. 

* 

Als die Hitlerpartei an die Macht kam, erfüllte sie neben den anderen 
Forcierungen der Unternehmer natürlich vor allen Dinge auch diejenige, 
wieder „Herr im Hause“ sein zu wollen. Das Betriebsräiegesetz wurde 
abgeschafft und statt der Betriebsräte sollten jetzt „Vertrauensräte“ 
gewählt w r erden. Diese „Wahl“ sah so aus, daß nur bestimmte, vom Unter¬ 
nehmer gemeinsam mit der DAF ausgesuchte Vertrauensleute des Unter- 
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nehmen gewählt werden konnten. Als die Arbeiter bei diesen so¬ 
genannten „Wahlen“ die Namen der „Kandidaten“ meistens durchstrichen 
und ungültige Stimmzettel abgaben, wurde 1935 der ganze „Wahlakt“ 
ebenfalls abgeschafft, und die Vertrauensräte wurden einfach ernannt. 
Sie waren Organe des Unternehmens und hatten keinerlei selbständiges 
Beschlußrecht. 

★ 

Nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches wurden durch die Ge¬ 
werkschaften sehr bald auch wieder Betriebsräte in den Betrieben der 
sowjetischen Besatzungszone geschaffen. In der Wirtschaft waren aber sehr 
große Veränderungen vor sich gegangen. Sehr viele Betriebe waren von 
den Unternehmern einfach im Stich gelassen worden. Sie waren teilweise 
nach dem Westen entflohen. So waren es die Gewerkschaften und vor 
aliem ihre Betriebsräte, die die Produktion wieder in Gang zu bringen 
halfen. Ohne diese Initiative der Arbeiter und ihrer Funktionäre wäre 
der Prozeß der Wiederingangsetzung der Produktion weit schwieriger 
gewesen. (Die Hauptabteilung Betriebsräte des Bundesvorstandes des 
FDGB hat in der Broschüre „Aus der Praxis der Betriebsräte“ ausführ¬ 
licheres Material über diese Periode veröffentlicht.) Sie übernahmen auch 
schnell die Aufgabe, die 'Betriebsleitungen von noch vorhandenen reaktio¬ 
nären Elementen zu säubern, und sehr oft rückten Gewerkschafter und 
Betriebsräte in leitende Funktionen auf. Eine von der Hauptabteilung 
Betriebsräte des Bundesvorstandes des FDGB im Herbst 1946 in 100 Be¬ 
trieben der sowjetischen Besatzungszone durchgeführte Untersuchung 
ergab folgendes interessantes Ergebnis: 

1. In einer Reihe Direktionen sind an die Stelle dort entfernter 
Reaktionäre und Nazis nunmehr Gewerkschaftskollegen, zum Teil 
Arbeiter aus der Belegschaft desselben Betriebes getreten. Das hat 
sich (was zu betonen besonders wichtig ist) zugunsten einer Ent¬ 
faltung der Produktion ausgewirkt; denn mit diesen Reaktionären 
verschwanden auch die Saboteure des Aulbaus. 

2. Die entfernten Reaktionäre und Nazis sind sehr oft nach dem 
Westen entflohen und versuchen, von dort aus wieder Einfluß zu 
gewinnen. 

In der Wirtschaft der sowjetischen Besatzungszone vollzogen sich in den 
folgenden Monaten noch weil größere Veränderungen. Die Macht der Kon¬ 
zerne wurde zertrümmert, die Betriebe von Kriegsinteressenten und Nazis 
wurden enteignet und in die Hände der demokratischen Selbstverwal¬ 
tungen gegeben. Das war der Beginn des Ringens um die Demokrati¬ 
sierung der Wirtschaft, wobei in diesem Ringen die Gewerkschaften eine 
entscheidende Rolle zu spielen haben. 

Die Bedeutung, die die freie deutsche Gewerkschaftsbewegung der 
gewerkschaftlichen Arbeit in den Betrieben zumessen muß, ergibt sich 
also aus der neuen Aufgabenstellung der Gewerkschaften selbst: Sollen 
die Arbeiter und Angestellten in der demokratischen Wirtschaft das volle 
Mitbestimmungsrecht besitzen und ausüben können, so sind es an den 
Stätten der Produktion, in den Betrieben unter der Leitung der Gewerk¬ 
schaften die Betriebsräte, die dieses Mitbestimmungsrecht zu verwirk¬ 
lichen haben. 
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Das Mitbestimmungsrecht des Volkes 

Das Ringen um das Mitbestimmungsreclit ist mit die entscheidenste 
Aufgabe der neuen Gewerkschaftsbewegung. Erst wenn es in der ge¬ 
samten Wirtschaft zur Praxis wird — in den leitenden Wirtschafts¬ 
organen, in den Industrie- und Handelskammern, in den Handwerks¬ 
kammern und vor allem auch in den Betrieben —, dann haben wir das 
Recht, von einer demokratischen Wirtschaft zu sprechen. Es soll der 
eigentliche Sinn der Wirtschaft werden, eine Quelle des Wohlstandes 
und des Glückes für die Bevölkerung sein. Wir alle wissen aus 
bittersten Erfahrungen, daß unsere bisherige Wirtschaft eine Quelle der 
Krisen, Kriege und Katastrophen für das deutsche Volk war. Die Ur¬ 
sachen dafür lagen darin begründet daß diese Wirtschaft gar nicht das 
Ziel hatte, dem Wohlergehen des Volkes zu dienen, sondern der Profit-, 
Herrsch- und Machtgier großer Kapitalmagnaten. In Deutschland hatten 
sich die (nach den Vereinigten Staaten) größten Kapitalkonzcntrationen 
der Welt zusammengeballt, und deren Beherrscher — die Krupp, Thyssen, 
Kirdorf usw. — haben ön der Absicht, fremde Länder und Völker zu 
unterwerfen und auszuplündern, auch das deutsche Volk in das tiefste 
Unglück gestürzt. In der dadurch über Deutschland herbeigeführten 
Wirtschaftskatastrophe befinden wir uns heute noch. 

Nicht eine Wirtschaft, deren Träger gemeinsam mit den Führern der 
Nazipartei dieses Unglück über uns heraufbeschworen, gilt es wieder 
aufzubauen. Die Wirtschaft, die das deutsche Volk — wenn es seine 
Zukunft sichern will — errichten muß, ist eine Wirtschaft, die endlich 
seinen eigenen, friedlichen Bedürfnissen dienen soll. Die Entfernung 
der Konzernherren, der Kriegsverbrecher, Nazis und die Überführung 
ihres Besitzes in die Hände der Selbstverwaltungen sowie die Boden¬ 
reform sind unerläßliche Maßnahmen in dieser Richtung. Das bedeutet 
aber auch, .daß diese Wirtschaft für immer planmäßig zu lenken ist, und 
zweitens, daß die Arbeiter und Angestellten durch ihre Gewerkschaften 
und Betriebsräte diese Planung mitbestimmen. Das fassen wir unter 
dem Begriff „demokratisierte Wirtschaft“ zusammen. Sie äst eine Lebens¬ 
frage für die Zukunft unseres Volkes geworden. 


Der Betriebsrat, 

ein Funktionär der demokratisierten Wirtschaft 

Die neue deutsche Gewerkschaftsbewegung konnte sich also nach ihrem 
Wiedererstehen keineswegs mehr mit der alten gewerkschaftlichen Auf¬ 
gabenstellung — Wahrung und Verbesserung der Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen — begnügen. Sie erhob denn auch sofort nach ihrer Wieder¬ 
entstehung die Forderung nach dem Mitbestimmungsrecht. Sie organisierte 
schon deswegen in der sowjetischen Besatzungszone bald die Wahl von 
Betriebsräten durch die Belegschaften. Sie stellte und stellt an diese 
Betriebsräte die hohe Anforderung, nicht nur Vertreter ihrer Beleg¬ 
schaften, nicht nur Funktionäre der Gewerkschaftsbewegung zu sein, 
sondern auch Funktionäre der demokratischen Wirtschaft zu werden. 
Das bedeutet aber für die Betriebsräte, nicht mehr im engen Rahmen 



betrieblichen Denkens befangen bleiben zu dürfen, sondern Mitträger des 
Ganzen werden zu wollen. Eine gewaltige Zahl von Betriebsräten, in 
allen Betrieben Deutschlands mitbestimmend tätig, geleitet von einer 
Kraft, dem einheitlichen Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, das ist 
ein Ziel* das sich alle deutschen Gewerkschaften stellen sollten. 

I>as Mitbcsiimimingsrecht des Betriebsrates 

Diese Aufgabenstellung setzt aber voraus, daß der Betriebsrat nicht 
nur das Recht der Einsicht in den betrieblichen Produktionsplan erhält, 
sondern daß er mehr und mehr auch an der Ausarbeitung des Produktions¬ 
planes mitwirkt; daß er mitbestimmt, was produziert wird, denn es muß 
heute das für die Bevölkerung unmittelbar Notwendigste und Dringlichste 
erzeugt werden. Es setzt weiter die Mitbestimmung des Betriebsrates 
auch in der Preiskalkulation des Betriebes voraus, wobei dieses Recht 
sich auch auf die Kontrolle des Weges der Ware erstrecken muß, damit 
sie nicht durch dunkle Kanäle dem schwarzen Markt und damit dem 
Preiswucher zugeführt wird. Neben der Steigerung der Produktion ist 
der Kampf um die Niedrighaltung der Preise heute der bedeutsamste 
Teil des Kampfes um den Reallohn der deutschen Arbeiter und An¬ 
gestellten. Keiner Forderung gegenüber verhalten sich manche Unter¬ 
nehmer so ablehnend, wie gegenüber der Forderung auf Einsicht in die 
Unterlagen der Produktion und der Preiskalkulation. Die Einsicht des 
Betriebsrates darf sich aber nicht auf die Unterlagen für Löhne und 
Akkorde beschränken, sondern muß auch die geschäftlichen und pro¬ 
duktionsmäßigen Unterlagen des Unternehmens umfassen, soll das Mit¬ 
bestimmungsrecht wirksam werden können. 


Anteil der Belegschaften an der demokratisierten 

Wirtschaft 

Ebensowenig aber wie die Gewerkschaften und Betriebsräte ihre Auf¬ 
gaben in der Wahrung und Verbesserung der Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen ohne die Gewerkschaftsmitglieder und die Belegschaften 
lösen können, ebensowenig ist die Lösung der Aufgaben, die der Aufbau 
einer demokratischen Wirtschaft an uns stellt, ohne diese Unterstützung 
möglich. Die Produktion soll ja nicht nur gelenkt, sie muß auch wesentlich 
gesteigert werden, soll sie die Bedürfnisse der durch den faschistischen 
Krieg verarmten arbeitenden.Bevölkerung befriedigen können. Die Frage 
der Arbeitsmoral ist heute infolgedessen vor allem auch eine Frage des 
Klassenbewußtseins — denn nur, wenn die Arbeiter den Unterschied 
zwischen Vergangenheit und Zukunft, den Unterschied zwischen der Wirt¬ 
schaft der Konzerne und der demokratisierten Wirtschaft begreifen, und 
wenn sie eben dadurch die Rolle der Arbeiterklasse in der neuen Wirt¬ 
schaft, im neuen Deutschland, e-rfassen, dann wird sich dieses Bewußtsein 
auch in einer hohen Arbeitsmoral ausdrücken. 

Es ist also eine wesentliche Aufgabe der Betriebsräte, das Bewußtsein 
der Belegschaften heben zu helfen, indem sie die Anteilnahme der Beleg- 



schäften am .Aufbau der demokratisierten Wirtschaft entwickeln und 
fördern. Daneben ist es erforderlich, die Betriebsbelegschaften auch in 
dem Sinne aufzuklären, daß auch die unmittelbare Verbesserung ihrer 
Lebenslage von der Steigerung der Produktion und von der straffsten 
Kalkulations- und Warenkontrolle im Betriebe abhängig ist. t 

Die freie deutsche Gewerksehaflsbewegung in der sowjetischen ße- 
satzungszone versuchte seit dem ersten Tage ihres Bestehens, ihre 
Funktionäre, Betriebsräte und Mitglieder mit solchen Gedankengängen 
vertraut zu machen. Durch die Aktivität der Gewerkschaften gelang es 
schon 1945. in vielen Betrieben den Betriebsräten ein weitgehendes Mit¬ 
bestimmungsrecht zu sichern. Eine neue Phase weiteren Aufschwungs 
trat ein, nachdem der Alliierte Kontrollrat am 10. April 1946 das Gesetz 
Nr. 22 (Betriebsrätegesetz) erlassen hatte und seine Verwirklichung durch 
die Gewerkschaften in Angriff genommen wurde. Dieser Aufschwung 
wurde natürlich stark gefördert durch die schon vorher eingelretene Ver¬ 
einheitlichung der Gewerkschaftsbewegung, beschlossen auf der ersten 
Delegiertenkonferenz des FDGB in der sowjetischen Besatzuiigszone. 

Die Hauptabteilung Betriebsräte des von der Delegiertenkonferenz 
gewählten Bundesvorstandes konnte im Mai 1946 ihre Tätigkeit auf¬ 
nehmen. Die Abteilung setzte sich zunächst aus in Berlin tätigen Mit¬ 
gliedern und Mitarbeitern des Bundesvorstandes sowie den Leitern der 
Betriebsräte-Arbeit in den Ländern und Provinzen zusammen. Später 
kamen noch die entsprechenden Sachbearbeiter aus den Zentral Vorständen 
der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften hinzu. Sie trat erstmalig 
am 27. Mai und bis zum Jahresschluß 1946 zu insgesamt fünf Sitzungen 
zusammen, wobei an einigen dieser Tagungen auch Kollegen aus den 
Betrieben teilnahmen. In der Hauptabteilung wurden im Geiste der 
kollektiven Zusammenarbeit alle wichtigen Aufgaben gemeinsam beraten. 


I>as neue Betriebsrätegesetz (BRG) 

Durch den Erlaß des neuen Betriebsrätegesetzes sah sich die neu 
geschaffene Hauptabteilung Betriebsräte des Bundesvorstandes sofort vor 
eine wichtige Aufgabe gestellt: die Durchführung der Bctricbsrätewalilen 
auf der Grundlage des neuen Belriebsrätegeselzes. Der Bundesvorstand 
des FDGB faßte diesen Beschluß, um dem neuen Betriebsrätegesetz unser 
Leben zu verleihen und um die Arbeit der Betriebsräte und ihrer Wahl¬ 
periode mehr als bisher zu vereinheitlichen. 

Dieser Beschluß des Bundesvorstandes erwies sich als recht glücklich. 
Vor allem wurde nun der Geist und der Inhalt des neuen Betriebsräte¬ 
gesetzes dem Verständnis der Gewerkschaftsmitglieder und der Betriebs¬ 
räte wesentlich nähergebracht. (Wir bringen den Text des Betriebsräte¬ 
gesetzes des Alliierten Kontrollrates S. 390.) Vor allen Dingen fiel auf, 
daß nach dem neuen Gesetz der Betriebsrat nicht mehr die Aufgabe hat, 
Wahrnehmer auch der Interessen des Unternehmers zu sein. Er wird 
vielmehr von der Belegschaft gewählt, um deren berufliche, wirtschaftliche 
und soziale Interessen wahrzunehmen. Das ist ein wesentlicher Fortschritt. 
Ein anderer ebenso wesentlicher Unterschied ist der, daß nach dem neuen 
Gesetz die Gewerkschaften auch gesetzlich zu denjenigen Organisationen 
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werden, die die Arbeit der Betriebsräte zu organisieren und zu leiten, 
ja sogar die Betriebsrätewahlen zu organisieren haben. Während z. B. das 
alte Betriebsrätegesetz eine genaue Wahlordnung enthielt, wird im 
Artikel 4 des neuen Gesetzes gesagt, daß die 'Belegschaften selber ihre 
Beschlüsse über die Zusammensetzung des Betriebsrates und über die 
Durchführung der Wahlen zu fassen hätten, daß aber die Gewerkschaften 
das Recht der Organisation der Wahlen und der Aufstellung der Kan¬ 
didaten haben. Im Artikel 7 des neuen BRG wird dann erklärt: „Die 
Betriebsräte führen ihre Aufgaben in Zusammenarbeit mit den an¬ 
erkannten Gewerkschaften aus.“ Der Betriebsrat von heute ist also prak¬ 
tisch ein Funktionär der Gewerkschaft, wenn er auch von der gesamten 
Belegschaft gewählt wird. Diese klare Definierung war im alten Weimarer 
Betriebsrätegesetz nicht vorhanden. Durch sie ist eine Entwicklung ein¬ 
geschlagen, die zweifellos noch nicht abgeschlossen ist. 

B>ie Aufgaben des Betriebsrates 

Die Aufgaben des Betriebsrates wurden durch das neue Betriebsräte¬ 
gesetz aber nicht nur eng mit den Gewerkschaften verbunden, sondern 
sie werden zweifellos auch sehr erweitert. So hat er z. B. das Recht, an 
der Denazifizierung der Betriebsleitungen mitzuwirken. Ihm werden Rechte 
in bezug auf die Produktion und demzufolge auch auf die Einsicht in die 
geschäftlichen Unterlagen des Betriebes eingeräumt. Er hat im Rahmen 
des Gesetzes das Recht, seine Aufgaben selbst zu bestimmen. Ihm sind 
damit nicht mehr die engen Grenzen des alten Betriebsrätegesetzes ge¬ 
stellt. Von wesentlicher Bedeutung ist dabei die Tatsache, daß er durch 
das neue Betriebsrätegesetz angeregt wird, über die Festlegung seiner 
Rechte betriebliche Vereinbarungen mit der Werksleitung abzuschließen. 
Damit erwachsen dem Betriebsrat, wenn er von der Gewerkschaft ge¬ 
leitet und unterstützt wird, große Möglichkeiten. Er kann zuin Abschluß 
betrieblicher Vereinbarungen kommen (und das hat die Praxis in der 
sowjetischen Besatzungszone schon erwiesen), die ihm ein weitgehendes 
Mitbestimmungsreclit in den Fragen der Produktion und der Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen sichern. Das ist ein unerhörter Vorzug des neuen 
Betriebsrätegesetzes! 

Ein anderer Artikel, in dem sich das neue von dem alten Betriebsräte- 
gesetz sehr vorteilhaft unterscheidet, ist derjenige, der die Betriebsräte ver¬ 
pflichtet, mindestens einmal im Vierteljahr der Belegschaft einen vollen 
Bericht über seine Tätigkeit abzugeben. Mit Recht ist daraus geschluß- 
folgert worden, daß die Belegschaft schon vor Abschluß der Amtsperiode 
des Betriebsrates zu seiner Tätigkeit Stellung nehmen imd ihm unter 
Umständen das Vertrauen entziehen kann. Das würde bedeuten, daß der 
Betriebsrat dann von seiner Position zurückzutreten hat. Aber abgesehen 
davon, ist dieser Artikel 8 von großer Bedeutung deswegen, weil der 
Betriebsrat gerade dadurch verpflichtet -wird, die Belegschaft über alle 
betrieblichen Arbeiten und Aufgaben zu informieren und ihre Initiative 
und Teilnahme zur Lösung dieser Aufgaben zu wecken. Es ist kein 
Wunder, daß dieser Artikel, der im alten Betriebsrätegesetz vollkommen 
fehlte, von uns besonders begrüßt wird, da er unserer Forderung auf 
Demokratisierung der Wirtschaft weitgehend entgegenkommt. 


Im alten Betriebsrälegesetz war der Kündigungsschutz des Betriebsrates 
in mehreren Paragraphen festgelegt. Wir wissen auch, daß dieser Schulz 
in der Praxis sehr schlecht funktionierte. Sehr oft wurde der Betriebsrat 
(wenn er in Zeiten der Reaktion seine Pflicht, die Interessen der Beleg¬ 
schaft zu vertreten, beim besten Willen nicht in Einklang bringen konnte 
mit der durch das Gesetz vorgeschriebenen Pflicht, für Ruhe und Ordnung 
zu sorgen) durch Gerichtsbeschluß und durch Maßregelung seiner Funktion 
enthoben. Das neue Betriebsrätegesetz sagt in seinem Artikel 9 aus¬ 
drücklich, daß der Unternehmer weder die Errichtung von Betriebsräten 
verhindern noch ihre Tätigkeit stören darf. Das bedeutet, daß der Unter¬ 
nehmer nicht die geringste Möglichkeit hat, ihm unangenehme Betriebs¬ 
räte aus der Funktion zu entfernen oder auch bei Betriebsrätewahlen die 
Kandidaten zu entlassen. Beides würde die Tätigkeit oder gar die Bildung 
des Betriebsrates ungesetzliche Hindernisse in den Weg legen. Auch 
dieser Artikel erweist sich gegenüber dem alten Gesetz als außerordent¬ 
lich vorteilhaft. 

Das neue Betriebsrätegesetz ist also besser als das der Weimarer 
Republik. Das Weimarer Gesetz schrieb in 105 Paragraphen vor, was der 
Betriebsrat tuu, und was er nicht tun durfte, während das neue Gesetz, 
wie wir sehen, die Aufgaben der Betriebsräte nur grundsätzlich umreißt, 
die Schaffung des eigentlichen neuen Betriebsräterechtes aber von der 
Initiative der Gewerkschaften, Betriebsräte und Belegschaften abhängig 
macht. Nichts brauchen wir aber im Aufbau des neuen demokratischen 
Deutschlands und seiner Wirtschaft so dringend notwendig wie Initiative! 
So kann das Betriebsrätegsetz in den Händen der Gewerkschafter zu 
einem mächtigen Hebel in der Demokratisierung des betrieblichen Lebens 
gemacht werden. Der Bundesvorstand und seine Hauptabteilung Betriebs¬ 
räte lehnten es denn auch ab, nach „Ergänzungsbestimmungen“ des 
Betriebsrätegesetzes im Sinne des Weimarer Gesetzes zu rufen. Es 
enthielt, wie schon erwähnt, Paragraphen, die sich als wahre Fang¬ 
schlingen für den Betriebsrat erwiesen und die später tausende besonders 
aktiver Betriebsräte der Maßregelung auslieferten. Demokratie sollte sich 
nicht durch ein Übermaß von Paragraphen auszeiclnieii, sondern Demo¬ 
kratie und Initiative gehören zusammen. Je mehr die Gewerkschaften. 
Betriebsräte und Belegschaften lernen, das Betriebsräterecht nicht durch 
eine Unzahl von Paragraphen, sondern durch Belebung des vorhandenen 
Betriebsrätegesetz, also durch eigene Initiative zu entwickeln, desto 
positiver wird es für die Werktätigen sein. Neben der Verwirklichung der 
Forderung der Gewerkschaften auf Mitbestimmungsrecht in den Industrie-, 
Handels- und Handwerkskammern und den wirtschaftlichen Selbstver¬ 
waltungen muß also die Durchführung des Betriebrätegesetzes zu einem 
der Hebel für die Demokratisieruns der Wirtschaft werden. 


Die ersten 2$etricbsratsvtalilcn nach dem Zusammen- 

brnch des Dritten Kelches 

Von diesen Gedankengängen ausgehend, erließ der Bundesvorstand 
des FDGB am 7. Juni 1946 seinen Aufruf, in welchem er empfahl, in allen 
Betrieben die Neuwahl der Betriebsräte in der Zeit vom 22. bis 28. Juni 



durchzurühren. Vorher sollten die bisherigen Betriebsräte über ihre Tätig¬ 
keit berichten, und die Wahlen selbst sollten von den Losungen der Ein¬ 
heit und der Verstärkung des Kampfes gegen die Wirtschaftsreaktion, des 
Ringens um das volle Mitbestimmungsrecht in der Produktion, der Preis¬ 
kalkulation und in der Gestaltung der Arbeitsbedingungen getragen 
werden. Den Belegschaften wurde empfohlen, ihre Aufträge den Betriebs¬ 
ratskandidaten in Form von betrieblichen Programmen zur Steigerung der 
Produktion und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen mitzugeben. 
..Die besten Gewerkschafter in den Betriebsrat“, das war die Hauptlosung 
für die Betriebsräte wähl. 


Entwurf einer Wahlordnung 
für ISetriebsrütewulilen 

Die Hauptabteilungen „Betriebsräte“ und „Arbeitsrecht“ des Bundesvor¬ 
standes arbeiteten gemeinsam den Entwurf einer Wahlordnung aus. Den 
Belegschaften wurde empfohlen, auf der Grundlage dieses Entwurfes die 
betriebliche Wahlordnung festzulegen und zu beschließen, wie es das Iße- 
triebsrätegesetz vorschreibt. Für die besondere Struktur der Reichsbahn 
und der Post arbeiteten deren Industriegewerkschaften noch besondere 
Wahlordnungen aus, die auch die Wahl von Bezirks- und Hauptbetriebs¬ 
räten umfassen, während die Hauptabteilung Betriebsräte des Bundes¬ 
vorstandes später noch Richtlinien für die Errichtung von Gesamtbetriebs¬ 
räten herausgab. Später wurde noch der Entwurf einer Geschäftsordnung 
für Betriebsräte ausgearbeitet. 

Der von der Hauptabteilung Betriebsräte gemeinsam mit den Sach¬ 
bearbeitern der Landes- und Provinzialvorstände des FDGB ausgearbeitete 
..Plan zur Durchführung der Betriebsrätewahlen 1946“ enthielt konkrete 
^ orschläge, Losungen und Termine für die Wahlen. Die Wahlen selbst 
wurden durch die Herausgabe von Materialien unterstützt. Der Bundesvor¬ 
stand wandte sich noch mit einem zentralen Flugblatt an die Belegschaften, 
die Hauptabteilung Betriebsräte gab die Broschüre „Die Aufgaben der 
Betriebsräte“ heraus und veröffentlichte eine ganze Reihe von Artikeln 
über Bedeutung, Wesen und Inhalt der Wahlen und des neuen ßetriebs- 
lätegeselzes sowie über die Bestimmungen der Wahlordnung. Die Haupt¬ 
abteilungen „Frauen“ und „Jugend“ des Bundesvorstandes gaben eben¬ 
falls Anweisungen an ihre Funktionäre heraus. Die Landes- und Pro¬ 
vinzialvorstände des FDBG unterstützten die Wahlen sehr stark durch 
Artikel, Flugblätter, Plakate und Radioansprachen. Im Lande Sachsen 
wurden die Wahlvorbereitungen sehr eng mit der Kampagne für den 
Volksentscheid zur Enteignung der Betriebe von Kriegsinteressenten ver¬ 
bunden. In allen Ländern und Provinzen der Oslzone wurden besondere 
Arbeitskonferenzen des FDGB zur Vorbereitung der Betriebsräte wählen 
durchgeführt. Die in den Wochen vor den Wahlen stattgefundenen Zonen¬ 
konferenzen der einzelnen Industriegewerkschaften, auf denen deren 
Zentralvorstände gewählt wurden, beschäftigten sich ebenfalls mit den 
Wahlen und ihrer Durchführung. Die Wahlen hatten dann folgendes 
Gesamtergebnis: 
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Gesamtresultat der Betriebst*»tewalilcn 

in der sowjetischen Besatzungszono Juli 1946 



Betriebe 


Wahlteil¬ 

nehmer 

Gewählte 

Betriebsr. 

Frauen 


Land Sachsen . 

18 551 

1 022 064 

911 851 

53 018 

11897 

4 093 

Prov. Sachsen . 

9 747 

620 306 

502 707 

26 184 

4 594 

2 395 

Thüringen . . 

10 431 

431 905 

350 ooo ; 

22 243 

3 710 

1386 

Brandenburg . 

3 088 

165 000 

130 000 

9 386 

2 163 

235 

Mecklenburg. . 

2160 

122 905 

99 118 j 

7190 

1232 

254 

zusammen: 

43 977 

2 360 000 

2000000 

118 021 

23 596 

8 363 

in Prozenten: 

— 

— 

8ö°/o 

— 

20% 

7% 


Hierzu einige Bemerkungen: 

Aus Thüringen und Brandenburg fehlen genaue Angaben über die Zahl 
der Wahlteilnehmer. Die Wahlbeteiligung wird auch dort aus den ein¬ 
zelnen Kreisen mit 80 Prozent bis zu 90 Prozent angegeben. 

Aus der Provinz Mark Brandenburg fehlt auch die Angabe der Gesamt¬ 
belegschaftsstärke. Es handelt sich in diesem Falle also um eine Schätzung, 
die aus der Zahl der Betriebe und derjenigen der gewählten Betriebsräte 
einigermaßen richtig berechnet sein dürfte. Zum Vergleich führen wir 
noch die Zahl der in Berlin gewählten Betriebsräte hier an: Dort wurden 
in 2893 Betrieben, die 280 906 Belegschaftsangehörige umfaßten, insgesamt 
10 684 Betriebsräte gewählt; von ihnen sind 2215 Frauen und 70 Jugend¬ 
liche. 


Nachträgliche Betrachtung der Betriebsrätewall len 

Die Wahlen brachten der Betriebsrätearbeit wesentliche Fortschritte. 
Schon rein zahlenmäßig stieg die Zahl der Betriebsräte beträchtlich: In 
einer Reihe von Mittelbetrieben, vor allen Dingen aber in unzähligen 
Kleinbetrieben, wurde erstmalig nach dem Zusammenbruch des Dritten 
Reiches Betriebsräte gewählt. Eine ganze Reihe Kollegen und Kolleginnen 
werden erstmalig als Betriebsräte gewählt. In fast allen Betrieben war 
vor der Wahl von den bisherigen Betriebsräten ein Tätigkeitsbericht 
abgegeben worden. Er hatte Diskussionen und Beschlüsse herbeigeführt. 
Die Demokratisierung des betrieblichen Lebens war einen wichtigen 
Schritt weitergekommen. Das neue Betriebsrätegesetz begann den Beleg¬ 
schaften vertraut zu werden. 

Daneben wiesen die Betriebsrätewahlen auch eine Reihe von Schwächen 
auf: Die Diskussionen zu den Berichten der Betriebsräte waren noch nicht 
zahlreich genug und standen auch nicht immer auf einem den Aufgaben 
entsprechenden Niveau. Zahl und Inhalt der den neugewählten Betriebs¬ 
räten von den Belegschaften milgegebenen Arbeitsprogramme konnten 
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ebenfalls nicht befriedigen. Vielfach zeigten sich gar Neigungen, die 
Wahlen als einen rein technischen Vorgang aufzufassen und durchzuführen. 

Die Ursachen dieser Schwächen lagen einmal darin, daß die im Zonen- 
maßstab eben erst aufgebauten Industriegewerkschaften noch wenig zur 
Leitung und Unterstützung der Wahlen beitragen konnten, deren Hauptlast 
also beim FDGB lag. In Verbindung mit dieser stand eine andere 
Schwäche, nämlich die ungenügende Vorbereitung der Belegschaftsver¬ 
sammlungen, ihrer Diskussionen und Beschlüsse* durch die Betriebs¬ 
gewerkschaftsgruppen. Diese Schwäche trat, weil durch die Betriebsräte¬ 
wahlen die besten Kräfte der Gewerkschaftsgruppen in den Betriebsrat 
abgegeben wurden, nach den Wahlen noch stärker in Erscheinung, da die 
Heranziehung neuer und jüngerer Kräfte ,in die Betriebsgewerkschafts¬ 
gruppenleitungen vernachlässigt wurde. Die Belriebsgewerkschaftsgruppen 
wurden dadurch sehr oft zu einem Anhängsel des Betriebsrates, statt 
Motor des gesamten gewerkschaftlichen Lebens im Betrieb zu sein. 

Die Arbeit der Betriebsgewerkscliaftsgruppe ist aber der Schlüssel zur 
Lösung aller betrieblichen Aufgaben im Sinne der Freien Gewerkschaften. 
Als Zusammenschluß aller Gewerkschafter an den Stätten der Produktion 
ist sie — und nicht etwa der Betriebsrat t- das Organ der Gewerkschaft 
im Betrieb. Der Betriebsrat ist das Organ der Belegschaft, ist auch von 
deren noch nicht gewerkschaftlich organisierten Teil gewählt, wenn er auch 
(nach dem ßetriebsrätegesetz) mit der Gewerkschaft Zusammenarbeiten soll. 

Ungünstig wirkte sich das Stattfindeu der Betriebsrätewahleu in der 
Sommerzeit aus, wodurch manche Arbeiter und Angestellte des Urlaubs 
wegen Schwierigkeiten hatten, an den Wahlen teilzunehmen. Die Betriebs¬ 
rätewahlen der kommenden Jahre müssen also allmählich (auch aus 
Gründen, die mit der Saisonarbeit Zusammenhängen) wieder auf die 
Frühjahrsmonate verlegt werden. 


Die neu gewählten Betriebsräte gehen an die Arbeit 

Trotz dieser Schwächen setzte sich der Aufschwung der Betriebsräle- 
arbeit, durch die Wahlen stark belebt, durch. Zu Tausenden traten nun 
die Betriebsräte in großen, zu Hunderten selbst in den Mittel- und Klein¬ 
städten zu BetriebsrütcYollvcrsammlungen zusammen, um unter Leitung 
der Gewerkschaften ihre Aufgaben zu beraten. Die Betriebsräteabteilung 
des Bundesvorstandes wie vor allem die der Landes- und Provinzial¬ 
vorstände des FDGB entsandten in viele dieser Versammlungen ihre 
Redner. In diesen Versammlungen, in Schulungskursen und durch Presse¬ 
artikel wie durch die Herausgabe besonderen Materials wurden die Vor¬ 
bereitungen geschaffen, um im Sinne des neuen Betriebsrätegesetzes das 
Ringen um den Abschluß von Betriebsvereinbarungen über das Mit¬ 
bestimmungsrecht einzuleiten. Auch diese Aktion hatte ihre zentrale 
Führung in der Hauptabteilung Betriebsräte des Bundesvorstandes. Um 
auch im Hinblick darauf die gesamte Arbeit der Hauptabteilung zu syste¬ 
matisieren, stellten wir Arbeitspläne der Abteilung für je zwei Monate 
auf und empfahlen allen Betriebsräteabteilimgen der Landes- und Pro¬ 
vinzialvorstände ebenfalls die Aufstellung solcher Pläne. 
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Das Dingen um den Abschluß von 
Betriel>sverein1>aB*ungen 

Es entspricht dem Geiste des neuen Betriebsrätegesetzes, das betrieb¬ 
liche Mitbestimmungsrecht nicht direkt und unmittelbar, als billiges 
Geschenk, zu geben. Dieses Recht muß vielmehr durch die Aktivität der 
Belegschaften mittels Abschlusses betrieblicher Vereinbarungen errungen 
werden. Gerade das trug viel dazu bei, das Mitbestimmungsrecht und den 
Kampf um Betriebsvereinbarungen zu einem Banner der Einheit zu 
machen, zu dem es inzwischen geworden ist: An der Ruhr wie an der 
Spree, an der Wasserkante wie in Süddeutschland, östlich wie westlich 
der Elbe wurde bald in den Betrieben um den Abschluß solcher betrieb¬ 
licher Vereinbarungen gerungen. Es ist bekannt, daß die Ostzone den 
Gewerkschaften und Betriebsräten dabei eine weit stärkere Position 
bietet, so daß sie gegenüber ihren Kollegen und Kolleginnen im Westen 
und Süden unseres Vaterlandes einen starken Vorsprung erhielten. 

Zunächst leisteten also die Betriebsräteabteilungen des FDGB die 
nötige vorbereitende Aufklärungsarbeit über die Notwendigkeit dieser 
Betriebsvereinbarungen. Das erschien deshalb angebracht, weil der Inhalt 
des neuen Betriebsrätegesetzes manchem Betriebsrat noch keineswegs klar 
war. Diese Betriebsräte beriefen sich darauf, daß das Mitbestimmungs¬ 
recht in ihrem Betrieb doch praktisch schon bestehe, daß ihre eigenen 
Beziehungen zur Werksleitung doch ausgezeichnet seien — was solle da 
noch eine schriftliche Vereinbarung? Sie sahen nicht gleich, daß das 
Mitbestimmungsrecht auch arbeitsrechtlich fundiert w'erden müsse, um 
bei etwaigen Differenzen gesichert zu sein, und daß das nur durch den 
Abschluß solcher betrieblichen Vereinbarungen geschehen kann. „Nur, 
was du schwarz auf weiß besitzt, kannst! du getrost nach Hause tragen.“ 

Es wuchs aber, teilweise durch Einflüsse aus dem Westen gespeist, der 
Widerstand mancher Unternehmer gegen den Abschluß von Betriebsver- 
einbarungen. Selbst in solchen Betrieben, in denen das Milbestimmungs¬ 
recht in der Praxis schon bestand, wurde die Unterzeichnung einer Be¬ 
triebsvereinbarung oft abgelehnt. Andere Unternehmer wieder wählten 
die Methode, eigene Entwürfe von Betriebsvereinbarungen vorzulegen — 
Entwürfe freilich, die alles andere enthielten, nur nichi ein wirkliches 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates. Dieser Widerstand war weniger 
in den Großbetrieben als besonders in den mittleren und Kleinbetrieben 
festzustellen. Er war auch in Handwerkskreisen manchmal deutlich spür¬ 
bar. Befremdlicherweise zeigten auch manche Leitungen öffentlicher und 
landeseigener Betriebe nicht immer das richtige Verständnis für die Not¬ 
wendigkeit des Abschlusses solcher Vereinbarungen. Diese Leitungen 
bewiesen damit eine bedauerliche Unkenntnis der Forderungen des FDGB 
wie auch des Wesens des neuen Betriebsrätegesetzes. 

Der Bundesvorstand des FDGB, Hauptabteilung Betriebsräte, unterstützte 
die Aktionen um den Abschluß der Betriebsvereinbarungen in Artikeln 
Mustervereinbarungen. Solche wurden mit erfreulicher Initiative auch 
von den Landes- und Provinzialvorständen des FDGB sowie von verschie¬ 
denen Industriegewerkschaften ausgearbeitet. Nach diesen Musterent- 
wiirfen sollen die Vereinbarungen das Mitbestimmungsrecht des Betriebs¬ 
rates enthalten. In der Gestaltung der Produktion, der Preiskalkulation 
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und Versammlungen, sowie vor allem auch durch die Ausarbeitung von 
bei Einstellungen und Entlassungen, im Arbeitsschutz, in der Gestaltung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen und in der Schaffung und Leitung 
sozialer Einrichtungen des Betriebes. Die Ausübung dieser Rechte setzt 
das Recht der Einsicht in die geschäftlichen, produktionsmäßigen wie auch 
der Lohnunterlagen des Betriebes voraus, weshalb auch dieses Recht in 
den Betriebsvereinbarungen zu verankern ist. 

Gegenüber jeder Weigerung von Betriebsleitungen, solche Betriebs¬ 
vereinbarungen abzuschließen, empfahl die Hauptabteilung 7 des Bundes¬ 
vorstandes den Betriebsräten, sich sowohl an die Gewerkschaften wie an 
die Belegschaften zu wenden. In unzähligen Fällen wurde dieser Emp¬ 
fehlung nachgekommen, und die Betriebsvereinbarungen wurden dann 
mit Hilfe der Gewerkschaften abgeschlossen. Mehrfach stellten Belegschaf¬ 
ten widerspenstigen Unternehmern ein Ultimatum, das fast immer den 
gewünschten Erfolg hatte. In einigen Betrieben genügte auch das noch 
nicht, und es mußte erst eine Arbeitsniederlegung erfolgen, die dann in 
jedem Falle, sei es nach wenigen Stunden, sei es nach wenigen Tagen, den 
gewünschten Erfolg hatte (Holzbetrieb Kenzler in Leipzig, 21 Baubetriebe 
in Meerane, eine Maschinenfabrik in Radebeul, 6 Stuhl- und Möbelfabriken 
in Rabenau). Fast in allen diesen Fällen wurde auch die Bezahlung der 
Arbeitsruhe durchgesetzt (in Berlin kamen 7 Belegschaften erst durch 
Arbeitsniederlegung zum Abschluß von Betriebsvereinbarungen über das 
Mitbestimmungsrecht ihres Betriebsrates). 

Zu bemängeln war die lange Nichtverwirklichung des Gesetzes 35 des 
Kontrollrates auf Einrichtung von Schiedsausschüssen durch die deutschen 
Behörden. Es hätte in einer Reihe von Fällen den Abschluß von Betriebs¬ 
vereinbarungen erleichtern können. Statt dessen griff in einem Fall (bei 
Kenzler in Leipzig) eine Behörde ohne jede gesetzliche Handhabe in die 
Aktion der Belegschaft ein. 


Abgeschlossene Re trlebs Vereinbarungen 

Eine Aufforderung der Betriebsrätehauptabteilung an die Landes- und 
Provinzialvorstände des FDGB, bis Jahresschluß die Zahl der abge¬ 
schlossenen Betriebsvereinbarungen zu melden, brachte folgendes Ergebnis: 


Land Sachsen. 6 040 Betriebsverednbarungen 

Provinz Sachsen . 3 274 Betriebsvereinbarungen 

Thüringen . 2 900 Betriebsvereinbarungen 

Brandenburg . 760 'Betriebsvereinbarungen 

Mecklenburg. 1020 Betriebsvereinbarungen 


zusammen: 13 994 Betriebsvereinbarungen 


(In Berlin wurden bis zum genannten Datum 1289 Betriebsverein¬ 
barungen abgeschlossen.) 

Die Zahl der in der sowjetischen Besatzungszone gelegenen Betriebe, in 
denen Betriebsräte gewählt worden waren, betrug etwa 44 000. In allen 
diesen Betrieben sind also solche Vereinbarungen abzuschließen. Die 
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Betriebe jedoch, aus denen der Abschluß gemeldet wurde, beschäftigten, 
trotzdem sie erst insgesamt 30 Prozent der in Frage kommenden Betriebe 
darstellen, doch mehr als die Hälfte der Arbeiter und Angestellten in der 
sowjetischen Zone. Das findet seine Ursache darin, daß fast alle Groß¬ 
betriebe Vereinbarungen abgeschlossen haben, und es am Abschluß 
besonders in den kleineren und handwerklichen Betrieben mangelt. Der 
Inhalt der Vereinbarungen weist hier und da noch Mängel auf. Vor allen 
Dingen werden in den Vereinbarungen oft Bestimmungen hineingenommen, 
die nicht in die Betriebsvereinbarungen, sondern in die Betriebs-(Arbeits-) 
Ordnung oder in den Tarifvertrag gehören. Daher muß folgendes ausein¬ 
andergehalten werden: 

Der Tarifvertrag regelt Lohn- und Arbeitsbedingungen (Arbeitszeit usw.) 
und wird abgeschlossen zwischen Gewerkschaft und Unternehmern. 

Die Betriebsordnung (Arbeitsordnung) regelt den Arbeitsbeginn, den 
Arbeitsschluß, die Pausen; die Durchführung (aber nifcht die Länge) des 
Urlaubes und dergleichen. Sie wird zwar vom Betriebsrat mit dem Unter¬ 
nehmer abgeschlossen, regelt aber das Arbeitsverhältnis der Belegschaft 
im Betrieb. 

Die Betriebsvereinbarung (im Sinne des BRG) regelt das Mitbestim¬ 
mungsrecht des Betriebsrates im Betrieb und wird zwischen ihm und der 
Betriebsleitung abgeschlossen. 


Muster einer Betriebsvereinbarung 
über das Mitbcstimmungsrecht 

In Verwirklichung der im vom Alliierten Kontrollrat beschlossenen 
Betriebsrätegesetz festgelegten Aufgaben und Rechte des Betriebsrates 

wurde zwischen Betriebsleitung und Betriebsrat der Firma. 

.folgende 

Betricbsvereinbariing 

abgeschlossen: 

1. Der Betriebsrat hat die Aufgabe und das Recht, mit dafür zu sorgen, 
daß nur die für die friedlichen Bedürfnisse der Bevölkerung not¬ 
wendigen Güter hergestellt werden und daß die Produktion dieser 
Güter gesteigert und entfaltet wird. 

Die Betriebsleitung der Firma gibt dem Betriebsrat daher das 
Recht, in der Planung und Entfaltung der Produktion des Betriebes 
mitzubestimmen. Insbesondere hat der Betriebsrat das Recht, der 
Betriebsleitung Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsmethoden 
und der Produktionsweise zu machen (Artikel 5 c des Betriebsräte¬ 
gesetzes). 

Unter Berücksichtigung dieses Mitbestimmungsrechtes verpflichtet 
sich der Betriebsrat, die Belegschaft über die Notwendigkeit der 
Produktionssteigerung aufzuklären und zur Hebung der Arbeits¬ 
moral im Betrieb beizutragen. 
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Angesichts der Notwendigkeit, die Innehaltung des Preisstopps 
unbedingt zu gewährleisten, hat der Betriebsrat auch das Recht, bei 
der Preiskalkulation des Betriebes niitzubestimmen. 

2. Die Betriebsleitung verpflichtet sich daher, dem Betriebsrat über 
alle Betriebsvorgänge Aufschluß zu geben und ihm die erforder¬ 
lichen Unterlagen zur Durchführung seiner Aufgaben vorzulegen 
(BRG, Artikel 6, 2 und 3). Insbesondere hat die Betriebsleitung dem 
Betriebsrat monatlich einen Bericht über die Lage uud den Gang 
der Produktion und der Leistungen des Betriebes zu erstatten. 

Die Betriebsleitung legt am Schluß des Geschäftsjahres dem 
Betriebsrat den Geschältsabschluß (Bilanz nebst Gewinn- und 
Verlustrechnung) vor und wird ihn auf Wunsch des Betriebsrates 
erläutern. 

3. Der Betriebsrat hat das Recht, zwei seiner Mitglieder zu beauf¬ 
tragen, zu Informationszwecken an den Sitzungen des Aufsichts¬ 
rats des Unternehmens teilzunehmen (BRG, Artikel 6, Absatz 3). 

4. Der Betrieb hat jede konzernniäßige Bindung zu vermeiden. In den 
leitenden Betriebsfunktionen dürfen keine aktiven Nazis vertreten 
sein. Im Streitfälle hat der Betriebsrat das Recht, die in Frage 
kommenden Behörden anzurufen (BRG, Artikel 5, Absatz le). 

5. Der Betriebsrat hat zur Kontrolle der Einhaltung der geltenden 
Tarifverträge (BRG, Artikel 5a) jederzeit das Recht, die Lohn- und 
Gehaltslisten aller im Betrieb beschäftigten Arbeiter und An¬ 
gestellten einzusehen. 

6. Die Akkordsätze werden gemäß den tariflichen Bestimmungen und 
unter Mitwirkung der in den einzelnen Abteilungen im Akkord 
arbeitenden Belegschaftsmitglieder mitbestimmt, deren Tätigkeit 
besonders feslgelegt wird. 

7. Die Arbeitszeit beträgt wöchentlich 48 Stunden. 

Arbeitsbeginn, Pausen und Arbeitsschluß sind zwischen Betriebs¬ 
leitung und Betriebsrat durch Abschluß einer Betriebsordnung zu 
vereinbaren. 

Überstunden können nur mit Genehmigung des Betriebsrates 
stattfinden. Es ist für sie der tariflich festgelegte Zuschlag zu zahlen. 

8. Der Betriebsrat ist berechtigt, die Durchführung des im Tarifvertrag 
festgelegten Urlaubs für die Belegschaftsmitglieder zu sichern und 
an der Aufstellung des Urlaubsplanes mitzuwirken. 

9. Der Betriebsrat ist berechtigt, die Durchführung des Befehls der 
SMA auf „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit, unabhängig von Ge¬ 
schlecht und Alter“ im Betrieb zu überwachen. In strittigen Einzel¬ 
fällen ist eine Vereinbarung zwischen Betriebsleitung und Betriebs¬ 
rat, gegebenenfalls unter Hinzuziehung der Industriegewerkschaft, 
anzustreben. 

10. Der Betriebsrat hat das Recht, an der Sicherung einer guten Berufs¬ 
ausbildung der Lehrlinge und an der Sicherung des Jugendschutzes 
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im Beirieb mitzuwirken und zwecks Mithilfe an der demokratischen 
Erziehung der Jugend deren betriebliche Vertreter zur Durch¬ 
führung dieser Aufgaben mit heranzuziehen. 

11. Einstellungen, Entlassungen und Versetzungen von Arbeitern und 
Angestellten bedürfen grundsätzlich der Zustimmung des Betriebs¬ 
rates und sind ohne sie ungültig. 

12. Der Betriebsrat und die von der Belegschaft gewählte Arbeitsschutz¬ 
kommission haben das Recht, an der Überwachung des Betriebes 
hinsichtlich der Unfall- und Gesundheitsgefahren und an der Ein¬ 
haltung der diesbezüglichen Vorschriften mitzuwirken sowie die 
Arbeitsschutzinspektoren durch Anregungen und Auskunft zu unter¬ 
stützen (§ 4, Artikel 5, Absatz lb). Sie haben das Recht, zu diesem 
Zweck die Einrichtungen des Betriebes, seiner Abteilungen, Ma¬ 
schinen usw. in regelmäßigen Zeitabständen zu besichtigen und 
auf Beseitigung festgestellter Mängel zu bestehen. 

13. Der Betriebsrat hat das Recht, in der Verwaltung, Errichtung und 
guter Arbeit der Betriebswohlfahrtseinrichtungen (Werksküche, 
Gemüsegärten, Kindergarten, Sporteinrichtungen usw.) mitzu¬ 
bestimmen (BRG, 5f) und zu diesem Zweck besondere Kommis¬ 
sionen der Belegschaft wählen zu lassen. 

14. Der Betriebsrat hat daran mitzuwirken, daß den Unfall- und Schwer¬ 
arbeitsbehinderten sowie den werdenden Müttern eine ihren Kräften 
und Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung übertragen wird. 

15. Die Belegschaftsversammlungen, die der Belegschaft die Möglichkeit 
zur freien demokratischen Aussprache über die Angelegenheiten des 
Betriebes geben und einmal monatlich (im Bedarfsfälle auch öfter) 
stattfinden sollen, beginnen — unter Weiterzahlung des Lohnes — 
eine Stunde vor Arbeitsschluß. 

16. Dem Betriebsrat oder einzelnen seiner Mitglieder wird für die 
Durchführung seiner Aufgaben nach der von ihm beschlossenen 
Geschäftsordnung die nötige bezahlte Freizeit (innerhalb der 
Arbeitszeit) zur Verfügung gestellt. 

Die Kosten hierfür wie für die gesamte Tätigkeit des Betriebs¬ 
rates einschließlich Unkosten für Betriebsrätewahlen trägt der 
Betrieb. 

17. Betriebliche Bekanntmachungen sind nur dann rechtswirksam, 
wenn sie der Betriebsrat mitunterzeichnet hat. 


I>er Viertel Jahresbericht der Betriebsräte 

Der Artikel 8 des Betriebsrälegesetzes enthält die begrüßenswerte 
Bestimmung, daß die Betriebsräte „mindestens einmal im Vierteljahr in 
einer Generalversammlung der Arbeiter und Angestellten ihres Betriebes 
einen vollen Tätigkeitsbericht abzulegen“ haben. Jeder Vierteljahrcsbericht 
des Betriebsrates ist also geeignet, eine neue Etappe der Demokratisierung 
des betrieblichen Lebens einzuleiten. Die Vierteljahresberichte und die 



Diskussionen und Beschlüsse der Belegschaften zu diesen Berichten können 
außerdem- von den Industriegewerkschaften für deren Arbeit positiv aus- 
gewerlet werden. Die Industriegewerkschaften, bei denen alle Erfahrungen 
der Produktion und der Arbeitsbedingungen eines Industriezweiges 
zusammenlaufen, sollten an der Durchführung der Vierteljahresberichtc 
besonders interessiert sein. 

Der erste Vierteljahresbericht der Ende Juli 1946 gewählten Betriebsräte 
wurde vom Bundesvorstand für die Zeit vom 3. bis 15. November 1946 fest¬ 
gelegt, und er wurde auch in dieser Periode abgegeben. Dort, wo es der 
Betriebsrat (am besten durch Aufteilung des Gesamtberichtes auf ver¬ 
schiedene Betriebsratsmitglieder) verstand, von seiner gesamten Tätigkeit, 
also sowohl in den Produktionsaufgaben wie in der Verbesserung der Ver¬ 
sorgung und der betrieblichen Sozialpolitik, sowie über den Abschluß von 
Betriebsvereinharungen ein lebendiges Bild zu geben, und wo die Betriebs¬ 
gewerkschaftsgruppe durch ihre Redner und Anträge wirkliche Beschlüsse 
der Belegschaft herbeiführte, erfüllten die Vierteljahresberichte vollauf 
ihren Zweck. Es kommt anläßlich dieser Berichte eben darauf an, die 
Belegschaft nicht nur zu informieren. Die Belegschaft soll über den Bericht 
diskutieren, soll dem Betriebsrat weitere Aufgaben zur Entfaltung der 
Produktion und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen stellen. Ins¬ 
besondere in jenen Betrieben, wo bis dahin kein Programm des Betriebs¬ 
rates zur Verbesserung der Produktionsmethoden und der Arbeitsbedin¬ 
gungen besteht, soll anläßlich des Vierteljahresberichtes von der Beleg¬ 
schaft ein solches beschlossen werden. Ebenso sollen dort, wo es noch nicht 
besondere Kommissionen zur Unterstützung der Arbeit des Betriebsrates 
(Arbeitsschutz-, Akkord-, Küchen-, Frauen- und Jugendkommissionen usw.) 
gibt, anläßlich dieser Berichte solche geschaffen werden. 

Bei Abgabe des Vierteljahresberichtes ließ eine gewisse Unerfahrenheit 
sowie eine Unterschätzung ihrer Bedeutung diese Berichte noch nicht 
völlig zu dem werden, was sie im betrieblichen Leben w'erden müssen. 
Vor allem war die Anleitung der Betriebsräte durch die Industriegewerk¬ 
schaften noch ziemlich schwach, so daß manche Betriebsräte mit einer 
gewissen Unsicherheit und mit Zögern an diese Arbeit herangingen. Dazu 
kommen die schon obenerwähnten Mängel in der Arbeit der Betriebs¬ 
gewerkschaftsgruppen. 

Insgesamt wurde der erste Vierteljahresbericht in etwa 50 bis 60 Prozent 
der Betriebe, in denen es Betriebsräte gibt, abgegeben. Das waren im 
allgemeinen größere und mittlere Betriebe, während in den kleineren 
Betrieben, wo der Betriebsrat oder Betriebsobmann sozusagen im täglichen 
Gespräch Gelegenheit hat, die Belegschaftsmitglieder über seine Tätigkeit 
zu informieren, die Berichterstattung vernachlässigt wurde. Sehr zu Un¬ 
recht, denn die individuelle Unterhaltung kann auf die Dauer die gemein¬ 
same Diskussion und Beschlußfassung nicht ersetzen. Aber auch in einem 
Teil der mittleren Betriebe gab es Schwächen. Außerdem wmrde in manchen 
Betrieben der Bericht nur mechanisch abgegeben, ohne daß ein genügender 
Kurs auf eine gründliche Diskussion der Belegschaft genommen wurde. 

Die Erfahrungen des ersten Vierteljahresberichtes und die Notwendig¬ 
keit, den Belegschaften die Bedeutung des Mitbestiminungsrechtes noch 
mehr als bisher klarzumachen, veranlaßte dann die Hauptabteilung 



Betriebsräte des Bundesvorstandes, den Betriebsräten zu empfehlen, in 
den Mittelpunkt des zweiten Vierteljahresberichtes (1. bis 15. Februar 1947) 
die Bedeutung der praktischen Ausübung des betrieblichen Mitbestim¬ 
mungsrechtes zu stellen. Insbesondere seien dabei die abgeschlossenen 
oder abzuschließcndcn Betriebsvereinbarungen über das Mitbestim- 
mungsrecht gründlich zu behandeln, was während des ersten Viertel¬ 
jahresberichtes vielzuwenig geschehen war. Dort, wo die Betriebs¬ 
leitung dem Abschluß der Vereinbarungen Widerstand entgegensetzte, 
sollte die Belegschaft gemeinsam mit den Gewerkschaften Maßnahmen zur 
Überwindung dieses Widerstandes beraten. 

Diese Methode, in jedem Vierteljahresbericht nicht schematisch die 
allgemeine Tätigkeit wiederzugeben, sondern bestimmte, für die gesamte 
Gewerkschaftsbewegung vordringliche Aufgaben in den Vordergrund zu 
stellen, dürfte die zweckmäßigste Form der Vierteljahresberichterstattung 
sein. So laufen die Vierteljahresberichte keine Gefahr, sich in schema¬ 
tischen Wiederholungen leer zu laufen. Auf jeden Fall wird auch der 
Artikel 8 des Betriebsrätegesetzes, der ein Bestandteil des Gesamtgesetzes 
ist, mehr und mehr lebendig gemacht. Die richtige Grundlinie in der 
Anwendung des Betriebsrätegesetzes eingeleitet zu haben, dürfte mit das 
positivste Ergebnis der Betriebsrätearbeit des FDfiB im Jahre 1946 sein. 


Mitwirkung der Betriebsräte bei der Realisierung 
der sozialpolitischen Befehle der SMA 

Die Hauptabteilung Betriebsräte des Bundesvorstandes legte besonderes 
Gewicht darauf, in Beratungen, Versammlungen, Artikeln und Rund¬ 
schreiben die Bedeutung und Durchführung der sozialpolitischen Befehle 
der SMA zu erläutern. Dazu gehörten vor allem der Befehl 150 (Bildung 
von Arbeitsschutz-Kommissionen), der Befehl 253 („Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“) und der Befehl 264 (Erfassung der „freien Spitzen“ für 
die Betriebe mit Hilfe der Konsumgenossenschaften); ebenso die Ver¬ 
ordnung der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge vom 
2. September 1946 auf Einstellung von Schwerbeschädigten sowie die Ver¬ 
ordnungen, die die Umschulung betreffen. Wie wir glauben, liegt eine 
Schwäche in der Betriebsrätearbeit noch darin, daß Betriebsräte und 
Betriebsgewerkschaftsgruppe nach dem Erlaß solcher Befehle und Ver¬ 
ordnungen allzusehr auf „Anweisungen“ und „Ausführungsbestimmungen“ 
warten, statt unter Anleitung der örtlichen Industriegewerkschaften in 
solchen Fällen sofort zusammenzutreten und Maßnahmen zur Realisierung 
eines solchen Befehles im eigenen Betrieb zu beraten. Demokratie ist Wille 
zur Initiative, ist Mut zur Verantwortung, weil man in der Demokratie 
nicht einfach Empfänger von Anweisungen sein darf, sondern Mitträger 
und Mitförderer des Volkswdllens sein muß. Freie Menschen handeln selb¬ 
ständig, nur unselbständige Menschen gebrauchen möglichst viele Richt¬ 
linien, Ausführungsbeslimmungen und Anweisungen. Sie wollen sicher 
gehen, keinen Fehler zu machen, sie möchten keine Verantwortung tragen. 
Es ist aber besser, einen Fehler zu machen und in der Arbeit zu korri¬ 
gieren, als nichts zu tun! 



Querschnitt durch die Arbeit der Betriebsräte 


Um nun einen Querschnitt durch die Arbeit der Betriebsräte der sowje¬ 
tischen Besatzungszone zu erhalten, wandte sich im Herbst 1946 die Haupt¬ 
abteilung Betriebsräte des Bundesvorstandes an eine Anzahl Betriebsräte 
mit der Bitte, bestimmte ihnen vorgelegte Fragen zu beantworten. Die 
Kollegen in den Betrieben bemühten sich in dankenswerter und ausführ¬ 
licher Weise auf diese Fragen einzugehen, so daß, als nach Erhalt der 
Antworten aus 100 Betrieben, deren Ergebnis zusammengefaßt werden 
konnte, ein sehr aufschlußreiches Material für die weitere Arbeit der 
Hauptabteilung zustande kam. Das Ergebnis läßt sich wie folgt zusammen¬ 
fassen : 

Die Sorge um die Steigerung der Produktion 

Die Antworten zeigen, daß unsere Betriebsräte sich schon sehr ernsthaft 
mit den Produktionsfragen der Betriebe beschäftigen. 99 der 100 Betriebs¬ 
räte gehen auf den allgemeinen Stand der Produktion ihres Betriebes 
mehr oder weniger ausführlich ein. Aus ihren Berichten spricht die Sorge 
um die Steigerung der Produktion und um die Überwindung des Mangels 
an Rohstoffen, Maschinen und Ersatzteilen. Dabei wird sehr oft betont, 
daß diese früher aus dem Westen kamen, daß die Zufuhr heute aber außer¬ 
ordentlich ungenügend sei. Die Forderung auf Herstellung der wirtschaft¬ 
lichen Einheit Deutschlands wird von den Betriebsräten auch in diesem 
Zusammenhang sehr stark erhoben. 

Während 31 der erwähnten Betriebsräte berichten, der Produktionsplan 
des Betriebes werde gemeinsam mit dem Betriebsrat aufgestellt, sprechen 
Berichte von einer bloßen Einsicht des Betriebsrates in den Produktions¬ 
plan. Der Übergang von der bloßen Einsicht in die Produktion bis zu 
deren Mitbestimmung muß also noch entschiedener als bisher bewerkstelligt 
werden. Bezeichnenderweise sprechen mehrere Berichte davon, die Pro¬ 
duktion sei besonders deswegen gesteigert worden, weil die Belegschaft 
über die Produktionsaufgaben des Betriebes laufend informiert wurde und 
dadurch in immer stärkerem Maße Anteil daran nehme. 


Pie Beteiligung bet der Preisgestaltung 

Noch sehr schwach ist die Preiskontrolle der Betriebsräte entwickelt. 
Nur in 16 Berichten wird erwähnt, daß der Betriebsrat an der Preiskalku¬ 
lation beteiligt sei, während die meisten Berichte diese Frage überhaupt 
nicht beantworten. Viele Betriebsräte unterschätzen diese Aufgabe und 
sind der irrigen Meinung, das Preisstoppgesetz mache eine Tätigkeit der 
Betriebsräte auf diesem Gebiet unnötig. 


Über die Arbeitsmoral der Belegschaften 

Die Arbeitsmoral nimmt naturgemäß in den Berichten einen sehr 
großen Raum ein. 27 der Betriebsräte erklären die Arbeitsmoral in ihrem 
Betrieb für relativ gut, während 32 sie als ungenügend oder direkt 
schlecht bezeichnen. Die Betriebsräte berichten, daß sie sich bemühen. 
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durch Aufklärung der Belegschaften auf die Notwendigkeit der Hebung 
der Arbeitsmoral hinzuweisen, und daß diese Aufklärung oft auch Er¬ 
folg habe, lii zehn der berichtenden Betriebe erhalten besonders tat¬ 
kräftig arbeitende Belegschaftsmitglieder Belohnungen (besondere Zu¬ 
lagen, Bevorzugung bei Sonderzuteilungen usw.), und diese Methode 
zeitigt besonderen Erfolg. Umgekehrt werden gegen notorische Bumme¬ 
lanten Maßnahmen auf Lohnabzug und Entlassungen als Erziehungs¬ 
mittel vermerkt. Einige Berichte betonen, kulturelle Veranstaltungen 
hätten das Zusammengehörigkeitsgefühl der Belegschaft und damit auch 
die Arbeitsmoral gehoben. 

Die Hauptsorge der Betriebsräte zur Hebung der Arbeitsmoral liegt 
naturgemäß in der Verbesserung der Versorgung. Dort, wo es den Be¬ 
triebsräten (wie z. B. im Bergbau) gelungen ist, Sonderzuteilungen her¬ 
auszuholen, übt das eine günstige Wirkung auf die Arbeitsmoral aus. 
Andere günstige Maßnahmen waren die Einrichtung von Betriebsküchen, 
das Heranholen von „freien Spitzen“ auf dem Wege über die Konsum¬ 
bewegung in die Betriebe, wie überhaupt in nicht weniger als 24 Be¬ 
richten die Zweckmäßigkeit einer guten Zusammenarbeit mit der Kon¬ 
sumbewegung behandelt wird. 

Der Erfolg der Brachlandaktion wird in 38 Berichten ausdrücklich be¬ 
tont. In zunehmendem Maße bemühen sich die Betriebsräte auch um die 
Beschaffung von Holz, Bekleidung, Schuhen, Schuhreparaturen, Bezug¬ 
scheinen und dergl. Insgesamt gesehen, nehmen die Aufgaben in der 
Versorgung und Ernährung der Belegschaften noch den größten Raum 
in der Arbeit der Betriebsräte ein. 


Kompensationsgeschäfte und Gewinnbeteiligung 

Als absolut ungünstig muß man aber die Ausbreitung der Kompen¬ 
sationsgeschäfte, die oft auch mit Hilfe der Betriebsräte geschehen, fest¬ 
stellen, da sie die Gesamtplanung gefährden können. Außerdem können 
sie nur auf Kosten solcher Belegschaften geschehen, deren Produktion 
oder Beschäftigung sich für derartige Kompensationsgeschäfte nicht 
eignen und die deren Vorteile nicht erhalten können. Kompensations¬ 
geschäfte sind auch kein Weg zur dauernden Versorgung der Beleg¬ 
schaften mit industriellen Erzeugnissen. Ein richtigerer Weg wäre viel¬ 
mehr der der Verteilung des Übersolls von Bedarfsartikeln an alle Be¬ 
triebe, besonders an solche, deren Belegschaften ebenfalls ihr Soll über¬ 
schreiten. An die Stelle solcher Kompensationsgeschäfte muß also mehr 
und mehr die Zusammenarbeit mit der Konsumbewegung (planmäßige 
Verteilung auch der freien Spitzen an alle Betriebe, Verkaufsstellen im 
Betrieb, Möglichkeiten bevorzugten Einkaufes für alleinstehende Be¬ 
triebsangehörige und dergl.) treten. Falsch ist auch die sogenannte 
„Gewinnbeteiligung“, die in den Betrieben hier und da von den Be¬ 
triebsräten vereinbart%wird, die aber von den Gewerkschaften immer 
abgelehnt wurde, weil sie geeignet ist, das gewerkschaftliche Denken 
der Arbeiter in eine falsche Bahn zu lenken, und weil sie eine erfolg¬ 
reiche Lohn- und Tarifpolitik der Gewerkschaften außerordentlich er¬ 
schweren kann. 



Die Tätigkeit der Betriebskommissionen 

Die Berichte geben ein ausführliches Bild über die Tätigkeit der in 
den Betrieben tätigen Kommissionen: Arbeitsschutzkommissionen, Lohn¬ 
kommissionen, Akkordkommissionen, Sozialpolitische Kommissionen, Er¬ 
nährungskommissionen, Wohnungskommissionen, Planungsausschüsse, 
Kommissionen zur politischen Bereinigung und vor allen Dingen Frauen- 
und Jugendkommissionen. Am aktivsten arbeiten die Arbeitsschutzkom¬ 
missionen, die es in 77 der erwähnten 100 Betriebe gibt Teilweise wird 
hinzugefügt, daß die Arbeitsschutzkommissionen schon eine Reihe von 
Verbesserungen einführen konnten, durch die die Zahl der Unfälle 
herabgemindert worden ist. In der Leitung der vielen sozialpolitischen 
Einrichtungen im Betrieb (Betriebsküchen, Kindergärten, Unterstützungs¬ 
einrichtungen, Wohnungen, Verteilung von Stipendien usw.) sind die 
Betriebsräte im allgemeinen sehr stark und mitbestimmend beteiligt. 
Insgesamt gesehen, haben aber die sozialpolitischen Einrichtungen der 
Betriebe (infolge des Krieges und seiner Auswirkungen) ihren früheren 
Stand - noch nicht wieder erreicht und müssen noch sehr ausgebaut 
werden. 


Beruf sumscliuliiiig 

Die berufliche Umschulung im Betrieb läßt noch viel zu wünschen 
übrig. In nur 22 der erwähnten Betriebe kann von einer umfassenden 
Umschulung der Umsiedler, Heimkehrer, Schwerbeschädigten und 
Frauen gesprochen werden. Vor allen Dingen fällt es auf, wie wenig 
Frauen als Umschüler genannt werden. Acht Betriebe sprachen von 
einer besonderen Umschulung von Schwerbeschädigten in leichtere Be¬ 
rufe. Die Einstellung von Schwerbeschädigten in die Betriebe erreicht 
durchweg noch nicht den vorgeschriebenen Prozentsatz. Dieser konnte 
nur in 31 der 100 Betriebe festgestellt werden. 


Frauen und Jugendliche im Betriebsrat 

Ein großer Teil der Belegschaften besteht heute aus Frauen. Die 
Demokratisierung der Wirtschaft ist ohne die aktive Anteilnahme der 
weiblichen Beschäftigten nicht lösbar. Es kann nicht die Aufgabe der 
Frauen im Betrieb sein, bei Betriebsrätewahlen lediglich den Stimm¬ 
zettel abzugeben. Sie sollten vielmehr aktiv an der Lösung aller betrieb¬ 
lichen Aufgaben teilnehmen. Vor allen Dingen gehen unsere Bemühun¬ 
gen dahin, sie aktiv afi der Arbeit des Betriebsrats zu interessieren. In 
möglichst starker Zahl sollten Frauen im Betriebsrat vertreten sein. 
Daher enthält die Wahlordnung des FDGB den Passus, der zwingend die 
Wahl mindestens einer Frau vorsieht, wenn der Anteil der arbeitenden 
weiblichen Angestellten 5 Prozent der Belegschaft oder mehr umfaßt. 
(In der Praxis wurde derselbe Passus auch in bezug auf die jugend¬ 
lichen Kollegen angewandt.) Gerade dadurch gelang es den Frauen und 
.Jugendlichen, jenen Anteil an Betriebsratssitzen zu sichern, den wir 
schon genannt haben. Es dürfte heule kaum noch einen Betriebsrat 
geben, der in seinem Betrieb nicht besondere Maßnahmen zum Schulz 
der Frauen- und Jugendarbeit im Betrieb durebzusetzen versucht, und 
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der nicht für die besonderen Interessen der Frauen und Jugendlichen 
eintritt. Das geht auch aus dem Umstand hervor, daß 91 der erwähnten 
100 Betriebsräte sich u. a. auch mit der Frauenarbeit beschäftigten. In 
42 dieser Betriebe sind die Frauen im Betriebsrat vertreten, in 31 
Fällen existiert eine besondere betriebliche Frauenkommission. Durch¬ 
weg werden die Betriebsrätinnen lediglich mit der Betreuung der Frauen 
des Betriebes beschäftigt, während leider in nur sechs Fällen erklärt 
wird, daß die Betriebskolleginnen genau so zu allen Aufgaben heran¬ 
gezogen werden wie die männlichen Betriebsräte. In der Durchführung 
des „Gleichen Lohnes für gleiche Arbeit“ gibt es hier und da noch be¬ 
dauerliche Unklarheiten der männlichen Kollegen. Dagegen hat sich der 
bezahlte Hausarbeitstag in den Betrieben sehr stark durchgesetzt. 


IMe Jugendarbeit der Betriebsräte 

Die Jugendarbeit der Betriebsräte wird in 68 Berichten erwähnt, wobei 
in 30 Fällen die Jugend im Betriebsrat vertreten ist, während in 35 Be¬ 
trieben besondere Jugendkommissionen tätig sind. Im Vordergrund ihrer 
Tätigkeit steht besonders die Förderung der Lehrlingsausbildung durch 
besondere Maßnahmen (Lehrlingswerkstätten, Lehrgemeinschaften, Ein¬ 
stellung von qualifizierten Lehrkräften, Einrichtung von Lehr- und Be¬ 
rufskursen). 11 Betriebsräte erklären, daß in ihrem Betrieb die Jugend¬ 
lichen unter 16 Jahren nur 42 Stunden in der Woche tätig zu sein 
brauchen. In 18 der erwähnten Betriebe wird der gewerkschaftlichen und 
kulturellen Schulung der Jugendlichen durch besondere Vorträge, Kurse, 
Theaterbesuche usw. ein besonderes Interesse gewidmet. Im allgemeinen 
hat man den Eindruck, als ob die Betriebsräte sich ernsthafter als früher 
mit der Jugend beschäftigen, wenn auch noch nicht in ausreichendem 
Maße. 

Die liefmkelirenden Kriegsgefangenen 

Die heinikehrenden Kriegsgefangenen werden von fast allen Betriebs¬ 
räten sehr warm begrüßt. Es fehlt in der Ostzone an Arbeitern — daher 
erklären fast alle Betriebsräte, daß in ihrem Betrieb die Kriegsge¬ 
fangenen ohne weiteres eingestellt werden können. Verschiedene Be¬ 
triebe trafen besondere Maßnahmen zur provisorischen Unterbringung 
und Unterstützung der Heimkehrer. 


Betriebsrfitekonferenzen Bergbau um! Textil 

Die Hauptabteilung Betriebsräte des Bundesvorstandes unterstützte die 
Vorbereitung der Durchführung der Betriebsräte-Zonenkonferenzen, die 
von den Industriegewerkschaften Bergbau und Textil zufolge besonders 
gelagerter Verhältnisse und Aufgaben in diesen Industriezweigen für 
Oktober und November 1946 einberufen worden waren. Auf beiden 
Konferenzen berieten diese Betriebsräte gemeinsam mit den Gewerk¬ 
schaften und mit Vertretern zentraler Behörden über Produktion und 
Arbeitsbedingungen ihres Industriezweiges. Das Mitbestimmungsrecht in 
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der Produktion, die Aufgaben der Betriebsräte in der Produktions¬ 
entfaltung, die Sonntagsschichten für den Hausbrand sowie eine Reihe 
sozialpolitischer Maßnahmen für die Bergarbeiter standen im Mittel¬ 
punkt der außerordentlich positiv verlaufenden Bergarbeiterkonferenz, 
während die Betriebsräte der Textilindustrie außer den erstgenannten 
beiden Fragen hauptsächlich auch die Durchführung des Befehls 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ behandelte. Die Bergarbeiter- 
Betriebsrätekonferenz war auch insofern interessant, als fast zur gleichen 
Zeit in Bochum eine Bergarbeiter-Betriebsrätekonferenz des Ruhr¬ 
gebietes tagte, aber zu völlig anderen Beschlüssen kam, da im Ruhr¬ 
gebiet den Gewerkschaften und Betriebsräten im Gegensatz zur Ostzone 
keinerlei Mitbestimmungsrecht zusteht. 

An den Sitzungen der Betriebsräteabteilungen bei den Zentralvor¬ 
ständen verschiedener Industriegewerkschaften (öffentliche Betriebe, 
Holz, Chemie, Metall) nahmen ebenfalls Vertreter der Hauptabteilung 
Betriebsräte teil. 


Betriebsräteabtei lungen 

Insgesamt war aber die Bildung und Arbeit der Betriebsriiteabteilun- 
gen des FDGB %und der Industriegewerkschaften eine noch sehr un¬ 
genügende. Bei vielen Orts- und Kreisvorständen des FDGB existieren 
diese Abteilungen überhaupt noch nicht. Auch bei den Landesvor¬ 
ständen war die Herausbildung solcher Abteilungen noch im Anfangs¬ 
stadium begriffen. Dadurch beruhte die Leitung der Arbeit der Be¬ 
triebsräte auf nur wenigen Spitzenfunktionären und fand vor allen 
Dingen bei den Orts- und Kreisvorständen des FDGB und in manchen 
Landesvorständen der Industriegewerkschaften keine genügenden 
Stützen. Gerade dadurch wurden ungesunde Tendenzen in der Richtung 
der Herausbildung einer eigenen Betriebsrätebew r egung, selbständig 
gegenüber den Gewerkschaften, verstärkt. • Eine Überwindung dieser 
Schwächen ist nur möglich, wenn die Leitung der Betriebsrätearbeit 
auch in den Orts- und Kreisvorständen des FDGB sowie in den Landes¬ 
und Provinzialvorständen der Industriegewerkschaften nicht mehr auf 
den ersten und zweiten Vorsitzenden beruht, sondern entsprechende 
Betriebsräteabteilungen bei allen Vorständen geschaffen werden. Nach 
dem Beschluß des Bundesvorstandes des FDGB sollen solche Betriebs- 
räteabteilungen bei allen Vorständen des FDGB und der Industriegewerk¬ 
schaften gebildet werden. Sie sollen unter der Leitung eines dazu ge¬ 
eigneten und geschulten Vorstandsmitgliedes stehen. Er hat die gesamte 
Abteilung regelmäßig zu Beratungen zusammenzurufen, und zwar sollen 
diese Abteilungen beim FDGB im Landesmaßstab aus den Vertretern 
der wichtigsten Industriegewerkschaften und Kreise, beim Ortsvorstand 
aus den Vertretern der wuchtigsten Industrien und Betriebe bestehen. 
Bei den Industriegewerkschaften sollen in ähnlicher Form solche Abtei¬ 
lungen bei den Zentralvorständen wie bei den Landes- und bei den 
Ortsvorständen der Industriegewerkschaften gebildet werden. Es ist not¬ 
wendig, diese Betriebsräteabteilungen überall dort zu schaffen, wo sie 
noch nicht vorhanden sind, damit die Führung der Betriebsrätearbeit 
durch die Gewerkschaften absolut gesichert wird! 


Scliulungsarbcit 

In der Schulungsarbeit hält die Hauptabteilung 7 sehr engen Kontakt 
mit der Hauptabteilung Schulung und Bildung des Bundesvorstandes. 
Die für die Schulung der 118 000, zum Teil in ihrem Amt völlig neuen 
Betriebsräte notwendige Form der Massenschulung wurde im Lande 
Sachsen vom FDGB gefunden, wobei diese Schulung jedem einzelnen 
Betriebsratsmitglied die Beteiligung ermöglicht, und ihn vor allem auch 
zur operativen Arbeit anleitet Auf Anregung der beiden genannten 
Hauptabteilungen des Bundesvorstandes begann der FDGB auch in der 
Provinz Sachsen und in Thüringen allmählich diese Form der Schulung 
der Betriebsräte zu übernehmen. Die Hauptabteilung Betriebsräte stellte 
außerdem die Lehrer auf der Bundesschule des FDGB zur Behandlung 
der betriebsrätlichen Aufgaben. Gemeinsam mit der Hauptabteilung 
Schulung und Bildung wurden folgende Materialien herausgegeben: „Die 
Aufgaben der Betriebsräte“, dann „Aus der Praxis der Betriebsräte“ 
(eine Broschüre, die über den Rahmen der sowjetischen Besatzungszone 
hinaus starke Anerkennung fand), sowie „Das Betriebsrätegesetz und 
seine Anwendung“, das eine Reihe von Mustervereinbarungen enthält. 
Ein Kursusmaterial über „Das Betriebsrätegesetz“ befand sich Ende 
dieses Jahres in Vorbereitung. Es ist hauptsächlich für Lehrer von Be- 
triebsrätekursen gedacht. 


Aufgaben des neuen Arbeitsjahres 

Wir wollen diesen Tätigkeitsbericht nicht abschließen, ohne noch die 
Aufgaben des neuen Arbeitsjahres zu streifen, die in der Betriebsräte¬ 
tätigkeit gelöst werden müssen. Solche Aufgaben sind: 

1. Noch stärkeren Kurs auf die gewerkschaftliche Entwicklung der 
Betriebsräte zu Funktionären der demokratisierten Wirtschaft. Befähigung 
der Betriebsräte, noch weit stärker als bisher schon an der Produktions- 
planung und an der Preiskalkulation teilzunehmen. Absolute Verwirk¬ 
lichung des Mitbestimmungsrechtes der Betriebsräte auf diesen wie auch 
auf allen anderen Gebieten. 

2. Stärkere Hilfe den Betriebsräten in ihrer sozialen Arbeit: In der 
Verbesserung der Versorgung und Verpflegung der Belegschaften, vor 
allem durch Entwicklung der Zusammenarbeit mit den Konsumgenossen¬ 
schaften, kräftige Bekämpfung ungesunder Erscheinungen wie Kompen¬ 
sationsgeschäfte und „Gewinnbeteiligungen“, statt dessen Entfaltung 
einer vielseitigen Sozialpolitik im Betrieb, die sich besonders auch dem 
Arbeitsschutz, den Heimkehrern, Umsiedlern, Frauen und Jugendlichen 
und Schwerbeschädigten widmen muß. 

3. Abschluß von Betriebsvereinbarungen über das Mitbestimmungs¬ 
recht in allen Betrieben, in denen noch keine Vereinbarung besteht. 
Regelmäßige und gründliche Durchführung der Vicrteljaliresberichte 
unter gründlicher Vorbereitung dieser wichtigen Belegschaftsversamm¬ 
lungen durch die Betriebsgewerkschaflsgruppen. Entwicklung der Anteil¬ 
nahme der Belegschaften an allen betrieblichen und gewerkschaftlichen 
Aufgaben. 



4. Abschluß von Arbeitsordnungen in jedem Betrieb. 

5. Hebung der Initiative der Betriebsräte durch stärkere Anleitung 
und Hilfe durch die Gewerkschaften. Die Bildung von Betriebsräteabtei¬ 
lungen in allen FDGB- und Industriegewerkschafts-Vorständen und in 
allen Orten ist daher eine der dringendsten Aufgaben, die 1947 vor dem 
FDGB und den Industriegewerkschaften stehen. 

6. Rechtzeitige und gründliche Vorbereitung der Bctriebsräte-Neu- 
wahlen, die unter Berücksichtigung der Erfahrungen des Vorjahres im 
Jahre 1947 in der ersten Junihälfte staltfinden werden und die im 
Jahre 1948 noch weiter vorzulegen sind. Durchführung der Wahlen 
unter Erstarkung des gewerkschaftlichen Einflusses im Betrieb und 
unter weiterer Hebung der Aktivität der Belegschaften im Ringen für 
die Sicherung und den Ausbau des Mitbestimmungsrechtes, der Steige¬ 
rung der Produktion und der Verbesserung der Arbeitsbedingungen. 
Sicherung einer noch stärkeren Vertretung der Frauen und der Jugend¬ 
lichen im Betriebsrat. Wahl von Betriebsräten bzw. Obleuten in jedem 
Betrieb der sowjetischen Besatzungszone. 

7. Als weitere und besonders wichtige Aufgabe stellt sich die Haupt¬ 
abteilung Betriebsräte noch diejenige eines umfassenden und gründ¬ 
lichen Erfahrungsaustausches mit den iBetriebsräteabteilungen der Ge¬ 
werkschaften in den westlichen Zonen Deutschlands. 
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SCHULUNG UNI» BILDUNG 

HAUPTABTEILUNG 8 


Der Anteil des FDGB 
an der Umerziehung; des Volkes 

^ ungeheure materielle und geistige Zusammenbruch, der als Er- 
gebnis der nationalsozialistischen Diktatur vor den im Sommer 1945 sich 
neu bildenden Gewerkschaften stand, führte sie zwangsläufig auch zur Be¬ 
schäftigung mit den geistigen Problemen der Zeit. Sofort nach Neugrün¬ 
dung der Gewerkschaften wurde es als notwendig erkannt, in der Masse 
des Volkes die Erkenntnis über seine Lage und über die Ursachen, die 
dazu geführt haben, zu verbreiten. Es kam darauf an, die Masse zu der 
Einsicht zu bringen, daß nickt der Krieg und die Kriegsniederlage die 
Wurzeln unseres Unglücks darstellen, sondern daß der Krieg mit all seinen 
Folgen nur ein Ergebnis der im deutschen Volk vorherrschend gewordenen 
Geisteshaltung war, die dem Nationalsozialismus zur Herrschaft ver- 
holfen hat. 

So wurde von vornherein eine Hauptaufgabe der Gewerkschaften im 
Kampf gegen die nationalistische, militaristische und imperialistische Ge¬ 
dankenwelt gesehen. Alle zur Werbung für die neuen Gewerkschaften 
dnrehgeführten Veranstaltungen dienten der geistigen Aufklärung der 
breiten Volksmassen und der Bekämpfung der nationalsozialistischen Ge¬ 
dankenwelt. 

Als sich die Gewerkschaften in der sowjetischen Besatzungszone im 
Februar 1916 zum FDGB Zusammenschlüssen und eine vorläufige Satzung 
gaben, wurde in diesen Satzungen im ersten Abschnitt über die Aufgaben 
der neuen Gewerkschaften gesagt: 

1. Erziehung der Arbeiterschaft im Geiste des Antifaschismus, des 
demokratischen Fortschritts und zur Erkenntnis ihrer sozialen Lage 
sowie zur Solidarität. 

2. Restlose Ausschaltung aller Faschisten, Kriegsverbrecher und 
deren Helfershelfer aus städtischen und staatlichen Verwaltungen, 
aus Wirtschaft, Handel und Verkehr. Kampf gegen die faschistische 
Ideologie und alle militaristischen und imperialistischen Tendenzen. 

Die zur gleichen Zeit aufgestellten Richtlinien für die Tätigkeit der neu 
zu wählenden Betriebsräte bestimmten: 

Die Säuberung der Betriebe von faschistischen Elementen aus leiten¬ 
den Stellungen; die Ausrottung der nazistischen, militaristischen und 
imperialistischen Ideologie ist vom Betriebsrat mit allen Kräften zu 
betreiben. 

Ferner wurde dem Betriebsrat u. a. die Aufgabe gestellt, nationalistische, 
militaristische und sonstige volksfeindliche Tendenzen und Bestrebungen 
im Betrieb zu bekämpfen. 
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Die Überreste nationalsozialistischer Gedankenwelt können aus den 
Köpfen nur beseitigt werden durch Entwicklung einer Überzeugung, die 
auf der Erkenntnis der im gesellschaftlichen und politischen Leben wirken¬ 
den Kräfte beruht. An Stelle von Rassenwahn, nationaler Überheblichkeit 
und dem Streben, über andere Nationen zu herrschen, müssen die Gewerk¬ 
schaften eine Ideologie entwickeln, die auf dem Klassenbewußtsein und 
der internationalen Solidarität gegründet ist. Die geistigen Grundlagen der 
Arbeiterbewegung müssen deshalb herausgearbeitet und den Massen näher¬ 
gebracht werden. Diese an der Arbeiterschaft zu leistende Erziehung muß 
von den Gewerkschaften gleichzeitig mit der Erfüllung ihrer alltäglichen 
Gegenwartsaufgaben durchgeführt werden. Die Schulung der Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre für ihre täglichen Arbeiten muß deshalb verbunden sein 
mit einer Übermittlung der theoretischen Erkenntnisse, die die geistigen 
Grundlagen der Arbeiterbewegung darstellen. 

Die Schulung von Gewerkschaftsfunktionären bedeutet daher nicht nur 
Übermittlung von Sachwissen und Ausbildung technischer Fähigkeiten, 
sondern Vermittlung umfassender politischer Bildung. Die Funktionäre 
sollen Einsicht in d ! e politischen und gesellschaftlichen Vorgänge erhalten 
und befähigt werden, die ihnen gestellte Einzelaufgabe im Zusammenhang 
mit dem Gesamtgeschehen zu begreifen und zu lösen. 


Landes- und Bezirks-Gewerkschaftsschulen 

/ 

Die Einwirkung der Gewerkschaften auf die Geisteshaltung der breiten 
Volksmassen vollzieht sich durch die Presse, den Rundfunk, durch Ver¬ 
sammlungen und die Verbreitung von Flugblättern und aufklärenden 
Schriften. Von ausschlaggebender Bedeutung aber ist der Einfluß, den die 
Gewerkschaftsfunktionäre und Betriebsräte im unmittelbaren Umgang mit 
ihren Arbeitskollegen im Betrieb oder im Büro ausüben. Das Wirken der 
Gewerkschaftsfunktionäre im Betrieb und ihre geistige Ausstrahlung wird 
in erheblichem Maße gefördert durch systematische Schulungsarbeit. 

Die wirksamste Form dieser Schulungsarbeit kann in Gewerkschafts¬ 
schulen (Schulheimen) geleistet werden. Schon wenige Monate nach dem 
Aufbau der Gewerkschaften wurde mit der Errichtung von Gewerkschafts¬ 
schulen begonnen. 

Bis Ende 1940 waren in der sowjetischen Besatzungszone folgende Schulen 
desFDGB, an denen regelmäßige Lehrgänge für Betriebsräte und Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre durchgeführt wurden, vorhanden: 

FDGB Land Sachsen: Landesgewerkschaftsschule „Rotes Vorwerk“, 

Oberwiesenthal i. Erzgeb., verlegt ab 1. Januar 
1947 nach Jagdschloß Grillenburg bei Tharandt, 
Bezirksgewerkschaftsschule Radebeul b. Dres¬ 
den, Haus der Kunst, 

Bezirksgewerkschaftsschule Schloß Wolkenburg 
b. Penig, Krs. Leipzig, 

Bezirksgewerkschaftsschule Weißenborn bei 
Zwickau, 
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Bezirksgewerkscliaftsschule Schloß Gersdorf 
bei Roßwein. 

Kurz vor der Eröffnung steht die Bezirksschule 
Kirschaubei Bautzen. 

FDGB Prov. Brandenb.: Provinzialgewerkschaftsschule Belzig/Mark. 

FDGBLand Thüringen: Landesgewerkschaftsschule „Georg Schumann“, 

Lobeda b. Jena. 

FDGB Prov. Sachsen: Provinzialgewerkschaftsschule Trebnitz bei 

Könnern, 

Bezirksgewerkschaftsschule Biederitz b. Magde¬ 
burg, 

Bezirksgewerkschaftsschule Schlieben b. Herz¬ 
berg. 

Der FDGB Mecklenburg/Vorpommern hatte mit seinen Bemühungen 
zur Errichtung einer Landesgewerkschaftsschule bis Ende 1946 keinen 
Erfolg. Im neuen Jahre wird auch in diesem schwer zu bearbeitenden Be¬ 
zirk ein Aufschwung in der Schulungsarbeit erreicht werden. 

In den Bezirks- und Landesgewerkschaftsschulen wurden während des 
Jahres 1946 Unterrichtskurse von in der Regel vierwöchiger Dauer abge¬ 
halten, an denen 2683 Funktionäre (davon 523 Frauen) teilgenommen 
haben. (Über kurzfristige Sonderkurse siehe Berichte der Landes- bzw. 
Provinzialvorstände des FDGB.) 


Bundcsschule des FDGB 

Auch der Bundesvorstand des FDGB hat sich frühzeitig darum bemüht, 
ein Schulheim für die Durchführung von zentralen Lehrgängen, deren 
Teilnehmer aus der gesamten sowjetischen Besatzungszone stammen, zur 
Verfügung zu bekommen. Die bis 1933 dem Allgemeinen Deutschen Ge¬ 
werkschaftshund gehörige Bundesschule in Bernau bei Berlin wurde dem 
FDGB hierfür wieder teingeräumt. Um mit dem Beginn zentraler Lehr¬ 
gänge nicht bis zur völligen Herrichtung dieser ehemaligen Gewerkschafts¬ 
schule, die seit 1933 für alle möglichen anderen Zwecke benutzt wurde, 
warten zu müssen, entschloß sich der Bundesvorstand in provisorischen 
Räumen in Berlin-Köpenick den Schulbetrieb zu beginnen. 

In der Zeit von Mai bis Dezember 1946 wurden fünf zentrale Lehr¬ 
gänge von je vierwöchiger Dauer durchgeführt, an denen 206 Funk¬ 
tionäre (davon 52 Frauen) teilnahmen. Bis auf die Lehrergewerkschaft 
und die Gewerkschaft für Kunst und Schrifttum waren alle Organisationen 
unter den Schülern vertreten. Hervorzuheben ist, daß etwa 60 Prozent 
der Teilnehmer hauptamtlich im Dienst der Gewerkschaften tätig waren. 
Ihre Altersgliederung war bewußt so gehalten, daß sowohl Funktionäre, 
die bereits vor 1933 praktische Gewerkschaftsarbeit geleistet hatten, wie 
auch solche, die mm erst neu auf dieses Tätigkeitsgebiet gekommen 
waren, sich zu gemeinsamer Arbeit zusammenfinden konnten. Von den 
206 Schülern waren 63 erst 1945 Mitglieder der Gewerkschaften ge¬ 
worden, während die anderen bereits vor 1933 organisiert waren. 



* 

* * 
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Die Entwicklung der Gewerkschaftsschulen, ihrer Lehrpläne und 
ihrer Unterrichtsmethoden vollzog sich zunächst unabhängig vonein¬ 
ander. Erst im Ablauf des verflossenen Jahres wurde es möglich, in 
gelegentlichen Besprechungen, die die Hauptabteilung 8 des Bundes¬ 
vorstandes mit den Vertretern der Landesvorstände abhielt, zu 
Erfahrungsaustausch und zur Angleichung von Lehrplänen und Unter¬ 
richtsmethoden zu gelangen. Im Dezember 1946 fand eine fünftägige 
Konferenz der in der Scliulungs- und Bildungsarbeit innerhalb der ge¬ 
samten Zone leitend tätigen Funktionäre statt, zu der auch die Leiter 
und Lehrer der Gewerkschaftsschulen erschienen waren. 

Neben grundsätzlichen Erörterungen über das Verhältnis der Funk¬ 
tionärschulung zu den Aufgaben der allgemeinen Erwachsenenbildung 
wurde auch der Anfang dazu gemacht, die Tätigkeit der Bezirks- und 
Landesgewerkschaftsschulen sowie der Bundesschule in ein zusammen¬ 
hängendes System zu bringen. Ein systematischer Aufbau des gewerk¬ 
schaftlichen Schulwesens soll erreicht werden und deshalb eine Abstim¬ 
mung der Lehrpläne erfolgen. Die hierfür notwendigen Arbeiten hat 
die Bundesschule des FDGB zur Ausführung übernommen. 

Bei Beginn der zentralen Lehrgänge hatte der Bundesvorstand fest¬ 
gelegt, daß die bei der Bundesschule entstehenden sachlichen Kosten 
vom Bundesvorstand und die für die entsandten Teilnehmer notwen¬ 
digen persönlichen Aufwendungen (Reisegeld, Lohnausfall, Taschengeld) 
durch die entsendenden Organisationen zu tragen sind. 

Diese Regelung erwies sich aber als nicht zweckmäßig, so daß der Bundes¬ 
vorstand Ende 1946 beschlossen hat, künftig die Gesamtkosten für die 
Durchführung zentraler Lehrgänge auf die Bundeskasse zu übernehmen. 

Gewerkschaftsschulen und Staat 

(Akademie der Arbeit in Frankfurt/Main) 

Die Ausbildung von Gewerkschaftsmitgliedern für die Ausübung von 
Funktionen innerhalb der Organisationen und in den Selbstverwaltungs¬ 
organen im Aufträge der Gewerkschaften ist eine Angelegenheit der 
Gewerkschaften selbst. Von der Öffentlichkeit, den Gemeinden und dem 
Staat erwartet der FDGB eine Förderung bei dieser Arbeit, die in 
eigenen Gewerkschaftsschulen geleistet wird. Zur Zeit der Weimarer 
Republik hatte der preußische Staat in Gemeinschaft mit den Gewerk¬ 
schaften die „Akademie der Arbeit“ in Frankfurt/Main und die Staatlichen 
Fachschulen für Wirtschaft und Verwaltung in Düsseldorf und Berlin 
errichtet und erhalten. 

In Anknüpfung an diesen früheren Zustand hat der Hessische Gewerk¬ 
schaftsbund die „Akademie der Arbeit“ in Frankfurt/Main wieder ins 
Leben gerufen und sich an alle Gewerkschaften in Deutschland wegen 
Beteiligung gewendet. 

Für den FDGB in der sowjetischen Besatzungszone hat der Bundes¬ 
vorstand diese Beteiligung zugesagt. Als Vertreter des FDGB im Kura¬ 
torium der Akademie der Arbeit wurde Kollege Walter Maschke be¬ 
nannt. Die aukden 18. Februar 1947 angesetzte Eröffnung der Akademie 
der Arbeit mußte aus zeitbedingten Gründen verschoben werden. Zur 



Teilnahme am ersten Lehrgang, der sich über sieben Monate erstrecken 
soll, hat der Bundesvorstand vier Schüler vorgesehen; die Gesamtkosten 
werden vom Bundesvorstand getragen. 

Dieser Beginn einer gemeinschaftlichen gewerkschaftlichen Bildungs¬ 
arbeit in Deutschland gibt Anlaß zu der Hoffnung, daß besonders auf 
diesem Gebiet baldigst eine engere Zusammenarbeit möglich sein wird. 


(»cwerkscliaftsschulen und Industriegewerkschaften 

Mit dem vollzogenen Aufbau der Industriegewerkschaften ergab sich 
die Notwendigkeit, eine Abgrenzung der Aufgaben zwischen den FDGB- 
Leitungen und den Industriegewerkschaften auf dem Gebiet der 
Schulungs- und Bildungsarbeit vorzunehmen. In einer Besprechung, die 
die Hauptabteilung 8 am 24. Oktober 1946 mit den Vertretern der 
Industriegewerkschaften abhielt, wurden in gründlicher Aussprache 
Richtlinien für die notwendige Arbeitsteilung besprochen. Grundsätzlich 
wurde darin festgelegt, daß die Durchführung der gewerkschaftlichen 
Schulungs- und Bildungsaufgaben eine Angelegenheit des Bundes sei. 
An der Erfüllung dieser Gemeinschaftsaufgabe haben aber auch die 
Industriegewerkschaften mitzuwirken. Eindeutig wurde in den Richt¬ 
linien festgelegt und später durch einen besonderen Beschluß des Bundes¬ 
vorstandes bekräftigt, daß die Industriegewerkschaften keine Gewerk¬ 
schaftsschulen einrichten, jedoch wurde eindeutig herausgestellt, daß die 
Schulen des FDGB den einzelnen Industriegewerkschaften für die Durch¬ 
führung besonderer Unterrichtsveranstaltungen zur Verfügung stehen 
sollen. Sie können sowohl in den Bezirks- und Landesschulen wie auch 
in der Bundesschule — nachdem diese in vollem Umfange in Betrieb 
genommen sein wird — besondere Funktionärkurse durchführen oder 
auch die vom FDGB veranstalteten Lehrgänge durch zusätzlichen Unter¬ 
richt ausgestalten. Es werden vornehmlich die von den Sonderverbfelt- 
nissen der Industrie, der Verwaltung oder des Berufs bestimmten Gegen¬ 
stände sein, die von den Industriegewerkschaften speziell zu behandeln 
sind. Daß die Pflege der Berufs- und Fachbildung durch die Industrie¬ 
gewerkschaften zu erfolgen hat, wurde ebenfalls ausdrücklich anerkannt. 

Die in kameradschaftlicher Zusammenarbeit gefundene Lösung läßt 
erwarten, daß der eingeschlagene Weg geeignet ist, sowohl den be¬ 
rechtigten Interessen der einzelnen Gewerkschaften wie dem gemein¬ 
samen Interesse des Bundes zu dienen. 


lSetriehsriitcscImliiiig: . 

Die von den Gewerkschaftsschulen ausgebiideten Funktionäre haben 
wesentlich dazu beigetragen, daß die große Aufgabe, die über 100 000 Be¬ 
triebsratsmitglieder für ihre Tätigkeit vorzubereiten, mit nennenswertem 
Erfolg in Angriff genommen werden konnte. Vom Landesvorstand Sachsen 
des FDGB wurde mit einer systematischen Betriebsräteschulung im Früh- 
herbst des verflossenen Jahres begonnen. Ein Plan wurde ausgearbeitet, 



nach dem die Betriebsräte 26 Wochen hindurch wöchentlich einen ganzen 
Tag (6 Unterrichlsstunden) die örtliche Betriebsräteschule besuchen. In 
94 Orlen Sachsens wurden diese Einrichtungen geschaffen und von mehr 
als 10 000 Betriebsräten besucht. Nach dem im Land Sachsen gegebenen 
Vorbild haben auf Anregung des Bundesvorstandes auch die übrigen 
Landesorganisationen des FDGB in Hunderten von örtlichen Unterrichts¬ 
kursen Betriebsratsmitglieder und Gewerkschaftsfunktionäre zu regel¬ 
mäßigen Schulen zusammengefaßt, so daß insgesamt in der sowjetischen 
Besatzungszone mehr als 20 000 Betriebsratsmitglieder an diesen Unter- 
richtsveranstaitungen teilnehmen konnten. 

Der Lehrplan, der insgesamt 162 Unterrichtsstunden vorsieht, sieht 
wie folgt aus: 

Die Aufgaben der Freien Gewerkschaften in der Wirt¬ 
schaft und in den Wirtschaftsorganen. 16 Stunden 

Was muß der Betriebsrat von der Bilanz wissen?.24 „ 

Einführung in die politische Ökonomie: Kapitalismus und 

Imperialismus .16 

Betriebswirtschaftslehre.IG 

Das neue Arbeitsrecht, Tarifwesen und Betriebsrätegesetz 18 
Industrielle Kostenrechnung (Was muß der Betriebsrat 

von der Kalkulation kennen?).26 

Aus der Geschichte der Arbeiter- und Gewerkschafts¬ 
bewegung . . .. 16 

Warenkunde und Rohstoffprobleme.10 

Soziale Aufgaben des Betriebsrates.10 

Strukturwandel der Wirtschaft in der sowjetisch be¬ 
setzten Zone und in der Wirtschaft — Grundlagen 
der Wirtschaftsplanung.10 

A 162 Stunden 


Als Lehrer sind neben Gewerkschaftsfunktionären Lehrer von Handels¬ 
und Volkshochschulen sowie Persönlichkeiten aus der öffentlichen Ver¬ 
waltung und der Wirtschaft vorgesehen. Für die Gestaltung des Unter¬ 
richts sind Richtlinien und Dispositionen ausgearbeitet bzw. in Vor¬ 
bereitung, die mit den Lehrkräften durchgesprochen werden. 

Jeder Teilnehmer erhält einen Ausweis, auf dem der Unterrichts¬ 
besuch vermerkt wird. Der Unterrichtstag ist arbeitsfrei; Lohnausfall 
entsteht dem Teilnehmer nicht. 

Versammlungen, Presse, Druckschriften, Rundfunk 

Die in der Regel monatlich einmal stattfindenden Versammlungen der 
Gewerkschaftsmitglieder in den Betrieben werden planmäßig der 
geistigen Aufklärung sowie der demokratischen und gewerkschaftlichen 
Erziehung der werktätigen Massen dienstbar gemacht. 

Durch die Herausgabe von Referentenmaterial und Broschüren ist 
den Gewerkschaftsfunktionären eine Anleitung für die Behandlung der 












zu erörternden Fragen in die Hand gegeben. Solche Schriften wurden 
seit dem Wiederaufbau der Gewerkschaften zunächst vornehmlich von 
den Landesorganisationen des FDGB in einer Gesamtauflage von nahezu 
1 500 000 zur Verbreitung gebracht. Unterstützt wurde diese Aufklärungs¬ 
arbeit durch die Verbreitung von Flugblättern und Plakaten, die die 
jeweils aktuellen Fragen behandelten. 

Der ständigen Aufklärung* der Gewerkschaftsmitglieder sowie der 
Information der Öffentlichkeit dient die Gewerkscliaftspresse. 

Seit Februar 1947 erscheint die Monatsschrift „Die Arbeit“ in einer 
Auflage von 30 000 Exemplaren, die als theoretisches Organ für alle 
Fragen der Gewerkschaftspolitik, Gewerkschaftstheorie und -praxis sich 
den Funktionären der deutschen Gewerkschaften als Forum für eine 
offene Aussprache zur Verfügung stellt. 

Zwischen dem Rundfunk und den Gewerkschaften bestellt ein gut¬ 
nachbarliches Verhältnis. In zunehmendem Maße steflt sich jeder Teil 
auf die besonderen Bedürfnisse des anderen ein, zum beiderseitigen 
Nutzen. Durch die Einrichtung der regelmäßigen wöchentlichen Gewerk- 
schaftssendung (20 Minuten Dauer) unter der Bezeichnung „Stimme 
des FDGB“ ist die Beziehung zwischen Gewerkschaften und Rundfunk 
eine besonders enge geworden. In der „Stimme des FDGB“ werden die 
aktuellen Probleme des Gewerkschaftslebens in Form von Vorträgen, 
Interviews, Round-Table-Konferenzen, Betriebsreporlagen usw. be¬ 
handelt. 

In den breitesten Kreisen Verständnis für das demokratische Leben 
in den Gewerkschaften zu erwecken und darzutun, daß der FDGB die 
Organisation ist, die praktisch den demokratischen Neuaufbau Deutsch¬ 
lands entwickelt, ist das gemeinsame Bestreben. Auf dieser Linie lagen 
solche Sendungen, wie „Aufruf des PDGB zur Aktivität bei den Ge¬ 
meindewahlen“ oder „Entschließung des FDGB zu dem Urteil in Nürn¬ 
berg“ oder „Ohne Frauen keine demokratische Ordnung“. Besonders 
bestrebt waren wir, die interalliierten Bemühungen um die deutschen 
Werktätigen darzustellen und zu zeigen, daß die Gewerkschaften willens 
sind, sich der Pflege der internationalen Solidarität zu widmen und die 
Voraussetzungen für eine Zusammenarbeit mit dem Weltgewerkschafts¬ 
bund zu schaffen. Wir brachten Reportagen von dem Besuch der russi¬ 
schen Gewerkschaftsdelegation im Juni 1946, über den Presseempfang 
von Sir Walter Citrine am 18. Juli 194G, über die Beveridge-Pläne. Im 
Dezember haben wir mit einer Hörfolge begonnen, die sich mit dem 
Wesen der internationalen Gewerkschaften beschäftigen soll, und brachten 
bisher Darstellungen über die amerikanischen und die russischen Ge¬ 
werkschaften. 

Neben der „Stimme des FDGB“ veranstaltet der Berliner Rundfunk in 
steigendem Maße kleinere Gewerkschaftssendungen, Kommentare und 
Beantwortungen von. Hörerfragen, die von uns redigiert werden. 

Die Sender Magdeburg und Schwerin bringen seit längerer Zeit regel¬ 
mäßige Gewerkschaftssendungen, die besonders im lokalen Rahmen von 
Interesse sind, und die Sender Leipzig, Weimar und Potsdam sind bei 
der Vorbereitung derartiger Reihen. Diese Stationen übernehmen die 
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Berliner Sendungen, wenn es sich um richtungweisende Publikationen 
und repräsentative Veranstaltungen handelt. 

Sind auch anerkennenswerte Fortschritte in dem Verhältnis von Ge¬ 
werkschaften und Rundfunk zu verzeichnen, so bleibt doch noch viel 
zu tun übrig, um der Öffentlichkeit über das Wesen und die Arbeit der 
Gewerkschaften die notwendige Information zu geben. 

% 
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Kulturarbeit «1er Gewerkschaften 

Die erschütternden Erlebnisse des Krieges und die nach dem Zu¬ 
sammenbruch besonders starke Beanspruchung aller Energien, um das 
nackte Dasein zu sichern, haben in der breiten Masse des werktätigen 
Volkes ein verständliches Bedürfnis nach Ablenkung von der traurigen 
Gegenwart, nach Entspannung und leichter Unterhaltung hervorgerufen. 
Die bereits nach dem ersten Weltkrieg au »getretenen Erscheinungen 
waren auch jetzt wieder zu verzeichnen. Die „freie Wirtschaft“ war 
sofort bereit, diese Konjunktur auszunutzen, überall fanden sich ge¬ 
schäftstüchtige Unternehmer, die für teures Geld sehr zweifelhafte, oft 
sogar ausgesprochen wertlose sogenannte „künstlerische Veranstaltun¬ 
gen“ darboten. 

Es war für die Gewerkschaften selbstverständlich, sich in dieser 
Situation nicht passiv zu verhalten. Sie mußten sich mitverantwortlich 
fühlen, daß den berechtigten Ansprüchen ihrer Mitglieder nach Entspan¬ 
nung entsprochen wird. Hierbei handelte es sich nicht nur darum, billige 
Eintrittskarten für Theater und sonstige kulturelle Veranstaltungen zu 
besorgen. Nach der unter dem Nationalsozialismus jahrelang betrie¬ 
benen Narkotisierung der Massen durch KdF ist eine Erziehungsaufgabe 
größten Ausmaßes zu lösen. Trotz der großen materiellen Not, trotz 
des Mangels an allen lebensnotwendigen Gütern, ja gerade deswegen 
muß in den Massen der Sinn für geistige Werte, für das Schöne, für die 
Kunst, geweckt werden. Entspannung und berechtigte Ablenkung von 
den Nöten des Tages nicht durch seichten Zeitvertreib, sondern durch 
das Hinführen zu höheren Werten, zu den Schätzen der Kultur. Das ist 
die den Gewerkschaften gestellte Gegenwartsaufgabe, die im Zusammen¬ 
hang mit der gewerkschaftlichen Aufklärungs- und Tagesarbeit zu 
leisten ist. 

Kulturarbeit in den Betrieben 

Den größten Teil seiner Zeit verbringt der arbeitende Mensch am 
Arbeitsplatz, in Gemeinschaft mit seinen Kolleginnen und Kollegen. 
Dieses regelmäßige Zusammensein im Betrieb oder im Büro bietet die 
beste Möglichkeit zu einer erzieherischen Beeinflussung breiter Massen. 
Die Vorstellung vom Wesen des Betriebes hat sich seit dem Zusammen¬ 
bruch des Nationalsozialismus in den Köpfen der Betriebsangehörigen 
erheblich gewandelt. Für uns ist jetzt der Betrieb nicht mehr nur eine 
Stätte der Ausbeutung, sondern in erster Linie die Produktionsstätte 
zur Erzeugung der für den gesellschaftlichen Bedarf notwendigen Güter. 



Die Beseitigung der früheren Wirtschaftsmachthaber, die Zerschlagung 
der Konzerne, die Enteignung der Naziaktivisten und Kriegsverbrecher, 
die Überführung vieler Betriebe in die öffentliche Hand haben eine er¬ 
hebliche Veränderung der Situation herbeigeführt. Das Mitbestimmungs¬ 
recht der Gewerkschaften in der Wirtschaft und im Betrieb wird dazu 
beitragen, daß die Arbeiterschaft ihre Arbeitsstätte mehr als bisher als 
„ihren Betrieb“ ansehen wird. Zieht man weiter in Betracht, daß unter 
den heute im Vergleich zu friedensmäßigen Verhältnissen erheblich er¬ 
schwerten Lebensbedingungen eine äußere Notwendigkeit vorliegt, die 
Zusammenführung der Arbeiter und Angestellten an ihrer Arbeitsstätte 
für die Durchführung von Bildungs- und Kulturveranstaltungen zu be¬ 
nutzen, so ergibt sich ohne weiteres, daß heute der innerhalb des Be¬ 
triebes zu leistenden Kulturarbeit erheblich größere Bedeutung als früher 
beizumessen ist. 

Bereits vor der Aufstellung einheitlicher Richtlinien hat die gewerk¬ 
schaftliche Praxis dazu geführt, Kulturobleute und Kulturkommissionen 
in den Betrieben einzusetzen. Nach den Berichten der fünf Landesvor¬ 
stände des FDGB in der sowjetischen Besatzungszone waren bei Fertig¬ 
stellung dieses Berichts in etwa 10 000 Betrieben (von insgesamt etwa 
44 000) Kulturobleute und Kulturkommissionen tätig. Über 6000 davon 
haben berichtet, daß sie den Vertrieb von verbilligten Eintrittskarten 
für kulturelle Veranstaltungen aller Art vorgenommen haben. Wieviel 
Betriebsangehörige auf diese Weise zum Besuch guter Theater- und 
Opemaufführungen usw. veranlaßt worden sind, konnte nicht festgestellt 
werden. Berichte aber liegen vor über die von den Gewerkschaften oder 
den innerhalb des FDGB gegründeten Kulturringen selbst getroffenen 
kulturellen Veranstaltungen. Mehr als 3000 künstlerische Darbietungen, 
an denen mehr als 2 Millionen Besucher teilnahmen, wurden in eigener 
Regie durchgeführt. 

Die bis 1945 für große und maßgebliche Teile des deutschen Unter¬ 
nehmertums charakteristische sogenannte „psychologische Arbeitsfüh¬ 
rung“, die der Entwicklung einer „Werksgesinnung“ diente und sich der 
verschiedensten Mittel, wie Werksport, Werkjugendpflege usw., bediente, 
gibt es heute in der sowjetischen Besatzungszone nicht mehr und wird 
auch künftig nicht mehr in Frage kommen. Das neue Verhältnis der 
Arbeiter und Angestellten zu ihrem Betrieb macht es aber erforderlich, 
daß berechtigten Ansprüchen der Belegschaften nach Schaffung kultu¬ 
reller Einrichtungen und menschenwürdiger Ausgestaltung bestehender 
Einrichtungen entsprochen wird. 

Zu den Aufgaben der Betriebsgewerkschaftsleitungen und Betriebs¬ 
räte, die sie durch Kulturkommissionen und Kulturobleute durchführen 
sollen, gehört cs deshalb, für die Schaffung von menschenwürdigen 
Gemeinschaftsräumen, guten Betriebsbüchereien, anregenden Wand¬ 
zeitungen, Vertrieb guter Literatur, Forlbildungsmöglichkeiten aller Art 
usw. zu sorgen. Vielversprechende Anfänge auf diesem Arbeitsgebiet 
liegen bereits vor. Durch enge und planmäßige Zusammenarbeit der 
örtlichen Kulturabteilungen des FDGB mit den Kulturobleuten der 
Betriebe wird in Zukunft sowohl eine Ausweitung wie eine erhebliche 
qualitative Verbesserung der Arbeit zu erreichen sein. 



Volksbühne lind Volkskultur 

Aus der bisherigen Tätigkeit unserer Gewerkschaften hat sich in ver¬ 
schiedenen Orten die Gründung von örtlichen Volksbühnengemeinden 
oder die Errichtung von Kulturringcn innerhalb des FDGB ergeben. Die 
Gewerkschaften der Provinz Sachsen-Anhalt haben im Herbst 1946 durch 
Gründung der Landesvolksbühne Sachsen-Anhalt Planmäßigkeit in diese 
kulturelle Arbeit gebracht. Die von der Hauptabteilung 8 des Bundes¬ 
vorstandes im Dezember 1946 durchgefuhrte Arbeitstagung über 
Schulungs- und Bildungsfragen beschäftigte sich auch mit der kulturellen 
Situation und nahm zu den notwendigen organisatorischen Maßnahmen 
Stellung. Übereinstimmend war die Auffassung, daß eine Wiederkehr der 
früheren Formen („Arbeiterkulturorganisationen“ und „Proletkult“) von 
uns nicht gewollt werden kann. Durch eine Volkskulturorganisation, die 
alle Kreise der Bevölkerung umfaßt, soll eine Hinführung der Massen zu 
den Quellen des guten künstlerischen Schaffens ermöglicht werden. Die 
neu zu errichtenden Volksbühnen sollen also nicht etwa eine Art Konsum¬ 
genossenschaft für die Vermittlung verbilligter Eintrittskarten werden, 
sondern die bewußte Hebung des kulturellen Niveaus der Volksmasse 
zum Ziel haben. 

Soll diese Aufgabe erfüllt werden, so ist auf die Einflußnahme auf die 
Spielpläne, die literarische Produktion und die Vermittlung künstlerisch 
wertvoller Veranstaltungen für kleinere und ländliche Gemeinden ebenso 
Wert zu legen, wie auf die Selbstbetätigung weiter Kreise des werktätigen 
Volkes auf kulturellem Gebiet. Nicht um beruflich tätigen Künstlern 
Konkurrenz zu machen, sondern um die Freude am eigenen Schaffen zu 
ermöglichen, sollen Chöre aller Art, Musik- und Laienspielgruppen usw. 
Bewegungsfreiheit und Betätigungsmöglichkeit erhalten. Die Volksbühnen 
im engeren Sinne werden in inniger Gemeinschaftsarbeit mit den heute 
zum Teil unter kommunaler Führung stehenden sogenannten Volkskunst¬ 
gruppen dem gemeinsamen Ziel zuzusteuern haben. 

Die vorbereitende Stellungnahme der innerhalb des FDGB auf dem 
Gebiet der Schulungs- und Bildungsarbeit leitend tätigen Kollegen gab 
den Ausgangspunkt für den Beschluß des Bundesvorstandes vom 30. Januar 
1947 ab. Hiernach wurden die Landesvorstände des FDGB aufgefordert, 
die Errichtung von Landesvolksbühnen vorzubereiten, und der Geschäfts¬ 
führende Vorstand des FDGB beauftragt, auf die Gründung eines Ver¬ 
bandes deutscher Volksbühnen hinzuarbeiten. Zur Zeit der Niederschrift 
dieses Berichtes sind in allen fünf Ländern der sowjetischen Besatzungs¬ 
zone bereits Landesvolksbühnen entstanden bzw. unmittelbar vor der Ent¬ 
stehung, wodurch die Voraussetzungen für die Gründung eines Verbandes 
deutscher Volksbühnen in Kürze gegeben sein werden. Enge Gemein¬ 
schaftsarbeit der Gewerkschaften mit dem Kulturbund, der FDJ und 
anderen kulturell interessierten Organisationen wird dazu beitragen, daß 
das aufgeführte Organisationsgebäude nur einen Rahmen abgibt für die 
Entwicklung eines vielgestaltigen Eigenlebens. Durch diese Zusammen¬ 
arbeit wird auch die Zusammenführung der ausübenden Künstler mit den 
kulturhungrigen und auf Selbstbetätigung hindrängenden Massen ge¬ 
sichert und die Gefahr vermieden, daß dilettantenhafte Leistungen an 
Stelle wirklicher Kunst dargeboten werden. 



Die Sportbewegung: 


Was für die Kulturarbeit im allgemeinen gilt, trifft auch für die Sport¬ 
bewegung zu: Wir wollen keine Wiederkehr von bürgerlichen und 
Arbeitersportorganisationen. Die Gewerkschaften sind aber in Überein¬ 
stimmung mit weiten Kreisen der Bevölkerung der Ansicht, daß so bald 
wie möglich einer umfassenden Volkssportbewegung Entwicklungs- und 
Betätigungsfreiheit gegeben werden soll. 

Auf weite Kreise, gerade der jüngeren Generation, wird auf dem Wege 
der sportlichen Betätigung und des vereinsmäßigen Zusammenschlusses 
für diesen Zweck erzieherischer Einfluß ausgeübt werden können, der 
sonst nicht oder nur in sehr beschränktem Umfang möglich ist. Werksport 
im früheren Sinne kann und darf es nicht mehr geben! Daß aber Betriebs¬ 
angehörige sich unter Leitung verantwortlicher Gewerkschaftler zu be¬ 
sonderen Betriebssportgruppen zusammenschließen, die dann im Rahmen 
der allgemeinen Sportbewegung sich betätigen, ist ein gewerkschaftlicher 
Standpunkt, der von jedem geteilt werden wird, dem die Entwicklung 
der allgemeine^ Sportbewegung am Herzen liegt. 

Die bisher gefundene Lösung, die Sportausübung über kommunale 
Amtsstellen oder die FDJ zu ermöglichen, stellt nur einen Notbehelf 
dar. Die Gewerkschaften werden sich weiter dafür einsetzen, eine Form 
zu finden, die bei Berücksichtigung des berechtigten Selbständigkeits- 
ßtrebens der Sportinteressenten doch die sichere Gewähr bietet, daß 
ein politischer Mißbrauch dieser neu zu schaffenden Organisation aus¬ 
geschlossen ist. 

Hoehschulstiidiiim und Lehrerausbildung 

v • • . V. . i £ •» • 

Wissen ist Macht, Macht zum Guten wie zum Bösen. Da Wissen und 
Macht in Deutschland bis zum Jahre 1945 überwiegend in falsche Bahnen 
geleitet worden waren, wurde beides falsch angewandt, wir gerieten 
in den größten Krieg der Weltgeschichte und damit in unsägliches 
Elend. Es kommt alles darauf an, das Wissen denjenigen zu vermitteln, 
die von ihm und damit von der Macht den richtigen Gebrauch machen. 

In dieser klaren Erkenntnis der Dinge ist dei\FDGB unmittelbar 
nach seiner Errichtung ans Werk gegangen, auf dem Gebiete des Hoch¬ 
schulstudiums entscheidend in den Gang der Dinge einzugreifen. Er hat 
altbewährte-Kollegen freigestellt, deren Hauptaufgabe es ist, die Fragen 
der Schulung und Bildung als Sondergebiet zu bearbeiten. Dem Hochschul¬ 
studium wird dabei ganz besonderes Augenmerk zugewendet. Gehen doch 
aus den Universitäten und sonstigen Hochschulen u. a. jene Menschen 
hervor, die berufen sind, an den verantwortlichen Stellen das Wohl und 
Wehe des Volkes in der wirksamsten Weise mitzubestimmen. 

Aber nicht nur im Bundesvorstand, sondern auch in den Vorständen 
der Länder und Provinzen des FDGB sind Abteilungen für Schulung und 
Bildung geschaffen worden, uud hier wie dort läßt man sich die direkte 
Einflußnahme auf die Neuordnung der Übermittlung von Bildung und 
Wissen aufs wärmste angelegen sein, und jede Orlsverwaltung der Ge¬ 
werkschaften nimmt an dieser Arbeit lebhaften tätigen Anteil. 



Eine erste umfassende Rückschau auf diese Tätigkeit konnte der FDGB 
auf seiner Tagung vom 8. bis 13. Dezember 1046 in Berlin-Köpenick 
halten, die sich in der Hauptsache mit den Fragen der Schulung uud 
Bildung beschäftigte. Etwa 60 Teilnehmer aus allen Gebieten der Zone 
waren erschienen. Die dort erstatteten Berichte erhärteten wieder einmal 
die Erfahrungstatsache, daß die Einflußnahme der Werktätigen auf das 
öffentliche Geschehen und damit auch auf die Frage, wer an den .Hoch¬ 
schulen studieren soll, dort am größten ist, wo die Arbeiterschaft am 
festesten zusammengeschlossen ist. 

In Dresden ist der Landesausschuß zur Förderung des Arbeiterstudiums 
im Bundesland Sachsen entstanden, in dem der FDGB die Führung hat. 

Soziale Schichtung der Studierenden 

Der Anteil der Volksstudenten an der Gesamtzahl der Studierenden ist 
denn auch im Lande Sachsen besonders groß; in der Provinz Sachsen- 
Anhalt und in Berlin und anderen Zentren mit geballter Industrie und 
damit gewerkschaftlich gut organisierter Arbeiterschaft hat er gleichfalls 
eine beachtliche Höhe erreicht. In Berlin beträgt er etwa 52* Prozent 
der Studierenden. Die volle Wirkung der gewerkschaftlichen Werbung 
auf die Zusammensetzung der Studentenschaft wird sich erst zeigen, wenn 
eine Reihe von Vorkursen abgeschlossen ist. 

Erfreulich ist es, zu sehen, wie sich die Frauen, die ja heute in hohem 
Maße auf sich selbst gestellt sind, ihren Platz an den Hochschulen er¬ 
kämpfen: In Jena sind 34 Prozent aller Studierenden Frauen, in Leipzig 
beträgt der weibliche Anteil 27 Prozent, in der Medizinischen Fakultät 
der Universität Berlin stehen sogar den 579 Männern 643 Frauen gegen¬ 
über! Wenn das Überwiegen der Frau in diesem Falle auch noch eine 
Ausnahme darstellt, so ist nicht einzusehen, warum sich nicht, ent¬ 
sprechend der gewachsenen Bedeutung der Frau für das Wirtschafts¬ 
leben und ihrem ziffernmäßigen Überwiegen überhaupt, diese Ausnahme 
in die Kegel verwandeln sollte. Der FDGB kann für sich in Anspruch 
nehmen, für die Gleichberechtigung der Frau mit dem Manne auch auf 
dem Gebiet des Universitätsstudiiums Vorkämpfer gewesen zu sein. 

Wie groß und ernst allerdings die Arbeit ist, die uns noch auf dein 
Gebiet des Bildungswesens bevorsteht, geht aus einer Statistik hervor, 
die über den Drang der besitzenden Bevölkerungsschichten zu Höheren 
Schulen und im weiteren zum Hochschulstudium beredten Aufschluß gibt. 
Der Leiter des Berliner Hauptschulamtes, Ernst Wildangel, führte auf 
einer Lehrerversammlung in Beriin-Charloltenburg am 19. Juli 1946 u. a. 
folgendes aus: 

„Wir haben . . . im Bezirk Wilmersdorf insgesamt 8500 Schüler. 
Davon entfallen auf die Höhere Schule 24 Prozent, auf die Mittel¬ 
schule 4 Prozent und auf die Volksschule 72 Prozent. Man kann 
also sagen: 28:72. In Zehlendorf haben wir 8359 Schüler, davon 
Höhere Schule 27 Prozent, Volksschule 73 Prozent. 

In Friedrichshain haben wir 18 000 Schüler, davon Höhere 
Schule 5 Prozent, zusammen mit der Mittelschule 8 Prozent, und 
Volksschule 92 Prozent. In Prenzlauer Berg haben wir denselben 
Prozentsatz: 92 Prozent Volksschule und 8 Prozent Höhere Schule.“ 
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Die Bezirke Wilmersdorf und Zehlendorf gehören zum Berliner Westen, 
Friedrichshain und Prenzlauer Berg dagegen sind Arbeiterviertel. Ein 
anderer* Bericht hebt hervor, daß im Jahre 1946 im Bezirk Berlin-Mitte — 
ebenfalls ein Bezirk der Werktätigen — nur 4 Prozent aller Schüler auf 
eine Höhere Schule gingen, im Bezirk Zehlendorf dagegen 50 Prozent den 
Weg zur Oberschule wählten. Wer wollte behaupten, die Schüler des 
Berliner Westens seien um so viel intelligenter als die des Ostens? 
Unbestreitbar gibt immer noch die größere Zahlungsfähigkeit der im 
Berliner Westen wohnenden Bevölkerung den Schlüssel für dieses Miß¬ 
verhältnis ab, und es gilt, auf allen Gebieten des Unterrichtswesens die 
der heutigen Zeit angemessenen Verhältnisse heraistellen und den 
Schülern aus dem Volk, den Volksstudenten, den Baum in den höheren 
Bildungsstätten zu erkämpfen, der ihrer Bedeutung im Volkslebeu 
entspricht. 

Die Schulreform ist auf dem Marsche. Dabei kann die Reinigung des 
Lehrkörpers von nazistischem Geist in der Ostzone als abgeschlossen 
gelten. Auch der Übergang befähigter Arbeiterkinder auf Höhere Schulen 
hat erfreuliche Fortschritte gemacht Manche Erleichterungen Werden 
aber noch geschaffen werden müssen (Freifahrt, kostenlose Gestellung 
von Schulbüchern u. a.), wenn die bisher getroffenen Maßnahmen voll 
wirksam werden sollen. 


tcue Iidirfiicher 

Über den Andrang zu den Universitäten i9t in der Presse viel ge¬ 
schrieben worden. Die Berliner Universität z. B. konnte zum Winter¬ 
semester nur etwa ein Drittel derjenigen aufnehmen, die sich beworben 
hatten. Dabei hat sich das Aufgabengebiet der deutschen Universitäten 
noch erweitert. Die Berliner Universität bildet neuerdings in der 
Pädagogischen Fakultät die Volksschullehrer aus, die Fakultät für Sozial¬ 
wesen und Versicherung nimmt die Vermittlung des Wissensstoffes be¬ 
züglich der Kranken-, Invaliden- und Altersversicherung auf sich; in Jena 
gibt es nunmehr das Institut fiir dialektischen Materialismus. 

An dieser Stelle braucht nur angedeutet zu werden, von welch weit¬ 
tragender Bedeutung diese Einrichtung für die Werktätigen ist. Wenn 
sich für dieses Fach insbesondere die Funktionäre der verschiedenen 
Parteien interessieren, so sind die Gesellschaftswissenschaftlichen Fakul¬ 
täten, die in Leipzig, Jena und Rostock im Entstehen begriffen sind, für 
die Gewerkschaften von um so größerer Wohligkeit. 

In einer Zeit,<$lie es gebieterisch erfordert, daß sich die Gewerkschaften 
weitgehend mit offen Hieben Dingen beschäftigen, mit den Fragen der 
Wirtschaft nicht zuletzt, ist die Ausstattung ihrer Vertrauensleute mit dem 
besten Geislesgut, auf den besten Schulen von allergrößter Tragweite. 
Der Bundesvorstand hat es darum als seine Aufgabe erachtet, sofort bei 
Bekanniwerden des entsprechenden Befehls der Sowjetischen Militär¬ 
verwaltung seine Landes- und Provinzialleitungen mit Nachdruck auf die 
Notwendigkeit hinzuweisen, bei der Beschickung der Gesellschaftswissen¬ 
schaftlichen Vorlesungen auch ihre Ansprüche geltend zu machen. Für 
Leipzig, wo die Vorlesungen Mitte April 1947 beginnen, sind zum Zeit- 


punkt der Niederschrift dieser Zeilen die Zulassungen dicht vor ihrem 
Abschluß. In Jena und Rostock sollen die Vorlesungen am 1. September 
1947 beginnen. 


I>ie Yorstucllenanstalt 

Das Universitätsstudium stellt an die Lernenden höchste Anforde¬ 
rungen. Früher galten diese als erfüllt, wenn der Bewerber sein Reife¬ 
zeugnis (Abitur) hatte. Wie steht es nun während der Übergangszeit, in 
der ehemalige Volks- oder Mittelschüler die neu geschaffene Oberschule 
noch nicht durchlaufen haben, mit ihrem Übergang zur Universität? Hier 
mußte ein Ausweg gefunden werden, und er wurde gefunden durch die 
Schaffung der Vorkurse, Vorstudienlehrgänge oder, wie es jetzt in einem 
amtlichen Rundschreiben heißt, der Vorstudienanstalt. Einige tausend 
ehemaliger Volks- und Mittelschüler arbeiten gegenwärtig eifrig im 
Rahmen des Vorstudiums an sieb, um nachzuholen, was ihnen der 
Gymnasiast voraus hatte. 

Die Vorstudienanstalt der Universität Berlin zählte Ende 1946 etwa 
600 Schüler. Aus dem Sommerhalbjahr stammen rund 250, zum Oktober 
1946 kamen rund 350 hinzu. Der Anteil der Kinder von Arbeitern, 
Bauern und Angestellten an diesen Zahlen stieg von 80 Prozent im 
Sommersemester auf 91 Prozent im Winterhalbjahr 1946/47. Dieser ge¬ 
steigerte Zustrom der Werktätigen zur Universität ist nicht zuletzt der 
regen Werbung des FDGB für das Arbeiterstudium zu verdanken. 

Im Bundesland Sachsen zählten die Vorkurse des Sonimersemeslers 
1946, die in Chemnitz, Dresden, Leipzig, Zwickau und Görlitz liefen, 
838 Teilnehmer, darunter 667 Söhne und Töchter von Arbeitern und An¬ 
gestellten, oder rund 80 Prozent der Gesamtzahl. 549 Teilnehmer bestanden 
die Abschlußprüfung. Im zweiten Lehrgang XWinter 1946/47) ergab sich 
durch die noch stärkere Mitarbeit der Gewerkschaften ein noch günstigeres 
Bild: Von 991 Teilnehmern der in 7 Städten Sachsens laufenden Lehr¬ 
gänge stammen 948 aus Arbeiter- oder Angestelltenkreisen, das sind 
95 Prozent der Gesamtzahl. Ein Fortschritt, der der straffen Mit¬ 
wirkung des FDGB Sachsens in allen Fragen des Hochschulstudiums zu¬ 
zuschreiben ist. 

In der Provinz Sachsen-Anhalt wurden im Frühjahr 1946 insgesamt 
165, im Oktober 897 Teilnehmer zu den Vorkursen zugelassen. 70 Prozent 
dieser 562 Bewerbungen wurden durch die Betriebsräte eingereiclit. Über 
die Gewerkschaftsschule kamen 15 Meldungen. Das Anwachsen des Anteils 
der Arbeiter und Handwerker an der Gesamtzahl der \£>rstudienschüler 
ist auch hier erfreulich: die entsprechende Prozenlzalil stieg von 70 im 
Sommer- auf 83 im Winterhalbjahr. 

In Thüringen sind im Zuge der ersten Aktion „Arbeiter und Bauern 
auf die Universität“ vier Vorstudienschulen eingerichtet worden, und 
zwar in Erfurt, Altenburg, Pößneck und Keilhau. Die Werbung und erste 
Auslese unter den Arbeiter- und Bauernkindern wurde vom FDGB über¬ 
nommen. Über ihn gingen bis Ende September 1946 1665 Be¬ 
werbungen von ehemaligen Volks- und Mittelschülern zur Aufnahme in 
diese ^Lehrgänge. Von anderer Seite wurden 1400 Anträge auf Zulassung 



zum Universitätsstudium bzw. zu den Vorkursen eingereicht. Die zweite 
Aktion (November 46/Januar 47) ergab 1007 Bewerbungen iür die Vor¬ 
studienschule. Die Vorprüfung der Unterlagen erfolgt durch Kollegen 
des FDGB, welche 905 Zulassungsanträge an das Ministerium weiter¬ 
leiteten. 80 Prozent der Bewerber, die die Prüfung bestanden, stammen 
aus Lohnarbeiter- und Kleinbauernfamilien. 

Es nimmt nicht wunder, daß die Einrichtung der Vorkurse denjenigen 
ein Dorn im Auge ist, die ihr Vorrecht auf Bildung entschwinden sehen. 
Besonders gehässig waren die Angriffe einer gewissen Presse auf 
die im Brennpunkt der Ereignisse stehende Vorstudienanstalt Berlin. 
Freilich kommen unter den Schülern Versager vor, wie ja auch früher 
mancher Student aus begüterten Schichten das Rennen vorzeitig aufgab 
oder „durchs Examen rasselte“. Aber in der Vorstudienanstalt ist dank 
der Halbjahresprüfungen dafür gesorgt, daß, wer nicht mitkommt, recht¬ 
zeitig ausscheidet. Es hat sich aber erwiesen, daß unter denen, die sieh 
aus den werktätigen Schichten zum Vorstudium melden, ein höherer 
Anteil zum akademischen Studium befähigt ist, als unter denen, die ver¬ 
möge ihrer finanziellen Besserstellung zum Universitätsstudium kommen 
oder bereits im Studium sind. Das gibt uns die Kraft, auf dem be¬ 
gonnenen Wege zuversichtlich weiterzusclireilen, allen Angriffen der 
Reaktion zum Trotz. 


IMe Zulassungsprüfungen 

Besonders bösartigen Angriffen von einem Teil der Presse war 
selbstverständlich auch die Einrichtung der Zulassungsprüfungen aus¬ 
gesetzt. Daß, wie im Falle Berlin, etwa zwei Drittel aller Bewerber 
auf das Universitätsstudium wegen Platzmangels abgewiesen werden 
mußten, war eine bittere Notwendigkeit. Nach welchen Grundsätzen 
söllte da vorgegangen werden? Jeder Bewerber wurde vorgeladen und 
ins Gespräch gezogen. Dabei wurde fachlich und in bezug auf Allgemein¬ 
wissen, demokratische Gesinnung, geistige Beweglichkeit u. a. geprüft. 
Jene Presse, die sich in Herabsetzungen des Zulassungsverfahrens nicht 
genug tun konnte, hat nicht sagen können, wie man es hätte besser 
machen können. Ist es verwunderlich, daß bei dem erstmaligen Wirken 
einer so einschneidenden Neuerung zunächst noch einige kleine Miß¬ 
griffe vorkamen? Es handelte sich aber um Einzelfälle, und aus der Er¬ 
fahrung lernt man. Für jeden Unvoreingenommenen steht aber fest, daß 
die Zulassungsausschüsse im großen ganzen einwandfrei funktioniert 
und ein riesiges Maß verantwortungsvoller Arbeit bewältigt haben. Die 
auf diesem Gebiete wirkenden Vertreter des FDGB haben an dieser 
Leistung einen nicht geringen Anteil. 

Für diejenigen unter den Bewerbern, die sich zu Unrecht abgewiesen 
glauben, gibt es einen Bcrufungsaiissclniß. Diesem gehören neben dem 
Fachprofessor und dem von der Gewerkschaft gestellten Kollegen Ver¬ 
treter sämtlicher Parteien an. 

Um aber das Kapitel über die Zulassungsprüfungen zu dem ihjn ge¬ 
bührenden Abschluß zu bringen, sei im folgenden das Urteil eines 
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Wissenschaftlers wiedergegeben, der diese Einrichtung ebenfalls aus 
eigener Mitwirkung kennengelernf hat. Prof. Dr. F. Möglich schreibt: 

„Den stärksten Eindruck bei meiner Berufstätigkeit im ver¬ 
gangenen Jahre erhielt ich übrigens durch die Teilnahme an den 
Aufnahmeprüfungen, die in der Öffentlichkeit eine teilweise so 
ablehnende und in keiner Weise gerechte Beurteilung erfuhren.* 
Ich habe an diesen Prüfungen als Fachprüfer teilgenommen und 
habe einen großen Prozentsatz der Bewerber für die mathematisch- 
physikalischen Fächer selbst geprüft. 'Die teilweise beträchtlichen 
Anstrengungen dieser Prüfungen und die dadurch verursachten 
Abhaltungen von anderen vordringlichen Arbeiten habe ich in 
vollem Bewußtsein auf mich genommen, um mir selbst ein Urteil 
über den angebotenen Nachwuchs bilden zu können. 

Für mich waren diese Prüfungen ein voller Erfolg. Im Gegensatz 
zu meinen Erwartungen war ich aufs tiefste beeindruckt und be¬ 
glückt von dem Ernst und den Fähigkeiten, die besonders bei den 
gerade von der Schulbank her kommenden Bewerbern festgestellt 
werden konnten. Die Erfahrungen, die ich in diesem Prüfungs¬ 
ausschuß gemacht habe, haben mich davon überzeugt, daß die 
gesunden Fähigkeiten des deutschen Volkes nicht ausgelöscht sind. 
Die Fähigkeiten, die unserem Volke in früheren Jahren einen 
geachteten Namen unter den Völkern gesichert haben, sind auch 
heute noch vorhanden, der natürliche Reichtum, den jedes Volk 
in den Begabungen seiner Individuen besitzt, ist auch dem deut¬ 
schen Volke nicht verlorengegangen. Die schönsten Voraussetzun¬ 
gen für die Arbeit eines Hochschullehrers, Menschenmaterial vor- 
zufinden, das zu gestalten lohnt, sind vorhanden.“ 


Stipendien 

Müssen nicht alle Bemühungen erfolglos bleiben, Kinder minder¬ 
bemittelter Eltern an das Hochschulstudium lieranzubringen, solange die 
Eltern nicht die wirtschaftliche Möglichkeit haben, ihre Jungen und 
Mädel „etwas werden zu lassen“? Das ist ja gerade der Grund, wes¬ 
halb diese gewöhnlich unmittelbar nach ihrer Schulzeit ins Erwerbs¬ 
leben treten mußten. 

Im vollen'Bewußtsein dieses Zusammenhanges hat der FDGB mit seinen 
Untergliederungen sofort nach seinem Erstehen die ersten Schritte unter¬ 
nommen, ein großzügiges Stipendienwesen ins Leben zu rufen. 

So bewilligte der FDGB Groß-Berlin im Jahre 1946 aus eigenen Mitteln 
60 000 RM für Stipendienzwecke innerhalb Berlins. Unser Landesvorstand 
Sachsen konnte berichten, daß bis Ende Dezember 1946 durch eigene 
Mittel und durch Sammlungen bisher für den gleichen Zweck 2544735 RM 
aufgekommen sind. An öffentlichen Mitteln sind in dieser Summe rund 
1800 000 RM enthalten, so daß etwa 750 000 RM von Organisationen, Be¬ 
trieben und privater Seite stammen. (Volkssolidarität 250 100 RM, FDGB 
137 634 RM, Parteien 81 518 RM, Freie Deutsche Jugend 1108 RM, Frauen¬ 
ausschüsse 1579 RM, Betriebe 211842 RM, private Spenden 45 793 RM.) 
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Der Provinzialvorsland Brandenburg berichtete bereits im Juni 1946, 
daß unter Mitwirkung des FDGB außerhalb der von der Regierung zur 
Verfügung gestellten Summe 30000 RM für Stipendien zusammengeflossen 
seien. 

Auch in den anderen Teilen der Sowjetzone beteiligten sich die Ge¬ 
werkschaften in ähnlicher Weise, um unbemittelten jungen Leuten das 
Studium zu ermöglichen. Ohne diese tatkräftige Mithilfe des FDGB wäre 
eine so schnelle Wiederaufnahme der Tätigkeit der Universitäten gar 
nicht möglich gewesen, ja Hunderte von Schülern wären überhaupt vom 
Universitätsstudium ausgeschlossen gehlieben. 

Es war klar, daß es sich hierbei trotz der großen Summen nur um eine 
Notmaßnahme handeln konnte. 

Inzwischen hat die Hilfe aus öffentlichen Quellen eingesetzt, aber man 
sollte nicht vergessen, daß es sich auch hier um Mittel der Allgemeinheit 
handelt, und es ist darum nur zu berechtigt, maßgebenden Einfluß des 
FDGB auf die Verteilung der Stipendiefi. zu fordern. Gegenwärtig sind 
die Verhandlungen darüber, in welcher Weise die Gewerkschaften bei 
der Verteilung der Studienbeihilfen mitwirken sollen, noch nicht abge¬ 
schlossen. Der Bundesvorstand hat der Zentralverwaltung für Volks¬ 
bildung in dieser Beziehung ganz bestimmt formulierte Vorschläge unter¬ 
breitet und u. a. gefordert, daß es bei Vergeben von Stipendien gleich¬ 
gültig sein soll, in welchem Gebiet Deutschlands der Bewerber beheimatet 
ist. Es soll sich kein neuer Partikularismus entwickeln. 

Der Vorstand des FDGB wie auch die Landesvorstände waren und sind 
ferner bemüht, den Studierenden auch Hilfe und Erleichterungen anderer 
Art zu schaffen. Für eine ständige Verbindung zwischen den Studierenden 
und den Gewerkschaften, deren Notwendigkeit von beiden erkannt wird, 
muß noch die geeignete Form gefunden werden. 

FiClirerausbildung: 

Der Weg der Lehrerausbildung geht heute nicht nur über die Uni¬ 
versitäten. Es hat sich als notwendig erwiesen, in großem Umfange junge 
Lehrkräfte sowohl für die Volks- als auch für die Gewerbeschulen kurz¬ 
fristig auszubilden, um schnell Ersatz zu haben für die aus den Schulen 
vertriebenen Nazilehrer. So kamen die einjährigen Lehrgänge zustande, 
nach deren Durchlaufen die jungen Teilnehmer zwar noch keine voll- 
ausgebildelen Lehrer sind, aber doch schon in den Schulbetrieb eingesetzt 
werden können. 

Es kommt alles darauf an, hier Menschen zu finden, die nicht nur Lust 
und Liebe zum Lehren haben, sondern auch erfüllt sind von dem starken 
W'illen, die Schule zum festesten Hort der Demokratie und des Friedens 
zu machen. Der FDGB hat sich darum auch hier eingeschaltet. Ein großer 
Teil der jetzt in Ausbildung befindlichen Neu- und Hilfslehrer sowie der 
angehenden Gewerbelehrer ist nach Prüfung auf Vorschlag der FDGB- 
Laudes- und Ortsvorstände in ihre Lern- und Lehrtätigkeit hineingekom- 
inen, und immer erneut werden diese Stellen aufgefordert, um die Be¬ 
setzung der Lehrer-Ausbildungskurse mit Söhnen und Töchtern von Werk¬ 
tätigen besorgt zu sein. Soweit es sich übersehen läßt, sind die Ergebnisse 
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dieser Bemühungen recht erfreulich. Der FDGI3 hat zum beträchtlichen 
Teil an der Vermittlung der Bewerbungen und an der engeren Auswahl 
der Teilnehmer mitgewirkt. Hauptsächlich wurden Volksschüler berück¬ 
sichtigt, die aus Arbeiterkreisem stammen. 

'Zusammenfassend dürfen wir feststellen: 

Der Volksstudent, der wahre Volkserzieher, sie sind auf dem Marsche! 
Der FDGB kann für sich in Anspruch nehmen, ihnen den Weg geebnet 
zu haben, und er wird ihnen bei ihrem unaufhaltsamen Vorwärtsschreilen 
Wirksam weiterhelfen und sie so befähigen, ihren Kampf zur geistigen 
Befreiung der deutschen Jugend und damit des ganzen deutschen Volkes 
siegreich zu Ende zu führen. 


Volkshochschule und FDGB 

Im Januar 1946 hat die so\\jetische Militärverwaltung cii6 Eröffnung 
von Volkshochschulen in allen größeren Städten der Provinzen und Län¬ 
der angeordnet. Sie sollten zur Aufgabe haben, unter der erwachsenen 
Bevölkerung und der Jugend Allgemeinbildung, Wissenschaft und politi¬ 
sches Wissen zu verbreiten zur Erhöhung der allgemeinen Kultur, des 
Bildungsniveaus und zur Erziehung der Bevölkerung im Geisle der Demo¬ 
kratie, des Antifaschismus und des Antimilitarismus. Dabei wurde den 
Örtlichen demokratischen öffentlichen Organisationen aufgetragen, den 
Direktoren der Volkshochschulen und dem Amt für Volksbildung bei der 
Organisierung der Schulen und bei der Werbung von Hörern Hilfe zu 
leisten. 

Der FDGB hat von dieser Gelegenheit um so lieber Gebrauch gemacht, 
als es ja auch zu seinen eigenen Zielen gehört, seine Mitglieder und dar¬ 
über hinaus die gesamte werktätige Bevölkerung auf eine höhere Stufe 
der Allgemeinbildung zu erheben und sie durch Vermittlung von Wissens¬ 
stoff aus der Geschichte mit dem Geiste des Friedens und der Demokratie 
zu erfüllen. Ist es doch auch für uns Herzenssache, den geistigen Schutt 
wegzuräumen, den eine zwölfjährige Nazipropaganda in den Herzen und 
Hirnen auch mancher Arbeiter angehäuft hatte, und auf einer soliden 
Grundlage eine gesunde Weltanschauung neu aufzubauen und auch, so¬ 
weit die Umstände es gestatteten, wieder Fachwissen zu vermitteln. 

So haben sich in Berlin, Leipzig und anderen Industriestädten die 
Gewerkschaften gern und freudig in die Aufbauarbeit der Volkshoch¬ 
schulen eingeschaltet, haben an der Aufstellung der Lehrpläne mitgewirkt 
und sie nach den Wünschen und Bedürfnissen der Arbeiterschaft ergänzt, 
haben hier und da Ermäßigung der Teilnehmergebühr oder sogar kosten¬ 
freien Besuch der Lehrgänge für ihre Mitglieder erwirkt, und sie sind 
bemüht, den Volkshochschulen immer neue Hörer aus der werktätigen 
Bevölkerung zuzuführen. Die rund 40 000 Hörer des ersten Trimesters 
1946 der 25 Berliner Volkshochschulen bestanden zu 20 Prozent aus 
Arbeitern und zu 40 Prozent aus Angestellten. 10 Prozent waren Beamte 
und der Rest Jugendliche und Angehörige freier Berufe. 

In Leipzig, das gleichfalls auf dem Gebiete des Volkshochschulwesens 
mit in der Führung steht, sind unter den etwa 9000 Hörern des 3. Tri- 
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mesters 1946 bereits 36 Prozent aus Arbeiter- und 39 Prozent aus An¬ 
gestelltenkreisen gewesen. Die Leipziger Volkshochschule erfreut sich 
besonderer Volkstümlichkeit wegen ihrer Vermittlung gesellschaftlicher 
Zusammenhänge. Die einschlägigen Lehrgänge wurden im letzten Drittel 
des Berichtsjahrs von nicht Weniger als 2700 Hörern und Hörerinnen 
besucht, das sind rund 40 Prozent der gesamten Teilnehmerschaft. 

Handelte es sich zunächst um die Einrichtung und Betreuung von Lehr¬ 
gängen in öffentlichen Schulgebäuden, so erwies sich im Zeichen der 
Verkehrsnot die Verlegung eines Teiles der Unterrichtstätigkeit in die 
Betriebe als ein ausgezeichnetes Mittel, den Kreis der Hörer wirksam zu 
erweitern und den Lehrstoff, namentlich den fachtechnischen, den Be¬ 
dürfnissen der Hörer anzupassen. Hier haben die Betriebsräte ein dank¬ 
bares Aufgabenfeld. 

Es würde den Rahmen dieses Berichts sprengen, wollte man an dieser 
Stelle eine erschöpfende Übersicht über die betriebliche Volkshochschul¬ 
arbeit seit Anfang 1946 geben. Verzeichnet sei aber, daß, soweit es 
sich um Groß-Berlin handelt, in erster Linie die öffentlichen Betriebe 
— Eisenbahn, Post, Berliner Verkehrsgesellschaft, Gasanstalten — auf 
diesem Gebiete Anerkennenswertes geleistet haben, aber auch Betriebe 
anderer Art, wie z. B. Borsig in Tegel, reihen sich würdig ein. Von Unter¬ 
nehmen gleicher Art in der sowjetischen^Besatzungszone seien als Bei¬ 
spiele für die Mitwirkung des FDGB die Firmen Buna, Leuna und Chemie¬ 
betrieb I. G. in Bitterfeld und das ehemalige Gruson-Werk in Magdeburg 
genannt. Auch Leipzig darf in diesem Zusammenhänge nicht unerwähnt 
bleiben. 

Die Volkshochschule hat neben der Betreuung der üblichen Lehrgänge 
für Erwachsene auch einige Sondergebiete in ihren Aufgabenkreis hin¬ 
eingezogen. Der Berliner Bezirk Prenzlauer Bejg verfügt seit einem 
knappen Jahr über eine Jugend-Volkshochschule, deren Lehrgänge 
für allgemeinbildende und wissenschaftliche Fächer, für Literatur und 
Technik reichlichen Zustrom finden. Hier zeigte sich, wie groß das Be¬ 
dürfnis der Jugend nach geistiger Betätigung ist und .wie sehr die 
Schöpfer solcher Einrichtungen nach dem jahrelangen Mißbrauch der 
jungen Menschen auf dem richtigen Wege sind. Zu der Werbung für die 
Jugendbildungsarbeit können die Gewerkschaften sehr viel beitragen. 

Um eine aus dem Rahmen fallende Leistung der Volkshochschule 
handelt es sich ferner bei der Vorbereitung auf das Hochschulstudium für 
solche Teilnehmer aus Arbeiterkreisen, die aus sozialen, politischen oder 
rassischen Gründen auf ordentlichem Wege das sogenannte Abitur nicht 
erwerben konnten. Die Leipziger Volkshochschule hat hierfür eine Sonder¬ 
abteilung geschaffen, in der der FDGB verantwortlich mitwirkt. Da die 
Teilnahme an den Vorbereitungslehrgängen eine gleichzeitige Berufs¬ 
arbeit nicht zuläßt, wird die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Vor¬ 
schüler durch Beihilfen sichergestcllt. Auch in Eisenach werden Volks¬ 
hochschüler auf das Universitätsstudium vorbereitet. 

In der Zukunft liegt noch die Verwirklichung des Gedankens, im 
Rahmen der Volkshochschule Lehrgänge für Erwachsene einzurichten, 
deren Wahrnehmung qualitativ dem Universitätsstudium gleichkommt. 
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So mancher Betriebstätige, der unter anderen Umständen vielleicht Werk¬ 
student geworden wäre, ist durch den politischen und wirtschaftlichen 
Druck während der Hitlerzeit daran gehindert worden und ist jetzt aus 
dem eigentlichen Lernalter heraus. Auch .die sogenannten Spätentwickelten 
könnten hier zu ihrem Recht kommen. Hier gilt es, noch mancher Be¬ 
gabung zur Entfaltung zu verhelfen. Ein Anfang ist gemacht worden auf 
dem Gebiete der Gesellschaftswissenschaften. Aber diese sind immerhin 
nur ein Teilgebiet. Im Zeitalter des Überganges vieler Betriebe in die 
Hände der Allgemeinheit ist die Heranbringung auch der Wirtschafts¬ 
wissenschaften an gesetzte, mitten im Leben stehende Personen eine 
dringende Forderung, zumal, da die nun hinter uns liegende Zeit des 
kulturellen Tiefstandes einen empfindlichen Ausfall an derart ausgebil¬ 
deten, verantwortungsbewußten Menschen gebracht hat. 

Ob in dieser Beziehung Tageslehrgänge mit Vollstudium oder Halbtags- 
odcr Abendkurse von entsprechend längerer Dauer das Gegebene sein 
würden, wird zum Teil von äußeren Umständen abhängen. Sollte aber 
der Gedanke in die Tat umgesetzt werden, so würden die Gewerkschaften 
auch hierbei eine wichtige Rolle zu spielen haben. 


Verwaltiiiigsscliiilcii und Verwaltungsseiniinire 

Zu Anfang des Jahres 1946 tauchten Bestrebungen auf, die Berliner 
Verwaltungsakademie, die mit dem Zusammenbruch zu bestehen auf- 
gehört hatte, wieder zu errichten.. Das gab Veranlassung zu eingehenden 
Besprechungen innerhalb des FDGB, die zu dem Ergebnis führten, daß 
iür die Zwecke der beruflichen Weiterbildung der Behördenangestellten 
besondere Schulen notwendig seien. Es sollten Verwaltungsseminare 
geschaffen werden, die in der Lage sind, den gleichen Wissensstoff zu 
vermitteln, wie er für die Akademien gedacht war. Auch hier werden 
die Verwaltungen die geeigneten Kräfte, besonders solche, deren Förde¬ 
rung im dienstlichen Interesse notwendig erscheint, in ausreichendem 
Maße vom Dienst befreien. 

Schließlich sind für die Ausbildung von Kräften, die meinen, einmal 
führende Funktionen in Verwaltung und Wirtschaft übernehmen zu kön¬ 
nen, die Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten geschaffen worden, 
die in diesem Jahre in Leipzig, Jena und Rostock mit ihrer Tätigkeit 
beginnen werden. 

Mit den Verwallungsschulen, Verwaltungsseminaren und den Gesell¬ 
schaftswissenschaftlichen Fakultäten ist dem sachlichen Bedürfnis der 
Verwaltungen und dem berechtigten Bestreben der behördlichen Ange¬ 
stellten, Aufstiegs- und Entwicklungsmöglichkeiten im Beruf eröffnet zu 
bekommen, voll Genüge getan. 

Die Verwaltungsseminare sollen die Teilnehmer befähigen, auf ityrem 
dienstlichen Gebiet und darüber hinaus ein Stück vorwärts zu kommen; 
sie sollen und können aber nicht das Universitätsstudium ersetzen. Wer 
dieses anstrebt, dem ist es freigestellt, sich nach Abschluß seiner Seminar¬ 
zeit noch zum Universitätsstudium-zu bewerben. 



.Die Verhandlungen der Zentralvenvaltung für Volksbildung mit den 
übrigen Zentralverwaltungen unter Beteiligung des FDGB haben den 
Erfolg gehabt, daß sowohl im sowjetischen Sektor der Stadt Berlin als 
auch in den Ländern der Zone eine Reihe von Verwaltungsseminaren 
errichtet werden, ln Aussicht genommen sind die Orte Halle, Oschers- 
leben, Magdeburg für die Provinz Sachsen-Anhalt; Beelitz für die Provinz 
Brandenburg; Dresden und Leipzig für das Land Sachsen; Jena für Thü¬ 
ringen; Rostock und Greifswald für Mecklenburg-Vorpommern. 

Für jedes dieser Seminare wird ein Beirat geschaffen, in dem auch 
ein Vertreter des FDGB Sitz und Stimme hat. Der Einfluß der besonders 
interessierten Gewerkschaften auf Lehrplangestaltung, Schülerauswahl, 
Dozentenbestellung und auf die soziale Seite der Einrichtungen ist ge¬ 
sichert. Die SMA hat kürzlich einen Zuschuß in Höhe von 100 000 RM 
für die Verwaltungsseminare im Haushalt der Zentral Verwaltung für 
Volksbildung für das Jahr 1947 bewilligt. 

Der FDGB begrüßt die bisherige Entwicklung der Weiterbildung der 
im öffentlichen Dienst beschäftigten Angestellten als einen schönen Er¬ 
folg auf dem Wege der Demokratisierung der Verwaltung. 


S ck lu ßbetr acli tu ng 

Die bisher erreichten Ergebnisse der gewerkschaftlichen Bildungs¬ 
und Kulturarbeit stellen in Anbetracht der ungeheuer großen Schwierig¬ 
keiten aller Art, die zu überwinden waren, eine ansehnliche Leistung 
dar. Die erreichten Erfolge dürfen uns aber nur anspornen, unsere Tätig¬ 
keit im nächsten Arbeitsabschnitt gründlicher und auch 'umfassender 
durchzuführen. 

Der sich inzwischen weiter vollziehende Ausbau unserer Organisationen, 
besonders die Entwicklung unserer Industriegewerkschaften, wird künftig 
bessere Voraussetzungen als bisher für unsere Arbeit abgeben. Der plan¬ 
mäßige Ausbau der Schulungs- und Kulturkommissionen in allen Organi¬ 
sationen und Betrieben wird verbesserte Möglichkeiten erfolgreichen 
Arbeitens -darbieten. Auf allen aufgezeigten Wegen ist der Kreis der¬ 
jenigen Gewerkschaftsmitglieder ständig zu vergrößern, die eine innige 
Verbindung zur praktischen Gewerkschaftsarbeit und zu ihrem geistigen 
Gehalt haben. 

So wird ein wichtiger Schritt vorwärts auf dem Wege getan werden, 
der zu der Umwandlung von „Nur“-Mitgliedern in Gewerkschaftsaktivisten 
führt, der aus der gewerkschaftlichen Organisation eine Gewerkschafts¬ 
bewegung“ entstehen läßt. 



FRAUEN 

HAUPTABTEILUNG 9 


I>ie Fran 

ein gleichberechtigtes Mitglied der Gesellschaft. — ein 
entscheidender Träger der neuen deutschen Wirtschaft 

er Freie Deutsche Gewerkschaftsbund hat in seinen vorläufigen 
Satzungen (im § 1 Zweck und Aufgaben) die Verwirklichung der Forde¬ 
rungen der berufstätigen Frauen in folgenden Punkten festgelegt: 

Punkt 10. Einheitliche, wirkungsvolle Arbeitsschutzgesetzgebung für 
Arbeiter, Angestellte, Frauen und Jugendliche; 

Punkt 11. Kampf für die Gleichberechtigung der Frau, vor allem für die 
Verwirklichung des Grundsatzes des gleichen Lohnes bei 
gleicher Arbeit; 

Punkt 15. Förderung der Berufsausbildung und Fortbildung, vor allen 
Dingen für die Frauen. 

Hierin ist auch die Sicherung des Rechtes der Frau auf Arbeit, freie 
Berufswahl, Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten, die ihrer konstitutio¬ 
nellen Eigenart Rechnung tragen, sowie die Notwendigkeit der Hilfe für 
die heute besonders harten Tagesnöte der Frauen eingeschlossen. 

Mit dem Zusammenbruch der deutschen Wirtschaft und der Zer¬ 
schlagung der Hitlermacht stand der überwiegende Teil der mehr als 
20 Millionen erwerbstätigen deutschen Frauen vor dem Nichts. Sie 
mußten verdienen, um leben'zu können. Die sogenannten „Frauenberufe“ 
boten die geringste Aufnahmefähigkeit. Tausende Verkäuferinnen, kauf¬ 
männische Angestellte, Textil- und Bekleidungsarbeiterinnen fanden 
keinen Arbeitsplatz mehr. ^ 

Eine der wenigen Arbeitsmöglichkeiten bot zunächst die Trümmer¬ 
beseitigung, und so war es naheliegend, daß nach und neben dem Auf¬ 
räumen viele Frauen in Bau- und Baunebenberufe gingen. 

Die Bereitschaft der Frau, einen ihr bisher fremden Beruf zu wählen, 
ist bisher nicht stark entwickelt. Nach wie vor besteht das Bestreben, 
nur den sogenannten Frauenberuf als Lebensaufgabe zu ergreifen. Doch 
zeigt das Eingehen der Frau auf die veränderten Verhältnisse durch das 
Wählen eines ihr bisher fremden Berufes, daß auch hier eine Um¬ 
formung der geistigen Einstellung der Frau Platz greift. Es wächst die 
Erkenntnis, daß ganz neue Wege in der Berufswahl durch die Frau be¬ 
schritten werden müssen. 

Deutschland hat nach dem Kriege einen nie gekannten Frauenüber¬ 
schuß. Nach der Volkszählung im Oktober 1940 beträgt er mehr als 
7 Millionen. — In der sowjetischen Besatzungszone hat sich folgendes 
Bild ergeben: 
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Dezember 1946 


Bevölkerung 

davon in 

arbeitsfähigem Alter: 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

7 329 000 

10 069 000 

4 421 000 

4 947 000 


Beschäftigt sind: 

Mäuner 

Frauen 

In unselbständiger Arbeit . . 

3238 000 

2 533 000 =45% 

Voll arbeitsfähige Arbeitslose. 

14 384 

75 567 

Offene Arbeitsstellen. . . . 

84 678 

20 604 insges. 105 282 


Diese Zahlen liefern den Beweis, daß die vorhandenen offenen Arbeits¬ 
stellen trotz Heimkehr der Kriegsgefangenen nur besetzt werden, wenn 
auf das Reservoir der Frauenarbeitskrälte zurückgegriffen wird. 


Die deutsche Frau ein entscheidender Träger 
der neuen deutschen Wirtschaft 

Die Bedeutung der Frau von heute liegt also nicht nur in ihrer zahlen¬ 
mäßigen Überlegenheit, in ihrem Anteil an der Zahl der Erwerbstätigen, 
sondern auch in dem Bedarf, den die deutsche Wirtschaft an Arbeits¬ 
kräften hat. Diese Bedeutung wird noch unterstrichen durch die Tatsache, 
daß das deutsche Volk aus den Trümmern seiner Industrie und Landwirt¬ 
schaft in kürzester Zeit seine Friedenswirtschaft auf bauen muß, um 
leben zu können. Dies wird nur mit Hilfe der Frauen gelingen. Noch 
zwingender wird sich die Notwendigkeit hierzu zeigen, je mehr wir uns 
dem von den alliierten Mächten zugebilligten Höchststand der Wirtschaft 
nähern. 

In klarer Erkennlnis dieser Tatsachen hat sich der Freie Deutsche 
Gewerkschaftsbund, insbesondere durch alle beim Vorstand gebildeten 
Hauptabteilungen, um die Interessenvertretung der Frauen ernsthaft und 
mit Erfolg bemüht. 


Fraiicnubtciliingen und Sekretärinnen im FDGB 

Die Hauptabteilung 9 — Frauen — begann im Mai 1946 ihre Arbeit 
und mußte zunächst, um die Voraussetzungen für ihre Tätigkeit zu 
schaffen, die notwendigen Verbindungen zu den Frauenabteilungen der 
Landesvorstände des FDGB herstellen, die z. T. noch nicht arbeitsfähig 
waren. Die Schaffung der erforderlichen Frauenleitungen auch in den 
Kreisen und Orten war eine vordringliche Aufgabe. 












Im Dezember 1946 konnten bereits von den Frauenabteilungen 
144 hauptberuflich tätige Frauensekretärinnen gemeldet werden. 


Hauptberuf lieh tätige Frauensekretärinnen 

sind beschäftigt: 

im Bundesvorstand, Hauptabteilung Frauen. 2 Kolleginnen 

im Zentralvorstand der Industriegewerkschaften . . 16 Kolleginnen 


in den Landesvorständen 
des FDGB 

1 in den Kreisvorständen 
des FDGB 

Land Sachsen. 

1 Kollegin 

23 Kolleginnen 

Provinz Sachsen. 

2 Kolleginnen 

23 Kolleginnen 

Mecklenburg-Vorpomm. . 

2 Kolleginnen 

5 Kolleginnen 

Brandenburg ........ 

2 Kolleginnen 

5 Kolleginnen 

Thüringen .. 

2 Kolleginnen 

5 Kolleginnen 

Groß-Berlin . 

2 Kolleginnen 

14 Kolleginnen 


FrauensekreUi rinnen 

in den Landes- und Orts Vorständen der I« 


Land Sachsen .25 Kolleginnen 

Mecklenburg-Vorpommern. 1 Kollegin 

Brandenburg . 3 Kolleginnen 

Thüringen.. . 1 Kollegin 

Groß-Berlin. 1 . 8 Kolleginnen 


Damit ist schon eine Gewähr gegeben, daß gewerkschaftliche Frauen¬ 
arbeit systematisch geleistet wird. Ungenügend ist noch die Zahl der 
hauptberuflich tätigen Frauen, die andere Aufgaben als Frauenarbeit 
übernommen haben. 

Beratende Kommissionen für Frauenfragen 

Um in allen entscheidenden Fragen eine einheitliche Stellungnahme 
zu erreichen, .sind beim Bundesvorstand und auch bei den Landesvor¬ 
ständen des FDGB beratende Kommissionen für Frauenfragen gebildet 
worden, denen neben den Frauensekretärinnen auch Vertreterinnen der 
wichtigsten Betriebe angehören. Sie besprechen in regelmäßigen 
Arbeitstagungen alle Probleme der gewerkschaftlichen Frauenarbeit, be¬ 
rücksichtigen dabei besonders die in den Betrieben gemachten Erfahrun¬ 
gen und behalten so engste Fühlung mit den Bedürfnissen und Forde¬ 
rungen der schaffenden Frau. Der für je zwei Monate aufgestellte 
Arbeitsplan der Hauptabteilung Frauen bildet die Grundlage für alle 
Beratungen, so daß eine Einheitlichkeit in der Durchführung der Frauen¬ 
arbeit in allen Ländern, Kreisen und Orten gewährleistet ist. 
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Nach Bildung der Zentralvorstände bei den Industriegewerkschaften 
wurden auch deren Leiterinnen der Hauptabteilung Frauen ständig zu dei 
Beratungen der Kommission hinzugezogen, um auf diese Weise eine 
recht* enge Zusammenarbeit zu erreichen. Der organisatorische Ausbau 
der Frauenarbeit geht in den Industriegewerkschaften in der gleichen 
Weise wie im FDGB vor sich. Auch dort besteht in 13 Industriegewerk¬ 
schaften bereits je eine Kommission für Frauenfragen, die zu Arbeits¬ 
konferenzen nach Berlin gerufen werden. v 


Frauenprobleme, die beraten wurden 

Die Kommission für Frauenfragen beim Bundesvorstand hat seit 
Mai 1946 vier Arbeitstagungen durchgeführt und hierbei zu verschiede¬ 
nen Frauenproblemen, die noch einer grundsätzlichen Klärung bedurften, 
Stellung genommen. Es wurden hier folgende Themen beraten: 

Neue Wege der Frauenberufsarbeit. 

Erhöhter Arbeiterinnenschutz. 

Lehren aus den Betriebsrätewahlen für die Frauen. 

Lohngestaltung im Rahmen des Befehls 253 und Tarifentwürfe unter 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Gleichstellung der Frauen. 

Sozialpolitik der Gewerkschaften. 

Ausbau sozialer betrieblicher Einrichtungen zur Entlastung der 

arbeitenden Frau als Hausfrau. 

Mutterschutzgesetz und § 218. 

Hilfe für Mutter und Kind. 

Kampf gegen Geschlechtskrankheiten. 

Aus den Arbeitsberichten der Landesvorstände geht hervor, daß viele 
bisher auf den Arbeitstagungen gegebenen Anregungen in Betrieben 
verwirklicht wurden. — So berichtet Mecklenburg z. B. über erfolgreiche 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, die in Zusammenarbeit mit 
den Behörden durch ärztliche Kontrollen, durch Aufklärung in zahlreichen 
Vorträgen in den Betrieben und durch Betreuung der betroffenen Frauen 
erreicht wurde. — Im Land Sachsen ist eine besonders gründliche 
Schulung der Betriebsräte vorgenommen werden. 

Zur Aktivierung 

der Frauen für die Betriebsräte wählen 

gab die Hauptabteilung 9 besondere Richtlinien heraus. Den Vorständen 
der Länder wurde empfohlen, gesonderte Betriebsrätinnenkonferenzen 
mit dem Thema: 

Bedeutung der Betriebsrätewahlen, 

Aufgaben der weiblichen Betriebsräte 
durchzuführen. Zwei dieser Konferenzen wurden mit einer Vertreterin 
des Bundesvorstandes beschickt. In Thüringen nahmen an dieser Tagung 
etwa 1000 Frauen uud in Provinz Sachsen etwa 700 Frauen teil. Die sehr 
regen Aussprachen bewiesen, daß viele Frauen erstmalig etwas über die 
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Aufgaben des Betriebsrates gehört hatten und sich bisher wenig unter 
„Mitbestimmungsrecht in den Betrieben“ vorstellen konnten. Beachtlich 
waren jedoch schon ihre Erfahrungen auf dem Gebiet der sozialen Be¬ 
treuung. 

Trotzdem das Ergebnis der Betriebsräte wählen zeigte, daß Frauen nicht 
entsprechend ihrem zahlenmäßigen Anteil an der Gesamtbelegschaft ge¬ 
wählt wurden, war es doch ein Spiegelbild größerer Aktivität der Frauen. 
Das Zahlenergebnis ist bisher in der Gewerkschaftsbewegung nicht über¬ 
troffen worden. 

Gewählte Betriebst*#tiimen in <ler sowjetisch 

besetzten Zone 

Es wurden in der sowjetischen Besatzungszone (außer Berlin) ins¬ 
gesamt 118021 Betriebsräte, davon 23 596 = 20 Prozent Frauen, gewählt. 
Der Anteil der politisch Unorganisierten ist 40 Prozent, jedoch ist anzu¬ 
nehmen, daß er bei den Frauen weit höher liegt. Eine Aufteilung nach 
Ländern und Provinzen zeigt folgende Unterschiede: 

Provinz Brandenburg. 24% Frauen 

Land Sachsen . . % .22% ,, 

Land Thüringen.19% „ 

Provinz Sachsen-Anhalt.17% „ 

Land Mecklenburg-Vorpommern.17% „ 

Zur Auswertung der Betriebsrätewahlen hat die Hauptabteilung Frauen 
in der Presse, im Rundfunk und in einer Frauenarbeitstagnng Stellung 
genommen. Dabei wurde als wichtigste Aufgabe die besondere Inter¬ 
essenvertretung der Frau betont. Gerade die Betriebsrätin wird es sich 
angelegen sein lassen, betriebliche Erleichterungen, soziale Verbesse¬ 
rungen, Entlastung in der Hausarbeit, Verwirklichung der wirtschaft¬ 
lichen Gleichberechtigung für die berufstätige Frau zu erkämpfen. Je 
stärker die Frau im Produktionsprozeß in Erscheinung tritt, um so mehr 
muß sie sich ihr Mitbestimmungsrecht im Betrieb wahren, um so mehr 
muß sie die heute so vielseitigen Aufgaben des Betriebsrates meistern. 
Die Frau als Betriebsratsvorsitzende, als Mitarbeiterin in der Pro- 
duktionskontrolle, bei der Preiskontrolle und der Lohnpolitik sowie im 
Arbeitsrecht darf keine Ausnahme bleiben. Es ist als ein Mangel an¬ 
zusehen, daß heute die Betriebsrätin noch zu einseitig nur die Interr 
essenvertretung der Frau und die soziale Betreuung der Belegschaft vor¬ 
nimmt. Auch die Kollegen in den Betriebsräten dürfen der Frau nicht 
nur solche Aufgaben zuweisen. 

Die Frau muß sich ihrer Stellung im politischen und wirtschaftlichen 
Leben bewußt werden. Bei der Säuberung der Betriebe von Nazi¬ 
aktivisten und Kriegsverbrechern und den Vorarbeiten zu deren Ent¬ 
eignung im Land Sachsen z. B. haben gerade die Frauen sehr wertvolle 
Mitarbeit geleistet. Der Volksentscheid im Land Sachsen mit seinen 
82,4 Prozent Ja-Stimmen beweist uns gerade, wie wertvoll die positive 
Haltung der Frauen ist, und wieweit sie sich bereits zu einer klaren 
antifaschistischen Haltung entwickelt haben. 
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Die Franenkommissionen in den Betrieben 


Um die Arbeit der Betriebsräte weitgehend zu unterstützen, sind in 
mittleren und größeren Betrieben bereits Tausende von Betriebsfrauen¬ 
kommissionen gebildet worden. Die Hauptabteilung Frauen hat im Juni 
1946 Richtlinien für deren Arbeit herausgegeben. Ihre Aufgaben sind in 
folgenden Punkten zusammengefaßt: 

% 

1. Mitarbeit am demokratischen Aufbau unserer Wirtschaft, und deren 
Säuberung von Naziaktivisten und Kriegsverbrechern. 

2. Veranstaltungen und Kurse zur wirtschaftspolitischen, gewerk¬ 
schaftlichen und kulturellen Schulung der Frauen. 

3. Sicherung des Arbeitsrechtes, Beseitigung ungerechter Frauenlöhne. 

4. Allgemeiner Arbeiterinnenschutz, Unfallverhütungs- und Gesund¬ 
heitsschutz. 

5. Schaffung betrieblicher sozialer Einrichtungen. 

6. Fürsorge für schwangere und stillende Mütter, Betriebskinder¬ 
gärten und Kinderpflegestellen. 

7. Organisierung von Einrichtungen zur Entlastung der schaffenden 
Frau in ihrer Hausarbeit. 

8. Neue Wege der Berufsausbildung, Besetzung verantwortlicher Be¬ 
triebsfunktionen mit Frauen. 

9. Zusammenarbeit mit den kommunalen Frauenausschüssen. 

Die sozialen Aufgaben im Betrieb haben die Betriebsfrauenkommis¬ 
sionen in gesteigertem Maße durchgeführt und dabei viele Erfolge erzielt. 
Die ideologische Aufklärungsarbeit ist dagegen bisher noch unbefrie¬ 
digend, trotzdem einige Kommissionen die weibliche Belegschaft laufend 
zu Schulungskursen und zu Vorträgen über aktuelle, wirtschaftliche und 
gewerkschaftliche Themen zusammenfassen. In Angestelltenbetriebcn, 
bei Behörden, bei der Polizei wird auch Ausgleichssport und Gymnastik 
betrieben. 

Zur Steigerung und Verbesserung der Arbeit der Betriebsfrauen- 
kommissionen wurden in den einzelnen Ländern und Kreisen insgesamt 
29 Arbeitskonferenzen durchgeführt. Die Leiterinnen der Belriebsfrauen- 
kommissionen werden außerdem in den meisten Fällen zu Besprechungen 
der Betriebsrätinnen und Gewerkschaftsfunktionärinnen hinzugezogen. 
Wir erleben immer wieder, daß die dort ausgetauschlen Arbeitserfah- 
rungen die Tätigkeit der Betriebsfrauenkommissionen verbessern. Um 
besonders in Großbetrieben enge Verbindung mit den Frauen aller Ab¬ 
teilungen zu halten, ist die Betriebsfrauenkommission aus Vertreterinnen 
jeder Abteilung zusammengesetzt. Sie übermitteln Wünsche und Forde¬ 
rungen der Belegschaft und sind gleichzeitig der verlängerte Arm des 
Betriebsrates bei der Durchführung seiner Aufgaben. 

Die Betriebsgewerkschaftsleitungen müssen den Betriebsfrauenkommis¬ 
sionen noch mehr Anregungen und Hilfe für ihre Arbeit geben, denn sie 
sind das Sammelbecken, aus dem wir die zukünftigen Betriebsrätinnen 
und Gewerkschaftsfunktionärinnen gewinnen werden. 
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Gleicher Tolm für gleiche Arbeit wird Tatsache 

Mit dem Erfaß des Befehls Nr. 253 — Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
— im August 1946 ist den Gewerkschaften eine große, dankbare Aufgabe 
übertragen worden. Bot dieser Befehl doch die Möglichkeit, die gewerk¬ 
schaftliche Forderung der wirtschaftlichen Gleichberechtigung zu ver¬ 
wirklichen. 1 * 

Die Hauptabteilung Frauen hat mit der Deutschen Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge über grundsätzliche Fragen der Durchführung 
des Befehls beraten, gemeinsam eine Liste der für Frauen verbotenen 
Berufe ausgearbeitet, wie es der zweite Teil des Befehls verlangte, und 
eine gemeinsame Rundfunksendung zur Lohn- und Berufsfrage gebracht. 

Es wurde nicht nur vom Bundesvorstand und seiner Hauptabteilung 
Frauen zur Bedeutung und Durchführung des Befehls 253 in Presse, Rund¬ 
funk und Versammlung Stellung genommen, sondern die Landesvorstände 
des FDGB und die Zentralvorstände der Industriegewerkschaften taten 
dies gleichfalls. 

Nach dem Erlaß des Befehls diskutierten die Belegschaften in den Be¬ 
trieben über den Befehl und Hunderte von Resolutionen und Telegrammen 
zeigten auf, welche Dankbarkeit gerade die Frauen empfanden. Leider 
war die Mitwirkung der Frau bei der Verwirklichung des Befehls nicht 
in dem gleichen Maße festzustellen. Dies war teils auf mangelnde Er¬ 
fahrung, aber auch auf die im Betrieb auftretenden Widerstände zurück¬ 
zuführen. 

Wenn anfangs wochenlang wenig oder nichts geschah, so hatte dies 
seine Ursache in der irrtümlichen Auffassung vieler Betriebsräte und 
Gewerkschaftsfunktionäre, daß erst eine amtliche Durchführungsverord¬ 
nung abzuwarten sei. Auch nach Beseitigung dieser Auffassung blieben 
genügend Schwierigkeiten, die von Unternehmern, Behörden und leider 
auch Betriebsräten bereitet wurden. Vielfach wurde behauptet, dem Be¬ 
fehl 253 stünde der Befehl 180 über Lohnstopp entgegen, oder mit der not¬ 
wendig gewordenen Lohnerhöhung der Frauen würde die Rentabilität 
des Betriebes gefährdet. Es wurde sogar geltend gemacht, erst müßten 
zerstörte Betriebsabteilungen oder Gebäude aus dem erzielten Überschuß 
wieder aufgebaut werden, ohne zu bedenken, daß dies dann als eine 
Folge des Krieges und der verbrecherischen Hitlerpolitik nur auf Kosten 
der Frauen geschähe. Vielfach wurde versucht, die bisherigen Leistungen 
der Frauen herabzusetzen, um ihnen ans diesem Grunde die wirtschaft¬ 
liche Gleichstellung mit dem Manne zu verweigern. 

Die größten Widerstände wurden dort festgestellt, wo Arbeiten nur von 
Frauen ausgeführt werden, bei denen eine Vergleichsmöglichkeit mit 
Männerarbeit nicht gegeben war. Die Herausgabe von Richtlinien durch 
den Bundesvorstand schaffte in vielen Fällen Klärung. 

^ Als Auszug aus diesen Richtlinien die wichtigsten Hinweise: Männer, 
Frauen und Jugendliche, die im Zeitlohn gleiche Arbeit verrichten, sind 
nach den gleichen Lohnsätzen zu entlohnen. Ob eine gleiche Arbeit vor¬ 
liegt, ist nach den Tätigkeitsmerkmalen für die Eingruppieruug in die 
einzelnen Lohn- und Gehaltsklassen der Tarifverträge zu prüfen. Dabei 
sind grundsätzlich zwei Gruppen zu unterscheiden: Leichte und schwere 
Arbeit. 



Die Anwendung dieses Grundsatzes bedeutet, daß der gleiche Lohn für 
Männer, Frauen und Jugendliche zu zahlen ist, sofern sie die gleiche 
Arbeit nach Maßgabe der beiden Gruppen ausführen. 

Der Befehl 253 ist auch auf solche Betriebe anzuwenden, in denen nur 
Frauen beschäftigt sind; da hier ein Vergleich zwischen Männer- und 
Frauenarbeit nicht möglich ist, niüssen Männerlöhne ähnlich gelagerter 
anderer Betriebe herangezogen werden, wobei der Grundsatz „leichte 
und schwere Arbeit“ ebenfalls anzuwenden ist. 

Die Abteilung Arbeitskraft der Sowjetischen Militärverwaltung in 
Deutschland gab gleichfalls Erläuterungen zum Befehl Nr. 253 an die 
deutsche Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge. Der Bundesvorstand 
stellte hierzu ausdrücklich fest, daß seine Richtlinien den Erläuterungen 
der SMV entsprechen. 

I>ie Erfolge der Durclifiihrung des Befehls Nr. 253 

In klar zu entscheidenden Fällen, in denen Männer und Frauen offen¬ 
sichtlich die gleiche Arbeit leisten, wird fast hundertprozentig der 
Männerlohn gezahlt. 

Für die bei der Eisenbahn und im Post- und Fernmeldewesen Beschäf¬ 
tigten ist in der gesamten Sowjetzone eine einheitliche Regelung getroffen, 
durch die jetzt 12 038 Frauen und Jugendliche den gleichen Lohn bei 
gleicher Arbeit erhalten. 

In der Provinz Sachsen wurde bis Ende des Jahres 1946 der Befehl 
Nr. 253 in 3657 Betrieben verwirklicht, im Land Sachsen bis zu dem 
gleichen Zeitpunkt in 3902 Betrieben, Thüringen meldet die Durchführung 
in etwa 50 Prozent der Betriebe. 

Die hierzu bisher geleistete Arbeit kann keinesfalls als abgeschlossen 
betrachtet werden. Das bezieht sich nicht nur auf die gegenwärtige Neu¬ 
gestaltung der Tarife, sondern auch auf die gerechte Entlohnung bei 
typischer Frauenarbeit 


I>er bezahlte Hausarbeitstag 

Ein weiteres Ziel zur Entlastung der berufstätigen Frau ist zu etwa 
80 Prozent verwirklicht. Teils wurde er durch Verordnung der Landes¬ 
verwaltungen erwirkt (Prov. Sachsen-Anhalt), in den meisten Fällen aber 
durch betriebliche Vereinbarungen. An seiner Gewährung haben Funk- 
tionärinnen der Gewerkschaften einen entscheidenden Anteil, wobei sie 
gerade zur Erreichung dieses Zieles eine erfreulich starke Unterstützung 
der arbeitenden Frauen fanden. 


Die Schaffung: sozialer Verbesserungen im Betrieb 

I 

nimmt einen breiten Raum gewerkschaftlicher Frauenarbeit ein. Es 
wurden hier beachtliche Erfolge erzielt, weil dieses Gebiet der Wesensart 
der Frau am meisten entspricht, wobei ihre besondere praktische Ver¬ 
anlagung von Vorteil war. Die Hauptabteilungen Sozialpolitik, Selbsthilfe, 
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Jugend usw. haben durch ständige Anregungen und Herausgabe ge¬ 
eigneten Informationsmaterials diese Arbeit unterstützt. Es konnten zahl¬ 
reiche Nähstuben, Waschanstalten, Betriebskindergärten und Krippen 
geschaffen werden, wenn ihre Zahl auch noch nicht ausreicht. Da mittlere 
und Kleinbetriebe hierzu geringere Möglichkeiten bieten, wurde die Hilfe 
der Kommunalen Frauenausschüsse in Anspruch genommen. Die Kom¬ 
munalen Kindergärten nahmen bevorzugt die Kinder berufstätiger 
Frauen auf. 

Der Fürsorge für Mutter und Kind wurde besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt. Beschaffung eines leichteren Arbeitsplatzes für die Schwangere, 
Sammeln von Babywäsche, besonders für Umsiedlerinnen und ausge- 
bombte Mütter, Einrichtung eines Stillraumes, Besorgung von sanitären 
Artikeln, besondere Beachtung der Einhaltung aller Arbeitsschutz¬ 
bestimmungen für Schwangere und stillende Mütter. 

Zur Entlastung der Frau in ihrer Hausarbeit wurden Spätkunden¬ 
ausweise ausge'geben und Konsumverkaufsstellen in den Betrieben ein¬ 
gerichtet. 

In den Kommunalen Frauenausschüssen arbeiten Gewerkschaftlerinnen 
verantwortlich mit, um auch hier die besondere Hilfe für berufstätige 
Frauen zu sichern. 

Der jetzt gegründete Demokratische Frauenbund Deutschlands hat sich 
gleichfalls Aufgaben gestellt, die mit den Zielen der Gewerkschaften im 
Interesse der Frauen übereinstimmen. Durch Mitarbeit ist auch hier eine 
erfolgreiche Zusammenarbeit gewährleistet. 

Die Beschreitung ganz neuer Wege in der Frauenarbeit ist im Interesse 
der Frauen selbst und auch im Interesse des deutschen Wirtscliaftsauf- 
baus notwendig. 

Der FDGB bemüht sich daher in ständiger Zusammenarbeit mit den 
Arbeitseinsatz- und Berufsämtern um zweckentsprechende Arbeits¬ 
vermittlung und Berufsberatung. Viele noch bestehende Hindernisse 
müssen beseitigt werden, einmal bei den Frauen selbst, die lieber in 
Frauenberufen eine Lebensbasis suchen, zum anderen bei Handwerks¬ 
meistern und Unternehmern, die nach wie vor Männer für Berufsaus¬ 
bildung und Umschulung bevorzugen. 

Neue Berufsmöglichkeiten bergen unter Umständen gewisse Gefahren 
der Gesundheitsschädigung in sich. 'Besonders wichtig ist deshalb, daß 
die bereits bestehenden Arbeitsschutzkommissionen ausgebaut und mit 
noch mehr Frauen besetzt werden; erhöhter Arbeitsschutz ist Vor¬ 
bedingung für die Erhaltung der Gesundheit und der Arbeitskraft der 
Frau. Der Befehl Nr. 39 vom 19. Februar 1947 gibt die Möglichkeit einer 
strengen Kontrolle zur Einhaltung aller besonderen Arbeitsschutzbestim¬ 
mungen für die Frauen. Hierin sind alle Berufe aufgezählt, die wegen 
gesundheitlicher Gefährdung für Frauen verboten sind. Es wird aber 
auch verlangt, daß Frauen, die aus jetzt verbotenen Berufen zurück¬ 
gezogen werden, eine« geeigneteren Arbeitsplatz erhalten und nicht ent¬ 
lassen werden dürfen. 

Es wird Aufgabe der Gewerkschaften sein, darauf zu achten, daß mit 
diesem Arbeitsplatzwechsel keine finanzielle Schlechterstellung der Frau 
verbunden ist. 
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l>ie Schulung der Frau in Gewerkschaft und Betrieb 

Eine besondere Scluilungs- und Aufklärungsarbeit unter den Frauen 
im Betrieb wurde von den Gewerkschaften und Betriebsfrauenkommis¬ 
sionen geleistet. Vorträge über besondere Frauenprobleme, über Ziele 
und Aufgaben des FDGB und demokratischen Wirtschaftsaufbau wurden 
gehalten. Viele Fraueai haben an der allgemeinen Schulung des FDGB 
teilgenommen und wurden hier für ihre gewerkschaftliche Arbeit ge¬ 
schult. An den Lehrgängen der Bundesschule beteiligten sich durch¬ 
schnittlich 25 Prozent Frauen. 

* 

Noch ungenügend ist die Anteilnahme der Frau am gewerkschaftlichen 
Leben überhaupt. Sie entspricht auch nicht der Mitgliederzahl, die laut 
Abrechnung im Dezember 1946 26,1 Prozent Frauen betrug. 

Die Gewerkschaften haben im vergangenen Jahre und noch besser in 
diesem Jahr die Frauen zum 8. März, dem Internationalen Frauentag, 
aufgerufen. In allen Großbetrieben fanden festlich gestaltete Feiern 
statt sowie auch große Kundgebungen in den Orten. Unter dem Hinweis 
auf die Bedeutung dieses Tages für alle schaffenden Frauen der Welt 
und die internationale Solidarität wurden auch die Erfolge der bisherigen 
Gewerkschaftsarbeit aufgezeigt, neugeschaffene betriebliche Einrich¬ 
tungen eröffnet und gemeinsame Aufgaben für das kommende Jahr 
gestellt. 

Der Internationale Frauentag wurde gleichzeitig der Auftakt zu einer 
gewerkschaftlichen Frauenwerbekampagnc, die vom 8. bis 15. März 1947 
stattfand und zu der die Hauptabteilung Frauen eine Werbeschrift und 
zwei Werbeplakate herausgab. Auch die Frauenabteilungen der Länder 
gaben eigenes Werbematerial heraus. 

Abschließend muß noch gesagt werden, daß der Reifegrad der Frau 
und ihre Bereitschaft, mitzuhelfen an ,der 4 Neugestaltung ihres eigenen 
Lebens und damit auch der Zukunft Deutschlands, mitbestimmend ist 
für Fortschritt und Schwächen. Hierbei darf nicht außer acht ge¬ 
lassen werden, daß auch die Bereitschaft der männlichen Kollegen 
eine wesentliche Rolle spielt. Je mehr auch sie sich nicht nur in der 
Theorie, sondern vor allem in der Praxis für die volle Gleichberechti¬ 
gung der Frau einsetzen, um so besser und wirkungsvoller werden die 
Gewerkschaften ihre fortschrittlichen Ziele im Interesse der Frau ver¬ 
wirklichen. 
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•TUGEND 


HAUPTABTEILUNG 10 


Bie Jugend muß der Garant 
für das demokratische und friedliebende 
lftentsehland von morgen sein 


c U er Kampf um die deutsche Jugend hat seit dem Zusammenbruch des 
Nationalsozialismus an Umfang und Intensität zugenommen. Reaktionäre 
und fortschrittliche Kräfte ringen um den beherrschenden Einfluß unter 
der jungen deutschen Generation. Die Gewerkschaften wissen aber, daß 
nur mit einer demokratisch denkenden und handelnden Jugend die gesell¬ 
schaftliche Wiedergeburt Deutschlands möglich ist. Sie wissen vor allem, 
daß die Jugend keine Zukunft hat, wenn die fortschrittliche Entwicklung 
nicht im gesamten politischen, sozialen und kulturellen Leben Platz greift 
Aus dieser Erkenntnis heraus ging der FDGB nach seiner Entstehung auf 
dem Gebiet der Jugendarbeit ans Werk. 

Die Jugend, wie sie der Ilitlerfaschisinus hinterließ 

Die Jugend, die es für die Gewerkschaften und die Demokratie zu ge¬ 
winnen gilt, ist ausschließlich durch die Nazis erzogen worden. Diese Er¬ 
ziehung war der Vorbereitung und Durchführung des Krieges unter¬ 
geordnet. „Wenn ich eines Tages den Krieg befehle, werde ich mir nicht 
Gedanken machen über die 10 Millionen junger Männer, die ich in den 
Tod schicken werde.“ (Hitler zu Rauschning.) Mit Zwang, Versprechungen 
und Schmeicheleien wurde die gesamte Jugend erfaßt und ausgerichtet. 
Schule, HJ, Arbeitsdienst, Armee und Betriebe wurden zum geistigen 
und körperlichen Exerzierplatz für den Krieg.. Volks- und arbeiterfeind¬ 
liche Theorien wurden systematisch von einem Heer verantwortungsloser 
Lehrer, Professoren, Offiziere und sonstiger Ausbilder in die Köpfe der 
Jugend getrichtert. 

Zeitungsschreiber, Filmregisseure und Literaten unterstützten sie dabei. 
Das Ideal des jungen Deutschen wurde von dem Kriegsverbrecher 
Schirach, der auch einmal oberster Protektor der Volksschule war, in der 
Schrift „HJ — Idee und Gestalt“ gezeichnet. Dort empfiehlt er der Jugend, 
keinen Respekt vor dem Gewissen zi* haben, sondern nur Achtung vor 
dem Kerl, d. h. vor dem brutalen, hemmungslosen Schläger und Drauf¬ 
gänger. Hitler selbst hat in seinen Gesprächen mit Rauschning das Er¬ 
ziehungsideal des Dritten Reiches folgendermaßen charakterisiert: „In 
meinen Ordensburgen wird eine Jugend heranwachsen, vor der die Welt 
erschrecken wird. Eine gewalttätige, herrische, unerschrockene Jugend 

will ich.das freie, herrliche Raubtier muß aus ihren Augen blitzen!“ 

Diesem Idealbild entsprach der Inhalt der Erziehung. Zum Hüter der 
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Kultur konnten Leute wie der Nazidramaturg Jost werden, der den klassi¬ 
schen Satz prägte: „Wenn ich das Wort Kultur höre, dann entsichere ich 
meinen Revolver“. Die lebenden Träger- des Fortschritts und der Frei¬ 
heit, unter ihnen der weitaus größte Teil der Wissenschaftler, Professoren 
und Künstler, wurden zu Untermenschen gestempelt, verfolgt, mißhandelt, 
eingekerkert und gemordet. Der Jugend wurden die kapitalistischen 
Kriegstreiber als „Pioniere der Arbeit“, „Edelarier“ und „Betriebsführer“ 
vorgestellt, und zur gleichen Zeit wurde sie, um sie vom Klassenkampf 
fernzuhalten, im Rassenhaß erzogen. Die Demokratie wurde lächerlich 
gemacht und das Führerprinzip als die „arteigene“ Regierungsform der 
Deutschen gepriesen. Der Jugend wurde gelehrt, daß der Frieden die 
Ursache des völkischen Niedergangs und somit das größte Übel ist, der 
Krieg aber der Vater aller Dinge sei. 

Die -alten imperialistischen Theorien zur Rechtfertigung des Raub¬ 
krieges wurden aus der Mottenkiste geholt, aufgefrischt und unter neuer 
Maske als letzter Schrei der Wissenschaft aufgctischt. Statt „Platz an der 
Sonne“ hieß es jetzt „Wir brauchen Lebensraum!“ —, statt „Am deutschen 
Wesen soll die Welt genesen!“, wurde die „Großdeutsche Mission“ ge¬ 
predigt, und die Neuordnung Europas als eine Aufgabe der rassisch 
höherwertigen Deutschen propagiert 

Auf dem Gebiet der Rerufserziehung lagert die Dinge nicht besser. Der 
totale, motorisierte Krieg bestimmte die Lenkung des beruflichen Nach¬ 
wuchses. 

Auch die weibliche Jugend wurde davon erfaßt. Von einer freien Berufs¬ 
wahl war keine Rede mehr. Man brauchte Kriegsspezialisten, wie Flug¬ 
zeugbauer, Kraftfahrzeughandwerker, Funker, Techniker, Elektromecha¬ 
niker bzw. Krankenschwestern, kaufmännische Angestellte, ‘Blitzmädchen 
und Wehrmachtshelferinnen neben den vielen ungelernten oder ange¬ 
lernten Rüstungsarbeiterinnen. Wie sehr die Berufsausbildung auf die 
Erfordernisse des Krieges eingestellt war, möge folgendes Beispiel zeigen: 

Noch 1942 wurde# im Hauptpostschulungsamt in Berlin 600 Funker¬ 
lehrlinge ausgebildet, eine Zahl, mit der der Bedarf der gesamten Post 
Europas hätte gedeckt werden können. 

Die Ausbildung selbst ging militärisch vor sich. Die schmackhaft ge¬ 
machte «Aussicht auf ein angenehmes Herrenleben in eroberten Ländern 
ließ bei vielen Jugendlichen den Wunsch, einen Beruf zu erlernen, ver¬ 
kümmern. Die Einführung des Zwangsarbeitsdienstes und der Militär¬ 
pflicht entzog ganze Jahrgänge der beruflichen Ausbildung. Zahlreiche 
gutbezahlte Führer- und Unterführerstellungen in der HJ, BDM, Jung¬ 
volk, RAD, Wehrmacht usw. wurden von jungen Menschen besetzt, welche 
so der Berufsausbildung verlorengingen. Das Monopol der HJ auf den 
jungen Menschen, die vielen Appelle, Fahrten, Geländeübungen und Stamm¬ 
baumforschungen trugen zur weiteren Verschlechterung der geistigen 
und beruflichen Ausbildung bei. 

Die Dauer des Krieges und der damit verbundene Menschenverlust 
riß immer mehr Jugendliche von der Werkbank hinweg an die Fronten. 
Die Bombardierungen der Großstädte machten die schulische und beruf¬ 
liche Ausbildung imTner fragwürdiger. Die Reichsberufswettkämpfe, durch¬ 
geführt, um die wahren Absichten der Nazis zu verdecken, verstärkten 
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bei der Jugend die Illusion, daß jedem der Weg nach oben offen stünde 
und das Bildungsprivileg der bürgerlichen Schichten beseitigt wäre. 

So war eine Jugend geschaffen, die unter der Parole „Führer befiehl, 
wir folgen!“ willig bis zum Schluß in ihr eigenes Verderben lief, sich 
blindlings der sinnlosen. Fortsetzung des Krieges auf deutschem Boden 
fügte, die eigene Heimat zerstörte und den Wiederaufbau zu einer fast 
hoffnungslosen Aufgabe machte. 

Mit ihren eigenen Händen half unsere Jugend die Grundlagen ihrer 
Existenz vernichten. iDer größte Teil handelte dabei im guten Glauben. 
Hatten doch die Nazis unserer Jugend weisgemacht, es gehe um die Ver¬ 
teidigung des „deutschen Sozialismus“, um die Rettung der europäischen 
Kultur, und der Krieg sei uns Deutschen aufgezwungen. 

So fanden wir die Jugend nach der Beseitigung des Hitlersystems ver¬ 
wirrt, gleichgültig und zum Teil den antifaschistischen Kräften feindlich 
gegenüberstehend. 

Die Opfer, die unsere Jugend bringen mußte, lassen sich nur annähe¬ 
rungsweise bestimmen. Aus dem Ergebnis der Volkszählung vom Oktober 
1946 in der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands wird deutlich sicht¬ 
bar, welche Verheerungen der Krieg unter der männlichen Jugend an¬ 
gerichtet hat. Aus einer der Statistiken ergibt sich danach folgendes Bild: 


liehe im Alter von 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

14 bis 16 

511 890 

256 490 

255 400 

16 „ 18 

492 525 

225 829 

266 696 

18 „ 20 

366 359 

107 883 

258 476 

20 „ 25 

901 922 

209 048 

692 874 


Während die Zahlen bei den Jugendlichen im Alter von 14 bis 18 Jahren 
als einigermaßen normal anzusprechen sind, weisen diQ}.Jahrgänge im 
Alter von 18 bis 20 Jahren bei den Mädchen einen Überschuß von 150 593 
auf. Das sind beinahe 150 Prozent mehr als männliche Jugendliche. Noch 
deutlicher sprechen die Zahlen der Jahrgänge von 20 bis 25 Jahre. Ins¬ 
gesamt 692 874 weiblichen Personen stehen nur 209 048 männliche gegen¬ 
über, also ein Überschuß der Mädchen von 483 826. Dazu kommen noch 
die jugendlichen Schwerbeschädigten, die in der Gesamtzahl von 394 800 
enthalten sind. Rechnen wir die Jugendlichen, die sich unter den Mil¬ 
lionen Kriegsgefangenen befinden, hinzu, dann erhalten wir eine Vor¬ 
stellung der Opfer der Jugend an Leben, Gesundheit und wertvollen 
Entwioklungsjahren. 


Die moralischen uml sozialen Folgen 
der faschistischen Frziehung uml des Krieges 
hei der deutschen .Tugend 

Die Jugendkriminalität als Ausdruck der sittlichen Verwahrlosung und 
der allseitigen Not hat einen beispiellosen Stand erreicht. So ist sie in 
Hamburg zwanzigmal größer als in normalen Zeiten („Mark. Volks¬ 
stimme“ vom 13. Dezember 1946). In Berlin wurden im Jahre 1946 
26 000 Jugendstrafsachen verhandelt. Das sind rund dreimal mehr als 



1923, wo durch die Inflation das normale Leben außer Rand und Band 
geriet. Damals waren es nur 9000 Fälle. In der sowjetischen Besatzungs¬ 
zone Deutschlands zählte man im zweiten Quartal 1946 3302 Fälle von 
Jugendkriminalität. Prozentual ausgedrückt sind es nicht ganz vier Pro¬ 
zent aller mit dem Gesetz in Konflikt Geratenen. 96 Prozent werden von 
Erwachsenen gestellt. Dieses günstige Ergebnis ist darauf zurückzuführen, 
daß es in der sowjetisch besetzten Zone für jeden Jugendlichen, der 
arbeiten will, auch Arbeit gibt. Ganz anders sieht es z. B. in Hamburg 
aus. So meldet „Die Welt“ vom 22. Februar 1947, daß allein in Hamburg 
über 1000 junge Menschen zwischen 14 bis 18 Jahren vagabundieren und 
sich jeder Kontrolle entziehen. Seit der Kapitulation sind mehr als 20 000 
herumstromernde Jugendliche fürsorgerisch betreut worden. Auch beim 
studentischen Nachwuchs in Hamburg sind tiefe Spuren der faschistischen 
Erziehung noch heute lebendig. Als vor kurzem Professor der Medizin 
Hinselmann vom Britischen Militärgericht wegen durchgeführter 
Sterilisationen während der Hitlerzeit zu drei Jahren Zuchthaus ver¬ 
urteilt wurde, verfaßte der medizinische Nachwuchs eine Resolution, die 
von 215 Studenten unterschrieben war. In dieser Resolution forderten 
die Studenten Gnade für den Gestapo-Chirurgen, da er ein unentbehr¬ 
licher deutscher Wissenschaftler sei („Berlin am Mittag“ vom 11. März 
1947). In diesem Verhalten drückt sich der gleiche geistige Zustand aus 
wie bei dem 15jährigen Sohn eines ehemaligen KZ-Kommandanten, der 
bei seiner Vernehmung sagte: „Zu meinem 15. Geburtstag hat mir mein 
Vater 40 Häftlinge zur Verfügung gestellt, um mich das Schießen zu 
lehren. Ich schoß, bis alle Häftlinge tot am Boden lagen. Sonst kann ich 
meinem Vater nichts nachsagen“ (Die „Neue Zeitung“ Nr. 7 vom 8. No¬ 
vember 1945) • 

Die Haltung der Jugend gegenüber der Arbeit wird dadurch gekenn¬ 
zeichnet, daß allein in Thüringen im Jahre 1946 2000 Lehrstellen wegen 
schlechter Arbeitsmoral aufgelöst werden mußten. 200 Jugendliche wur¬ 
den dem Jugendamt gemeldet. 

Wir haben als Gewerkschaften nicht die Jugend für diese Erscheinungen 
verantwortlich gemacht. Wir wissen, daß die Tiefe der wirtschaftlichen 
Katastrophe nicht nur bei der Jugend, sondern auch bei den Erwachsenen 
die Hoffnung auf eine bessere Zukunft, um die es sich lohnt zu arbeiten, 
zerstörte. In zweifelhaften Vergnügen suchte besonders die Jugend nach 
dem Grauen des Krieges das versäumte Leben nachzuholen. Daß dabei 
auch von den Erwachsenen an der Jugend viel gesündigt wird, mögen 
die Ausführungen des „Telegraf“ vom 3. 10. 46 beweisen. In einem 
Artikel „Warum Jugendliche straffällig werden“ heißt es dort: „Die 
meisten der jugendlichen Sünder kommen aus zerrütteten häuslichen 
Verhältnissen. Die Mutter kümmert sich nicht um die Kinder, der Vater 
ist noch in Gefangenschaft oder verbringt Zeit und Geld bei zweifel¬ 
haften Freundinnen, die Großeltern sind zu willensschwach, um den 
Enkel, den sie in ihrer Obhut haben, zu erziehen. Oder die Eltern be¬ 
nutzen das Kind selbst zu unsauberen Geschäften. Der Vater gibt dem 
aufgeweckten 12jährigen den Rat, sich als Schuhputzer für ausländische 
Soldaten an den Lehrter Bahnhof zu stellen und zugleich Schwarzmarkt¬ 
geschäfte anzubahnen. Gleichzeitig versieht er ihn mit Entschuldigungen 



für Schulbesuche. Ein anderer Vater nimmt seinen Jungen zum Hand¬ 
wagendiebstahl mit. Wieder ein anderer kauft von dem Schulfreund 
seines 11jährigen Steppkes für 300 Mark eine wertvolle Armbanduhr, 
ohne nach der Quelle zu fragen. Eltern veräußern die Lebensmittelkarte 
ihrer Kinder, schicken sie selbst, um Höchstpreise zu erzielen und setzen 
den Erlös in Schnaps und Zigaretten um.“ Die Zeitung fragt mit Recht: 
„Wie sollen Kinder da die Begriffe Ehrlichkeit und Anstand überhaupt 
kennenlernen?“ 


l>ie sozialen Verhältnisse, 
in denen die Jugend heute lebt 

An zwei Beispielen soll ein Einblick gegeben werden. Im Hamburger 
Echo berichtet ein Jugendsportleiter über die Lebensverhältnisse der ihm 
anvertrauten 250 jungen Menschen im Alter von 14—18 Jahren folgendes: 
„Von den 250 Jungen waren 80 Prozent unterernährt, 75 Prozent hatten 
nicht die ihrem Alter entsprechende Größe, 180 hatten keine eigene 
Schlafstelle, sie schliefen mit Geschwistern in einem Bett. 30 Jungen 
müssen auf dem Fußboden schlafen. 230 gaben an, daß ihre Eltern 
wegen Nahrungsmangel auf dem Schwarzen Markt kaufen müßten, es 
aber nicht mehr lange durchhalten könnten. 200 Jungen hatten zwar 
eine Lehrstelle, erzählten aber, daß sie aus Materialmangel kaum etwas 
zu tun hätten, also nichts lernen und auch keinen Berufsfleiß entwickeln 
können.“ Ähnliche Bcispiclo lassen sich aus allen Teilen Deutschlands 
anführen. Dazu kommt das Überhandnehmen sozialer Krankheiten. So 
meldet z. B. „Der Abend“ vom 4.3.47, daß 32 Prozent aller Studenten 
der Berliner Universität an Tbc leiden. Ungenügende Ernährung in Ver¬ 
bindung mit der untergrabenen Widerstandsfähigkeit durch den Krieg 
und seine Strapazen bedrohen unser Volk in seinem Kern. 

In der „Tribüne“ vom 3.3.47 sind die Ergebnisse einer Gewichts¬ 
prüfung von Jungarbeitern mitgeteilt. Die lß^jährige Lieselotte W., die 
in Tempelhof beschäftigt ist, ist 150 cm groß und wiegt 26 kg. Ein an¬ 
derer Jugendlicher aus demselben Bezirk ist 1,69 m groß und wiegt 32 kg. 
Die Zeitung fährt fort: „Wir haben feststellen können, daß in fast allen 
Betrieben bei den Jugendlichen schwere, durch Unterernährung her¬ 
vorgerufene Krankheiten auftreten. Erfreulicherweise ist die Zahl der 
Geschlechtskrankheiten unter der Betriebsjugend nur gering.“ 

Das ist die Jugend, wie sie uns die Reaktion, der deutsche Militarismus, 
der Hitlerfaschismus hinterlassen hat. Sie zu bilden, umzuformen, zu 
brauchbaren Trägern des neuen Deutschlands zu machen, ist die schwie¬ 
rige und unumgänglich notwendige Aufgabe, die zu einem großen Teil 
von der großen deutschen Gewerkschaftsbewegung geleistet werden muß. 
Daß uns diese Aufgabe durch reaktionäre und faschistisch ausgerichtete 
Kreise wesentlich- erschwert wird, kann uns nur ermutigen, mit noch 
größerer Energie und kühner an die Arbeit zu gehen. 

Zwangsläufig ergaben sich für uns eine Reihe von Erkenntnissen und 
Schlußfolgerungen, welche für unsere Jugendarbeit die Grundlage ab- 
gaben. Sie fanden ihren Ausdruck in der Entschließung zur Jugendfrage, 
welche in der ersten Delegierten-Konferenz der Gewerkschaften im Fe¬ 
bruar 1946 einstimmig angenommen wurde. 
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Entschließung zur Jugendfrage 

Der FDGB hat im Rahmen der demokratischen Erneuerung Deutschlands 
eine große Verantwortung gegenüber der werktätigen Jugend. Noch mehr 
als bisher müssen wir das Gesicht der Jugend zuwenden. Ihre Seele war 
vergiftet mit den verderblichen Irrlehren des Nationalsozialismus. Sie 
steht zum größten Teil ohne Ideale da. 

Unsere Aufgabe muß es sein, der werktätigen Jugend neue Ideale zu 
geben, an deren Verwirklichung sie mit Begeisterung arbeitet. 

1. Beim Wiederaufbau der Heimat, bei der Verbesserung der Lebens¬ 
haltung unseres Volkes kommt der werktätigen Jugend entschei¬ 
dende Bedeutung zu. Die Durchführung der gewaltigen Aufgaben, 
die heute vor den Gewerkschaften stehen, ist nur unter stärkster 
Anteilnahme der werktätigen Jugend möglich. Deshalb muß unsere 
Sorge sein, der werktätigen Jugend Arbeit und eine gründliche 
Berufsausbildung zu geben sowie die besten Jungarbeiter auf Schulen 
und Hochschulen zu schicken, um fähige Betriebsleiter, Ingenieure 
usw. zu erhalten. 

Die Opfer, Entbehrungen und Anstrengungen der Jungarbeiter 
werden im Interesse ihrer Zukunft gebracht. Sie dürfen nicht dem 
Gewinnstreben kapitalistischer Unternehmer zugute kommen, 
sondern müssen dem Aufbau der neuen Wirtschaft dienen. 

Die Jungarbeiter erwarten von den Gewerkschaften die Hilfe und 
Unterstützung bei der Wahrnehmung ihrer besonderen wirtschaft¬ 
lichen und sozialen Interessen. 

Dabei handelt es sich um: 

1. die Einhaltung und den Ausbau des Jugendschutzes; 

2. Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen; 

3. Schutz gegen Lehrlingsausbeutung. Betreuung der Lehrlinge und 
Überwachung ihrer Ausbildung; 

4. gleichen Lohn für gleiche Arbeit und Leistung für Jugendliche; 

5. Festsetzung der Lehrzeit nach den Erfordernissen des Berufes 
bei einer Höchstdauer von drei Jahren; 

6. soziale Beihilfe in dringenden Notfällen; 

7. Schaffung neuer Berufe für die weibliche Jugend; 

8. w'armes Mittagessen möglichst kostenlos. 

2. Dem Funktionärkörper der Gewerkschaften fehlt es an jungem, 
fälligem Nachwuchs. Das erfordert eine intensive Werbung unter 
der Betriebsjugend für den Eintritt in die freien Gewerkschaften. 
Die Schulung der besten Jungarbeiter für die Gewerkschaften ist 
weiter ein dringendes Gebot. Sic kann sich nicht nur auf den Betrieb 
erstrecken, sondern muß auch in großzügiger Weise in eigenen 
Gewerkschaftsschulen erfolgen. Die jungen Kollegen erwarten des¬ 
halb vom Bund die beschleunigte Einrichtung einer Gewerkschafts¬ 
schule. 

3. Die Gewerkschaften haben in den Jugendausschüssen eine große 
Hilfe. Ihnen ist die Aufgabe übertragen, die gesamte Jugend zu 
erfassen und im antifaschistisch-demokratischen Sinne zu erziehen. 



In verschiedenen Betrieben haben die Jugendausschüsse Jugend¬ 
gruppen geschaffen. Diese erfassen alle Jungarbeiter und ver¬ 
treten ihre Interessen. Handelt es sich um betriebliche oder ge¬ 
werkschaftliche Interessen, so muß der Betriebsrat und die Ge¬ 
werkschaft dafür eintreten. 

Die werktätige Jugend erwartet, daß die Gewerkschaften im 
engsten Kontakt mit den Jugendausschüssen Zusammenarbeiten. 

4. Das Ziel unserer gewerkschaftlichen Jugendarbeit ist die Heran¬ 
bildung eines tüchtigen Facharbeiternachwuchses, klassenbewußter 
Arbeiter und fähiger, standhafter Gewerkschaftler, die die Fahne 
der Einheit der Gewerkschaftsbewegung gegen alle Feinde siegreich 
vorwärtstragen. 

Mit dieser Entschließung war die Grundlage für die gewerkschaftliche 
Jugendarbeit im verflossenen Jahr gegeben. Als hilfsbereiter Freund und 
Kamerad kam damit der FDGB zu den Jungarbeitern und ging zugleich 
an die Verwirklichung der ersten Aufgabe. 


Unterbringung: der Jugrendliehen 
in ArbeitsVerhältnisse und Lehrstellen 

Das Ergebnis unserer Bemühungen läßt sich am besten durch die 
Gegenüberstellung folgender Tabellen veranschaulichen: 

Bcsehiiftigungsnacliweis über Jugendliche in der sowjetisch besetzten Zone 

im Monat März 1946 




männl. 

weibl. 

insgesamt 

Unselbständig Beschäftigte .... 


307 951 

308 744 

616 695 

Arbeitslose . 


9 695 

39 707 

49 402 

Mithelfende Familienangehörige 





(Landwirtschaft) . 


28 565 

42 227 

70 792 

(Freie Berufe) . 


656 

652 

1308 

(Gewerbe) . 


3 082 

6 807 

9 889 

Schüler und Studenten. 


65 425 

55 679 

121 104 

Vorübergehend Freigestellte von 

der Arbeit 

2 781 

28 633 

31 414 


Insgesamt 

”418 155 

482 449' 

900 604 


Im Dezember 1946 hatte sich das Bild folgendermaßen verändert: 




männl. 

weibl. 

insgesamt 

Unselbständig Beschäftigte . .. 

392 497 

377 669 

770 166 

Arbeitslose . 


9 029 

24 066 

33 095 

Landwirte . 


33 415 

50 137 

83 552 

Freie Berufe. 

mithelfende 

238 

752 

990 

Gewerbetreibende . . 

Familienangehörige 

1641 

5188 

6 829 

Handwerker . 


2 199 

3 713 

5 912 

Schüler und Studenten . 


59 301 

53 665 

112 966 

Vorübergehend Freigestellte von der Arbeit 

3 741 

28 283 

32 024 


Insgesamt 

502 061 

543 473 

1045 534 
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Daraus ist zu ersehen, daß die Gesamtzahl der Jugendlichen von 900 604 
auf 1045 534 gestiegen ist. Der Zuwachs ist auf die Rückkehr von Kriegs¬ 
gefangenen und auf Schulentlassungen zurückzuführen. Die Zahl der 
unselbständig beschäftigten Jugendlichen stieg in der gleichen Zeit von 
616 695 auf 770 166, also um 153 471. Die Zahl der Arbeitslosen verringerte 
sich von 49 402 auf 33 095. Aus diesen Zahlen ergibt sich, in welchem 
Umfange junge Menschen in den Aufbauprozeß einbezogen wurden* 


Zur Frage des lieruflickeu Nachwuchses 

Aber nickt nur die Unterbringung in Arbeit schlechthin war unsere 
Aufgabe. Um den Bedarf der Volkswirtschaft an Facharbeitern zu 
decken, galt es, den beruflichen Nachwuchs in zukunftsreichere Bahnen 
zu lenken. Dabei mußten neue Wege beschritten werden. Die ver¬ 
änderten Bedürfnisse der Wirtschaft und das Interesse der Jugend 
machten das gleichermaßen notwendig. Besonders der Überschuß 0 der 
weiblichen Jugend zwang dazu. So forderten wir, daß für die weibliche 
Jugend die Berufsschranken fallen müssen, dem durch den Befehl der 
SMV Nr. 253 Rechnung getragen wurde. Aber damit waren nur die Tore 
geöffnet. Nur ungenügend wurden von den Mädchen die jetzt gegebenen 
Möglichkeiten ausgenutzt. So sind z. B. in Sachsen nur wenige weibliche 
Lehrlinge in Berufen tätig, die für sie bis jetzt verschlossen waren, dar¬ 
unter 48 als Uhrmacher-, 14 als Optiker-, 26 als Mechaniker-, 16 als Tisch¬ 
ler-, 7 als Maurer-, 17 als Glaser-, 4 als Zimmererlehrlinge. Ein ernstes 
Hindernis, hier bessere Ergebnisse zu erzielen, ist die ablehnende Hal¬ 
tung der Wirtschaft, insbesondere des Handwerks, der weiblichen Jugend 
neue Berufsausbildungsmöglichkeiten zugänglich zu machen. Als 
schwerstes Hindernis stellen sich die Berufswünsche der Jugend in den 
Weg, die sich fast durchweg in allen Bahnen bewegen. So will die männ¬ 
liche Jugend Elektriker, Mechaniker, Radioinstandsetzer, Tischler und 
Kraftfahrzeughandwerker werden oder in nahrhafte Berufe gehen. Die 
weibliche Jugend will Schneiderin, Friseuse, kaufmännische und Büro- 
angeslellte werden. Aus einem Thüringer Arbeitsamt meldet der Berufs¬ 
berater, daß 90 Prozent der Mädchen Schneiderinnen werden wollten. 
Hier versuchten wir durch Vorträge, persönliche Aufklärungen und in Zu¬ 
sammenarbeit mit den Arbeitsämtern Verständnis für die Berufe zu 
wecken, welche nach Lehrlingen förmlich schreien. 

Am Beispiel des Nachwuchses für den Bergbau wird die Lage beson¬ 
ders deutlich. Im März 1946 waren insgesamt 5993 Jugendliche im Berg¬ 
bau beschäftigt. Im Dezember 1946 waren es erst 6308. Das ist eine 
Zunahme von nur 315 Jugendlichen. Dabei beträgt im Bergbau das 
Durchschnittsalter der Arbeiter 45 Jahre. 

Durch die Jugendabteilungen des FDGB wurden Kommissionen cr e - 
bildet, welche die Betriebe nach freien Lehrstellen überprüfen. Auf diese 
Weise konnten 24 044 Lehrstellen besetzt werden. Um den Mangel an 
Lehrstellen zu beseitigen und das berufliche Ausbildungsniveau zu heben, 
setzten wir uns für die Schaffung von Lehrwerkstätten ein und richteten 
an die Betriebsräte die Aufforderung, dabei mitzuhelfen. Unser Ruf 
führte dazu, daß 102 Lehrwerkstätten durch die Initiative der Gewerk- 
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schäften entstanden sind. Das Verhältnis der Lehrlinge zu den ungelern¬ 
ten Jugendlichen im Alter von 14 bis 18 Jahren hält sich bei der männ¬ 
lichen Jugend ungefähr die Waage, während bei der weiblichen Jugend 
321 000 Ungelernte 55 726 Lehrlingen gegenüberstehen. 

Beim Aufbau des Berufsausbildungswesens arbeitete die Jugend¬ 
abteilung mit den amtlichen Stellen zusammen. Wir waren bemüht, die 
Vielfältigkeit der Kompetenzen auf diesem Gebiet zu beseitigen. Alle 
Stellen, die mit Berufsausbildung zu tun haben, sollten zur gemeinsamen 
Beratung und Arbeit zusammengefaßt werden. Inzwischen wurden Aus¬ 
schüsse für Berufsausbildung, welche den Ämtern für Arbeit und Sozial¬ 
fürsorge angegliedert sind, geschaffen. In diesen Ausschüssen sind der 
FDGB und die Gewerkschaften vertreten, um in fortschrittlichem Sinne 
ihren Einfluß auf alle Fragen der Berufsausbildung und des Lehrlings¬ 
wesens geltend zu machen. 

Die Gesellen-Prüfungsausschüsse entstanden in den Ländern und 
Provinzen der sowjetischen Zone überall aufs neue. In ihnen wirken 
Tausende von Gewerkschaftskollegen mit. Eine vordringliche Aufgabe 
war die Herausgabe eines neuen Rahmen-Lehrvertrages, der inzwischen 
auch erschienen ist. 

Uber einen neuen I^elir- bzw. Ausbildungsvertrag; 

Der Lehrvertrag hat nicht mehr den Charakter eines Erziehungsver¬ 
trages, sondern ist Ausbildungsvertrag. Demzufolge sprechen wir nicht 
mehr von Erziehungsbeihilfe, sondern von einer Lehrlingsentlohnung. Die 
Sätze der Entlohnung wurden den neuen Verhältnissen angepaßt. Die 
Dauer der Lehrzeit beträgt nur noch 3 Jahre. Fleißigen und begabten 
Lehrlingen ist die Möglichkeit gegeben, nach Ableistung von % der Lehr¬ 
zeit die Gesellenprüfung abzulegen. Beim Abschluß eines Lehrvertrages 
muß der Betriebsrat mitunterzeichnen und ist mitverantwortlich für eine 
gute Berufsausbildung. Auf diese Weise gelang es, wenigstens vorläufig 
eine gewisse Ordnung in das Lehrlingswesen zu bringen unter weit¬ 
gehender Berücksichtigung der gewerkschaftlichen Wünsche. 

Uni ein neues Jiigemlscliutzgesetz 

Auf dem Gebiet des Jugendschutzes waren wir bemüht, die Einhaltung 
der Bestimmungen des zur Zeit noch geltenden Jugendschutzgesetzes zu 
erreichen. Viele Unternehmer und Handwerksmeister ignorierten das 
Gesetz. Die Erfüllung der gestellten Produktionsaufgaben, die Einfüh¬ 
rung von Schichtarbeit, die Verlagerung der Arbeitszeit auf die Nacht¬ 
stunden infolge des Kohlen- und Strommangels führte zu Überschrei¬ 
tungen der Jugendschutzbeslimmungen. Wir haben an dein Verbot der 
Nachtarbeit für Jugendliche grundsätzlich festgehalten. Die Deutsche 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge hat sich diesem Standpunkt 
angeschlossen. Nur mit Zustimmung der Arbeitsscliutzämter und der Be¬ 
triebsräte können Ausnahmen zugelassen werden. Voraussetzung ist in 
jedem Fall ein ärztliches Gutachten. 

Das Jugendschutzgesetz vom Jahre 1938 ist jedoch als ganzes mehr als 
verbesserungsbedürftig. Aus diesem Grunde haben wir angeregt, 'daß 



ein neues Jugendsclnitzgesetz geschaffen wird. An dem fertiggestellten 
Entwurf arbeiteten wir mit. 'Dieser Entwurf bezieht auch die in der 
Hauswirtschaft beschäftigten Jugendlichen mit ein und sieht wesent¬ 
liche Verbesserungen der Arbeitszeit und des Urlaubs vor. Während 
der gesetzliche Urlaub gegenwärtig 15 bzw. 18 Arbeitstage vorschreibt, 
will der Entwurf 24 Arbeitstage für Jugendliche bis zum 16. Lebensjahr 
und 18 Arbeitstage für Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr verwirklichen. 
Die wöchentliche Arbeitszeit soll von 48 Stunden auf 42 Stunden für 
Jugendliche bis zum 16. Lebensjahr und 45 Stunden für Jugendliche bis 
zum 18. Lebensjahr herabgesetzt werden. Damit tragen wir den Wün¬ 
schen der Jugend Rechnung und schützen das wertvollste Gut, das uns 
verblieben ist. 

Vorläufig haben wir versucht, diese Forderungen auf dem Wege 
von Betriebsvereinbarungen durchzusetzen umd sio durch die neu ab¬ 
geschlossenen bzw. abzuschließenden Tarifverträge zu verankern. In. 
Tausenden von Betrieben ist das der Kraft der Gewerkschaften gelungen. 
Dabei ist bemerkenswert, daß die Groß- und Mittelbetriebe mit gutem 
Beispiel vorangingen, während die Klein- und Handwerksbetriebe den 
größten Widerstand leisteten. Aus dieser Tatsache sind die wochenlangen 
Kampagnen zu verstehen, w’elche unter der Losung: „Sichert die Rechte 
der Jugend in den Kleinbetrieben!“ im Land und in der Provinz Sachsen 
durchgeführt wurden. Diese Aktion konnte zahlreiche Mängel beseitigen 
und den Einfluß der Gewerkschaften verstärken. 

Der Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingungen für Jugendliche 
und Lehrlinge galt unser besonderes Augenmerk. »Nachdem wir ständig 
auf die Ungerechtigkeiten der Entlohnung Jugendlicher hingewiesen 
hatten und die Forderung „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ auch die 
arbeitende Jugend stellte, brachte der Befehl Nr. 253 der SMV die Be¬ 
seitigung dieser Ungerechtigkeit. In welchem Ausmaß sich dies allein 
bei den Jugendlichen der Eisenbahn auswirkt, geht daraus hervor, daß 
von dem Befehl 12 271 Jugendliche betroffen werden, welche insgesamt 
einen monatlichen Mehrverdienst von RM 262 000 erhalten. Der Befehl 
ist inzwischen zum großen Teil durchgeführt. Der Befehl kann auch für 
Lehrlinge bei fortgeschrittener Lehrzeit, wenn sie die Leistung eines Ge¬ 
sellen vollbringen, angewandt w-erden. Im übrigen fallen Lehrlinge nicht 
unter den Befehl. 

Aus diesem Grunde war es notwendig, für sie eine besondere Regelung 
zu treffen. Wir mußten dabei berücksichtigen, daß die sozialen Verhält¬ 
nisse heute viele Jugendliche zwingen, auf einen gelernten Beruf zu ver¬ 
zichten, weil sie möglichst viel Geld verdienen müssen. Das führt zur 
Gefahr, daß der Bedarf an Fachkräften nicht gedeckt werden kann. Wie 
die Verhältnisse auf diesem Gebiet liegen, geht aus den Maßnahmen der 
SMV hervor, welche zur Qualifikation der Arbeitskraft und zur Sicherung 
des beruflichen Nachwuchses sehr viel beigetragen haben. 


Für eine neue Entlohnung der Eelirlinge 

Der Vorschlag, welchen wir mit den Industriegewerkschaften zusammen 
für die Entlohnung der Lehrlinge gemacht haben, bringt eine Reihe von 
fühlbaren Verbesserungen. Er sieht eine Halbjahresstaffelung vor. Die 




1. Halbjahr. 

.G0,- 

RM 

80,— 

RM 

2- „ . 

.65- 

RM 

85,- 

RM 

3- „ . 

. 70- 

RM 

90,- 

RM 

4- .. 

. 75,- 

RM 

95,- 

RM 

5- „ . 

. 80, 

RM 

100,— 

RM 

6- „ . 

. 90, 

RM 

110,- 

RM 


Zu diesen für alle Berufe einheitlichen Mindestsätzen kommen noch 
die Zuschläge für einzelne körperlich besonders schwere, schädliche oder 
schmutzige Berufe. Die Höhe der Zuschläge wird von den Industrie¬ 
gewerkschaften festgesetzt. 

Vergleichen wir dazu die zur Zeit noch geltenden Erziehungsbeihilfen. 
Danach erhalten Lehrlinge bei Antritt der Lehre im Alter 

von 14 bis 16 Jahren 16 bis 18 Jahren nach 18 Jahren 


im 1. Jahr. 25,— RM 30,— RM 40,- RM 

„2. „ 35,— RM 40,— RM , 50,- RM 

„ 3. „ 45,- RM 50,- RM 60,- RM 

„ 4. „ 55,- RM 60,- RM 70,- RM 


Die Schulung: der jugendlichen Arbeiter 
und Angestellten 

Neben unserer Tätigkeit zur Verbesserung der sozialen Verhältnisse 
der jugendlichen Arbeiter und Angestellten legten wir großes Gewicht 
auf die demokratische und gewerkschaftliche Schulung. In Gewerkschafts¬ 
schulen, Wochenendkursen und Betrieben ging diese Schulung laufend 
vor sich. Das Hauptgewicht lag dabei in den Betrieben. Dort wurden 
Jugendstunden eingeführt. Wöchentlich wird einmal während der Arbeits¬ 
zeit über grundsätzliche oder aktuelle Fragen gesprochen. So wurden die 
Geschichte der deutschen Gewerkschaften — Die Ziele und Aufgaben 
des FDGB — Jugend und Gewerkschaften — Die Rolle und Aufgaben 
der Freien Deutschen Jugend — Die Bedeutung der Betriebsrätewahlen 
— Die Aufgaben der Betriebsräte behandelt. Aber auch Themen, welche 
alle angehen, fanden ihre Beachtung: Die Bedeutung der Potsdamer Be¬ 
schlüsse — Der Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß — Die Gemeinde-, 
Land- und Kreistagswahlen — Der Volksentscheid in Sachsen usw. Das 
Hauptgewicht lag jedoch im Kampf gegen die Nazitheorien. Gerade dieser 
Kampf wird durch die Reaktion sehr erschwert. So schrieb vor einiger 


216 
















Zeit der „Horizont“, eine Berliner Jugendzeitschrift, in einem Artikel 
„Zweifle“ u. a.: „...Irgendwo zwischen allem, dort wo man sie sicher 
nicht vermutet, muß unsere Wahrheit, die Wahrheit der Jugend liegen. 
Wir müssen eine Form finden, die neu ist. Deshalb zweifelt an allem! 
Zweifelt an der Einheit und an der persönlichen Freiheit, zweifelt am 
Sozialismus und an der Demokratie! Zweifelt an allem wenigstens ein¬ 
mal!* 4 Die Zeitschrift der jungen Generation „Ende und Anfang“, welche 
in Meitingen bei Augsburg erscheint, brachte ein Gedicht mit folgenden 
Versen: „Einer wird euch stürzen, wird Altäre, wo das Blut zu wachen 
Himmeln schweigt, niedertreten und die armen Heere vieler Toten ihn 
begleiten, einer nämlich, der im Bauch der Schiffe lag, tief im Schmutz 
und Rost verloren.“ (Der Ruf nach dem unbekannten Soldaten, dem 
zweiten Gefreiten des Weltkrieges.) Nehmen wir dazu die Meldungen 
über massenweise Entlassungen faschistischer Professoren an den Uni¬ 
versitäten in. Süddeutschland und bestimmte Tageszeitungen, die alles 
andere als demokratisch schreiben, darin gewinnen wir ein Bild über die 
Anstrengungen der Reaktion, die Jugend von einer fortschrittlichen Ent¬ 
wicklung abzuhalten. 


.Yug’emlliehe in Betriebsräten und in .Tiigcnd- 

kommissionen 

Trotz dieser Tatsachen haben wir in der demokratischen Erziehung der 
werktätigen Jugend große Erfolge erzielt. Diese Erfolge drücken sich 
u. a. in der Zahl der Jugendlichen, welche in die Betriebsräte gewählt 
wurden, aus. Von insgesamt 118 000 Betriebsratsmitgliedern sind 8363 
Jugendverlreter im Alter bis zu 25 Jahren. Das sind mehr als 7 Prozent. 
Sie wurden in Kreiskonferenzen zusammengefaßt, mit ihren Aufgaben 
vertraut gemacht und für die weitere Gewerkschaftsarbeit geschult. In 
den Jugendkommissionen der Gewerkschaften arbeiten ebenfalls Tausende 
von Jugendlichen und eignen sich dadurch gewerkschaftliche Erfahrungen, 
demokratisches Denken und Handeln an. Die Jugend in der sowjetisch 
besetzten Zone hat sich, angespornt durch die Freie Deutsche Jugend 
und die Gewerkschaften, bei der Sicherung unserer Ernährung, bei Auf¬ 
räumungsarbeiten, bei Instandsetzung von Gebäuden, Berufsschulen usw. 
selbst ein gutes Zeugnis ausgestellt. Bei unserer gewerkschaftlichen 
Schulung waren wir uns bewußt, daß es darauf ankommt, Einfluß auf 
die Neugestaltung des gesamten Schul- und Erziehungswesens zu nehmen. 
Waren doch 80 Prozent der Lehrkräfte wegen ihrer faschistischen Ein¬ 
stellung und Tätigkeit nicht mehr tragbar und durch neue, fortschritt¬ 
liche Kräfte zu ersetzen. Die zu diesem Zweck durchgeführlen Neulehrer¬ 
kurse und die Kurse zur Heranbildung eines Stammes von Gewerbe¬ 
lehrern, die sich ebenfalls zu 80 Prozent aus faschistischen Kreisen zu¬ 
sammensetzen, stellten an uns erhebliche Anforderungen. In regelrechten 
Werbeaktionen stellten wir aus den Kreisen fortschrittlicher Gewerk- 
sohaftskollegen die Kräfte für diese Berufe. Darüber hinaus schickten 
viele Betriebe ihre besten Jungkollegen auf die Universität und ver¬ 
sorgten sie laufend mit Stipendien. In welchem Umfange uns das ge¬ 
lungen ist, beweisen folgende Zahlen: Der Anteil der Arbeiterstudenten 


217 



auf den Universitäten beträgt rund 25 Prozent. Bei den Neulehrern be¬ 
trägt der Anteil der Arbeiter und Handwerker 28,7 Prozent. 

1947 sollen weitere 10 000 Neulehrer ausgebildet werden, so daß wir 
auf diesem Gebiet noch eine große Aufgabe vor uns haben. Aus diesen 
Zahlen kann man ersehen, daß die Gewerkschaften bei der 'Demokrati¬ 
sierung des Lehrkörpers sowohl der Volks- als auch der Berufsschulen 
einen erheblichen Anteil haben. 


l>ie werktätige Jugend und die Gewerkschaften 


Durch unsere Tätigkeit im Interesse der Jugend und der Demokrati¬ 
sierung Deutschlands gelang es uns, einen wesentlichen Teil der werk¬ 
tätigen Jugend für die Gewerkschaften zu gewinnen und das Vertrauen 
zu den Gewerkschaften zu festigen. So beträgt der Anteil der jugend¬ 
lichen Mitglieder rund 10 Prozent, in Zahlen ausgedrückt 330 607 Ende 
Dezember 1946. Leider vermitteln diese Zahlen kein genaues Bild, da in 
manchen Kreisen der Begriff „Jugendliche“ verschieden ausgelegt wird. 
So gibt es Beispiele, daß die Grenze nach oben zwischen 16 und 21 Jahren 
schwankt. Es ist notwendig, einheitlich bis zu 21 Jahren die Kollegen 
als Jugendliche zu führen, da wir der Meinung sind, daß die Grenze in¬ 
folge der faschistischen Erziehung der jungen Generation nicht hoch 
genug sein kann. 

Im einzelnen verteilen sich die Mitgliederzahlen auf die Länder und 
Provinzen der sowjetisch besetzten Zone folgendermaßen: 


Brandenburg. 17172 

Mecklenburg-Vorpommern .... 19574 

Land Sachsen . 131 019 

Provinz Sachsen. 87 095 

Thüringen. 75 747 


Die großen Unterschiede in den Ländern und Provinzen sind auf die 
verschiedenartige wirtschaftliche Struktur und auf den Mangel an ge¬ 
eigneten Jugendfunktionären, besonders in Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg, zurückzuführen. Hier müssen wir alles tun, um diese 
Mängel zu beseitigen. 

Auf die Industriegewerkschaften verteilt, ergibt sich folgender Mit- 
gliederstand der Jugendlichen: 


IG Bau. 26 404 

IG Bekleidung. 16 522 

IG Bergbau. 9 687 

IG Chemie. 25 263 

IG Graph. Gewerbe . . . 8 829 

IG Holz. 15 971 

IG Eisenbahn . 13 950 

IG Post- und Fernmelde¬ 
wesen . 4 457 

IG Handel u. Transport 6 010 
IG Land- und Forstwirt¬ 
schaft . 23 643 


IG Leder. 

7 468 

IG Metall. 

63 767 

IG Textil. 

29 431 

IG Nahrung und Genuß 

19 011 

IG öffentliche Betriebe 

33 323 

Gewerkschaft der Ange¬ 


stellten . 

20 232 

Gewerkschaft für Kunst 


und Schrifttum .... 

2133 

Gewerkschaft der Lehrer 


und Erzieher. 

. 4 506 
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In den meisten Kreisen haben wir Kreisjugendsekretäre und Jugend¬ 
kommissionen, die eine planmäßige gewerkschaftliche Jugendarbeit durch¬ 
führen. So fanden mit Ausnahme von Brandenburg in allen Ländern und 
Provinzen wiederholt Konferenzen mit den Kreisjugendsekretären statt, 
auf denen die Aufgaben durchberaten wurden. 


Unser Verhältnis zur „Freien Deutschen Jugend“ 

Die Freie Deutsche Jugend hat durch ihren Masseneinfluß unter der 
Jugend und durch die Formulierung und Popularisierung der „Grundrechte 
der jungen Generation“ einen wesentlichen Beitrag zu den Erfolgen unserer 
Jugendarbeit geleistet. Da es sich bei der Freien Deutschen Jugend um 
eine antifaschistische, demokratische Organisation handelt, ist unser Ver¬ 
hältnis ein freundschaftliches, was nicht nur darin zum Ausdruck kommt, 
daß ihre Funktionäre, welche Jugendarbeit leisten, gleichzeitig Mitglieder 
und Funktionäre des FDGB sind, sondern vor allem seinen Ausdruck in 
der Anerkennung der „Grundrechte der jungen Generation“ durch den 
Vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes findet. 

Für die werktäbige Jugend der sowjetisch besetzten Zone hatte sich als 
wertvoll erwiesen, daß ihre Kräfte nicht zersplittert wurden. Denn alle 
sozialen und demokratischen Fortschritte, welche im vergangenen Jahr 
für die Jugend erzielt wurden, sind ein Ergebnis der organisatorischen 
und ideologischen Einheit der Jugend und der engen Zusammenarbeit 
zwischen Gewerkschaften und FDJ in den Betrieben und in den verschie¬ 
denen Leitungen. 


Dem Jugendlichen mutt mehr Verantwortung 

übertragen werden 

Wenn wir davon ausgegangen wären, Jugendliche unter 18 Jahren nicht 
in die Gewerkschaften aufzunehmen. und ihnen erst ab 24 Jahren die Mög¬ 
lichkeit gegeben hätten, in die Betriebsräte gewählt zu werden oder eine 
Altersgrenze für die Betätigung als Gewerkschaftsfunktionär festgelegt 
hätten, so wären wir nicht zu diesen Ergebnissen gekommen. Unsere 
Organisation ging von der richtigen Erkenntnis aus, daß man die jungen 
Kollegen und Kolleginnen im Betriebe vom ersten Tage ihrer Arbeit an 
gewerkschaftlich ansprechen muß und dem jungen Kollegen frühzeitig die 
Möglichkeit gegeben werden muß, sich verantwortlich mit den Gewerk¬ 
schaften für die Durchsetzung seiner Forderungen einzusetzen. Darüber 
hinaus hat sich die Erkenntnis fruchtbar ausgewirkt, daß die Gewinnung 
der werktätigen Jugend für den gewerkschaftlichen Kampf nicht die 
Angelegenheit der Jugendabteilungen allein ist, sondern eine Aufgabe 
der gesamten Organisation und jedes einzelnen Kollegen. 

So erfreulich die bisher erzielten Erfolge für uns sind, können wir 
keineswegs damit zufrieden sein. Wir sind überzeugt davon, daß wir weit 
mehr erreichen konnten, wenn nicht eine Reihe von Mängeln aufgetreten 
wären. In erster Linie handelt es sich dabei um Mängel in der Haltung 
erwachsener Kollegen und Funktionäre gegenüber der Jugend. Es genügt 
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nicht nur, mit Worten Verständnis und Wohlwollen für die Nöte und 
Sorgen der arbeitenden Jugend zum Ausdruck zu bringen, sondern den 
jungen Kollegen tätige Hilfe zu leisten, kollegiale Anleitung zu geben und 
sie als gleichberechtigte Mitglieder unserer Organisation zu werten. Viel¬ 
fach ist das Verhältnis zwischen jung und alt das eines Untergebenen zu 
einem Vorgesetzten. Man nimmt den jungen Kollegen nicht für ernst, traut 
ihm keine verantwortliche Arbeit zu,' vorenthält ihm berufliche und 
gewerkschaftliche Erfahrungen und Kenntnisse und slößt ihn dadurch 
zurück. Andere Kollegen verurteilen die Jugend leichtfertig als resllos 
faschistisch verseucht bzw. moralisch verkommen. — Es gibt auch Bei¬ 
spiele, wo die Jugendvertreter zu den Sitzungen der Betriebsräte nicht 
hinzugezogen werden. In einem Fall wurde sogar der gewählte Jugend¬ 
vertreter entfernt und ein älterer Kollege mit der Wahrnehmung der 
Interessen der Jugend beauftragt. Wieder andere drücken einem jungen 
Kollegen großmütig einen Aufnahmeschein mit der Aufforderung in die 
Hand, sich in den Gewerkschaften zu organisieren, und glauben, damit ihre 
Pflicht gegenüber der Jugend erfüllt zu haben. 

Wenn wir bei der Weiterentwicklung unserer gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit solche und ähnliche Erscheinungen vermeiden wollen, so ist 
es notwendig, daß die älteren Kollegen in der werktätigen Jugend ihre 
eigenen Söhne und Töchter erblicken, daß sie Vertrauen zur gesunden 
Entwicklung dieser Jugend fassen und daß sie noch mehr als bisher junge 
Menschen zu verantwortlichen gewerkschaftlichen Funktionen heran¬ 
ziehen. Dazu ist es notwendig, daß die älteren Kollegen sich ernsthart 
hineinversetzen, welche Veränderungen im Fühlen und Denken unserer 
Jugend seit dem Zusammenbruch des Hitlersystems vor sich gegangen 
sind und daß diese Jugend sich an einem Vorbild orientieren will. 
Dieses Vorbild müssen und können unsere Gewerkschaftsfunktionäre und 
Kollegen sein. 

* 


Die restlose Gewinnung der werktätigen Jugend für die Gewerkschaften 
und ihr Kampf hängt davon ab, in welchem Tempo und in welchem Um¬ 
fange es uns gelingt, die sozialen Probleme der werktätigen Jugend in 
einem fortschrittlichen Sinne zu lösen. Durch unsere bisherige Tätigkeit 
haben wir den Gewerkschaften zahlreiche Mitglieder und junge Funktio¬ 
näre gewonnen, welche Hand in Hand mit den erwachsenen Kollegen für 
ein fortschrittliches, demokratisches, antifaschistisches Deutschland 
kämpfen. Für die Volkswirtschaft waren wir bemüht, die notwendigen 
Facharbeiter zu stellen und sie zu befähigen, ihre Aufgaben zu erfüllen. 
Der werktätigen Jugend haben wir geholfen, sich in den schwierigen Ver¬ 
hältnissen zurechtzufinden, sich eine neue Existenzgrundlage zu schaffen, 
und ihr den Weg gezeigt, der allein zu einer raschen Verbesserung des 
gesellschaftlichen Lebens führt. An den Idealen der Arbeiterbewegung 
hat sie ein neues, geistiges Ziel gefunden, für das es sich zu kämpfen 
lohnt. Dieses Ziel ist der Sozialismus. 
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PRESSE USD RVSTDFUSK 

HAUPTABTEILUNG 11 


Presse und Rundfunk 
gehören den Werktätigen, dem Volk 

die Gewerkschaften hat die Pressearbeit schon vor 1933 eine be- 
deutende Holle gespielt. Aus kleinsten Anfängen entstanden, war die 
Gewerkschaftspresse zu einem wichtigen Faktor in der Gewerkschafts¬ 
politik, der Aufklärung der Masse der Werktätigen, ihrer Erziehung zur 
gewerkschaftlichen Solidarität und des organisatorischen Lebens der Ge¬ 
werkschaftsmitglieder geworden. Die Auflagen dbr Gewerkschaftspresse 
gingen hoch in die Millionen. Für sämtliche gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationen in Deutschland wurde im Jahre 1930 die Auflage aller Organe, 
Zeitungen, Zeitschriften usw. bei allgemein wöchentlicher Erscheinungs¬ 
weise auf fünfzehn Millionen geschätzt; der ADGB war daran mit sieben 
bis acht Millionen beteiligt. Die Unterrichtung der öffentlichen Meinung 
über das Leben und die Kämpfe der Gewerkschaften war damals durch 
die Spaltung der Gewerkschaftsbewegung in verschiedene Richtungen 
weder einheitlich noch umfassend. Hinzu kam die Beeinflussung des 
größten Teils der Presse im gewerkschaftsfeindlichen Sinne durch die 
Zeitungs- und Nachrichtenmonopole, vor allem durch den Hugenberg- 
Konzern. Die Einheit der neuen Freien Deutschen Gewerkschaften gibt 
ihnen auch in der Stellung zur Presse völlig andere Möglichkeiten als 
vor 1933. 

Bei Neubildung der Freien Deutschen Gewerkschaften im Juni 1945 
waren die führenden Männer sich darüber klar, daß die gesteckten Ziele 
nur dann erreicht werden konnten, wenn neben das gesprochene auch 
das geschriebene Wort tritt. 

„I>ic Freie Gewerkschaft“ tlle erste Tageszeitung: 

des FDGB 

Nach sorgfältigen Vorbereitungen wurde am 9. Oktober 1945 die erste 
Nummer der Freien Gewerkschaften mit dem Titel „Die Freie Gewerk¬ 
schaft“ herausgebracht. Sie erschien im Umfang von werktags vier 
Seiten, sonntags acht Seiten bis zum 30. November 1945 wöchentlich zwei¬ 
mal. Die Auflage betrug etwa 100 000 Exemplare. Am 1. Dezember 1945 
wurde ,.Dic Freie Gewerkschaft“ auf tägliches Erscheinen umgestellt. 

Die Zeitung ist in der Hauptsache direkt in die Betriebe geliefert 
worden. Daneben wurde aber auch der Aufbau eines Hausabonnenten¬ 
stammes angestrebt. „Die Freie Gewerkschaft“ nahin zum gesamten 
aktuellen Geschehen Stellung, wobei im kommentierenden Teil stets die 
Auffassung der Gewerkschaften vertreten, erläutert und begründet wurde. 

Wie jede andere Tageszeitung, enthielt sie auch einen gepflegten 
Feuilleton- und lokalen Teil, außerdem stets einen Anzeigenteil. Der 
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Einzelverkaufspreis betrug 10 Pf., der Abonnementspreis 2,50 RM je 
Monat. Damit war „Die Freie Gewerkschaft“ die billigste Tageszeitung 
Berlins. 


Tages- und Woehenzcituug „TRIBÜNE" 

Da es zweckmäßig erschien, nunmehr weitere, dem Gewerkschafts¬ 
gedanken vorerst noch fernstehende Kreise mit den Absichten und Zielen 
der deutschen Gewerkschaften bekanntzumachen, wurde am 1. Januar 1947 
der Titel der Tageszeitung in „Tribüne“ geändert und gleichzeitig ein 
Teil der Auflage regelmäßig dem Zeilungshandel zum Verkauf überlassen. 
Der Umfang wurde auf durchschnittlich sechs Seiten erweitert. Diese 
Maßnahme hat sich als erfolgreich erwiesen. Die Auflage ist dank leb¬ 
hafter Nachfrage in ständigem Steigen begriffen; sie beträgt an einzelnen 
Tagen bereits bis zu 200 000 Stück und kann weiter entwickelt werden, 
wenn die Papiermangellage sich ändert. Die Tageszeitung „Tribüne“ ist 
in erster Linie eine Zeitung für Groß-Berlin; nur ein geringer Teil der 
Auflage wird im Gebiet der sowjetischen Besatzungszone verbreitet. 

Um dem dringlich geäußerten Bedürfnis nach einer wöchentlich er¬ 
scheinenden Gewerkschaftszeitung zu entsprechen, wurde ab 1. Januar 1947 
dio Wochenzeilung des FDGB „Tribüne" geschaffen. Sie erscheint je¬ 
weils am Sonntag und wird in einer Auflage von rund 300 000 Exemplaren 
im Umfang von zwölf Seilen im sogenannten „Hamburger Format“ für 
20 Pf. verkauft. 

Die Wochenzeitung befaßt sich u. a. mit der Veröffentlichung von Bei¬ 
trägen grundsätzlicher Natur, soweit sie in den Aufgabenkreis der Gewerk¬ 
schaften gehören. Sie wendet sich in der Hauptsache an das organisierte 
Mitglied des FDGB, bringt aber auch Beiträge für die Frau und für die 
Jugendlichen, und ist in ihrer ganzen Auflage zur Weitergabe an Un¬ 
organisierte geeignet. Sie stellt eines der stärksten Mittel zur Propagie¬ 
rung des Gewerkschaftsgedankens innerhalb der sowjetischen Zone 
Deutschlands dar. Die Nachfrage ist außerordentlich stark; sie kann mit 
Rücksicht auf die Papierlage im Augenblick nicht entfernt voll befriedigt 
werden. 


B>ie Mitteilungsblätter der Industriegewerkschaften 


Seit dem 1. Januar 1947 ist ferner den einzelnen Industriegewerk¬ 
schaften für Zwecke der Unterrichtung des Funktionärkörpers je ein Mit¬ 
teilungsblatt zur Verfügung gestellt worden. Es erscheinen: 


IG Bau. 

IG Bekleidung. 

IG Bergbau. 

IG Chemie. 

IG Eisenbahn. 

IG Graphisches Gewerbe 
IG Handel u. Transport 


im Berokk des FDGB 
Groß- Sowjeti- 
Berlin sehe Zone 


AufUce 

„Der Grundstein“. 3 000 12 000 

„DerBekleidungsarbeiter“ 500 5 000 

„Der Bergarbeiter“ .... — 10000 

„Fabrikecho“. 1 500 20 000 

„Der Eisenbahner“ .... 5000 20000 

„Korrespondent“ . 2 500 5 000 

„Courier". 1500 12 500 
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im Bereich des FDGB 
Groß- Sowjeti- 
Berlin sehe Zone 


IG Holz. 

„Der Holzarbeiter“ .... 

Auflage 

1 500 10 000 

IG Landwirtschaft .... 

„Der Land- und Forst¬ 




arbeiter“ . 

500 

9 000 

IG Leder . 

„Der Lederarbeiter“ . . . 

500 

5 000 

IG Metall. 

„Der Metallarbeiter“ . . . 

20 000 

60 000 

IG Nahrung und Genuß 

„Einigkeit“. 

2 500 

10 000 

IG Post- u. Fernmelde- 

„Neue Post“. 

5 000 

15 000 

wesen. 




IG Textil. 

„Der Textilarbeiter“ . . . 

500 

10 000 

Gewerkschaft der Ange¬ 

„Der Berliner Angestellte“ 

8 000 


stellten . 

„Der freie Angestellte“ . 

— 

21 000 

Gewerkschaft der techn. 




Angest. u. Werkmstr. 

„Der Tochnikcr“. 

2 000 

__ 

Gewerkschaft Kunst und 




Schrifttum . 

„Kunst und Schrifttum“ . 

1000 

2 000 

Gewerkschaft Lehrer u. 




Erzieher. 

„Der Volkslehrer“ .... 


5 000 

öffentliche Betriebe und 




Verwaltungen .... 

„Die Gewerkschaft“ . . . 

10 000 

50 000 

Diese Mitteilungsblätter 

erscheinen sämtlich im Format Din 

A 4 im 


Umrang von 4 Seiten und werden an die Funktionäre und führenden 
Mitglieder des FDGB kostenfrei abgegeben. Sie gelangen zunächst 
monatlich einmal zur Herausgabe. 

Theoretische Zeitschrift „Die Arbeit“ 

Um die die neuen deutschen Gewerkschaften angehenden Fragen in 
ihrer Vielfalt darstellen und diskutieren zu können, ist als theoretische 
Zeitschrift des FDGB „Die Arbeit“ geschaffen worden. „Die Arbeit“ 
knüpft an die Tradition der Monatsschrift gleichen Namens vor 1933 an; 
sie hat das Format Din A 4, 32 Seiten Inhalt und 4 Seiten Umschlag, und 
weist eine Auflage von 30 000 Stück auf. Die erste Nummer enthält u. a. 
Beiträge zu folgenden Themen: 

„Der Weg zur deutschen Gewerkschaftseinheit“, 

„Die nächsten Aufgaben der Gewerkschaften“, 

„Die besondere Rolle der Gewerkschaften in der gegenwärtigen 

Lage“, 

„Die ideologischen Aufgaben der Gewerkschaften“, 
„Demokratisierung der Wirtschaft“, 

„Entnazifizierung der Wirtschaft“, 

„Stellung und Aufgaben der Betriebsräte“, 

„Der Weltgewerkschaftsbund“. 

Die „Bauzcitung“, Fachzeitschrift der IG Bail 

Genehmigt ist außerdem die erste Fachzeitschrift der IG Bau, die 
unter dem Titel „Bauzeitung — Fachblatt für die Bauschaffenden“ Bei¬ 
träge zur Schulung und auch zur Umschulung der Bauarbeiter bringen 
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wird. Sie wird im Format Din A 4 mit einem Umfang von 24 Seiten 
Inhalt und 4 Seilen Umschlag monatlich einmal in einer Auflage von 
zunächst 5000 Exemplaren erscheinen. 

Zur Durchlührung der hier dargestellten publizistischen Aufgaben 
haben der FDGB Groß-Berlin und der FDGB Sowjetische Zone einen 
besonderen Verlag „Die Freie Gewerkschaft“ Verlagsgesellschaft m. b. H., 
mit dem Sitz in Berlin N 4, Chausseestraße 123/134, gegründet. 

Schließlich ist die eigene Buchproduktion der Gewerkschaften in An¬ 
griff genommen worden. Es liegt bereits vor von Jürgen Kuczynski, Pro¬ 
fessor an der Universität Berlin, der erste Band der „Geschichte der Lage 
der Arbeiter in Deutschland von 1800 bis in die Gegenwart“ (Band I: 
1800—1932, Umfang 355 Seiten, Preis kart. 9,— RM). Der zweite Band 
befindet sich zur Zeit im Druck. 

Die Herausgabe weiterer Bücher ist in Aussicht genommen. 

Der Pressedienst des FDGB 

Bei der großen Bedeutung der neuen freien Gewerkschaften Deutsch¬ 
lands als gesellschaftliches Kraft Zentrum genügt es nicht, in publizistischer 
Hinsicht allein durch die Gewerkschaftspresse in der Öffentlichkeit zu 
wirken. Es muß erstrebt werden, daß ihre Tätigkeit, ihr weitgespannter 
Aufgabenkreis, ihre gesellschaftliche Stärke sich unterschiedslos in allen 
Organen der Presse widerspiegeln. Das erfordert einen entsprechenden 
Nachrichtenapparat, der gegenüber den gewerkschaftlichen Organen dieser 
Art, insbesondere dem, der dem ADGB früher zu den entsprechenden 
Zwecken zur Verfügung stand, an Umfang, Organisation, Ausbau und Auf¬ 
gabenstellung weit großzügiger gestaltet ist. Er muß sich insbesondere 
stützen auf die Berichterstattung aus den unteren Gewerkschaftsorganen 
in den Betrieben. Er muß den neuen Aufgaben der Gewerkschaften bezüg¬ 
lich der Presse und dem Rundfunk in jeder Beziehung entsprechen. Der 
FDGB der sowjetischen Besalzungszone hat bald nach der Delegierten¬ 
konferenz im Februar 1946 ein solches Organ ins Leben gerufen. An seinem 
Ausbau wird ständig gearbeitet. Nachstehend einige Hinweise auf Ent¬ 
wicklung und Leistungen über den Pressedienst des FDGB. 

Entwicklung und Tätigkeit der Hauptabteilung Presse und Rundfunk. 

Die Übermittlung von Gewerkschaftsnachrichten an die Presse entwickelte 
sich zunächst aus den allgemeinen Informationen, die 1945/46 in den ersten 
Monaten des Aufbaus über die Tätigkeit der Berliner Industriegewerk¬ 
schaften sowie über die Arbeit der Bezirksausschüsse an den Vorstand des 
FDGB Groß-Berlin gegeben wurden. N’acb Bildung einer Zonenorganisation 
war es notwendig und möglich, einen regelrechten Pressedienst zu schaffen. 
Er erstreckt sich aus Gründen der Zweckmäßigkeit in organisatorischer 
Hinsicht auf die sowjetische Besatzungszone und Berlin. Die Arbeit ist 
zusammengefaßt in der Hauptabteilung Presse und Rundfunk des FDGB 
der sowjetischen Besatzungszone. Das journalistische Aufgabengebiet um¬ 
faßt die gewerkschaftliche Tätigkeit in ganz Deutschland. Mit dem täglich 
lierauskommenden Pressedienst werden sowohl die Berliner Zeitungen, 
Nachrichtenbüros, Rundfunksender als auch die meisten Zeitungen ^der 
Sowjetzone und eine größere Anzahl Blätter, darunter sämtliche Gewerk- 
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Schaftszeitungen in den übrigen Zonen, versorgt. Er geht auch an die 
Industriegewerkschaften der sowjetischen Zone, die Hauptabteilungen, 
Landesvorstände usvv. 

Neben der Herausgabe des Pressedienstes hat sich im Laufe der Monate 
ein zunehmend enger Kontakt mit einzelnen Zeitungen und den Nach¬ 
richtenbüros sowie dem Rundfunk entwickelt Das Bestreben der Presse¬ 
abteilung geht dahin, diese enge persönliche Verbindung mit allen Ber¬ 
liner Zeitungen sowie über die 'Beauftragten für Presse und Rundfunk bei 
den Vorständen der Länder und Provinzen zu allen Zeitungen in der 
sowjetischen Zone herzustelien. Sie sieht in Verbindung damit ihre Auf¬ 
gabe darin, den verschiedenen Zeitungen entsprechend ihrer Eigenart 
Aufsätze über bestimmte gewerkschaftliche Themen, Tagesfragen usw. zu 
vermitteln oder sie darin zu beraten. 

Die Presseabteilung ist vom ersten Tage an bemüht, nicht nur die Ge¬ 
werkschaftspresse bzw. die Zeitungen zu beliefern oder zu unterstützen, 
die dem Gewerkschaftsgedanken besonders nahestanden, sondern die ge¬ 
samte Presse für eine objektive, interessierte Wiedergabe aller Vorgänge: 
Probleme, Leistungen und Erfolge des gewerkschaftlichen Lebens, ent¬ 
sprechend der Bedeutung der Gewerkschaften zu gewinnen. 

In der ersten Zeit konnte der Pressedienst nur in beschränktem Maße 
verteilt werden, da der nötige technische Apparat nicht zur Verfügung 
stand. Die Nachrichtenarbeit beschränkte sich im wesentlichen auf Berlin. 
Immerhin war es gleich zu Beginn möglich, zum 1. Mai 1948 50 Notizen, 
Kurznachrichten usw. sowie 5 Kurzartikel, 49 Fotos und anderes Material 
weiterzuleilen. Es erfolgten im April 161 Veröffentlichungen von Gewerk¬ 
schaftsnachrichten, darunter 136 übeT den 1. Mai in 13 Berliner Zeitungen. 
Im Juni waren es*163 Abdrucke in 18 Zeitungen, davon 7 der sowjetischen 
Zone. Seit Juli 1946 ist die Verbreitung dauernd gewachsen. Soweit eine 
Überprüfung der“ Abdrucke, Übernahmen usw. überhaupt möglich ist, 
konnte auch hier eine fortgesetzte Zunahme festgestellt werden. Es waren 
im November 1946 390 solcher festgestellter Nachdrucke in 41 Zeitungen. 
Gezählt wurden in den uns zugänglichen «Zeitungen von Mai bis Dezember 
rund 2250 Nachdrücke. Die wirkliche Zahl dürfte gegenwärtig zwischen 
400 und 500 monatlich liegen. In den letzten Monaten des Jahres 1946 um¬ 
faßte der Pressedienst durchschnittlich 5 bis 7 Sclireibmaschinenseiten. Im 
August 1946 waren es 4.5 Seiten, im Januar 1947 6,5 Seiten. Iip gesamten 
Monat Januar wurden 310 Meldungen, Aufsätze und Notizen weitergegeben. 
Neben der Weitergabe von Kurzmeldungen wird der Pressedienst durch 
Kurzartikel, Informationen größeren Inhalts usw. ausgebaut. 

Rundfunk. Der Pressedienst des FDGB gelangt täglich, und dringende 
Meldungen gehen unmittelbar telefonisch an die Berliner Rundfunksender. 
Besonders der Berliner Rundfunk bedient sich ihrer ausgiebig. Der Presse¬ 
dienst geht an vier Abteilungen des Berliner Rundfunks, ferner an den 
amerikanischen und den nordwestdeulschen Rundfunk. Seit Ende Mai 1946 
läuft wöchentlich einmal die Sendung „Die Stimme des FDGB“. Anfangs 
wurden allgemeine Gewerkschaftsfragen behandelt und zahlreiche Betriebs¬ 
und Gewerkschaftsreportagen übermittelt. Neuerdings sind, oft in der 
Form von Zwiegesprächen, Sendungen über grundsätzliche gewerkschaft¬ 
liche Fragen aufgenommen worden, so u. a. Betriebsrätefragen, die Ent¬ 
wicklung der Gewerkschaftsbewegung, die Leistungen der Gewerkschaften 
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usw. Über die Zusammenarbeit mit dem Rundfunk in den Ländern und 
Provinzen der Sowjetzone sei auf die Ausführungen weiter unten verwiesen. 

Presscabtcilungen in Ländern und Provinzen. Neben den in Vorstehendem 
skizzierten Arbeiten und dem allmählichen Ausbau der Abteilung liefen 
die Aufgaben der organisatorischen Verbreiterung der Pressearbeit im 
Hause des FDGR bzw. der Zentralvorslände der Industriegewerkschaften 
und bei den Landes- und Provinzvorständen. Es wurde eine laufende 
Verbindung mit den Hauptabteilungen geschaffen, die noch besser aus¬ 
gebaut werden muß. 

Am 10. Dezember 1940 fand eine Aussprache mit den Pressebeauftraglen 
bei den Zentralvorständen der einzelnen IG der Zone statt. Sämtliche IG 
haben Beauftragte für Presse und Rundfunk benannt; doch läßt die lau¬ 
fende Übermittlung noch zu wünschen übrig. Ferner fand erstmalig eine 
Besprechung mit den Beauftragten für Presse und Rundfunk in den Län¬ 
dern und Provinzen der Sowjetzone am 1. Februar 1947 in Berlin statt. 
Die Vertreter aus allen Ländern und Provinzen nahmen teil. Über die 
Verbindung mit Presse und Rundfunk wurde allgemein günstig berichtet. 
So wurden z. B. von Thüringen im November 14 Nachrichten und im 
Dezember 1946 2 Reportagen und 14 Nachrichten über den Rundfunk ge¬ 
sendet. An die Nachrichtenbüros. 26 Lokalredaktionen und die Haupt- 
schriftleitungen der Thüringer Zeitungen gingen im November 77 Aufsätze 
und 23 Artikel und.im Dezember 55 Artikel und 22 Nachrichten. Bei 
17 KreisvorsUinden und 12 IG-Landesvorständen bestehen außer der Ab¬ 
teilung Presse und Rundfunk beim Landesvorstand Thüringen Pressesach¬ 
bearbeiter. Auf der Landesgewerkschaftsschule in Lobeda wurden 27 Mit¬ 
arbeiter der Abteilung Presse und Rundfunk für ihre Arbeit geschult. 
Wenn auch in anderen Gebieten die Pressearbeit noch nicht so weit fort¬ 
geschritten ist, waren die Thüringer Erfahrungen wie die Berichte aus den 
übrigen Ländern und Provinzen für alle Teilnehmer fruchtbringend. Zur 
Leipziger Messe fand ebenfalls eine Aussprache mit einer Reihe Presse¬ 
sachbearbeiter statt. Bemerkt werden soll noch, daß seit einigen Monaten 
auf der Bundesschule über die Bedeutung der Presse von uns referiert 
werden konnte. Außer von Thüringen wurde über solche Vorträge an den 
betreffenden Landesschulen auch von Brandenburg, Provinz Sachsen- 
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern berichtet. 

A 

Hauptaufgaben der nächsten Zeit 

Alles in allein kann gesagt werden, daß mit 'Beginn des neuen Jahres 
die Arbeit der Hauptabteilung Presse und Rundfunk insofern in ein neues 
Stadium getreten ist, als diese nunmehr über den an Berlin bzw. die in 
Berlin ansässigen Zentralvorstände der IG gebundenen Rahmen hinaus 
ihre organisatorische Tätigkeit mehr hinaustragen und nun für eine soli¬ 
dere Unterbauung durch ein wachsendes Netz von Nachrichtenvennittlern, 
Berichterstattern usw. aus den Betrieben, Ortsgruppen des FDGB bei 
Presse und Rundfunk die Beachtung verschafft, die der steigenden Be¬ 
deutung der Gewerkschaften zufällt. 
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Kassenbericht 


ie vom Bundesvorstand beschlossene zentrale Kassenführun* für den 
gesamten FDGB ist praktisch am 1. Mai 1946 in Kraft getreten. Bis zu 
diesem Termin wurden die Ausgaben des Bundesvorstandes für Konfe¬ 
renzen, Gehälter usw. durch ein Umlageverfahren finanziert, das sich 
wie folgt gestaffelt hatte: 

für das Jahr 1945 . 15 Pf. pro Mitglied 239 700,- 

fur die Monate Februar, März, April 1946 10 Pf. pro Mitglied 632 715,60 

Insgesamt RM 872 415.60 

Für die Monate Mai und Juni 1946 wurden laut Beschluß des Bundes¬ 
vorstandes die gesamten Beitragseingänge wie folgt verteilt: 

9% für Verwaltungskosten des Bundesvorstandes 
36% für einen neuanzulegenden Zonenreservefonds 
10% für Auslagen der Hauptkasse für IG-Konstituierung 
45 % für die Landes- und Provinzkassen der FDGB und der Lan¬ 
desvorstände der IG und Gewerkschaften. 

Ein weiterer Beschluß des Bundesvorstandes ging dahin, daß zur Ver¬ 
stärkung des Zonenreservefonds 45% aller am l.Mai 1946 vorhandenen 
Kassenbestände der Länder, Provinzen und Kreise an die Hauptkasse 
abgeliefert werden sollen. 

An Beiträgen für die obigen Konten gingen folgende Summen bei der 
Bundeskasse ein: 

Pauschalbeträge . 872 415,60 RM 

45 % der Kassenbestände per 1. Mai 1946 9 846 190,45 „ f Zonen- 

36% Zonenreserve (Mai-Juni) . 4 739 844,65 „ i reservefonds 

9% Verwaltungskonto (Mai-Juni 
10% für IG-Konstituierung (Mai- 
Überschüsse aus 4. 

Insgesamt: 20 219 398,90 RM 

Ab 1. Juli 1946 wurden laut Beschluß des Bundesvorstandes die Ver¬ 
teilung der Beitragseingänge endgültig wie folgt geregelt: 

25% behalten die Landes- bzw. Provinzialvorstände des FDGB, 
30% erhalten die Zentralvorstände der IG und Gewerkschaften, 
36 % für Zonenreservefonds, 

9% für Verwaltungsfonds. 

An Beiträgen wurden in den Ländern und Provinzen im 3. und 4. Quartal 


1946 insgesamt eingenommen: 

Land Sachsen . 18 248 202,15 RM 

Land Thüringen. 7 328 733,35 „ 

Land Mecklenburg-Vorpommern. 2 240 666,45 „ 

Provinz Mark Brandenburg. 4 244 024.50 „ 

Provinz Sachsen-Anhalt. 10 232105,90 „ 


Insgesamt .... 42 293 732,35 RM 


> • • 
Juni) [ 


4 760 948.20 
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Die Bundeskasse erhielt: 

36 % lür Zonenreservefonds. 15 225 729.96 RM 

9% „ Verwaltungsfonds.. 3 806 444.07 

30% „ IG Gewerkschaften. 13133 219,21 „ 

Bundeskasse insgesamt. 32 165 393,24 RM 

Die Gesamteingänge der Bundeskasse betrugen demnach: 

bis 30. Juni 1946 . 20 219 398,90 RM 

bis 31. Dezember 1946 . 32 165 393,24 „ 

Insgesamt .... 52 384 792,14 RM 

An Ausgaben für das Jahr 1946 kamen Verwaltuugs- 

folgende Summen in Frage: Zonenreserve konto 

RM RM 

Konferenzen. — 1710142,87 

Agitation und Werbung. — 54 045,67 

Schule und Bildung. 64119,51 — 

Unterstützungen.'.. 1286 707,25 — 

Rechtsschutz. 180,— — 

Drucksachen, Porto, Zeitungen. — 13 B44.20 

Verwaltungsmaterial. — 22 479,88 

Formulare, Druckschriften. — 92 051,12 

Inventar.• . . . — 65 001,42 

Gehälter, Sozialversicherung. — 367 094,97 

Fahrgelder, Diäten. — 39 438,61 

Auto, Wartung, Betriebsmaterial. — 69133,38 

Spenden . — . 73 000,— 

Beiträge Deutsches Institut für Wirtschafts¬ 
forschung u. a. ni. — 10 050,— 

Zinsen, Kontospesen. — 83 522.27 

Versicherungen. — 1073,26 

Telefon, Mieten, Heizung, Beleuchtung usw. . — 46 317,91 

Reinigung, Bewachung usw. — 9 423,75 

Baukosten Wallstraße 61—65 . — 354 994,38 

Baukosten Bundesschule Bernau. 116 563,12 — 

Sonstige Ausgaben. — 25 801,23 

Ausgaben insgesamt .... 1467569,88 3037214,92 


Einnahmen der Zonenreserve .... 29 811 765,06 RM 
Ausgaben der Zonenreserve .... 1467 569,88 „ 

Zonenreserve aita 31.12.46 . 28 344 195,18 RM 

Einnahmen des yerwaltiingskontos 9 439 807,87 RM 
Ausgaben des Verwaltungskontos . 3 037 214,92 „ 

6 402 592,95 „ 


Verwaltungskonto am 31.12.46 . . . . 
Vermögen der Bundeskasse. 


34 746 788,13 RM 































Die Einnahmen der IG und Gewerkschaften betrugen im 3. und 
4. Quartal 1946 

30 °/o aus den Gesamtbeiträgen inkl. Kontokorrent 13 252 600,13 RM 


Ausgaben insgesamt. 7 371 626,94 „ 

bei der Bundeskasse befindl. Überschüsse . 5 880 973,19 RM 

Der Gesamtkassenbestand der Bitndeskasse 

betrug am 31.12.1946 . 34 746 788,13 RM 

Überschuß der IG und Gewerkschaften. 5 880 973,19 „ 

Kassenbestand insgesamt .... 40 627 761,32 RM 

Die Vermögensbestände der Länder und Provinzkassen betrugen am 
31.12. 1946: 

Land Sachsen. 12 442 213,49 RM 

Land Thüringen. 5 238 511.08 „ 

Land Mecklenburg-Vorpommern. 1032 340.42 „ 

Provinz Mark Brandenburg. 1 698 608,40 „ 

Provinz Sachsen-Anhalt. 5 189 644,19 „ 

Vermögen der Länder insgesamt. 25 601 317,58 RM 

Vermögen der Bundeskasse. 40 627 761,32 „ 

Gesamtvermögietn des FI)GB.'. . . . 66 229 078,90 RM 


Wie aus vorstehender Aufstellung ersichtlich, hat die Buqdeskasse im 
ersten Jahre ihres Bestehens einen Grundstock erreicht, der lür die kom¬ 
mende Zeit als eine gesunde Basis für alle Vorkommnisse bezeichnet 
werden kann. 

Abschließend kann gesagt werden, daß sich die zentrale Kassenführung 
des FDGB nicht nur bewährt, sondern auch wesentliche Ersparnisse in 
ihrem Geschäftsgebaren im Gegensatz zu der Regelung vor 1933 er¬ 
zielt hat. 
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Kassenbericht der Rundeskasse des FD(«II für das Jahr 1940 
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Ausgaben 



Zonen- 

Verwaltungs¬ 



Reserve 

konto 


Konferenzen. 


1 710 142 

87 

Agitation und Werbung . . 

Schulung — Bildung . . . 

64 119 j 51 

54 045 

67 

Unterstützungen. 

1 286 707 | 25 



Rechtsschutz. 

180 — 



Drucksachen, Porto. 

Zeitungen. 

^ : 

13 644 

20 

Verwaltungsmaterial . . . 


22 479 

88 

Formulare, Druckschriften . 


92 051 

12 

Inventar und Instandsetzung 

i I 

- 

: 

65 001 

42 

Gehälter, Sozialversiche¬ 
rungen .. 


367 094 

97 

Fahrgelder, Diäten usw. . . 


39 438 

61 

Auto, Wartung und Pflege . 


69 133 

88. 

Spendenkonto. 


73 000 

— 

Beiträge (Deutsches Institut für 
Wiibschaftsforscbung u. a.) . 

— : . 

10 050 

— 

Zinsen und Kontospesen . 


*) 83 526 

27 

Versicherungsprämien . . . 


1073 

26 

Reinigung, Bewachung . . . 


9 423 

75 

Telefon, Mieten, Heizung 
usw. [ . 


46 317 

91 

Baukosten, Wallstr. 61-65 . . 

Bundesschule Bernau . . . 

116 563 j 12 

354 994 

38 

Sonstiges. 

* l 

25 801 

23 

Insgesamt RM 

1 467 569 j 88 

3 037 214 

92 


) Hierin sind KM 66 416.(57 für Zinsen auf «etzeichnete Anleihen enthalten, 
die am fälligen Zinstermin wieder vereinnahmt werden. 
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) Hierin sind RM 66 416,67 für Zinsen auf gezeichnete Anleihen 
enthalten, die am fälligen Zinstermin wieder vereinnahmt 





















Abrechnung; 

der Rundeskas&c mit den IO und Gewerkschaften 
vom 1. Juli bis 2)1. Dezember 1040 




Einnahmen 

EM 

Ausgaben 

EM 

Überschüsse 

RM 

IG 1 

Bau 

929 259 

52 

i 

1 

594 558 

30 

334 701 

22 

IG 2 

Bekleidung 

270 528 

95 ; 

206 705 

55 

63 823 

40 

IG 3 

Bergbau 

713 261 

61 

381 982 

11 

331 279 

50 

IG 4 

Chemie 

i 091 772 

70! 

524 024 

79 

567 747 

91 

IG 5 

Graphik 

256 146 

77 ; 

150 787 

26 

105 359 

51 

IG 6 

Holz 

468 483 

81 

298 926 

02 

169 557 

79 

IG 7 

Eisenbahn 

1 075 986 

93 

734 378 

68 

341 608 

25 

IG 8 

Post u.Fernmeldew. 

351 831 

60 

320 900 

17 

30 931 

43 

• 

IG 9 

Handel, Transport 

299 145 

60 

165 179 

26 

133 966 

34 

IG 10 

Land u. Forst 

518 638 


366 218 

26 

152 419 

74 

IG 11 

Leder 

209 658 

41 

129 546 

41 

80 112 

— 

IG 12 

Metall 

2 135 306 

69 

1 016 970 

37 

1 118 336 

32 

IG 13 

Textil 

838 243 

20 

456 280 

92 | 

381 962 

28 

IG 14 

Nahrung u. Genuß 

053 672 

09 

370 254 

70 

283 417 

39 

IG 15 

Öffenti. Betriebe 

2 306 693 

16 

835 874 

91 

1 470 818 

25 

Gew. 16 Angestellte 

Gew. 17 Kunst 

569 447 

97 

311 777 

48 

257 670 

49 

und Schrifttum 
Gew. 18 Lehrer 

210 467: 

55 

217 967 

87 

- 7 500 

32 


und Erzieher 

354 055 | 

57 

289 293 

88 

64 761 

69 


Insgesamt HM 

13 252 600: 

13 

7 371 626 

94 

5 880 973 

: 
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Zusammenstellung 

der Einnahmen und Ausgaben der Bundeskasse 
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Zonen- 

Verwaltungs¬ 


Reserve 

konto 

„Einnahmen. 

29 811 765! OG 

9 439 807 | 87 

Ausgaben. 

1 467 5691 88 

3 037 214192 

Kassenbestand: Zonenreserve 

28 344 195 j 18 

6 402 592 { 95 

„ Verwaltungskonto 

6 402 592 j 95 


Bundeskasse insgesamt KM 

34 746 788 j 13 



Gesamtkassenbestiinde des FOGB 
31. Dezember 19.40 
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Bundeskasse. 

Überschüsse der IG ...... . 

Vermögen der Länder. 

34 746 788 ! 13 

5 880 973 { 19 
• 25 601 317 j 58 

Kassenbestände des FDGB insges. RM 

66 229 078 j 90 
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Der FDGrB in der Provinz Brandenburg 

Wirtscbaftspolitisch gesehen ist die Mark Brandenburg weder ein rein 
industrielles noch ein rein agrarwirtschaftliches Gebiet. Mit industriellen 
Anlagen steht die Provinz Brandenburg in der sowjetischen Zone an 
vorletzter Stelle, vor Mecklenburg. Die Ursache dieser schwachen 
Industrieentwicldung ist zum Teil auf die schwache Rohstoffbasis zurück- 
zuführen. Außer Braunkohle gibt es nur Kalklager, etwas Gips und das 
Holz der Wälder. In der Provinz fehlen daher ausgesprochene Groß¬ 
betriebe. Es gibt überwiegend kleine oder mittlere Betriebe. Die wäh¬ 
rend des Krieges vorgenommene Industrialisierung hat keine Bedeutung 
mehr. Die Riislungsbetriebe sind teils durch den Krieg zerstört und teils 
demontiert worden. Vor dem FDGB stand und steht vorwiegend die 
große Aufgabe, die Industriestätten auf die Produktion von landwirt¬ 
schaftlichen Geräten usw. umstellen zu helfen. 

* 

In dem Berichtsjahr hat der FDGB hervorragend daran gearbeitet, trotz 
Schutt und Ruinen wieder eine Produktion zu schaffen. Das ist fast aus¬ 
schließlich durch die Initiative der Werktätigen geschehen. Die er¬ 
zielten Erfolge im Wiederaufbau und in der Wiederankurbelung der 
Wirtschaft sind recht erheblich. Als FDGB waren wir nicht unbedeutend 
beteiligt an der Schaffung der Voraussetzungen für die Abschaffung der 
Lebensmittelkarte Nr. 6, also an der Verbesserung der Ernährungslage. 
Unsere in der IG Land- und Forstwirtschaft organisierten Landarbeiter 
haben viel dazu beigetragen, die landwirtschaftliche Produktion zu ver¬ 
bessern. Der Viehbestand ist nicht unbedeutend vermehrt worden. Hier 
einige Zahlen: 

Der Bestand an Pferden ist von 50% auf etwa 80% 

Schweinen „ 15% „ 20% 

» •• » Rindern ,, 40% „ „ 50% 

»i ✓ » Schafen „ 15% „ „ 30% 

» v „ Ziegen „ 50% „ „ 160% 

des Standes von 1938 gesteigert worden. 

Unsere Bergarbeiter haben heroisch gearbeitet. Obwohl das Maschinen¬ 
material in den Bergbaubetrieben einer völligen Überholung bedarf, haben 
sie die Produktion in weitestem Maße aufrechterhalten. Es wird eine 
besondere Aufgabe des FDGB sein, noch mehr Betriebe darauf auszu¬ 
richten, ausschließlich Material für den Bergbau herzustellen, da die für 
die Überholung der Maschinen im Bergbau notwendigen Materialien bis¬ 
her nur aus dem westlichen Teil Deutschlands bezogen wurden und nur 
völlig unregelmäßig herankommen. Trotz aller Schwierigkeiten haben 
es unsere Bergarbeiter fertiggebracht, die Produktion im Monat Januar 
nur sehr wenig hinter dem Soll zurückzulassen. So sind z. B an Roh¬ 
braunkohle 93 Prozent vom Soll und an Briketts 89 Prozent vom Soll 
erreicht worden. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, daß infolge der Wirtschaftsverhältnisse 
nicht genügend Rohbraunkohle für die Brikettfabriken gefördert werden 
konnte. 
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In der Provinz Brandenburg wurden im Januar 1946 sieben Torfabbau¬ 
genossenschaften gebildet, die das Ziel haben im Jahre 1947 125 000 t 
Torf zu stechen. Bezüglich der brandenburgischen Wälder ist es unsere 
besondere Aufgabe, die forstwirtschaftliche Waldordnung in eine volks¬ 
wirtschaftliche umzuwandeln und damit sowohl dem Mangel an Brennstoff 
zu steuern als auch größere Anbauflächen für die Landwirtschaft zu 
schäften. 

Von 190 000 zerstörten Wohnungen (B0 Prozent des Wohnraums) sind 
50 000 total zerstört; von den verbliebenen 140 000 ist über die Hälfte 
durch unsere Kollegen Bauarbeiter wieder bewohnbar gemacht worden. 

Die gesamten Autobahnstrecken der Provinz (532 km) wurden wieder 
befahrbar gemacht. Auf über 1800 km Reichsstraße mußten größere 
Instandsetzungsarbeiten durchgeführt werden. 

Von 932 zerstörten Eisenbahnbrücken sind 66 wiederhergestelit, und 
von 332 zerstörten oder beschädigten Straßenbrücken wurden 283 wieder¬ 
hergestellt. 

Von 1502 km Schienenlänge sind 1290 km wieder befahrbar, dazu 
wurden 180 km Schienen neu verlegt. 

Von 1220 km Wasserstraßen 1. Ordnung sind 970 km wieder schiffbar 
gemacht worden. Von 97 Schleusen waren 58 beschädigt, davon sind 51 
wiederhergestellt. Auf dem Wasserweg wurden transportiert: 

im Mai 1946 . 19 300 t 

im Dezember 1946 .... 123600 t 

Seit August stieg die Zahl der einsatzfähigen LKW von 816 auf 6313, 
im Dezember stieg die Zahl der PKW von 751 auf 5161. 

Diese wenigen Zahlen mögen als Beweis dafür gelten, daß der FDGB 
in der Provinz Brandenburg während des Jahres 1946 aktiv am Wieder¬ 
aufbau auf allen Gebieten tätig war. 


I>!e Mitglicdercnt'ivicklung; 
in der Provinz Rraiiclcnhurg 

Die erste Sammlung der gewerkschaftlich organisierten Kräfte ergab 
im Monat Dezember 1945 105 263 Mitglieder. 

Damit begannen wir unsere bescheiden erfolgreiche Arbeit. Am Ende 
des Jahres 1946 zählten wir 305 550 abgerechnete Mitglieder, die in 
18 Industriegewerkschaften und Gewerkschaften erfaßt sind. Das sind 
erst 38,5 Prozent der in der Provinz Brandenburg Beschäftigten. Eine 
großzügige, von allen Industriegewerkschaften durchgeführte Werbe¬ 
aktion für den FDGB wird eine unserer nächsten größeren Aufgaben sein. 


IMe Betriebsräte in der Provinz Sirandentmrg; 

In der Zeit vom 22. bis 31. Juli 1946 wurden die Neuwahlen der 
Betriebsräte durchgeführt. Bei diesen Wahlen wurden in 3088 Betrieben 
9348 Betriebsräte gewählt. Von diesen sind 2163 Frauen und 241 Jugend¬ 
liche. Bei der Beurteilung dieser Wahlen ist zu berücksichtigen, daß ein 
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nicht unerheblicher Teil der Betriebe in der festgelegten Wahlperiode 
eine Neuwahl nicht vorgenommen hat, weil die Kollegen sofort nach 
Bekanntwerden des neuen Betriebsrätegesetzes diese Wahl bereits durch¬ 
geführt hatten. 

Im dritten und vierten Quartal 1946 wurde in der Provinzschule des 
FDGB in Belzig in vierwöchigen Kursen die Schulung dieser Be¬ 
triebsräte zu einem Teil durchgeführt. Gleichzeitig liefen in verschiede¬ 
nen Kreisen 14tägige Kurse und Abendkurse. Diese Schulung be¬ 
schränkte sich in der Hauptsache darauf, die Betriebsräte mit ihren all¬ 
gemeinen Aufgaben vertraut zu machen. Es ist nun weiter geplant, die 
Betriebsräte mit den Fragen der Betriebswirtschaftslehre, der Kalkulation 
und Preisbildung, der Bilanzkunde, der Betriebsabrechnung, der Pla¬ 
nung usw. vertraut zu machen. 

Betriebsvercmbarungen wurden bisher 948 abgeschlossen, und zwar 
vorwiegend in den größeren Betrieben. Größere Schwierigkeiten ergaben 
sich in den Klein- und Mittelbetrieben des Handwerks, in denen sich 
vielfach die Unternehmer weigerten, Betriebsvereinbarungen abzu¬ 
schließen. In Verhandlungen mit dem Vorstand der Handwerkskammer 
sind diese Schwierigkeiten größtenteils überwunden worden. 

Der FDGB in der Selbsthilfeaktion / 

Um die Ernährung sicherzustellen, mußten in erster Linie die in einem 
furchtbaren Zustande befindlichen landwirtschaftlichen Maschinen und 
Geräte wieder einsatzfähig gemacht werden. Die Arbeiter in den metall¬ 
verarbeitenden Betrieben galt es deshalb zu mobilisieren. Durch unsere 
Aktivität als FDGB fertigten die Metallarbeiter in Sonntagsschichten 
und Überstunden die dringlichsten Ackergeräte an. Das war zuerst recht 
primitiv, aber es galt schnell zu handeln und nicht auf Qualität zu achten. 
Sogenannte Reparaturstützpunkte wurden in den Landkreisen errichtet 
und brachten eine wesentliche Erleichterung für die Bauern. Fliegende 
Kolonnen mit eigenen Reparaturwagen zogen aufs Land. 

Im Dezember 1945 wurden 2900 Traktoren gezählt, von denen nur 2300 
gebraucht werden konnten, im Dezember 1946 waren es 3919, davon konn¬ 
ten 2873 gebraucht werden. Wie ungeheuer stark diese Maschinen ge¬ 
braucht wurden, mag daraus hervorgehen, daß durchschnittlich jeder 
Traktor dreimal überholt werden mußte. Mit den Erntemaschinen war 
es nicht besser. 

Für die Ernte selbst mobilisierte der FDGB Erntehilfe aus der Stadt 
Aus vielen Städten zogen sonntags ganze Belegschaften zur Erntearbeit 
aufs Land. 

Die Brachlandaktion führte der FDGB unter der Devise: „Jedem Ar¬ 
beiter sein eigener Garten“ durch. Die Nachfrage steigerte sich derart, 
daß alle öffentlichen Plätze, sogar Promenaden, aufgeteilt wurden. Der 
Landhunger unserer Kollegen war damit größtenteils gestillt. Dann kam 
die nächste Schwierigkeit: Es fehlten Dung und Düngemittel. Trotz aller 
Schwierigkeiten jedoch konnten durch die Brachlandaktion 315 000 Zent¬ 
ner Gemüse und 438 750 Zentner Kartoffeln geerntet werden. 


16 FDGB 
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Unsere Selbsthilfeaktion wurde ferner in Gang gebracht bei der Haus¬ 
brandversorgung, beim Wetterfestmachen von Häusern und Wohnungen, 
bei der Beschaffung von Schuhwerk und Bekleidung, für die Mitbestim¬ 
mung bei der Verteilung von Bezugscheinen, bei der Preisüber¬ 
wachung usw. 

Aus der Sclmlu ligsarbeit in der Provinz Brandenburg 

Im letzten Vierteljahr wurden J793 Betriebsräte und Funktionäre ge¬ 
schult und 4717 Funktionäre und Betriebsräte in 123 Vortragskursen in 
Form von Wochenenxlschulungen erfaßt. 

In 758 Gewerkschaftsvorträgen mit aufklärendem Charakter wurden 
insgesamt 102 108 Gewerkschaftsmitglieder von der Schulung erfaßt. 

Zwei Methoden, die sich auf dem Gebiet der Erfassung unserer Mit¬ 
glieder für die Schulung herausgebildet haben, sollen hier nicht un¬ 
erwähnt bleiben. In Brandenburg (Havel) wird die Schulung nach fol¬ 
gendem System durchgeführt: Auf dem Plan steht z. B. „Die Geschichte 
der Gewerkschaftsbewegung“. Dieses Thema wird dann die ganze Woche 
hindurch für alle Industriegewerkschaften behandelt, so daß jede 
Industriegewerkschaft bzw. einige kleine Industriegewerkschaften an 
einem bestimmten Tage in der Woche geschult werden. Man erreicht auf 
diese Weise, daß in jeder Woche 300 Betriebsräte aller Industriegewerk¬ 
schaften erfaßt werden können. 

2. Der Kreisvorstand Osthavelland (Nauen) hat für seinen großen Kreis 
als am besten geeignet herausgefunden, daß in jedem Monat ein Thema 
in folgenden 10 Orten behandelt wird: Nauen, Ketzin, Falkensee, Fehr- 
bellin, Brieselang, Elstal, Dallgow, Hennigsdorf, Kremmen, Velten. Ins¬ 
gesamt werden auf diese Weise monatlich mehr als 500 Betriebsräte 
geschult. 

Sozialpolitik in der Provinz Brandenburg 

Aufbau der Arbeitsgerichte 

Als erste Aufgabe galt es, den Befehl Nr. 23, welcher die Errichtung 
von Arbeitsgerichten in der sowjetischen Zone anordnete, in die Tat 
umzusetzen. Nach diesem Befehl mußten in der Mark Brandenburg in 
sämtlichen Kreisen und kreisfreien Städten Arbeitsgerichte erster In¬ 
stanz eingerichtet werden. Hinzu kam in Potsdam das Provinzialarbeits¬ 
gericht als Berufungsinstanz. Mit dem Befehl Nr. 23 ging eine alte ge¬ 
werkschaftliche Forderung in Erfüllung. Die Berufsrichter konnten ab¬ 
geschafft werden, und so galt es, 27 Kollegen zu suchen, welche auf Grund 
ihrer früheren gewerkschaftlichem Tätigkeit die nötigen Voraussetzungen 
auf dem Gebiete des Arbeitsrechtes mitbrachten. Außerdem mußten bei 
jedem Arbeitsgericht einschließlich des Berufungsgerichtes je vier 
Kollegen als Beisitzer benannt werden. Insgesamt benötigten wir dazu 
in der Mark Brandenburg 112 Kollegen. Somit benötigt der FDGB zur 
Ingangsetzung der Arbeitsgerichte unter Einschluß der geschäftsführen¬ 
den Büroangestellten 194 Kollegen und 28 Kolleginnen. Zur Ausrichtung 
und Fortbildung der Vorsitzenden wurden auf Vorschlag des FDGB 
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Schulungen durchgeführt. Sie begannen im Juli 1946 und fanden dann 
monatlich statt. 


Bericht über die in der Zeit vom 1. Juni 1946 bis 30. November 1946 

stattgefundenen Klagen 



1. Instanz 

JI. Instanz 

Eingereichte Klagen. 

1525 

51 

davon: 

■ 


von den Arbeitgebern. 

34 

28 

von den Arbeitnehmern. 

1480 

20 

sonstige Klagen (Beschwerden). 

11 

3 

Die eingegangenen Klagen betrafen: 



1. Lohn- oder Gehaltszahlung. 

930 

27 

2. Streitigkeiten über die Arbeitszeit. 

11 

— 

3. Einstellungen oder Entlassungen. 

414 

15 

4. Schadenersatz-Ansprüche . 

19 

— 

5. Urlaub. 

51 

1 

6 . Sonstige Streitigkeiten aus Einzelarbeits- 



verlrägen. 

28 

5 

7. Sonstige Streitigkeiten. 

72 

3 

Die Zeitspanne zwischen Einreichung der 
Klage und Ensclieidung betrug durch¬ 



schnittlich . 

3 Wochen 

2—3 Wochen 


FDGB für das Wohl der Sozialversicherten 

Als nächste große Arbeit wurde uns der Aufbau der Sozialversiche¬ 
rungsanstalt gestellt Es waren die Organe der Sozialversicherungsanstalt 
und deren Kassen mit Kollegen zu besetzen, welche auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung die nötigen Kenntnisse mitbrachten. Für den Vorstand 
und Ausschuß der Anstalt wurden 33 Kollegen benötigt, die nach Mög¬ 
lichkeit sämtliche Kreise und vor allen Dingen auch die wichtigsten In¬ 
dustrien vertreten. Zu diesen 33 Organvertretern der Anstalt kommen 
noch 990 Kollegen und Kolleginnen bei den einzelnen Sozialversicherungs¬ 
kassen sowie 31 Vorsitzende, welche ebenfalls vom FDGB benannt und 
von der Provinzialregierung bestätigt wurden. Insgesamt sind allein bei 
der Sozialversicherungsanstalt mit seinen Kassen 1054 Kollegen als 
Funktionäre benötigt worden. 

Unfallschutz 

Auf Grund des Befehls 150 wurde ein Unfallschutz -Beirat gebildet. 
Dieser Beirat hat die Aufgabe, das Arbeitsschutzamt bei seiner Arbeit 
zu unterstützen und entsprechende Vorschläge auf dem Gebiete des Un¬ 
fall- und Gesundheitsschutzes zu machen. Dieser Beirat setzt sich aus 
zehn Vertretern des FDGB und gewerkschaftlich organisierten Betriebs¬ 
arbeitern zusammen und nimmt an den regelmäßigen Schulungskursen 
der Arbeitsschutzinspektoren teil. 

16 • 
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Der FIH5I5 im Land Sachsen 

Nach Bekanntgabe des Befehls Nr. 2 vom Marschall S h u k o w vom 
10. Juni 1945 traten verantwortliche Gewerkschafter in verschiedenen 
größeren Städten Sachsens mit den Oberbürgermeistern, die für die 
Durchführung verantwortlich waren, in Verbindung, um die notwendigen 
Maßnahmen für den Aufbau neuer einheitlicher und freier Gewerk¬ 
schaften zu beraten. Am 20. Juni wurde ein vorbereitender Ausschuß für 
Dresden und für das Land Sachsen berufen. Dem Landesausschuß ge¬ 
hörten die Kollegen Otto Seifert, Bruno Siegel, Wilhelm 
G e r i c k e, Heinrich Picker, Karl M e i s n e r, Frieda Krumm- 
reich, Karl K a in p, Max L e i t e r i t z, Fritz A p e 11 an. 

Am 11. Juli fand die Gründungsversammlung in der Dresdener „Schau¬ 
burg“ statt. Etwa 2000 Belriebsverlrauensleule sowie Vertreter der Be¬ 
hörden nahmen daran teil. 

Anfang September fanden fünf Bezirkskonferenzen statt, auf denen den 
Delegierten Bericht über die bisher geleistete Arbeit des Landesaus- 
scliusses gegeben wurde. Im gleichen Monat schied der Kollege Bruno 
Siegel aus dem vorbereitenden Ausschuß aus. An seine Stelle trat der 
aus dem KZ zurückgekehrte Kollege Paul Grüner. Auch sind noch vor 
den Konferenzen die Kollegen Fritz Apoll, Frieda K r u m mreieh, 
Max Leiteritz und Otto Seifert aus dem vorbereitenden Ausschuß 
ausgeschieden. An ihre Stelle traten die Kollegen Alfred Neubert, 
Adolf Kaufmann, Willy Gross und Rudolf Eckert. 

Anschließend wurde eine Verbindung mit der Leilung der Berliner 
Gewerkschaften möglich. Diese führte unter Mitwirkung von Vertretern 
der sowjetischen Besatzungszone zur Verständigung über eine in Aussicht 
genommene Konferenz der Gewerkschaften der gesamten Zone. Ein ein¬ 
gesetzter Organisationsausschuß übernahm die Vorarbeiten sowie die 
Schaffung der Wahlordnung für die Delegiertenwahlen. Die Zonenkonfe¬ 
renz wurde auf den 11. und 12. Februar 1946 in Berlin festgelegt. 

In Sachsen fanden in der Zeit vom 19. bis 21. Januar 1946 31 Kreis¬ 
konferenzen statt. In diesen Konferenzen wurden die Delegierten zur 
Landeskonferenz und in die neuen Kreisvorslände gewählt. Die Landes¬ 
konferenz fand am 27. Januar 1946 in Dresden statt; hier wurde der 
Landesvorstand erstmalig gewählt. 

Die vordringlichste organisatorische Aufgabe des eingesetzten Landes¬ 
ausschusses bestand in der Registrierung der Mitglieder. Diese Arbeit 
gestaltete sich sehr schwierig, weil die Anmeldungen in außerordentlich 
starkem Umfange eingingen, während der Aufbau von arbeitsfähigen 
unteren Organisationseinheiten nicht so schnell vorwärtsschritt. Eine 
wichtige Aufgabe war es, die Verbindung von den Betrieben zum Landes¬ 
ausschuß herzustellen. Es wurden Kreisausschüsse in den 30 politischen 
Kreisen des Landes Sachsen gebildet. Ende Dezember 1945 begann mit 
den ersten Gewerkschaftswahlen der demokratische Aufbau der Organi¬ 
sation. Die Kreisvorslände in Stärke von fünf bis sieben Mitgliedern 
wurden durch die Delegierten aus den Betrieben gewählt. Nach kurzer 
Zeit stellte sich heraus, daß die Verbindung von den Kreisvorsländen zu 
den Betrieben zu schwach war. Aus diesem Grunde wurden in Sachsen 
213 Ortsausschüsse gebildet. Auf der Landeskonferenz waren 1069 Dele- 
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gierte anwesend. Für die Wahl des Landesvorstandes wurden 1031 Stim¬ 
men abgegeben, davon 977 gültige und 54 ungültige. Gewählt wurden 
25 Landesvorstandsmitglieder. 

In der konstituierenden Sitzung des Vorstandes wurden zu Vorsitzen¬ 
den gewählt: 

1 . Vorsitzender: Grüner, Paul 

2. Vorsitzender: Eckert, Rudolf 

3. Vorsitzender: Groh-Kummerlöw, Grete 

Das geschäftsführende Sekretariat setzte sich außer den drei Vorsitzen¬ 
den aus folgenden Kollegen zusammen: 

Jahn, Rudi 

Kaufmann, Adolf 

Neubert, Alfred 

Thal, Kurt 

Die Wahlen erfolgten einstimmig. 

Landesvorstandssitzungen finden unter Hinzuziehung der Leiter der 
18 Industriegewerkschaften bzw. Gewerkschaften monatlich statt. 

In Sachsen gibt es 30 Kreisvorslände. 

Ortsvorstände wurden 1946 nicht gewählt, sondern nur gebildet. Ihre 
ordnungsmäßige Wahl erfolgt erst im Frühjahr 1947. An arbeitsfähigen 
Ortsvorständen sind jetzt 213 festgestellt. 

Die schnelle Entwicklung des FDGB brachte gewisse Wachstunis¬ 
schwierigkeiten mit sich, die erst nach und nach behoben werden 
können. 

Ein großer Teil dieser Hindernisse wurde bereits beseitigt, so daß 
wir mit besseren Voraussetzungen in das Jahr 1947 gehen können. Die 
Wahl der Vorstände der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften 
erfolgte im Juni 1946. Sie führen im Rahmen des FDGB ihre Aufgaben 
selbständig durch. 


P e in m a n n , Ilse 
Pflugbeil, Susanne 
Richter, Kurt 
Zimmer, Erich 


Zur Wirtschaftslage im Land .Sachsen 

Die Struktur unserer Wirtschaft hat in dem Strudel des faschistischen 
Zusammenbruchs Wandlungen erfahren. Die neue Plattform für unsere 
Wirtschaft wurde mit den Potsdamer Beschlüssen gegeben. 

Die Schließung der Großbanken, die Entmachtung der Junker durch die 
Bodenreform, die Säuberung der Betriebe und die Enteignung der Kriegs¬ 
und Nazi Verbrecher, das Verbot der Unternehmerorganisationen zeigen 
deutlich diesen neuen Weg und die Bedingungen, unter denen sich die 
Organisation der neuen Wirtschaft vollzieht. 


I>as industrielle Sachsen 

Wir erleben liier besonders bei der Umstellung auf die Friedensindu¬ 
strie eine Verlagerung von der Maschinen- zur Handwerksarbeit. Sachsens 
Boden birgt Kohle. Ein großer Teil der sowjetischen Besatzungszone 
muß davon leben. Deshalb galt von Anbeginn die Sorge der Ingang- 
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Setzung des Bergbaues. Die Kohlenförderung sank im Mai 1945 au! 
20 Prozent der Friedensproduktion. Trotz eines steten Mangels an Ar¬ 
beitskräften wurde eine Steigerung der Förderungsergebnisse durch den 
hingebungsvollen Einsatz der Bergarbeiter erzielt. Die Ergebnisse liegen 
knapp unter denen des Jahres 1938. Die Wiederaufnahme des Erzberg¬ 
baues im Gebiet Aue steigerte ebenfalls den Bedarf an Fachkräften. 

Der größte Industriezweig Sachsens, die Textilindustrie, hat wenig 
Rohstoffe. Die Leinenindustrie, die noch im eigenen Flachsanbau eine 
Rohstoffgrundlage hatte, mußte erst in Gang gesetzt werden. Dadurch 
fanden die folgenden Produktionsstuten — Flachsspinnereien und Leinen¬ 
webereien — Arbeitsmöglichkeit. 

Die weiteren Zweige der sächsischen Textilindustrie waren- auf die 
Verarbeitung von synthetischen Fasern angewiesen. Der Unterbau be¬ 
gann mit der Ingangsetzung der iZellulosefabriken. Ihnen folgten die 
Zellwollefabriken und die Spinnereien. 

Die umfangreiche Strumpfindustrie des Erzgebirges, die Zittauer, 
Neugersdorfer und Glauchauer Webereien verarbeiten Kunstseide. Der 
größte Betrieb dieses Industriezweiges, die Firma Kiittner in Pirna, 
wurde demontiert. Unsere Bemühungen gingen deshalb dahin, die einzig 
verbleibende Kunstseidenfabrik Elsterberg in Gang zu setzen und die 
Produktion zu steigern. 

Die Oberlausitzer Webereien waren angewiesen auf die Verarbeitung 
der in Westsachsen gesponnenen, in den dortigen Betrieben lagernden 
Garne. Wir waren bemüht, die Schwierigkeiten im Transportwesen zu 
mildern und diese Garne den Betrieben zuzuführen. 

Die Bauwirtschaft sieht sich in den zerstörten Gebieten und Städten 
vor besonders großen Aufgaben. Ihr fehlen aber die notwendigen Roh¬ 
stoffe. Der Bedarf an Rohstoffen liegt vielfach um das Zehnfache höher 
als die Summe von Produktion und Einfuhr. 

Die Holzindustrie (insbesondere die Möbelbetriebe) leidet unter einer 
unzureichenden Holzzuteilung und ist deshalb nicht in der Lage, den 
dringendsten Bedarf für die Umsiedler zu decken. Es wird eine weitere 
Einschränkung der Spielwarenherstellung und der kunstgewerblichen 
Gegenstände gefordert. 

Die durchgeführten Demontagen hinterließen selbstverständlich ihre 
Spuren. Die davon betroffenen Belegschaften wurden dahingehend auf¬ 
geklärt, daß die Demontagen im Sinne der Wiedergutmachung unserer 
Schuld zu betrachten sind. In vielen Betrieben hat der Wiederaufbau 
eingesetzt und die Produktion ist weitestgehend wieder angelaufen. 

Die Bereinigung der Wirtschaft von Menschen, die für eine demokra¬ 
tische Wirtschaft nicht tragbar sind, wurde allerorts vorgenommen. 

Der Volksentscheid zur Enteignung der Nazi- und Kriegsverbrecher 
wurde in Sachsen ein erster großer Erfolg. Bei einer Wahlbeteiligung 
von 94,1 Prozent stimmten 77,7 Prozent mit Ja. 4800 Betriebe standen 
zum Volksentscheid, rund 1800 davon kamen zur Enteignung. 

Neunzehn Monate sind vergangen seitdem mutige und entschlossene 
Kräfte den Aufbau der Selbstverwaltungsorgane begannen und sich der 
Riesenzahl der hier wartenden Aufgaben annahmen. Die sich neu 
formierenden Gewerkschaften wurden stärkstens eingeschaltet. Eine 
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hohe Summe von Arbeit und Leistung spiegelt sich in den bisherigen 
Erfolgen. Reich ist aber noch die Zahl der ungelösten und täglich sich 
neu eröffnenden Probleme. 


Land- und Forstwirtschaft iu Sachsen 

Im Interesse der Volksernährung muß aus dem landwirtschaftlichen 
Boden das Äußerste herausgeholt werden. Bei der Dichte der Bevölke¬ 
rung reichen die Erträgnisse des eigenen Bodens nicht aus, und es müssen 
im Ausgleich des Exports von Industriewaren Nahrungsmittel importiert 
werden. 

Durch die Enteignung der landwirtschaftlichen Güter von über 
100 Hektar Größe wurde dem Sitz des Militarismus und der Reaktion der 
Boden entzogen. 

Hitler hat auf dem Gebiet der Forstwirtschaft einen unermeßlichen 
Raubbau getrieben. In den letzten Jahren wurden bis zu 200 Prozent 
des jährlich nachwachsenden Holzes eingeschlagen. Deshalb ist ein Vor¬ 
griff in der Holzwirtschaft auf Jahrzehnte hinaus bereits eingetreten. 
Besonderes Augenmerk wurde dem Erwerbsgartenbau zugewandt, um 
durch intensivste Ausnutzung des Bodens in dieser Bewirtschaftungsform 
für die Ernährung der Bevölkerung zu sorgen. Die zu Beginn des neuen 
wirtschaftlichen Lebens vornehmlich auf Improvisation beruhenden Maß¬ 
nahmen wichen im Laufe der Entwicklung immer mehr einer geordneten 
Wirtschaftsplanung. Vierteljahrespläne wurden aufgestellt. Gemessen 
an der Zahl der in Gang befindlichen Betriebe und Maschinen und der 
in den Betrieben beschäftigten Personen erreichte die Produktion 70 Pro¬ 
zent des Vorkriegsstandes. Jedoch ist die Produktivität noch nicht be¬ 
friedigend. Wir müssen deshalb auf eine Ertragssteigerung der Wirt¬ 
schaft bedacht sein. 


Das Bild des» ArbcUsuiarktcs in Sachsen 

Bei einer Betrachtung der sächsischen Wirtschaft kann an den Be¬ 
wegungen des Arbeitsmarktes nicht achtlos vorübergegangen werden. 

Die Zahl der Beschäftigten ist im Jahre 1946 um eine halbe Million 
gestiegen. Hatten wir im Oktober 1945 noch 204 000 Arbeitslose, wovon 
37 Prozent Frauen waren, so ist die Zahl bis zum Jahresende 1946 auf 
rund 45 000 gefallen. Die Zahl der Arbeitslosen in Sachsen beträgt heute 
0,8 Prozent der Bevölkerung. Dieser Rückgang der Arbeitslosen ist ein 
Erfolg der Wiederaufbaumaßnahmen und der planmäßigen Lenkung der 
Arbeitskräfte. 

Wir sehen heute Frauen in einer sehr großen Zahl im Erwerbsleben; 
sie überwiegt die Zahl der Männer. Von den Meldepflichtigen sind 
52 Prozent Frauen, bei den Beschäftigten sind es 45 Prozent. Die Arbeits¬ 
losen sehen 37,5 Prozent Frauen. Dein stehen bei den Frauen an offenen 
Stellen aber nur 20 Prozent gegenüber. Noch sind 10 000 Jugendliche 
ohne einen Arbeitsplatz. 
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Wir finden eine größere Zahl an offenen Stellen als voll einsatzfähige 
Arbeitslose, Die Unterbringung der Erwerbsbeschränkten in geeignete 
Arbeitsplätze und ein überbezirklicher Ausgleich der vorhandenen Fach¬ 
arbeiter im Landesmaßstab stellt die staatliche Arbeitslenkung immer 
wieder vor neue, schwierige Probleme. 

Wir haben einen großen Bedarf in produktiveren Berufen, wie Metall- 
und Baugewerbe. Sie erfordern aber den Einsatz von voll arbeitsfähigen 
Kräften, diie schwere Arbeit leisten können. Es wird deshalb in Zukunft 
weiter die Aufgabe bleiben, in den Betrieben eine Umschichtung und 
Auskämmung der Arbeitskräfte vorzunehmen. Alle Maßnahmen der 
Arbeitslenlmng haben sich dem Ziel unterzuordnen, das Recht auf Arbeit 
zu verwirklichen. 

Die Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt verfolgte der FDGB sehr wach¬ 
sam, half den behördlichen Stellen der Arbeitslenkung bei ihren schweren 
Aufgaben und versuchte, die im Interesse der Werktätigen notwendigen 
Korrekturen an Maßnahmen der Arbeitsämter vorzunehmen, die in der 
Auslegung zu Härten geführt haben. Die Schaffung von Beratungs¬ 
ausschüssen beim Landesarbeitsamt und s den Arbeitsämtern gibt neuer¬ 
dings dem FDGB die Möglichkeit, mitarbeitend und lenkend auf diesem 
wichtigen Wirtschaftsgebiet tätig zu sein. 


Die neuen Wirtschaftsorganisationen in Sachsen 

Die neuen Aufgaben in der Wirtschaft konnten mit den früheren Wirt¬ 
schaftsorganisationen, Arbeitgeber- und Unternehmerverbänden, Innun¬ 
gen, Wirtschafts- und Gewerbekammern nicht gelöst werden. Eine Ver¬ 
ordnung der Landesverwaltung Sachsens vom 1. Februar 1946 verfügte 
die Auflösung aller früheren Wirtschaftsgruppen und -verbände. Die 
Industrie-, Handels- und Handwerksbetriebe wurden in neuen Organi¬ 
sationen zusammengefaßt. Während in den früheren Organisationen die 
Gewerkschaften nicht vertreten waren, sind sie jetzt in die Organe als 
die Vertretung der Werktätigen mit eingebaut. Für uns als Gewerk¬ 
schaften eröffnen sich damit neue Aufgaben und Pflichten. Somit be¬ 
deuten die neuen Wirtschaftsorganisationen einen wesentlichen Schritt 
auf dem Wege zur Demokratisierung der Wirtschaft. 


Die Industrie- und Handelskammer 

Durch die Verordnung der Landesverwaltung vom 29. Oktober 1945 
wurde die Industrie- und Handelskammer für das Land Sachsen ge¬ 
schaffen. Sie erfaßt in Sachsen rund 14 000 Industriebetriebe mit 
6S5 000 Beschäftigten und Großhandelsgeschäfte, Kleinhandelsgeschäfte, 
ambulantes Gewerbe, vermischten Handel (Agenten) mit rund 82 500 Be¬ 
schäftigten. Als Präsident der Industrie- und Handelskammer für das 
Land Sachsen wurde der Leiter des vorbereitenden Landesausschusses des 
FDGB berufen. Im Vorstand ist der FDGB mit acht Kollegen vertreten. 
In den 30 Kreiskämmern stellen die Gewerkschaften ebenfalls ein Drittel 
des Vorstandes. 
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Im Verlaufe des Aufbaues der Wirtschaft kam es zu einer ganz inten¬ 
siven Einschaltung der Industrie- und Handelskammern. Der FDGB 
stand vor der Aufgabe, allein für die Landeskammer über 600 Gewerk¬ 
schafter namhaft zu machen, die den FDGB und ihren Berufszweig in 
allen Fragen zu vertreten haben. 


Die Handwerkskammer 

Durch Verordnung der Landesverwaltung vom 10. Januar 1946 wurde 
die Bildung von Handwerkskammern für das Bundesland Sachsen ange¬ 
ordnet. In ihnen werden 98 240 Betriebe erfaßt, die 341 742 Beschäftigte 
zählen. Davon sind 100 482 Handwerksmeister, die übrigen im Arbeits¬ 
verhältnis stehende Fachkräfte, Umgeschulte, Lehrlinge und Hilfspersonal. 
Im Präsidium der Handwerkskammer stellt der FDGB den Vize¬ 
präsidenten. 


Die 1 ffa n diverker genoss eil selia f teil 

Durch Befehl Nr. 160 der SMA vom 27. Mai 1946 wurden in der sowje¬ 
tischen ßesalzuugszone Handwerkergenossenschaften zugelassen. In dem 
Befehl w'urde die wichtige Rolle der Handwerkergenossenschaften bei der 
Steigerung der Herstellung von Industriewaren sowie die Aufgabe einer 
maximalen Entwicklung der Produktionstätigkeit der Handwerker hervor¬ 
gehoben. 

Die dem Befehl beigegebene Mustersatzung besagt neben den Aufgaben 
der Handwerkergenossenschaften in den Paragraphen 26 und 30, daß im 
Vorstand und Aufsichtsrat je ein dritter Vertreter des FDGB auf Vor¬ 
schlag der zuständigen Industriegewerkschaft zu wählen ist. Rund 1000 
Funktionäre benötigt der FDGB für diesen Aufgabenzweig. 

Die Funktionen, die den Gewerkschaften in den neuen Wirtschafts¬ 
organisationen und Handwerkergenossenschaften erwachsen, erfordern 
eine Vielzahl von Funktionären. Der Landesvorstand bemühte sich, in 
Schulungstagungen die Vorstands- und Fachausschußinitglieder aus den 
Kreiskammern über den Aufbau der neuen Wirtschaftsorganisationen und 
die ihnen zufallenden Arbeiten zu unterrichten. 


Die Iaiideseigcncn Betriebe 

Die durch den Volksentscheid enleignelen Betriebe wurden in ihrer 
Mehrzahl unter die Verwaltung des Landes gestellt. Von der gesamten 
Industrie werden jetzt 8 Prozent in landeseigenen Betrieben erfaßt. Sie 
beschäftigen 170 000 Arbeiter und Angestellte. Die Betriebe wurden in 
65 Industrievenvaltungen, ihrer industriellen Struktur entsprechend, er¬ 
faßt, diese wiederum in einer Hauptverwaltung. An der Spitze der 
Hauptverwaltung steht ein dreiköpfiges Generaldireklorium mit einem 
Hauptverwaltungsrat, der sich aus elf Personen zusammensetzt, w'ovon 
fünf der FDGB stellt (eine der Landesvorstand des FDGB, zw r ei die 
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Industriegewerkschaften, zwei Betriebsräte). In den Industrieverwal- 
tungen wird'der Verwaltungsrat aus je ein bis zwei Vertretern des Be¬ 
triebsrates der in ihr erfaßten Betriebe gebildet. Vertreter des FDGB 
bzw. der Industriegewerkschaften nehmen beratend an den Sitzungen 
der Verwaltungsräle teil. Aufgaben und Funktionen der Verwaltungsräte 
werden durch ein Statut geregelt. 

Die Übernahme der enteigneten Betriebe ehemaliger Nazi- und Kriegs¬ 
verbrecher in die Hände des Volkes ist der bedeutendste Akt im wirt¬ 
schaftlichen und politischen Geschehen des Jahres 1946. 

Preispolitik 

Für die Gewerkschaften ist heute die Frage des Preises ebenso wich¬ 
tig wie die des Lohnes. Sie zerfällt in zwei Aufgaben, die der Preis¬ 
bildung und der Preiskontrolle. Die Organe des FDGB sind in den amt¬ 
lichen Preisstellen als aktive Mitarbeiter eingebaut und arbeiten mit 
ihnen zusammen. 

Das Schwergewicht der Preisüberwachung liegt bei der Preisbildung, 
der Kalkulation in den Betrieben. Unseren Betriebsräten erwächst damit 
eine verantwortungsvolle Aufgabe. Neben der Preisbildung steht für sie 
die Kontrolle des Warenweges von der Produktionsstätte bis zum Ver¬ 
braucher. 


Energiewirtschaft 

Erhebliche Zerstörungen finden wir durch den Krieg in Elektrizitäts¬ 
werken, Gasanstalten, Wasserwerken und Kohlenförderanlagen. Die 
Energieversorgung fiel vom Januar bis Mai 1945 von 

rund 400 Millionen Kilowattstunden auf 
rund 60 Millionen Kilowattstunden. 

Um die Energieansprüche befriedigen zu können, mußten im Land 
Sachsen 

9 Großkraftwerke 

21 Kraftwerke über 100-kW-Leistung sowie 
30 Industriekraftwerke 

arbeitsfähig gemacht werden. Die Erzeugung betrug im Dezember 1916 
bereits wieder 

rund 250 Millionen Kilowattstunden. 

Die Gaserzeugung sank im Mai 1945 von 

30 Millionen Kubikmeter auf 
6,5 Millionen Kubikmeter. 

Das Fehlen der Ruhrsteinkohle sowie der Maschinenersatzteile für Öfen 
und Armaturen bringen in der Gaserzeugung die Hauptschwierigkeiten. 
Im Mai 1946 war bereits wieder eine Erzeugung von monatlich 
15 289 000 Kubikmeter Gas 
zu verzeichnen. 
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Arbeitsrecht und Betriebsriite im Ii»iid Sachsen 

Eine der wichtigsten Grundlagen der Existenz der Arbeiter und Ange¬ 
stellten ist das Arbeitsrecht, und eine der Hauptaufgaben der Gewerk¬ 
schaften besteht darin, dieses Arbeitsrecht auszubauen und zu sichern. 

Ein neugestaltetes Arbeitsrecht und das Mitbestimmungsrecht der Be¬ 
triebsräte bilden mit die Grundlage zur Besserung der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Lage der Werktätigen. 

Bei der im Juli 1946 durchgeführten Betriebsrätewahl im Bundesland 
Sachsen sind in 20 009 Betrieben mit einer Belegschaftszahl von 1094 166 
55 065 Betriebsräte gewählt worden. 

Davon sind 39 304 Männer, 12 275 Frauen und 3486 Jugendliche. 

Parteipolitisch ist die Zusammensetzung folgende: 

26 808 Mitglieder der SED 
679 Mitglieder der CDU 
701 Mitglieder der LDP 
26 877 Parteilose 

Es kann festgestellt werden, daß in allen Betrieben mit mehr als 10 Be¬ 
schäftigten ein Betriebsrat bestellt. Es kann möglich sein, daß es kleine 
Handwerksbetriebe mit 3 bis 5 Beschäftigten gibt, wo noch kein Betriebs¬ 
rat vorhanden ist. Die systematische Überprüfung in dieser Richtung 
erfolgt durch die einzelnen Industriegewerkschaften. 

Nach dem Stand vom 1. Januar 1947 waren bis zu dieser Zeit im Land 
Sachsen weit über 6000 Betriebsvereinbarungen abgeschlossen. Da diese 
größtenteils die Groß- und Mittelbetriebe erfassen, kann gesagt werden, 
daß etwa 75 Prozent der Werktätigen Sachsens das Mitbestimmungsrecht 
durch die Betriebsvertretungen erhalten haben. 

Es muß darüber Klarheit herrschen, daß besonders in der gegenwärtigen 
Situation die Betriebsrätearbeit ein entscheidendes Stück des Klassen¬ 
kampfes darstellt. Es gilt, unsere Klassenlage zu erkennen und eine 
starke Gewerkschaftseinheit zu schaffen für die Durchführung der Gegen¬ 
wartsaufgaben. 

Die neue Sozialgesetzgebung 

Durch die Verordnung der Landesverwaltung vom 10. Januar 1946 ist die 
neue Sozialversicherungsanstalt im Bundesland Sachsen geschaffen worden. 
Damit wurden alle bisherigen Sozialversicherungsträger und Ruhegehalts- 
empfänger in die neue SVA übergeführt. Die Vereinheitlichung der neuen 
Sozialversicherung bedeutet einen gewaltigen Schritt vorwärts, der sich 
dadurch erhöht, daß auch die ehemaligen Beamlenpensionen und Ruhe¬ 
geldempfänger noch mit einbezogen wurden. 

Die SVA gliedert sich in 30 Sozialversicherungskassen. In jedem Land¬ 
kreis gibt es nur eine Sozialversicherungskasse, die eine Anzahl von 
Neben- und Zahlstellen errichtet hat. In der neuen SVA wie in den 
Kassen gibt es nur noch zwei Abteilungen, eine Renten- und eine Kranken¬ 
abteilung. 

Unser Ziel ist, möglichst alle Menschen in die Sozialversicherung aufzu¬ 
nehmen, damit sie bei Arbeitsunfähigkeit und Krankheit betreut und 
unterstützt werden können. Im neuen demokratischen Staat darf in der 



Folgezeit bei Arbeitsunfähigkeit und Krankheit in keinem Falle mehr die 
Fürsorge eingeschaltet werden. Hatten wir am 31. Dezember 1945 in 
Sachsen 2 779 595 Sozialversicherte, so sind es am 31. Dezember 1946 
schon 3 126 419. 

Nach der ersten Ausführungsverordnung vom 10. Januar 1946 zur Errich¬ 
tung einer SVA des Bundeslandes Sachsen sind in der SVA wie in den 
30 SVK je ein Vorstand und ein Ausschuß zu bilden. Der Vorstand hat 
beschließendes Recht, während die Direktionen ausführende Organe sind. 
Der Ausschuß ist Kontroll- und Aufsichtsorgan. Der Vorstand setzt sich 
zusammen aus 13 Personen, 8 davon benennt der FDGB, 4 werden aus 
Unternehmerkreisen von der Industrie- und Handelskammer benannt, und 
der Vorsitzende wird auf Vorschlag des FDGB von der Landesverwaltung 
berufen. Der Ausschuß setzt sich aus 37 Personen zusammen, wovon 25 
vom FDGB und 12 Unternehmer von der Industrie- und Handelskammer 
benannt werden. Der Vorsitzende wird vom Ausschuß selbst gewählt. 
Diese Zusammensetzung zeigt, daß wir als FDGB in der absoluten Mehr¬ 
heit im Vorstand wie im Ausschuß vertreten sind und somit der bestim¬ 
mende Faktor in der neuen Sozialversicherung geworden sind. 

Die zweite Ausführungsverordnung vom 30. Januar 1946 umreißt vor 
allem die Leistungen. Von der SVA wurde zunächst eine Höchstrente von 
90,— RM pro Monat festgesetzt. Der FDGB setzte sich dafür ein. daß, bevor 
die Höchstgrenze von 90,— RM überschritten wird, erst die niederen 
Renten zu verbessern sind. Wir hatten in Sachsen 68 000 Rentenempfänger, 
die eine Rente von weniger als 10,— RM monatlich erhielten, und 213 000 
Rentenempfänger, die weniger als 30,— RM monatlich bekamen. Die nie¬ 
drigste Invalidenrente betrug monatlich 8,50 RM. 

Wir konnten im Monat Juli schon mit den ersten Verbesserungen der 
Leistungen beginnen. Die erste Verbesserung war, eine Mindestrente für 
Invaliden (Männer wie Frauen) von 30,— RM und für Waisen von 20,— RM 
festzusetzen. Die Mindestwaisenrenle ist inzwischen auf 23,80 RM erhöht 
werden. Diese Mindestrenten wurden erstmalig im August 1946 für den 
Monat Juli ausgezahlt. 

Neu ist in der neuen Sozialgesetzgebung die Einführung der Zusatzver¬ 
sicherung. Wir vertraten die Auffassung, daß für private Zusatzversiche¬ 
rungen im neuen demokratischen Staate kein Platz mehr ist. Die Privat¬ 
versicherungen, sofern es sich um Kranken-, Sterbe- oder Rentenversiche¬ 
rung handelte, wurden aufgelöst. Die Versicherten haben heute die Mög¬ 
lichkeit sich zusätzlich bei ihrer SVK zu versichern. Die zusätzliche Ver¬ 
sicherung wird so lange nötig sein, so lange die neue Sozialversicherung 
nicht in der Lage ist, ausreichende Renten gewähren zu können. 

Vollkommen neu sind die SVK-Vertreter im Betrieb, die auf Initiative 
des FDGB eingesetzt worden sind. In den meisten Betrieben Sachsens sind 
diese SVK-Vertreter bereits eingesetzt worden und gehören im Betriebe 
der Arbeitsschutz- und Gesundheitskommission an. 

Die SVK-Vertreter iin Betrieb haben die Aufgabe, ihre Kollegen über 
alle einschlägigen Fragen der Sozialversicherung aufzuklären und zu 
unterrichten. Sie steilen den Verbindungsmann zwischen Betrieb und 
Sozialversicherungskasse dar. 
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J>ie FI>G Ei-Gesundheitshelfer 

Zur Organisation der ersten Hilfe im Betrieb sind FDGB-Gcsuudheits- 
lielfer (Samariter) in allen Betrieben eingesetzt worden. 

Die FDGB-Gesundheitshelfer werden orts- und kreisweise zusammen¬ 
gefaßt. In den meisten Kreisen sind bereits FDGB-Gesundheitshelfer- 
ausschüsse gebildet worden. 

Diese Ausschüsse haben begonnen neue Gesundheitshelfer auszubilden. 
Die weitere Aufgabe wird darin bestehen, Bereitschaftskolonnen, die 
sladtleilweise in Großbetrieben verankert s^in müssen, einzusetzen. Diese 
werden bei Naturkatastrophen, Eisenbahnunglücken, Großveranstaltun¬ 
gen der Arbeiterschaft usw. zum Einsatz kommen. 

Die Organisierung der ersten Hilfe ist eine ausschließliche Angelegen¬ 
heit des FDGB. 

Unsere Arbeit im Gesundheitswesen 

Der FDGB hat bei der Organisierung der neuen Volksgesundheits¬ 
bewegung hervorragenden Anteil. 

Nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches kam es zunächst darauf 
an, die Gesundheitsämter zu entnazifizieren und zu aktivieren. So ent¬ 
standen in allen Landkreisen und in bezirksfreien Städten aktive Ge¬ 
sundheitsämter. In diese Gesundheitsämter wurden Beiräte eingeordnet, 
in denen der FDGB in aktivster Weise mitarbeitete. So ist die zahnärzt¬ 
liche und gesundheitliche Betreuung der Schuljugend im ganzen Land 
bereits wieder im Anlaufen. Die meisten Erfolge der Gesundheitsämter 
bestehen jedoch darin, daß die Seuchengefahr vollkommen beseitigt ist. 
Eine schwierige Aufgabe bestand darin, die Entnazifizierung unter den 
Heilberufen durchzuführen. Die Entnazifizierung unter den Ärzten ist 
noch nicht abgeschlossen. Die Ärzte waren zu wenigstens 90 Prozent 
faschistisch belastet. 


Rctricbsrätcscbulung: in Sachsen 

Auf allen Gebieten des wirtschaftlichen und politischen Lebens haben 
sich seit dem 8. Mai 1945 tiefgehende Wandlungen vollzogen. Der FDGB 
in Sachsen ist in der Schulung der Betriebsräte vor ganz neue Aufgaben 
gestellt. 

Aus diesem Grunde hatte der Landesvorstand Sachsen des FDGB einen 
Plan ausgearbeilet, der vorsah, daß die Betriebsräte 26 Wochen lang ein¬ 
mal in der Woche für einen Tag, und zwar sechs Stunden, in die Schule 
gehen. 

In allen Kreisen des Landes Sachsen wurde im Herbst 1940 mit der 
Betriebsräteschulung an Hand des vom Landesvorstand des FDGB 
Sachsen — Abteilung Schulung und Bildung — herausgegebenen Lehr¬ 
materials begonnen. 

In 94 Orten Sachsens wurden 109 Betriebsräteschulen, die von 10 323 
Betriebsräten über mehrere Monate hinweg besucht wurden, eingerichtet). 

Es nahmen an der Schulung teil 7643 männliche, 2121 weibliche und 
559 jugendliche Betriebsräte. 
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{Unsere Gewerkschaftsschulen in Sachsen 

Als im Februar 1946 mit einer planmäßigen Durchführung unserer 
gewerkschaftlichen Schulungsarbcit begonnen wurde, ergab sich sehr 
bald die Notwendigkeit, einen Teil unserer Funktionäre in mehrwöchigen 
Kursen auf Internatsschulen zusammenzulassen. Daraus ergab sich die 
Aufgabe, eine Landesgewerkschaftsschule und mehrere Bezirksschulen 
zu schaffen. 

Im Juli 1946 wurde unsere Landesgewerkschaftsschule im „Roten Vor¬ 
werk“ in Oberwiesenthal eröffnet, in der wir bis zum Jahresende in 
vier Lehrgängen über vier Wochen und vierzehn Tage 261 Kolleginnen 
und Kollegen in allen wichtigen politischen und gewerkschaftlichen 
Fragen schulen konnten. 

Seit dem 1. Januar 1947 ist die Landesgewerkschaftsschule nach dem 
Jagdschloß Grillenburg bei Tharandt verlegt und hat dort bereits ihre 
Tätigkeit begonnen. 

In ihr werden in Zukunft in sechswöchigen Kursen je Lehrgang 40 Kol¬ 
legen und 20 Kolleginnen eine gründliche gewerkschaftliche und poli¬ 
tische Schulung erhalten. 

'Neben der Landesgewerkschaftsschule sind in den letzten Monaten vier 
Bezirksgewerkschaftsschulen in Sachsen entstanden. 

Im letzten Jahr gelang es, au! den schon bestehenden Schulen ins¬ 
gesamt 1170 Kolleginnen und Kollegen in mehrwöchigen Kursen 
gründlich zu schulen. Unter diesen 1170 Schülern befanden sich auch 
305 Kolleginnen. 


Frauen in Sachsen 

Die Frauen werden entscheidenden Anteil nehmen an unserem demo¬ 
kratischen Aufbau der Wirtschaft und des Staates. Diese Erkenntnis 
schaffte im FDGB die Grundlage für eine besondere Organisierung und 
Betreuung der Frauen im wirtschaftlichen und politischen Geschehen. Es 
entstand im Landesvorstand Sachsen das Sekretariat VIII — Frauen. 

Wir haben in 23 Kreisen jo eine hauptamtliche Sekretärin für die be¬ 
sondere Bearbeitung von Frauenfragen. In den Industriegewerkschaften 
sind im Landesmaßstab 25 weibliche Gewerkschaftssekretäre beschäftigt. 
Es sind in den Kreisen und Industriegewerkschaften Frauenkommissionen 
gewählt worden. Am 2. und 3. Oktober 1946 fand eine Landesfrauen¬ 
tagung der angestellten weiblichen Sekretäre in Dresden statt. 

Gewählte weibliche Funktionäre sind vorhanden: 

in den engeren und erweiterten Vorständen der Kreise 


und Industriegewerkschaften. 1 992 

weibliche Betriebsräte. 12 227 

weibliche Betriebsfunktionäre. 9974 


20 Prozent der weiblichen Betriebsräte nahmen an der Betriebsräte¬ 
schulung teil. 24 Prozent der gemeldeten Teilnehmer zur Landesgewerk¬ 
schaftsschule waren Frauen. An 26 Schulungsabenden fand eine besondere 
Schulung der Frauen im Lande statt. 

Auf der „Hofewiese“ in Dresden fand ein Wochenendkursus für Ge- 
werkschaftsfunktionärinnen statt, an dem 60 Kolleginnen teilnahmen. 






Die Tätigkeit der gewählten Betriebsfrauenkommissionen ergibt sich 
aus folgendem, bei uns eingegangenem Zahlenmaterial: 

38 Nähstuben 1700 Betriebsküchen 

8 Waschküchen 13 Schuhreparaturwerkstätten. 

12 Konsum verteilungsstellen 

Bisher wurden 29 Betriebskiodergärten gemeldet. 

Im Lande Sachsen wei den z. Zt. im Wirischaf[sieben S67 935 Frauen 
beschäftigt, davon sind 395 019 Frauen und 59 978 weibliche Jugendliche 
Mitglieder des FDGB. 

Der FDGB hat es immer als seine vornehmste Aufgabe betrachtet, 
überall dort, wo Ausschüsse und Kommissionen gebildet wurden, Frauen 
als Vertreter des FDGB zu entsenden. Gewählt wurden weibliche Ver¬ 
treter in die Sozialversicherungsanstalt, in die Ausschüsse des Landes- 
arbeitsamles, in die Ausschüsse der Krankenkassen, in die Arbeits¬ 
inspektionen, in die Preiskommissionen, als Beisitzer in die Arbeits¬ 
gerichte, in die Vorstände der Handwerkskammer und der Industrie- 
und Handelskammer. 

Jugendarbeit im Land Sachsen 

Im Land Sachsen wurde offiziell mit der Jugendarbeit durch die Ge¬ 
werkschaften im Januar 1946 begonnen. 

Hcuto sind 25 Jugcndsokrctüro in den verschiedenen Kreisen tätig. 
Es wurden auf demokratischer Grundlage insgesamt 4500 junge Kollegen 
in die Betriebsräte gewählt Hunderte von Jugendkommissionen ent¬ 
standen in den Kreisen. 

Wie die Industriegewerkschaft Eisenbahn berichtet, wurden allein 
durch Jugendliche vom Januar bis Oktober 1946 112 752 Überstunden 
geleistet. Diese Überstunden wurden zu Reparaturen von Lokomotiven, 
Güter- und Personenwagen aufgewendet. Es gibt heute bei der Eisen¬ 
bahn 197 junge Betriebsräte (172 männliche, 25 weibliche). Neben diesen 
Betriebsräten sind noch 207 Jugendvertrauensleute (164 männliche, 
43 weibliche) eingesetzt. 

Der Kreis Zittau des FDGB, Abteilung Jugend, berichtet uns, daß im 
Jahre 1946 die Jugendlichen dieses Kreises 14800 freiwillige Stunden 
Mehrarbeit leisteten für die Zwecke des Wiederaufbaues der Industrie, 
für Ernte- und Brachlandaktionen usw. 

Aus dem Kreise Leipzig liegt ein Bericht vor, wonach 12 077 Jugend¬ 
liche unter 21 Jahren, gleich 88 Prozent aller Jugendlichen der Betriebe, 
Mitglied des FDGB sind. 
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Der PDGB in Thüringen 

Der van der Hitierpartei heraufbeschworene Krieg hatte dem deut¬ 
schen Volke die schwersten Wunden geschlagen. Betriebe und Verwal¬ 
tungen lagen still. Der gesamte Verkehr ruhte, es gab keine Elektrizität 
und kein Gas, die Lebensmittelzufuhren hörten auf. Eine allgemeine 
Erstarrung hatte die Menschen ergriffen. In diesen für unser ganzes 
Volk entscheidenden Stunden sprangen mutige Antifaschisten, Männer 
und Frauen aller Volksschichten, in die Bresche. Mit an der Spitze der 
Aufbauwilligen standen die alten Gewerkschafter. Sie holten die Beleg¬ 
schaften zusammen, um die Betriebe wieder in Gang zu bringen, die 
von einem Teil ihrer Besitzer im Stich gelassen worden waren. 

Die Arbeiter und Angestellten wählten in den Betrieben sogenannte 
Fabrikkomitees und Betriebsräte. Sie entfernten aktive Faschisten aus 
leitenden Stellungen, setzten neue Betriebsleiter aus den bewährtesten 
Arbeitern und Angestellten in die Betriebsleitungen, die unter selbst¬ 
losem Einsatz Werkbänke, Maschinen und Fabriken zum Anlaufen 
brachten. Große Taten wurden von Tausenden namenloser Arbeiter, 
Arbeiterinnen und Angestellten vollbracht. Mit den primitivsten Mitteln 
der Handanfertigung wurden Gas-, Elektrizitätswerke und Verkehrs¬ 
anlagen in Gang gesetzt und damit vielen Menschen das Leben gerettet. 

In dieser Zeit entstanden auch die ersten Gewerkschaftsgruppen. Aus¬ 
gehend von der Erkenntnis, daß Uneinigkeit und ein Nebeneinander von 
Gewerkschaftsverbänden mit schuld waren, daß der Hitlerfaschismus zur 
Macht kam und seine Katastrophenpolitik durchsetzen konnte, forderten 
die Arbeiter und Angestellten die Schaffung einheitlicher freier Gewerk¬ 
schaften, in denen Anhänger aller politischen und konfessionellen Rich¬ 
tungen vereint sein sollten. 

Der Gedanke der Einheit wurde in der neuen Thüringer Gewerk¬ 
schaftsbewegung verwirklicht und die ersten Grundlagen der Organisation 
geschaffen, obwohl von den amerikanischen Militärbehörden noch keine 
Anerkennung der Gewerkschaften vorlag. Erst mit dem Einrucken der 
Roten Armee in Thüringen erhielten die Thüringer Werktätigen durch 
den großherzigen Befehl des Marschalls der Sowjetunion Shukow die 
Genehmigung, neue freie Gewerkschaften aufzubauen. 

Der in Erfurt gebildete Ortsausschuß des Freien Deutschen Gewqrk- 
schaftsbundes ergriff die Initiative und rief die Gewerkschaftsgruppen 
des Landes zur ersten Konferenz am 20. August 1945 in Erfurt zusammen. 
900 Delegierte vertraten 110 000 Mitglieder aller politischen und kon¬ 
fessionellen Richtungen. Ein begeisternder Wille zur Einheit beherrschte 
diese Konferenz, wie er in der Geschichte der deutschen Gewerkschafts¬ 
bewegung ohne Beispiel war. Einstimmig wurde die Landeßleitung ge¬ 
wählt, wurden die Richtlinien für den einheitlichen Aufbau des FDGB 
beschlossen. Mit einem Aufruf „Für die Einheit der Arbeiterklasse“ 
wandte sich die Tagung an die Thüringer Werktätigen. 
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Demokratisierung 

der Industrie- und Handelskammern 

Der neugeschaffene Freie Gewerkschaftsbund stand vor wesentlich 
anderen Aufgaben als die alten freien Gewerkschaften vor 1933. Des¬ 
halb forderte der FDGB die Demokratisierung der Industrie- und Handels¬ 
kammern und seine Einschaltung in diese Organe. Eine weitere wich¬ 
tige gewerkschaftliche Forderung war die Bildung neuer Arbeitsgerichte 
auf demokratischer Grundlage. 

Das neue Sozialversiclierungsgesetz 

Durch das neue einheitliche Sozialversicherungsgesetz, an dessen Ge¬ 
staltung der FDGB maßgeblichen Anteil hat, haben die Gewerkschafts¬ 
vertreter jetzt die Möglichkeit, entscheidend für die Interessen der Werk¬ 
tätigen einzutreten. 

> 

Enteignung der Nazi- und Kriegsbetriebe 

Eine Hauptaufgabe nach der Landesgewerkschaftskonferenz war die 
Ausrottung der nazistischen Ideologie durch Reinigung der Betriebs¬ 
leitungen und Verwaltungen von Angehörigen der faschistischen Gliede¬ 
rungen. So begrüßten die Gewerkschaften die Befehle 124/126 der SMA 
Bei ihrer Durchführung stehen unsere besten und bewährtesten Gewerk¬ 
schaftsmitglieder heute in leitenden Stellungen großer Betriebe und Ver¬ 
waltungen. Der sächsische Volksentscheid für Enteignung der seque¬ 
strierten Betriebe und Überführung in die Hände der Selbstverwaltungen 
wurde besonders von den Thüringer Gewerkschaften auf das freudigste 
begrüßt. In vielen Gewerkschaftskonferenzen und Betriebsräte-Vollver¬ 
sammlungen forderten auch die Thüringer Werktätigen die Enteignung 
der Nazi- und Kriegsbetriebe und ihre Übernahme durch die Selbstver¬ 
waltungsorgane. Mit dem Gesetz der Landesverwaltung vom 24. Juli 1946 
ist auch dieser Forderung der Werktätigen Rechnung getragen. 

Sicherstellung; der Volksernälirung; 

Maßgebenden Anteil hatte der FDGB im vergangenen Berichtsjahr an 
der Lösung des Transportproblems zur Sicherstellung der Ernährung des 
Volkes. Dutzende Betriebe wurden auf Lokomotiven-, Waggon- und land¬ 
wirtschaftliche Maschinenreparatur umgestellt. Andere fertigten Ersatz¬ 
teile an. In vielen Kreisen arbeiteten zentrale und fliegende Reparatur¬ 
werkstätten für Landmaschinen. 

An der Bauernhilfe der Industrie ist unsere Industriegewerkschaft 
„Metall“ führend beteiligt. Unter aktiver Mithilfe vieler Gewerkschafts¬ 
gruppen wurde die Herbsternte schnell und sicher unter Dach und Fach 
gebracht. 

Die Industriegewerkschaft der Eisenbahner führte mit 11 000 Waggons 
eine Kali-Abtransportaktion durch, bei der rund 200 000 t des auf Halden 
und in Schuppen lagernden Kalis der Landwirtschaft zugeführt wurden. 


17 FDGB 


257 



Mit der Durchführung der Bodenreform in Thüringen konnte der FDGB 
vielen Neubauern und Siedlern durch Steigerung der Leistungen in den 
Industriebetrieben zu den dringend gebrauchten Haus- und Acker¬ 
geräten verhelfen. 

Die vom FDGB geführte Brachlandaktion verschaffte 8892 neuen Klein¬ 
gärtnern auf 281 183 Hektar nutzbar gemachten Bodens die Möglich¬ 
keit, für Tausende von Arbeitern und Angestellten zusätzlich Lebens¬ 
mittel zu erzeugen. Auch eine Reihe von Betrieben hat durch diese 
Aktion für ihre Werkküchen zusätzliche Nahrungsmittel sichern können. 

Landeskonferenz gegen Schwarzhandel und 

Sehieberium 

Dio vordringlichste Aufgabe ist der Kampf für die Sicherung des 
Lohnes der Werktätigen. Die Schaffung neuer Tarife genügt jedoch nicht, 
wenn nicht zugleich auch die inflationistischen Tendenzen bei der Preis¬ 
bildung beseitigt und der Kampf gegen das Schiebertum und den Schwarz¬ 
handel gesteigert werden. Durch die Initiative des FDGB bildeten sich 
in Städten und Ortschaften Selbslhilfekommissionen zur Unterstützung 
der behördlichen Preisämter und Polizeiorgane. Die Landeskonferenz am 
28. Mai 1946 gegen Schwarzhandel und Schiebertum, die vom FDGB ein¬ 
berufen war, erreichte eine Zusammenfassung aller aufbauwilligen Be¬ 
völkerungsschichten und führte zur Einbeziehung und aktiven Mitwirkung 
aller Bevölkerungskreise. Durch die Arbeit der Selbsthilfekommissionen 
wurden viele Schieber und Wucherer zur Strecke gebracht und große 
Mengen von Mangelware für die Versorgung der Bevölkerung sicher¬ 
gestellt. 

M i tbcs ti in niu ngsr ecli t 
in den Organen der Selbstverwaltung 

Der Forderung der Gewerkschaften auf weitgehendes Mitbestimmungs¬ 
recht in den Organen der Selbstverwaltung ist durch die Schaffung von 
Beiräten Rechnung getragen. In die vor 1946 gebildete Beratende Landes¬ 
versammlung hat auch der FDGB als gleichberechtigter Vertreter neben 
den politischen Parteien seine Abgeordneten entsandt. 

l>ic Mitgliederbcwegung in Thüringen 

Bereits ein Jahr Aufbauarbeit hat den FDGB zur größten Massen¬ 
organisation in Thüringen entwickelt. Nach den Berichten der Delegierten 
von der 1. Landeskonferenz des FDGB Thüringen am 20. August 1945 
hatten wir einen Mitgliederbestand von etwa 110 000 Mitgliedern aus 
106 Orten. Am 30. November 1946 betrug die Mitgliederzahl 600 562. 
Eine Gegenüberstellung der Organisierten zu den Beschäftigten, unter¬ 
teilt nach Industriegewerkschaften, ergibt: 
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Industriegewerkschaften 

Organisierte 

Beschäftigte 

Organisierte 

und -Gewerkschaften 




in % 

1. Bau. 

41057 

51321 


80 

2. Bekleidung . 

17 058 

18953 

=u 

90 

3. 'Bergbau . 

25 713 

28570 

SS 

90 

4. Chemie. 

54 549 

64175 

= 

85 

5. Graphik . 

13 088 

15 397 

= 

85 

6. Holz. 

34 328 

42910 

= 

80 

7. Eisenbahn. 

35 411 

38490 

= 

92 

8. Post. 

10 687 

10 794 

= 

99 

9. Handel u. Transport 

15 751 

18104 

— 

87 

10. Land . 

24 534 

98136 

= 

25 

11. Leder. 

13 591 

15101 

= 

90 

12. Metall. 

123 810 

176871 

= 

70 

13. Textil. 

39 994 

47051 

= 

85 

14. Nahrung und Genuß 

35 608 

37 482 

—? 

95 

15. Öffentliche Betriebe . 

71 037 

85586 

= 

83 

16. Angestellte . 

15 597 

20796 

= 

75 

17. Kunst. 

8 556 

8 730 

= 

98 

18. Lehrer. 

10 683 

17 805 

= 

60 


591 052 

796 272 



Noch nicht in Industrie¬ 
gewerkschaften eingereiht 

9 510 

9 510 




600 562 

805 782 

= 

74,5 


l>ie Demokratisierung unserer Organisation 

wurde eingeleitet durch die allgemeinen Wahlen im Dezember 1945. In 
4700 Betrieben wurden 6280 Betriebsdelegierte in geheimer Wahl von 
den freigewerkschaftlich organisierten Arbeitern gewählt. Weiter wurden 
im Zuge der gleichen Wahl folgende Organe neu gewählt: 

119 Ortsvorstände des FDGB und 
4033 gewerkschaftliche Betriebsausschüsse. 

Auf 17 Bezirkskonferenzen wurden im Januar 
1238 Delegierte zur 2. Landeskonferenz 
gewählt. Auf dieser Landeskonferenz wurde der Landesvorstand des 
FDGB Thüringen neu gewählt und dazu 172 Delegierte zur Allgemeinen 
Gewerkschaftskonferenz am 9./11. Februar 1946 in Berlin, wo der Zu¬ 
sammenschluß des FDGB in der ganzen Zone vollendet und der Bundes¬ 
vorstand für die Zone mit dem Sitz in Berlin gewählt wurde. Die 
18 Landesvorstände der Industriegewerkschaften wurden im Juni 1946 
auf 18 Landeskonferenzen gewählt. 

1089 örtliche Industriegewerkschaftsvorstände wurden in eimer 
Wahl gewählt. 

Nachfolgende Tabelle zeigt, in wieviel Orten für die Industriegewerk¬ 
schaften Ortsvorstände gewählt wurden: 


















Bau. 

97 

Land. 

110 

Bekleidung. 

53 

Leder . 

39 

Bergbau. 

27 

Metall. 

95 

Chemie. 

61 

Nahrung und Genuß . 

93 

Graphik. 

48 

Textil. 

53 

Holz. 

92 

öffentliche Betriebe . . . 

106 

Eisenbahn. 

36 

Kaufm. Angestellte . . . 

24 

Post. 

72 

Kunst. 

20 

Handel und Transport . 

48 

Lehrer . 

16 


Versammlungen und Sitzungen wurden in der Zeit vom Januar bis 


einschließlich November 1946 durchgelührt: Cesamt-Teilnehmersahi 
öffentl. Gewerkschaftskundgebungen . 462 332 221 

Gewerkschaftsversammlungen. 1 639 ' 195 747 

Betriebsversammlungen. 18 138 1 195 197 

Betriebsräte-Vollversammlungen .... 1599 101349 

Industriegewerkschaftsversammlungen 2 572 244 489 

Vertrauensleutesitzungeu . 3283 43 456 

Kreisvorstandssitzungen. 513 5119 


I>ie Betriebsräte in Thüringen 

In der Zeit vom 22. bis 28. Juli 1946 fanden die Betriebsratswahlen 
statt. 23 074 Betriebsräte wurden insgesamt gewählt. Davon waren 4008 
Frauen und 958 Jugendliche. 

Die Wahlbeteiligung der Belegschaften betrug: 


FDGB-Kreise 

Zahl der Betriebe 

Wahlbeteiligung 

Altenburg . . . 

. . 483 

81 

Arnstadt . . . 

. . 1050 

78 

Eisenach . . . 

. . 299 

85 

Erfurt. 

. . 1344 

82 

Gera. 

. . 446 

80 

Golha ... . 

. . 463 

80 

Greiz . 

. . 361 

91 

Heiligenstadt . 

. . 256 

84 

Hildburghausen 

. . 280 

82 

Jena. 

. . 425 

81,6 

Langensalza 

. . 303 

80 

Meiningen . . 

. . 298 

85 

Mühlhausen . 

. . 261 

80 

Nordhausen . 

. . 369 

79 

Rudolstadt . . 

. . 311 

80 

Saalfeld .... 

. . 155 

80 

Schleiz .... 

. . 172 

80 

Schmalkalden 

. . 238 

78 

Sondershausen 

. . 367 

84 

Sonneberg . . 

. . 463 

90 

Su hl. 

. . 176 

88 

Weimar .... 

. . 356 

82 

Thüringen. . . . 

. . 8876 

82,7 o/q 
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Die gewerkschaftliche Schalung 

Nach Überwindung großer Schwierigkeiten gelang es dem Landesvor¬ 
stand des FDGB, die Landesgewerkschaftsschule in Lobeda einzurichten 
und am 23. Juli 1946 zu eröffnen. Diese Landesgewerkschaftsschule be¬ 
handelt neben der Geschichte der Gewerkschaftsbewegung das Wesen des 
Faschismus, die Grundlagen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung so¬ 
wie praktische Betriebswirtschaftslehre, den Aufbau der neuen deut¬ 
schen Friedenswirtschaft, die Tätigkeit der Betriebsräte und andere 
wichtige Themen mehr. Auf der Landesgewerkschaftsschule Lobeda 
wurden bis 31. Dezember 1946 insgesamt 6 mehrwöchentliche Lehr¬ 
gänge für Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktionäre durchgeführt. Die 
Gesamtteilnehmerzahl an diesen Lehrgängen betrug 429. 

• 

und zwar: 

Gewcrkschaftsangcstcllte: 106 Teilnehmer 
Betriebsräte: 206 „ 

Betriebsjugendleiter: 74 „ 

Betriebsarbeitcr: 8 „ 

ohne Funktion: 43 „ 

Es wurden ferner durchgeführt: 

2 Kurzlehrgänge für Schulungsleiter, insgesamt 54 Teilnehmer, davon 
waren: 48 Männer, 6 Frauen; 

1 Kurzlehrgang für Referenten der Abteilung Schulung: 15 Teilnehmer; 

1 Kurzlchrgang für Pressebearbeiter: 29 Teilnehmer; 

1 Lehrgang für Kassenleiler: 100 Teilnehmer; 

1 Kurzlehrgang für Rechtsschutz: 44 Teilnehmer; 

2 Kurzlehrgänge für Organisationsleiter: insgesamt 78 Teilnehmer. 

Im Monat Dezember 1946 wurden des weiteren 4 Halbtagslehrgänge 
für alle hauptamtlich angestelllen Sekretärinnen und Sekretäre des Lan¬ 
desvorstandes und Kreisvorstandes Erfurt durchgeführt. Die Teilnehmer¬ 
zahl an den einzelnen Lehrgängen betrug durchschnittlich 35 bis 40. 

Im Landesmaßstabe wurden in der Zeit vom Juli 1946 etwa 400 Einzel¬ 
vorträge durchgeführt, die praktische und theoretische Gewerkschafts¬ 
fragen zum Thema hatten. Die durchschnittliche Besucherzahl der Ein¬ 
zel vor träge betrug 250. 

Des weiteren wurden etwa 500 Tages- bzw. Abendkurse für Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre und Betriebsratsinitglieder durchgeführt. Die Be¬ 
sucherzahl der einzelnen Kurse betrug 75 bis 80 Teilnehmer. 


Davon waren: 

178 Männer 
78 Frauen 
173 Jugendliche 
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»er FBSB 

in «lei* Provinz Sachsen-Anhalt 

Am 5. Februar 1946 traten im großen Saal des Volksparks in Halle die 
453 gewählten Delegierten zur gemeinsamen Konferenz zusammen. Im 
Verlauf der Tagung, in den Ansprachen und in der Diskussion kam 
immer wieder der Wille zur Einheit der Arbeiterklasse, und die Über¬ 
zeugung, daß jeder weitere Schritt auf diesem Wege einen Schlag gegen 
die Reaktion bedeutet, zum Ausdruck. 

Nach der Wahl des Provinzvorstandes am 5. Februar 1946 wurde die 
erste Milgliederwerbekampagne durchgeführt. Während im Januar 1946 
450 453 Mitglieder im FDGB vereinigt waren, waren es im April 677 632. 
Die Zahl steigerte sich dann weiter bis auf 808 000 im Dezember 1946. 
In den Monaten Mai und Juni 1946 wurden die Induslriegewerkschafts- 
wahlen durchgeführt. Es fanden in 3167 Betrieben Betriebsversamm¬ 
lungen statt, an denen 440 307 Kollegen und Kolleginnen teilnahmen. 
Außerdem wurden 226 Generalversammlungen, 263 Ortsgruppenkonfe¬ 
renzen und 18 Provinzkonferenzen der einzelnen Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften durchgeführt. 

Zu den Betriebsrätewahlen im Juli 1946 wurden 9371 Betriebsversamm¬ 
lungen mit 506 715 Teilnehmern durchgeführt. 44 276 Kandidaten wurden 
aufgestellt, gewählt wunden 26 606 Betriebsräte, davon 4647 Frauen und 
1643 Jugendliche. Zum einjährigen Bestehen des FDGB wurden 121 öffent¬ 
liche Versammlungen durchgeführt. 

Vom 2. bis 4. August 1946 wurden in allen Kreisorten der Provinz Mit¬ 
gliederversammlungen durchgeführt, außerdem 310 Mitgliederversamm¬ 
lungen, 273 Funktionärkonferenzen, 262ßetriebsrätekonferenzen, 470 öffent¬ 
liche Gewerkschaftsversammlungen und 896 Betriebsversammlungen. In 
all diesen Versammlungen wurde eingehend zu den Gemeindewahlen 
Stellung genommen. Im Monat September wurde in 216 Kreisvorstands¬ 
sitzungen über die Kreis- und Landtagswahlen gesprochen. In 923 Ver¬ 
sammlungen wurde gegen die Freisprüche im Nürnberger Urteil prote¬ 
stiert, desgleichen fanden am 17. Oktober 1946 in der gesamten Provinz 
Protestkundgebungen statt, in denen die Todesstrafe für alle Kriegs¬ 
verbrecher gefordert wurde, und die von 150 860 Teilnehmern besucht 
waren. 


Die GruiHlstücksabtciluiig; des FDGB 
in Sachsen-Anhalt 

Die Aufgabe der Grundstücksabteilung ist der Erwerb und die Er¬ 
fassung, die Instandsetzung, der Ausbau und die Ausstattung sowie die 
Verwaltung und Erhaltung des Grundbesitzes. Im abgelaufenen Jahr 
wurden dem FDGB Schloß Beesenstedt, Villa Rautenbach in Wernigerode 
und ein Grundstück in Koswig übereignet. Die beiden Schlösser Ent¬ 
scheidungen und Heukewalde bei Zeitz wurden durch Beschluß der Pro¬ 
vinzregierung dem FDGB zur Verfügung gestellt. Weiter werden folgende 
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Grundstücke durch den FDGB verwaltet: Tn Halle: Harz 42/44, iDorotheen- 
straße 1, Karl-Liebknecht-Straße 28, Dryanderstraße 10; außerhalb Halle: 
Barenbergerho! und Haus Kyffhäuser in Schierke, Haus Monopol in 
Wernigerode, Haus Ilsenstein in Ilsenburg, Provinz-Gewerkschaftsschule 
in Trebnitz und Kurhaus Friedrichsbrunn. 

Weiter ist durch Beschluß des Landtages das im Besitz der Provinz¬ 
regierung befindliche Schloß Mosigkau dem FDGB zur Einrichtung als 
Erholungsheim übergeben worden. Im vergangenen Jahr wurden bei den 
zuständigen Stellen vom FDGB Anträge auf Übereignung von insgesamt 
53 Grundstücken gestellt. 


I>ie Aktion „Helft den Alten“ durch den 
FDGB Sachsen-Anhalt 

Von der Organisationsabteilung wurde im Rahmen des Volksaufgebots 
die Aktion „Helft den Alten“ durchgeführt. Zur Durchführung der Aktion 
stellten sich 1880 Mitarbeiter zur Verfügung, davon waren 486 Jugendliche. 
Es wurden 1 630 398 RM an 94 457 Alte ausgezahlt. Außerdem wurden in 
den Kreisen Naturalien gesammelt und verteilt. 


Wirtschaftspolitik des FDGB in Sachsen-Anhalt 

Die Industrie der Provinz Sachsen-Anhalt war in starkem Umfang kon¬ 
zerngebunden. Nicht weniger als 381 Unternehmungen gehörten Konzernen 
innerhalb und außerhalb der Provinz an. Die Gewerkschaften haben an 
der Auflösung bzw. Zerschlagung dieser Konzerne einen wesentlichen An¬ 
teil. Soweit nicht durch die Enteignungsaktion konzerngebundene Unter¬ 
nehmungen aus der Zugehörigkeit zum früheren Konzern gelöst wurden, 
sind durch Maßnahmen der Belegschaften und Gewerkschaftsvertreter 
konzerngebundene Betriebe und Unternehmungen verselbständigt worden. 
Diese Maßnahmen führten zur Beseitigung der kapitalistischen Groß¬ 
konzerne und Syndikate in unserer Provinz. 

Es entstanden die „Industrie werke der Provinz Sachsen-Anhalt“. An 
ihrem organisatorischen Aufbau hat die Wirtschaftsabteilung des FDGB 
wesentlich mitgewirkt. Ende 1946 unterstanden der Verwaltung der Indu¬ 
striewerke insgesamt 812 Betriebe mit 90 440 Beschäftigten. An der Spitze 
der Industriewerke steht eine Chefdirektion, die unmittelbar dem Mini¬ 
sterium verantwortlich ist. Es wurden weiter 14 Industrieverwaltungen 
geschaffen, in denen alle zu einer bestimmten Industriegruppe ge¬ 
hörenden Betriebe zusammengefaßt sind. Das Mitbeslimmungsreckt der 
Betriebsräte und Gewerkschaften wurde beim organisatorischen Aufbau 
verankert. 



Die Demontage 

Um den -Wiederaufbau der provinz-sächsischen Industrie nach Beendi¬ 
gung der Demontagen einheitlich zu steuern, wurde mit der Wirtschafts¬ 
abteilung der Provinzialregierung ein Aufbauplan aufgestellt, der den 
Aufbau von rund 100 Industriebetrieben vorsieht. Die Entscheidung im 
Einzelfall wird aber vom Prüfungsausschuß getroifen, dem auch drei 
gewerkschaftliche Vertreter angehören. 

Gewerkschafter im Präsidium der Industrie- 
und Handelskammer 

Mit den früheren Wirtschaftskammern, die reine Untcrnchmervereini- 
gungen waren, konnte ein Neuaufbau der Wirtschaft nicht vorgenommen 
werden. An ihre Stelle traten durch Anordnung des Präsidiums neue 
Industrie- und Handelskammern für die Provinz Sachsen-Anhalt. Leitung 
und Aufbau der Kammer geschieht nach dem demokratischen Prinzip, 
d. h. nicht nur auf der Grundlage der Mitgliedschaft der Firmen von Indu¬ 
strie und Handwerk. Das kommt bereits zum Ausdruck in der Zusammen¬ 
setzung des Präsidiums, Vorstandes und Beirates, dem die gleiche Zahl 
von Vertretern der Gewerkschaften der Industrie- und Handelsunter- 
nohmungen und der Behörden angehören. Damit sind alle Kräfte ver¬ 
treten, die in der Wirtschaft maßgebend tätig sind. 

92 IIasail wcrksgenosseiischaft.cn in der Provinz 

Sachsen-Anhalt 

Auch im Handwerk war eine Umorganisation notwendig. Die Struktur 
unserer Wirtschaft erfordert das zeitgemäße Plauen. In diese Planung 
muß auch das Handwerk weitest gehend einbezogen werden. 

Um die Voraussetzungen für den organisatorischen Aufbau im Hand¬ 
werk zu schaffen, wurden am 27. Mai 1946 die Befehle 160 und 161 über 
die Bildung einer selbständigen Handwerkskammer' und Handwerks¬ 
genossenschaften von der SMV erlassen. 

Die Handwerkskammer erfaßt jetzt alle in der Handwerksrolle ein¬ 
getragenen Betriebe und alle Industriebetriebe bis zu zehn Beschäftigten 
sowie alle Handwerksgenossenschaften. 

Über die Entwicklung des Handwerks seit dem Zusammenbruch 1945 
geben nachstehende Zahlen Aufschluß. Die Zahl der Handwerksbetriebe 
stieg von 47 000 im Sommer 1945 auf 54 094 im zweiten Quartal 1946, 
während die Beschäftigtenzahl sich von 148 251 im gleichen Zeitraum auf 
196 533 erhöhte. 

In der Provinz Sachsen-Anhalt zählen wir 92 Handwerksgenossen¬ 
schaften. Der gewerkschaftliche Einfluß in den Organen der Genossen- 
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schäften ist bis zur zentralen Regelung dadurch sichergestellt worden, daß 
zwei Vertreter des FDGB im Vorstand und Aufsichtsrat jeder Genossen¬ 
schaft beratend mitwirken. In den Organen der Handwerkskammer ist 
der FDGB im Präsidium und Vorstand vertreten. 

71 885 Preiskontrollen durcligefülu-t 

In der Erkenntnis, daß nur ein stabiles Preisgefüge den Werktätigen 
den Wert ihres Arbeitslohnes sichert, richtete die Wirtschaftsabteilung 
im März an alle Kreisvorstände und Betriebsräte die Aufforderung, Kon¬ 
trollkommissionen zur Bekämpfung des Preiswuchers und des Schwarz- 
und Schleichhandels zu bilden. Der FDGB unterstützte nicht nur den 
Preiskampf der Behörden, sondern versuchte denselben weiter zu ent¬ 
wickeln. Als Erfolg konnte festgestellt werden, daß im August durch 
Runderlaß des Präsidiums die Bildung von Preisbeiräten bei der Provinz 
und den Bezirksverwaltungen und in den Kreisen angeordnet wurde. 


3>ie ISelricbsrätearbelt 

Obwohl es die Betriebsräte in allen Betrieben verstanden haben, ihr 
Mitbestimmungsrecht zu sichern, ist es im Jahre 1946 noch nicht gelungen, 
die Aufgaben zur Durchführung des Preisstopp und damit zur Erhaltung 
der Reallöhne sowie zur Unterbindung des Schwarzhandels und der 
Kompensationsgeschäfte in allen Betrieben voll und ganz zu lösen. 


Konsum-Vertciliingsstcllen im Betrieb 

Oft standen unsere Betriebsräte vor der dringenden Notwendigkeit, die 
großen Nöte ihrer Belegschaften zu lindern und deren Arbeitsfähigkeit für 
die Durchführung der Produktionsaufgaben zu erhalten. Daher empfahl 
die Gewerkschaft, die notwendigen Verbesserungen in der Versorgung der 
Betriebsbelegschaften mit Hilfe der Konsum-Genossenschaften herbeizu¬ 
führen. Die Zuckerraffinerie Halle war einer der ersten Betriebe, die 
diesen Gedanken verwirklichte. 

Auch im Kreise Bitterfeld wurden in fast allen Großbetrieben der 
dortigen chemischen Industrie sowie auch im Kraftwerk Zschornewitz 
Konsum-Verteilungsstellen eingerichtet. 

In den Gruben und Brikettfabriken unserer Braunkohlenindustrie sind 
die Vorbereitungen dazu im Gange. Die Bergarbeiter wollen, daß die 
ihnen durch den Befehl der SMV Nr. 323 zugesagten Nahrungsmittel und 
Bedarfsartikel durch die Konsum-Verteilungsstellen in den Betrieben 
übermittelt werden. 
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Die Betriebsräte wählen in Saclisen-Anhalt 


* 

Industriegewerkschaft 

Betriebe 

Beschäf¬ 

tigte 

Wahlteil- 

nelimcr 

Betriebs¬ 

räte 

Frauen 

Jugcndl. 

Bau . 

1282 

50 922 

» 

40 306 

3191 

159 

196 

Bekleidung. 

425 

15 016 

12 553 

952 

434 

90 

Bergbau. 

169 

57 991 

47 539 

1141 

82 

63 

Chemie ........ 

562 

103 947 

83 228 

2112 

451 

113 

Graphisches Gewerbe 

188 

6 989 

5 937 

493 

128 

35 

Holz. 

632 

15 029 

12 610 

1310 

226 

152 

Eisenbahn. 

386 

46 175 

40 014 

1671 

129 

92 

Post und Fernmeldew. 

159 

11718 

9 608 

491 

88 

37 

Handel und Transport 

431 

10 213 

8 811 

930 

178 

51 

Land- und Forstw. . . 

1442 

58 635 

46 043 

3 338 

651 

130 

Metall. 

1 452 

102101 

82 916 

3 752 

324 

274 

Nahrung und Genußm. 

826 

34 544 

29 763 

2101 

511 

97 

Öffentliche Betriebe . 

1170 

88 766 

70 166 

3 865 

876 

183 

Angestellte. 

503 

11 504 

9 953 

959 

333 

123 

Kunst und Schrifttum 

60 

2 254 

1801 

160 

35 

6 

Lehrer und Erzieher . 

184 

7 261 

5 471 

140 

42 

1 

Gesamt: 

9 871 

623 055 

506 715 

26 606 

4 647 

1643 


Große Aufgaben auf allen Gebieten 

Wie auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet, so standen auch auf 
dem Gebiete der Sozialpolitik vor unseren Betriebsräten große Aufgaben. 
Es galt, alte gewerkschaftliche Forderungen in allen Betrieben zu ver¬ 
wirklichen, Lohnungerechtigkeiten, die noch aus der Nazizeit herrührten, 
zu beseitigen und neue, den veränderten Verhältnissen entsprechende 
Regelungen der Arbeitsverhältnisse, der Arbeitszeiten und des Urlaubs 
durchzuftlhren. Hierbei handelt es sich vor allem um die Verwirklichung 
des Grundsatzes „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ zur Herstellung der 
demokratischen Gleichberechtigung unserer Frauen und Jugendlichen. 
Durch Lohnausgleiche und neue Akkordfestsetzungen wurden in solchen 
Betrieben, in denen während der Hitlerdiktatur die Löhne willkürlich 
gesenkt worden, waren, auch diese Ungerechtigkeiten widergulgemacht 
und bei der Vorbereitung neuer Tarife erwiesen sich die Betriebsräte 
als aktive Helfer der Industriegewerkschaften. Der 8-Stundentag und die 
48-Stundenwoche wurden in allen Betrieben wieder als eine geregelte 
Arbeitszeit eingeführt. 

In mehr als 1350 Industrie- und Verkehrsbetrieben wurden durch die Ini¬ 
tiative unserer Betriebsräte Arbeitsschutz-Kommissionen gebildet. Deren 
Tätigkeit, zusätzlich zu den Maßnahmen der Betriebsräte, war fruchtbar 
in der Verbesserung hygienischer Einrichtungen, in der Schaffung von 
Werksküchen und Kindergärten, in der ärztlichen Betreuung der Beleg¬ 
schaft. 

'Die Regelung des Urlaubs und die Durchführung der Urlaubspläne 
erforderte von unseren Betriebsräten ebenfalls Umsicht und Entschluß- 
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kraft. Zu alledem kam noch hinzu, daß unsere Betriebsräte vor der Not¬ 
wendigkeit standen, zu helfen, dem allgemeinen Facharbeitermangel zu 
steuern. Sie widmeten deshalb die größte Aufmerksamkeit der Verbesse¬ 
rung der Ausbildung der Lehrlinge in zahlreichen Lehrwerkstätten und 
der Organisierung großzügiger Umschulungsmaßnahmen, durch welche 
ungelernte Arbeiter, Frauen, Umsiedler und Heimkehrer zu Fachkräften 
herangebildet wurden. 

Alle diese sozialpolitischen Maßnahmen und Bestrebungen der Gewerk¬ 
schaften und Betriebsräte wurden durch eine Reihe von SMV-Befehlen 
unterstützt. 


Tierteljahrsbericlite in 2900 Kcüiehcn 

Nach dreimonatlicher Tätigkeit, vom Zeitpunkt der Betriebsrätewahlen 
gerechnet, gaben die Betriebsräte gemäß Artikel 8 des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 22 (Betriebsrätegesetz) in den Generalversammlungen ihrer Betriebe 
den vierteljährlichen Tätigkeitsbericht. Nach bisher vorliegenden Be¬ 
richten wurden diese Vierteljahresberichte in 2900 Betrieben erstattet. 
264 731 Arbeiter und Angestellte beteiligten sich an den Versammlungen 
und 5770 Diskussionsredner nahmen Stellung zur Arbeit unserer Betriebs¬ 
räte und reichten neue Vorschläge und Anträge ein. 


2027 Bcti'ielbsvcrcinhiiningcn abgeschlossen 

Fast zur gleichen Zeit begannen die Betriebsräte durch Abschluß von 
Betriebsvereinbarungen ihr Mitbestimmungsrecht in allen betrieblichen 
Fragen zu sichern. Diese Kampagne des Abschlusses von Betriebsverein¬ 
barungen ist von großer politischer Bedeutung für die weitere Demokrati¬ 
sierung unserer Betriebe und für die Ordnung aller betrieblichen Verhält¬ 
nisse. Am Ende des Jahres 1946 konnte diese Kampagne noch nicht zum 
Abschluß gebracht werden. Die Tatsache, daß am Ende des Jahres 1946 
2027 Betriebsvereinbarungen als abgeschlossen gemeldet wurden, läßt 
erkennen, daß auch der Frage der Verbesserung der Verbindung zwischen 
Industriegewerkschaften und Betrieben und der Verbesserung der Bericht¬ 
erstattung aus den Betrieben, die größte Aufmerksamkeit gewidmet 
werden muß. 


I>ie sozialpolitische Arbeit im FDGB .Saclisen-Anlialt 

Neben der Schaffung von neuen Tarifen und der Mitarbeit bei der 
Schaffung einer einheitlichen Sozialversicherung hat die Sozialabteilung 
des FDGB die mannigfaltigsten Arbeiten zu erledigen. So hat z. B. der 
beim Präsidium der Provinz Sachsen-Anhalt gebildete Provinzial- 
Wohnungsausschuß unter Mitwirkung des FDGB Richtlinien für die Wohn¬ 
raumlenkung ausgearbeitet. 
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Hilfe für Heimkehrer und Umsiedler 

Eine der Hauptaufgaben der Sozialabteilung des FDGB ist die Sorge 
für Heimkehrer und Umsiedler. Bereits im Lager Apollensdorf schaltet 
sich der FDGB in die Fürsorge für die aus dem Westen kommenden 
Heimkehrer ein. Ebenso werden die Lager Körbin und Torgau betreut. 
Auch für die nach unserer Provinz kommenden Umsiedler wird gesorgt. 
Es wurden zehn Genossenschaften mit Beteiligung der Umsiedler ge¬ 
gründet. Eine Schuhmacher-Genossenschaft wird in nächster Zeit eben¬ 
falls aus den Kreisen der Umsiedler zusammengestellt. Die Erzeugung 
von Haushaltsgeräten, Bellen usw. wurde in Oslerburg aufgenommen. Der 
Provinzial-Umsiedlerausschuß wurde reorganisiert und auch ein Ver¬ 
treter des FDGB in denselben berufen. 


Erholung: für alle Schaffenden 

Die Sozialabteilung setzt sich in besonderem Maße dafür ein, daß Er¬ 
holungsheime bzw. Erholungsmöglichkeiten für die werktätige Bevölke¬ 
rung gesichert wurden. Im Rahmen der Erholungsaktion wurden Werk¬ 
tätige und Gewerkschaftsfunktionäre verschickt. Das FDGB-Erholungs- 
heim Friedrichsbrunn nahm 2174 Erholungsbedürftige auf. In den übrigen 
Erholungsheimen des FDGB fanden 3476 Werktätige Erholung. 


Rcchtsbcratimg; und Rechtsschutz 

für Gewerkschafter , 

Es wurde die Loslösung, der Arbeitsgerichte von der allgemeinen 
Justiz und die Unterstellung unter die Arbeitsverwallung erreicht. Im 
Provinzialgebiet sind 20 Arbeitsgerichte und ein Provinzial-Arbeitsgericht 
geschaffen worden. Die Vorsitzenden wurden auf Vorschlag des FDGB 
berufen. Weiterhin wurden Beisitzer nach den jeweiligen Vorschlägen 
des FDGB bestellt, die vom Vertrauen der Gewerkschafter getragen sind. 
Für ein neues Arbeilsgerichtsgesetz unterbreitete der FDGB der deut¬ 
schen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge seine Stellungnahme. 

Das Finanzministerium wurde aufgefordert, für eine einheitliche 
Steuerhandhabuug im Provinzialgebiet im Interesse der werktätigen Be¬ 
völkerung Sorge zu tragen. 

Der FDGB wirkte weiter bei der Abfassung und Herausgabe der für 
das Provinzialgebiet in Betracht kommenden arbeitsrechtlichen und 
sozialpolitischen Verordnungen mit. 


Hie Arbeitsschutzkommissionen 

Auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes wurde der FDGB durch zwei Ver¬ 
treter im Beirat des Provinzial-Arbeitsschutzamtes eingeschaltet. Darüber 
hinaus sind in allen Betrieben und den landwirtschaftlichen Gemeinden 
Arbeitsschutzkommissionen zu errichten. 
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Die Abteilung: Selbsthilfe 

Am 15 Juni 1946 wurde dem Provinzialvorstand die Abteilung Selbst¬ 
hilfe angegliedert. Sie führte im Juni und Juli mit der Gewerkschaft der 
Lehrer und Erzieher und der Schädüngsbekämpfungsstelle die Kartoffel¬ 
käfersuchaktion durch, bei der weit über 100 000 Kinder und Jugendliche 
eingesetzt wurden. Allein im Bezirk Halle-Merseburg wurden fast 
800 Kartoffelkäfer und ein Vielfaches an Larven gefunden und unschädlich 
gemacht. 


10112 Tonnen Gemüse aus freien Spitzen 

Die Verteilung des Gemüses der freien Spitzen wurde den Gewerk¬ 
schaften übertragen. Auch das ist ein Aufgabengebiet der Abteilung 
Selbsthilfe. Fast in allen Kreisen sind gemäß der Abmachung mit dem 
Konsumgenossenschaftsverband Gewerkschafter in die Genossenschaft ein¬ 
gebaut. Diese Gewerkschafter kontrollieren die freien Mengen und ver¬ 
teilen sie an die 'Betriebsküchen, Krankenhäuser, Kinderheime, Erholungs¬ 
heime und an die Volks- und Schulspeisung. Bisher wurden 10 112 Tonnen 
Gemüse erfaßt und verteilt. 

Die Scliulung’s- und Di9dung:sarheit im FDGß 

Die vordringlichste Aufgabe der Schulung der Funktionäre und der 
Heranbildung des Nachwuchses wurde von der im Dezember 1945 er- 
öffneten Provinzialgewerkschaftsschule Trebnitz und den im Laufe des 
Jahres 1946 eröffneten Bezirksgewerkschaltsschulen Biederitz und Schlie- 
ben in Angriff genommen. Bei einer vierzehntägigen Lehrgangsdauer 
wurden in 38 Kursen über 1400 Teilnehmer geschult. Allein der Anteil 
der Jugendlichen betrug von den 863 Teilnehmern der Gewerkschafts¬ 
schule Trebnitz über 250. Neben den Grundkursen wurden Speziallehr- 
gänge, wie Wirtschaftskurse, Propagandistenkurse usw. sowie 2 Arbeits¬ 
gerichtsbeisitzerkurse durchgeführt, an denen 180 Arbeitsgerichtsbei- 
sitzer teilnahmen. 

Im Dezember wurde mit der sich über 24 Wochen erstreckenden Be- 
triebsräteschulung begonnen. In 124 Schulen werden über 10 000 Betriebs¬ 
räte in jeder Woche einen ganzen Tag geschult. 

Die kulturelle Betreuung der werktätigen Bevölkerung ist eine der 
Hauptaufgaben der Abteilung Schulung und Bildung. Es wurden in 

580 größeren Betrieben Kullurkommisssionen geschaffen und in 

2610 kleineren Betrieben Kulturobleute eingesetzt. 

Es wurden 

1025 Theatervorstellungen und 90 Filme aufgeführt; 

278 Bunte Abende, Konzerte, Varieleveranstaltungcn durchgeführt. 

In 2367 Betrieben wurde ein Literaturvertrieb eingerichtet. 

In 2910 Betrieben werden regelmäßig Theaterkarten verkauft. 

In 273 Betrieben Betriebsbiictiereien eingerichtet. 

In 494 Betrieben hängen Wandzeitungen aus. 

In weiteren 125 Betrieben bildeten sich Schachgruppen, Lesezirkel usw. 
Es kann festgestellt werden, daß die Kulturarbeit in den einzelnen Kreisen 
immer mehr aktiviert wird. 
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Der Theaterkreis des FDGB wurde ins Leben gerufen, der bis zum 
Oktober 1946.6000 Mitglieder zählt. Im September 1946 wurde zusammen 
mit dem Kulturbund die „Volksbühne“ der Provinz Sachsen-Anhalt ge¬ 
gründet. Die Volksbühne soll, da sie auf eine breite Basis gestellt wird 
und eine feste Besucherzahl aufweist, zu billigeren Preisen als den üb¬ 
lichen den Besuch des Theaters ermöglichen. Dadurch soll das schaffende 
Volk mit der Kultur enger verbunden und sein fortschrittlich demokra¬ 
tisches Denken entwickelt werden. 

Die Werbung für den FDGB 

Von der Abteilung Schulung und Bildung wurde zur Unterstützung der 
einzelnen Aktionen des FDGB folgendes Werbematerial herausgegeben: 
19 Bild- und Schriftplakate, 32 verschiedene Losungen auf Klebestreifen, 
vier verschiedene Künstlerpostkarten für die Aktion „Helft den Alten“, 
Richtlinien zu den Betriebsrätewahlen, die Vorläufigen Satzungen des 
FDGB, ein Wandkalender, Schulungsbroschüren Kr. 1 und Nr. 2, außerdem 
verschiedene Flugblätter. 

Frauenarbeit im FDGB 

Das Frauensekretariat des FDGB begann seine Arbeit im Februar mit 
den Vorbereitungen zum internationalen Frauentag. An diesem Tag fan¬ 
den in sämtlichen Betrieben der Provinz, in denen Frauen beschäftigt 
waren, Betriebsfeiern statt. 

23 Frauensekretürinnen In den Kreisen der Frovinz 

Es ist gelungen, von den 41 Kreisen der Provinz 23 mit Kreissekre¬ 
tärinnen zu besetzen, die in vorbildlicher Weise die Gewerkschaftsarbeit 
unter den Frauen führen. Die Kreissekretärinnen gingen zum größten 
Teil durch die Frauenschule des FDGB, die von Ende Mai bis Ende Juli 
auf Schloß Zingst im Kreise Querfurt eingerichtet war. Es wurden hier 
etwa 300 Funktionärinnen des FDGB geschult. 

Die Kreissekretärinnen halten mit Betriebsräten ihres Kreises jeden 
Monat eine Arbeitsbesprechung ab. 

Am 28. Mai führte die Frauenabteilung eine Betriebsrätinnentagung 
durch, an der etwa 800 Betriebsrätinnen teilnahmen. 

In der Wahlkampagne zu den Gemeindewahlen wurden von den Frauen 
der Gewerkschaft 597 Wahlversammlungen in den Betrieben durcbgefiihrt. 

Die Durchführung des Grundsatzes „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ 
stellte die Frauenabteilung vor eine große Aufgabe. Es sind in der Provinz 
bisher 3657 Betriebe, in denen die Frauenlöhne den Männerlöhnen gleich¬ 
gestellt sind. 

5326 Kinder werden in ßetriebskindergiirten betreut 

In sozialer Hinsicht wurde vom Frauensekretariat des FDGB Großes 
geleistet. Es wurden in der Provinz Sachsen-Anhalt 965 Betriebsfrauen¬ 
kommissionen geschaffen, welche die Betriebsrätinnen bei ihrer Arbeit 
unterstützen. Sie tragen besonders zur Behebung der sozialen Nöte bei. 


270 



Mit ihrer Hilfe wurden Werksküchen geschaffen, 88 Betriebskindergärten 
eingerichtet, in denen 5326 Kinder betreut werden. 27 Nähstuben und* neun 
Schuhmachereien wurden eröffnet, ln 63 Betrieben wird die Belegschaft 
ärztlich betreut, in fünf Großbetrieben gibt es Waschküchen, die für die 
gesamte Belegschaft waschen und Wäsche ausbessern. 

Für die werktätige Jugend in Sachsen-Anhalt 

Durch die Initiative des FDGB, Abteilung Jugend, wurde bei der 
Provinzialregierung ein Hauptausschuß für Berufsausbildung geschaffen, 
dem zehn Vertreter des FDGB angehören. 


Jugendsckutzgesetz 

Zu Beginn des Jahres 1946 befaßte sich die Jugendabteilung des FDGB 
mit Vorschlägen zur Schaffung eines neuen Jugendschutzgesetzes, mit 
dem Ziel, die Arbeitsbedingungen und die sozialen sowie wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Jugendlichen zu verbessern. Es wurde eine Kom¬ 
mission aus 15 Vertretern der stärksten IG's und wichtigsten Betriebe 
gebildet. 

Die Kommission befaßte sich mit folgenden Grundforderungen: Fest¬ 
legung der Arbeitszeit für Jugendliche, Schaffung eines Grundlohnes für 
Lehrlinge, Festlegung des Urlaubs für Jugendliche, Unfall- und Jugend¬ 
schutz in allen Betrieben. 


60 FehrWerkstätten in «ler Provinz 

Die Schaffung von zusätzlichen Lehrstellen ist ein weiteres Aufgaben¬ 
gebiet der Jugendabteilung. Von den 43 000 Jugendlichen, die im Som¬ 
mer 1946 aus der Schule entlassen wurden, wurden 17 044 in Lehr- und 
Anlernstellen untergebracht. Durch Betriebsbegehungen wurden 1443 zu¬ 
sätzliche Lehrstellen ermittelt. In der Erkenntnis, daß die Lehrlings¬ 
ausbildung in den Lehrwerkstätten zum Vorteil der gesamten Wirtschaft 
ist, wurden in der Provinz .Sachsen-Anhalt 60 Lehrwerkstätten, 33 Lehr¬ 
ecken und vier Gemeinschaftslehrwerkstätten eingerichtet. 


öie Ciriinclrechte der jungen Generation 

Im Rahmen der Verwirklichung der Grundrechte der jungen Generation 
wurde besonders die Durchführung der 42- und 45-Stunden-Woche für 
Jugendliche in den Betrieben propagiert. Als bisheriges Ergebnis kann 
folgendes berichtet werden: Die 42- bzw. 45-Stunde-Woche wurde in 
681 Betrieben der Provinz verwirklicht, und 16 908 Jugendliche bis zum 
38. Lebensjahr werden von dieser Regelung betroffen. 

In den beiden letzten Monaten des Jahres wurde die Aktion „Sichert 
die Rechte der Jugend im Kleinbetrieb“ durchgeführt. Das Ziel der 
Aktion war, die wirtschaftliche und soziale Lage der werktätigen Jugend 
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in den kleinen Betrieben zu verbessern. Im Rahmen dieser Aktion wur¬ 
den in den. Berufsschulen 710 Versammlungen abgehalten, an denen 
42 189 Lehrlinge teilnahmen. 

Im Anschluß an die Berufsschulversammlungskampagne wurde das ge¬ 
sammelte Material ausgewertet. Zu diesem Zweck war es notwendig, die 
kleinen Betriebe aufzusuchen und die Mängel in Verbindung mit dem 
Betriebsrat abzustellen. Es wurden in der Zeit von etwa vier Wochen 
insgesamt 451 Kleinbetriebe aufgesucht. 


Jugend Vertreter in den Betriebsräten 

Auch an der Betriebsräteentwicklung in unserer Provinz hat die 
Jugendabteilung des FDGB ihren Anteil. Nach den Betriebsrätewahlen, 
in denen 2397 Jugendvertreter in die Betriebsräte gewählt wurden, 
fanden sieben Jugendbetriebsrätekonferenzen statt. 

In diesen Konferenzen wurden 85 Prozent aller Jugendbetriebsräte der 
Provinz erfaßt. 

Da die Jugendabteilung des FDGB erkannte, daß die Umerziehung der 
Jugend zu Antifaschisten eine der wichtigsten Aufgaben ist, legte sie be¬ 
sonderen Wert auf die Durchführung der Betriebsjugendstunden. Es 
wurde durchgesetzt, daß in fast allen Betrieben wöchentlich einmal eine 
Betriebsjugendstunde während der Arbeitszeit stattfindet. In der Pro¬ 
vinz Sachsen-Anhalt wurden in den letzten Monaten durchschnittlich 
monatlich 2800 Jugendstunden durchgeführt. 

Im Laufe des Jahres 1946 konnten 207 Jugendliche unter 21 Jahren 
an den Lehrgängen der Provinzial-Gewerkschaftsschule teilnehmen. An 
der Magdeburger Bezirksschule des FDGB wurden weitere 179 Jugend¬ 
liche geschult. Auch an zahlreichen Wochenend- und Betriebsräte¬ 
schulungen nahmen Jugendliche teil. 

01 803 gewerkschaftlich organisierte Jugendliche 

Im zweiten Halbjahr des .Jahres 1946 war die Jugendarbeit besonders 
rege. Bis auf sieben Kreise in der Provinz wurde überall ein haupt¬ 
amtlich oder ehrenamtlich arbeitender Jugendsekrelär eingebaut. Die 
Zahl der gewerkschaftlich organisierten Jugendlichen hat sich im Laufe 
des Jahres 1946 fast verdoppelt. Nach dem Stande vom 1. 5.1946 waren 
57 765 Jugendliche gewerkschaftlich organisiert. Am 30.11.1946 waren 
es 91893. Insgesamt bestehen in der Provinz Sachsen-Anhalt 118 Be¬ 
triebsjugendgruppen. 




Präsidium des 1.$ DGB'-Kongresses bei der Abstimmung am 11. Jebrnar 1946 











ustgarten 




• 7 « 
















Jan Kuypers 

Vizepräsident des Weltgemerksdiaflsbundes 

..Wir sind stolz darauf, was die deutsdien Semerk- 
sdiaften in einem Jahr ticleistet haben“ 

Kundgebung am 12.Februar 1947 in Berlin 


Leon Jonhaux 

Präsident der französisdten Semerksdtaiten 

..Die Sewerksdiaften stehen vor der Verantwortung 
liir den endgültigen frieden '' 

Kundgebung am 12.Jebruar 1947 in Berlin 


Jl. A. Ga isett oh 

Jtlitglied des Präsidiums 

des Union-Zentralrates der GemerksdtaHen (UdSSJO 

..Jüan muß die Einheit der freien deutsdien Semerk- 
sdiaften hüten wie einen Augapfel“ 

Kundgebung am 3. Juli 1946 in Berlin 








I>er FDCIB in Mecklenburg-Vorpommern 

Mit dem Befehl des Marschall Shukow über die Zulassung von demo¬ 
kratischen Organisationen kam, wenn auch langsam, frisches Leben in 
die Massen der Bevölkerung. 

Auch die alten Gewerkschaftsfunktionäre fanden sich wieder zusammen 
und begannen mit dem Aufbau der Organisation. Es bildeten sich in den 
einzelnen Städten, unabhängig voneinander, Gewerkschaftsausschüsse. 
Ende August 1945 fand die erste Besprechung, eine größere Zusammen¬ 
kunft von Funktionären der Gewerkschaften aus den nördlichen Kreisen 
von Mecklenburg-Vorpommern, statt. Hier wurde beschlossen, im Sep¬ 
tember in Güstrow eine Landeskonferenz abzuhalten. Ende September 
tagte diese Konferenz, an der 497 Vertreter aus allen Teilen des Landes 
teilnahmen. Diese Konferenz gab den Auftakt zur stärkeren Entfaltung 
der Gewerkschaften und einer zentralen Zusammenfassung der einzelnen 
Gruppen und Ausschüsse im Lande. 

Systematisch wurde die Organisation aufgebaut. Dabei galt der Grund¬ 
satz: Der Betrieb ist die Grundlage der Gewerkschaft. Mit der Organisation 
setzte auch die Wiederingangsetzung der Betriebe ein. Aus Schutt und 
Trümmern wurden die Maschinen — auf Initiative der Arbeiter — aus¬ 
gegraben, gangbar gemacht und in Betrieb gesetzt. So haben die Ge¬ 
werkschaften ihr redlich Teil dazu beigetragen, daß die Betriebe jetzt 
wieder arbeiten. 

Bereinigung: der Wirtschaft von den Nazis 

Es ist durch unsere Mitarbeit gelungen, 570 gewerbliche Betriebe zu 
enteignen, etwa 150 sind noch in der Schwebe, da die Besitzer nicht in 
unserer Zone anwesend sind. Von anderen Objekten sind etwa 3000 ent¬ 
eignet, und die Enteignung von etwa 1100 schwebt noch aus dem oben 
angeführten Grunde. 

FDGB-ßcitrag zur Bodenreform 

Die Durchführung der Bodenreform fand von seiten der Gewerkschaften 
die größte Unterstützung. In vielen Betrieben haben die Gewerkschaften 
in Überstunden und Sonntagsarbeit den Neubauern Ackergeräte und 
Haushaltsgeräte hergestellt. Zur Wiederherstellung der Trecker und land¬ 
wirtschaftlichen Maschinen wurden Werkstätten und fliegende Kolonnen 
aufgebaut und so die Feldbestellung sichergestellt. Auch die Verkehrs¬ 
mittel, wie Eisenbahn und Kraftfahrzeug, wurden mit Hilfe der Gewerk¬ 
schaften wieder hergerichtet. 

FDGB-IIllfe zur Sicherung der Frühjahrsbestellung 
und Finbringung der Fi nte 

Zu Beginn des Jahres 1946 hat der FDGB seine Gliederungen an¬ 
gewiesen, Vorkehrungen zu treffen, um die Frühjahrsbestellung unter 
allen Umständen sicherzustellen. Zu diesem Zweck wurden in den ein¬ 
zelnen Kreisen unseres Landes die Kreissekretäre angewiesen, in enger 
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Zusammenarbeit mit der „Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe“ 
Reparaturkolonnen zusammenzustellen und in erster Linie alle Maschinen, 
die zur Frühjahrsbestellung benötigt werden, in Ordnung zu bringen. 
Ebenso wurden alle Betriebe, die dafür in Frage kommen, aufgefordert, 
Ackergeräte, wie Pflüge, Eggen usw., zusätzlich in Mehrarbeit und in 
Sonntagsschichten fertigzustellen. 

Es kann gesagt werden, daß die Reparaturkolonnen, die überall unter¬ 
wegs waren, es erreicht haben, die Sämaschinen und anderen Geräte 
fertigzustellen, so daß diese bei der Frühjahrsbestellung voll zum Einsatz 
gebracht werden konnten. 

‘ Eine weitere größere Aufgabe war die Sicherung der Ernte. In enger 
Zusammenarbeit mit der „Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe“ 
und der Volkssolidarität war es dem FDGB möglich, Erntehelferkolonnen 
zusammenzustellen, die überall dort eingesetzt werden konnten, wo 
Arbeitskräfte unbedingt erforderlich waren. 

FDGB organisiert zusätzliche Ernährung für die 

Werktätigen 

Es war der Leitung des FDGB bekannt, daß alles getan werden mußte, 
um eine zusätzliche Ernährung für die werktätige Bevölkerung zu schaffen. 
So wurde die Parole herausgegeben, daß kein Quadratmeter Land brach¬ 
liegen dürfe, und daß alles der zusätzlichen Ernährung zugeführt werden 
müßte. Die Kreissekretäre wurden ebenfalls in diese Aktion eingeschaltet 
und verpflichtet, in ihren Arbeitsgebieten mit den zuständigen Behörden¬ 
stellen alles zu unternehmen, um die Brachlandaktion zu einem Erfolg 
zu führen. Als Resultat können wir verbuchen, daß im Land Mecklenburg- 
Vorpommern 

insgesamt 15 248 493 qm Brachland 

in Gemüseland umgewandelt wurden. Das entspricht einer Fläche von 
1525 Hektar. 

Delegierteilwahlen in den Orts-, Kreis- 
und Landeskonferenzen 

In geheimer Wahl wurden die Delegierten zu 21 Kreiskonferenzen 
gewählt. Von diesen Konferenzen wurden 600 Delegierte zur Landes¬ 
konferenz gewählt. In allen Konferenzen standen zur Beschlußfassung die 
Einheit der Gewerkschaften und die Einheit Deutschlands, die Zer¬ 
schlagung der Monopole und Kartelle, die Bereinigung der Wirtschaft von 
Nazis und Reaktionären, das Mitbestimmungsrecht der Werktätigen in 
der Wirtschaft für den Aufbau eines demokratischen Deutschlands. 

Die Mitgliederbewegung des FDGB 
in Mecklenburg-Torpommern 

Mecklenburg-Vorpommern hatte früher nur eine geringe fortschrittliche 
Arbeiterschaft. So hat heute Rostock 5000 Gewerkschafter mehr als früher 
das Land Mecklenburg. Es fehlt hier an gewerkschaftlicher Tradition und 
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damit an gewerkschaftlichen Betriebsfunktionären. Trotz der Schulungs¬ 
kurse, die in den Kreisen durchgeführt wurden, konnte die Schwäche 
nicht überwunden werden. Dennoch ist der FDGB von 6500 Mitgliedern, 
die er am 1. September 1945 zählte, auf 203 153 Mitglieder am 31. Dezem¬ 
ber gewachsen. Iin Verlauf der Kampagne zu den Gemeinde- und Land¬ 
tagswahlen, an denen sich der FDGB aktiv beteiligte (er führte 2000 Be¬ 
triebs- und öffentliche Versammlungen durch), konnten wir einen Zu¬ 
wachs von 16 000 Mitgliedern verbuchen. 


Die Jugendarbeit 

Die Jugendarbeit wurde erst im Jahre 1946 vom Landesvorstand auf¬ 
genommen. Abgehalten wurden 22 Funktionärsitzungen, 41 Betriebs¬ 
jugendversammlungen, 48 Sitzungen und Verhandlungen mit Behörden, 
18 Sitzungen in Ausschüssen und Kommissionen, 10 Sitzungen mit der 
FDJ, 53 Lehrlingsstreitfälle wurden bearbeitet, 42 wurden durch Ein¬ 
greifen des Landesvorstandes in Güte beigelegt, 3 Fälle durch Spruch 
des Arbeitsgerichtes zugunsten Jugendlicher entschieden. In 8 Fällen 
wurde das Verschulden der Jugendlichen festgestellt. In 14 Kreisen be¬ 
stehen z. Z.. Jugendabteilungen. 


Ergebnis der ISeiriebsriitcwahlen 

Das vorliegende unvollständige Ergebnis der Betriebsrätewahlen für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern war folgendes: 

In 2610 Betrieben mit 122 905 Belegschaftsmitgliedern wurden 2735 
Betriebsräte mit 7190 Betriebsratsmitgliedern gewählt. Es sind in diese 
Betriebsräte gewählt: 

3731 Arbeiter, 1733 Angestellte, 1232 Frauen, 254 Jugendliche. 

In 16 Betrieben bestehen Produktionskommissionen. 

In 728 Betrieben- bestehen Betriebsvereinbarungen. 

123 Betriebe haben Produktionsprogramme aufgestellt. 


Der neue Tarifvertrag für die Landarbeiter 

wurde am 27. April 1946 in Kraft gesetzt. Er umfaßt sämtliche Sparten 
der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte. Etwa 200 000 Arbeiter und An¬ 
gestellte werden nunmehr nach diesen Bestimmungen des Vertrages ent¬ 
lohnt und ihre arbcitsrcchtliche Stellung gesichert. Dieser Tarifvertrag 
ist im wesentlichen die Lösung der seit Jahrzehnten aufgestellten Forde¬ 
rung der Landarbeiter, weil die Problemstellung „Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ und die Gleichstellung des Landarbeiters mit dem In¬ 
dustriearbeiter verwirklicht ist. Der Wegfall der Depulatentlohnung wird 
zwar vielfach auf Grund der gegenwärtigen Verhältnisse als Härte emp¬ 
funden, doch wnrde andererseits durch die Gewährung von Sachbezugs- 
rechten ein Ausgleich geschaffen. 



Über weitere Tarife wurde von der Abteilung Löhne und Tarife bereits 
verhandelt.. Die bisher geführten Verhandlungen hatten zum Ziel, ein¬ 
heitlich© Rahmentarife zu schaffen. 


Die Schulung; 

weist noch große Mängel auf. Insbesondere macht sich der Mangel an 
geschulten Funktionären, die als Lehrkräfte wirken können, bemerkbar. 
Hinzu kommt noch, daß es uns noch nicht gelungen ist, eine Landesschule 
©inzurichten. Abgehalten wurden 121 Schulungstage mit 7615 Hörern. 
Darin eingeschlossen sind 90 Betriebsräteschulungen. Die hauptsäch¬ 
lichsten Themen waren: Geschichte der Gewerkschaftsbewegung, Wirt¬ 
schaftskunde und Arbeitsrecht. 


Nene Arbeitsgerichte 

Auf Veranlassung des FDGB wurden entsprechende Arbeitnehmerbei¬ 
sitzer aus allen Berufsarten berufen. Für die Arbeitgeberbeisitzer erfolgten 
die Vorschäge durch die Industrie- und Handelskammer sowie die Hand¬ 
werkskammer und die Abteilung Landwirtschaft und Forsten bei der 
Landesverwaltung. 

Als Beisitzer, sowohl der Arbeitnehmer wie der Arbeitgeber, wurden 
nur solche Personen berufen, die nicht der NSDAP und ihren Gliederun¬ 
gen angehört haben. 

Das Landesarbeitsgericht hat in Gemeinschaft mit der Abteilung Arbeit 
und Sozialfürsorge für jeden Kreis ein Arbeitsgericht für notwendig er¬ 
achtet. Der Gesamtaufbauplan der Arbeitsgerichtsbarkoit im Lande 
Mecklenburg-Vorpoinmern umfaßt also neben dem Landesarbeitsgericht 
insgesamt 21 Arbeitsgerichte. Der Sitz des Landesarbeitsgerichts ist 
Schwerin. 

Als Bezirksarbeitsgerichte fungierten die Arbeitsgerichte 

A. Schwerin, Wismar, Greifswald, Rostock, Stralsund, Güstrow', Neu¬ 
strelitz, Ückermünde. 

B. Am 1. Juli 1946 wurden weiter errichtet die Arbeitsgerichte 
Hagenow, Ludwigslust, Parchim und dem Bezirksarbeitsgericht 
Schwerin unterstellt. 

C. Die Arbeitsgerichte Anklani, Usedom mit Sitz in Ahlbeck, Grim¬ 
men, Demmin, Rügen mit Sitz in Bergen, Malchin, Neubranden¬ 
burg, Waren, Randow mit Sitz in Löcknitz und Schönberg mit 
Sitz in Grevesmühlen begannen ihre Tätigkeit am 1. August 1946. 

Es wurden durch den FDGB im Reichsschutzverfahren für seine Mit¬ 
glieder seit Bestehen bis 31. Dezember 1946 456 Klagen eingereicht. 

Hiervon gingen 14 in die Berufungsinstanz beim Landesarbeitsgericht 
Schwerin. 

Bis zum 31. Dezember 1946 w'urden 354 Streitfälle erledigt, unerledigte 
Streitfälle verblieben am Jahresschluß 102. 
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Aus den 

Industriegewerkschaften 
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Industriegewerkschaft -1- Bau 


Die erste Delegiertenkonferenz der Industriegewerkschaft Bau für die 
sowjetische Zone fand am 13. und 14. Juni 1946 in Halle statt. Die Zahl der 
anwesenden ordentlichen Delegierten betrug 190 (einschließlich der Ber¬ 
liner Gastdelegierten, deren Gastmandat durch einstimmigen Beschluß 
der Delegiertenversammlung in ein ordentliches Mandat umgewandelt 
wurde). Außerdem waren 59 Gastdelegierte vertreten. 

Die Schlüsselzahl für die Wahl der Delegierten, welche auf den Lan¬ 
deskonferenzen erfolgte, betrug auf 1000 Mitglieder ein Delegierter. 

Auf dieser zentralen Delegiertenkonferenz wurde der Zentralvorstand, 
bestehend aus 45 Mitgliedern, gewählt. 


In den geschäftsführenden Vorstand wurden gewählt: 


1. Vorsitzender. 

2. Vorsitzender. 

Hauptabteilung 1: 

Organisation . 

Hauptabteilung II: 

Wirtschaft. 

Hauptabteilung III: 

Sozialpolitik . 

Hauptabteilung IV: 

Selbsthilfe. 

Hauptabteilung V: 

Löhne und Tarifwesen . . . 
Hauptabteilung VI u. VII: 

Arbeitsrecht u. Betriebsräte 
Hauptabteilung VIII: 
Schulung und Bildung . . . 

Hauptabteilung IX: 

Frauen . 

Hauptabteilung X: 

Jugend . 

Hauptabteilung XI: 

Presse und Rundfunk .... 


Jahn, Franz 
Brückner, Walter 

Patz sch k e, Kurt 

Eichapfel, Fritz, Sekretär 

Zinn, Heinz 

Zinn, Heinz 

Brückner, Walter 

Eichapfel, Fritz 

Moritz, Arthur, Sekretär 
(zugleich Sekretär des Vorstandes) 

Kuhn, Hilde 

Stitterich, Hans 

Jahn, Franz 


Unterabteilung Kasse wurde der Hauptabteilung I (Organisation) zu¬ 
geteilt und als Sachbearbeiterin die Kollegin Knolle, Gertrud, als 
Sekretärin bestellt. 

Zur Verstärkung der Hauptabteilung V (Löhne und Tarifwesen) wurde 
Kollege Hain, Philipp, als Sekretär bestellt. 


Auf den der zentralen Delegiertenkonferenz vorhergegangenen fünf 
Landes-Delegiertenkonferenzen wurden in den Ländern Sachsen, Sachsen- 
Anhalt, Thüringen, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern Landes¬ 
vorstände durch die in den Orten gewählten Delegierten ordnungs¬ 
gemäß gewählt. 

Der Organisationsstand der einzelnen Landesorganisationen sowie 
ihre Aufteilung in die bisher geschaffenen Ortsvorstände sei im nach¬ 
folgenden aufgeführt: 
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IO Bau im Land Sachsen 


im Januar 1946 .... 

. . . 34 000 Bauarbeiter 

im August 1946 .... 

. . . 93 981 


im September 1946 . . 

. . . 100 508 

>> 

im Oktober 1946 . . . 

. . . 104 021 


im November 1946 . . 

. . . 106 505 

n 

im Dezember 1946 . . 

. . . 110159 

n 

im Januar 1947 .... 

. . . 114 518 

u 

davon Frauen: 6026 

Jugend: 

10 271 


Betriebsräte bestehen in 2264 Betrieben, davon sind 6118 Männer, 279 
Frauen, 224 männliche Jugendliche und 41 weibliche Jugendliche als 
Betriebsratsmitglieder bzw. Baudelegierte tätig. 

Betriebliche Gewerkschaftsleitungen bestehen in 920 Betrieben. Als 
Funktionäre der Industriegewerkschaft Bau sind hier 2465 Männer, 126 
Frauen, 134 männliche Jugendliche und 12 weibliche Jugendliche tätig. 
2992 Betriebe sind von uns organisatorisch erfaßt, wobei 

335 Betriebe eine Belegschaft unter 10 Mann 
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ii 
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ii 

ii 
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91 
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ii 

ii 

ii 
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IO Bau im Land Mecklenburg-Vorpommern 


Die Arbeit im Lande Mecklenburg-Vorpommern und der organisatorische 
Stand der dortigen Organisation sind noch stark im Rückstand. Organisiert 
waren im Land Mecklenburg-Vorpommern: 

im Mai 1946 . 10 864 Bauarbeiter 

im Oktober 1946 . 16 100 

im November 1946 . 16 358 „ 

im Dezember 1946. 16 899 „ 

' davon Frauen: 940 Jugendliche: 1695 

921 Betriebsräte wurden gewählt, davon 852 Männer, 50 Frauen und 
19 Jugendliche. 

IG Bau im Land Thüringen 

Organisiert waren im Land Thüringen: 

im Dezember 1946 . . . 43 701 Bauarbeiter 

Betriebsräte wurden in Thüringen 2265 in 1001 'Betrieben gewählt, davon 
2176 Männer, 66 Frauen und 23 Jugendliche. 

Der Arbeitsbericht des Landes Thüringen meldet für das vergangene 
halbe Jahr nachfolgende Veranstaltungen: 

1783 Betriebsversammlungen 
86 Jugendversammlungen 
633 Schulungsstunden für Betriebsräte. 

Bei den Schulungsstunden für Betriebsräte wurden 1938 Kollegen erfaßt. 
Auf die FDGB-Landesschule wurden 16 Funktionäre geschickt. 

Ortsvorstände bestehen 104. 












IG Bau im Land Sachsen-Anhalt 


Organisiert waren im Land Sachsen-Anhalt: 


im Februar 1946 . . . 

. . . . 46 717 Bauarbeiter 

im Oktober 1946 . . . 

. . . . 62 200 

?? 

im November 1946 . . 

. . . . 62 388 

?? 

im Dezember 1946 . . 

.... 62 902 

?? 

im Januar 1947 .... 

.... 67 098 

?? 

davon Frauen: 6245 

Jugendliche: 9691 


2922 Betriebsräte wurden in 1404 Betrieben gewählt, davon 

2610 Männer 
138 Frauen 

136 männliche Jugendliche 
38 weibliche Jugendliche 

Betriebliche Gewerkschaftsleitungen bestehen in 520 Betrieben. 
1533 Kollegen sind hier als Funktionäre tätig, davon sind 

1363 Männer 
78 Frauen 

86 männliche Jugendliche 
36 weibliche Jugendliche 

2728 Betriebe sind von uns organisatorisch erfaßt, wobei 

1565 Betriebe eine Belegschaft unter 10 Mann 


813 

« 
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200 

?? 


haben. 

Der Arbeitsbericht für das Land Sachsen-Anhalt meldet für Januar 1947 
308 Betriebsversammlungen, 28Mitgliederversammlungen, 31 Fachgruppen- 
versammlungien, 41 Betriebsrätekonferenzen, 72 Schulungskurse, 19 er¬ 
weiterte und 35 engere Vorstandssitzungen in den einzelnen Ortsvor¬ 
ständen. 

IG Bau im Ijaiul Brandenburg 

Die Organisation und der Stand der gewerkschaftlichen Arbeit ist noch 
nicht zufriedenstellend. Der Zentralvorstand ist bemüht, mit Hilfe der 
brandenburgischen Organisation die Mängel zu beheben, und es sind in 
den letzten Wochen schon gute Fortschritte zu verzeichnen. 

Organisiert waren im Land Brandenburg: 

im Februar 1946 . 8 596 Bauarbeiter 

im Oktober 1946 . 21 616 „ 

im November 1946 . 23 019 „ 

im Dezember 1946 . 23 630 „ 

davon Männer: 19649 Frauen: 2470 Jugendliche: 1511 

Betriebsräte wurden 767 gewählt, davon 667 Männer, 91 Frauen und 
9 Jugendliche. 













Allgemeiner Arbeitsbericht 


Nach Konstituierung des Zentralvorstandes und seiner Arbeitsaufnahme 
in Berlin bestanden die ersten Aufgaben darin — neben der Schaffung der 
technischen Voraussetzungen für die Arbeiten überhaupt — die Arbeit 
der einzelnen Landesvorstände zum Zentralvorstand sowie die Arbeit der 
einzelnen Ortsvorstände zu den Landesvorständen zu koordinieren und 
einen einheitlichen Aufbau zu schaffen. 

Die Entwicklung in den einzelnen Ländern bzw. Orten war bis dahin 
eine durchaus unterschiedliche, bedingt durch das Fehlen zentraler In¬ 
stanzen. Nachwirkungen dieser Mängel sehen wir heute noch im wesent¬ 
lichen in der Entwicklung in der Mark Brandenburg und Mecklenburg. 

Durch eine Konferenz in den Ländern, an der sämtliche Ortsvor- 
sitzenden sowie sämtliche Sekretäre der Industriegewerkschaft Bau teil- 
nahmen, wurde diese Arbeit eingeleitet. 

Eine einheitliche Berichterstattung, einheitliche Methoden im Organi¬ 
sationsaufbau, Teilung der Länder in Arbeitsbezirke, Schaffung von Organi¬ 
sationssekretären, Ausbau der Hauptabteilungen beim Zentralvorstand und 
bei den Landesvorständen unter Berücksichtigung der finanziellen Lage der 
Industriegewerkschaft und der Lage iti den Ländern bzw. Industrie¬ 
gebieten setzten die Arbeit dieser Konferenzen fort. 

An der gewerkschaftspolitischen Arbeit hat unsere IG Bau regsten 
Anteil genommen. U. a. gehören von der IG Bau im Lande Thüringen 
57 Kollegen den Gemeinderäten und zwei Kollegen dem Landtag au. 
Im Lande Sachsen gehören 19 unserer Kollegen den Gemeindeparla¬ 
menten an. Die gewerkschaftspolitische Arbeit wurde weiter dadurch 
stark zum Ausdruck gebracht, daß wir als IG aufs aktivste an der Arbeit 
zum Volksentscheid in Sachsen sowie bei den Gemeinde- und Landtags¬ 
wahlen teilnahmen. In allen von uns durchgefiihrten Versammlungen 
wurden die gewerkschaftspolitischen Ziele des FDGB und der IG den 
Angehörigen der Bauberufe dargelegt. 

Eine weitere große Aufgabe auf diesem Gebiet fanden wir i*n der 
Frage der Entnazifizierung der zu unserem Organisationsbereich ge¬ 
hörigen Betriebe. Waren doch gerade die Betriebe der Bauindustrie, 
zumindestens soweit es sich um größere Betriebe handelt, im wesent¬ 
lichen Nazibetriebe. 

Die Tatsache, daß ehemalige Pgs infolge ihrer Ausscheidung aus 
anderen Berufen in die Betriebe des Baugewerbes einströmen, macht uns 
die Arbeit nicht leichter. Der lEntnazifizierungsprozeß kann keineswegs 
als abgeschlossen gelten, jedoch kann man ihn als befriedigend voran- 
gelrieben gelten lassen. 

Die organisatorische und gewerkschaftspolitische Arbeit zeigt sich in 
ihren Auswirkungen am besten in der Zahl der in der IG vorhandenen 
Mitglieder. Im Dezember 1946 betrug die Zahl der in der gesamten 
sowjetischen Zone organisierten Bauarbeiter (ausschließlich Berlin) 
263 487. Das entspricht einem Organisalionsverhältnis von 75 bis 
85 Prozent der Beschäftigten, w-obei zu berücksichtigen ist, daß ein Teil 
der Beschäftigten, weil ehemalige Naziaktivisten, gewerkschaftlich nicht 
organisierbar ist. 
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Die Bauarbeiter und die Wirtschaft 

Große Aufgaben bestehen für unsere IG auf dem Gebiet der Wirt¬ 
schaft. Hier gilt es vor allem, sich sowohl bei der Kontrolle der Bau¬ 
ausführungen als auch bei der Konirolle der Verwendung der Bau¬ 
stoffe mitbestimmend einzuschalten. Diese Aufgabe kann im wesent¬ 
lichen als zumindest anfänglich gelöst angesehen werden. Auf Initiative 
und unter Mitwirkung unserer IG wurden in allen Städten und größeren 
Orten der sowjetischen Zone Baukontrollausschüsse und Baukommissionen 
geschaffen, durch welche die oben bezeichncto Kontrolle unter aktiver 
Mitwirkung unserer Funktionäre durchgeführt wird. Ei’n weiteres 
Problem auf dem Gebiet der Wirtschaft bildet die Verteilung und wirk¬ 
liche Ausnützung der zur Zeit noch vorhandenen Baumaschinen und 
sonstigen Produktionsmittel der Bauindustrie. Auch hier si'nd anfäng¬ 
liche Erfolge bereits zu verzeichnen. Besondere Schwierigkeiten zeigen 
sich jedoch bei der Beschaffung bzw. Herstellung von Baustoffen. Es ist 
das teils ein Transportproblem, teils ein Kohle- bzw. Energieproblem. 
Wir betrachten es als Aufgabe unserer IG, im Zusammenwirken mit dem 
FDGB und den staatlichen und kommunalen Verwaltungsstellen, Auswege 
zu suchen und zu finden. Die Beschaffung bzw. Nutzbarmachung von 
Ausweichstoffen, z. B. Lugiasche, müssen wir lösen, jedoch sind wir als 
Bauarbeiter, mehr als jede andere Stelle, dazu verpflichtet, den Sicher¬ 
heitsfaktor einzuschalten, und unsichere Experimente zu verhindern. 


Arbeitsschutz im Baugewerbe 

Auf sozialpolitischem Gebiet steht der Schutz der Arbeitskraft im Vor¬ 
dergrund. Gerade im Baugewerbe sind die Unfallgefahren weit höher 
als in anderen Gewerben, und die Aufmerksamkeit der IG Bau muß sich 
ebenfalls hier ganz besonders konzentrieren. Die vordringlichste Auf¬ 
gabe war die Schaffung von Arbeitsschutzkommissionen in den Betrieben; 
eine Aufgabe, die bis zu einem weiten Maße als gelöst angesprochen 
werden kann. Die Verankerung der betrieblichen Schutzkommissionen 
i'n der gewerkschaftlichen Organisation ist die Aufgabe, welche zur Zeit 
ihrer Lösung entgegengeht. Arbeitsschutzkommissionen bei den Orts-, 
Landes- und beim Zentralvorstand, ihr einheitlicher Aufbau, ihre ein¬ 
heitliche Ausrichtung werden in einer großen Arbeitsschutzkonferenz 
vorbereitet, welche im Mai 1947 für die gesamte Zone stattfinden wird. 

Um bei den Verwaltungen sowie bei der SMA durch unwiderlegliches 
Beweismaterial die notwendige Aufmerksamkeit zu erwecken, wurden 
eine Reihe von statistischen Erhebungen angestellt und die so ge¬ 
wonnenen Materialien entsprechend weitergeleHet. Allein das Land 
Thüringen meldet in den letzten sechs Monaten 128 leichte, 26 schwere 
und fünf tödliche Unfälle. Die Zahlen in den anderen Ländern dürften, 
bedingt durch die größeren Zerstörungen und die damit verbundene ge¬ 
fährliche Enttrümmerungsarbeit, ein weit krasseres Bild zeigen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß gerade in der Bauindustrie große Teile von 
völlig berufsfremden Arbeitern vorhanden sind und immer mehr solche 
einströmen. 
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Bi© Bauarbeiter und «11© Selbsthilfe 


Eine fortgesetzte Arbeit unserer IG hat es bis jetzt immer wieder ver¬ 
standen, zumindest der größten Not entgegenzuwirken. Das Pro¬ 
blem der Betriebsküchen im Baugewerbe ist ein fast unlösbares; es ist 
jedoch unserer IG in einigen größeren Städten, z. B. Leipzig, gelungen, 
mit Unterstützung des FDGB und der Volkssolidarität eine Großbetriebs¬ 
küche, welche die einzelnen Baustellen mit Essen versorgt, zustande zu 
bringen. 

Auch in der Brachfeldaktion sind bei Betrieben, wo geeignete Lände¬ 
reien zur Verfügung standen, einige Erfolge erzielt. Wesentlich stärker 
einschalten konnte sich unsere IG in der Selbsthilfe bei Beschaffung von 
Arbeitsschuhen und Arbeitsbekleidung. Wenn auch hier durchaus noch 
nicht von einem Beheben der gröbsten Mängel gesprochen werden kann, 
so muß man doch feststellen, daß sich unsere IG um Bekleidung und 
Schuhe für die Bauarbeiter, insbesondere Bauarbeilerinnen, maßgeblich 
gekümmert hat. An der Spitze solcher Selbsthilfeaktionen steht das 
Land Sachsen und dabei Dresden und Leipzig. 


Entwicklung des neuen Tarifs für das Baugewerbe 

Wohl die wichtigste und brennendste Frage, die unsere IG beschäftigt, 
ist die Frage eines neuen Tarifes für alle Beschäftigten im Baugewerbe. 
Eine ganze Reihe von Zwischenlösungen wurden im Geschäftsjahr ge¬ 
funden: Ein Zwischentarif im Lande Sachsen, Abmachungen zwischen 
unserer IG und den Ämtern für Arbeit bei den Landesverwaltungen von 
Sachsen-Anhalt und Thüringen, unzählige Betriebsabmachungen bzw. Ab¬ 
machungen der Ortsvorstände mit den Außenstellen der Landesverwal- 
tungen. Alle diese Abmachungen waren jedoch nicht dazu angetan, die 
bestehenden Schwierigkeiten zu beseitigen. 

Aus diesem Grunde war unsere IG eine der ersten, die über die Deut¬ 
sch 0 Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge an die SMA die Bitte 
richtete, den Abschluß eines neuen Tarifvertrages zu genehmigen. In 
einer Reihe von Denkschriften und über 300 Unterlagen, welche aus Be¬ 
trieben beschafft wurden, bewiesen wir die Unmöglichkeit der jetzigen 
Lohngestaltung. Die Bauarbeiter, im Gegensatz zu den anderen Indu¬ 
strien als nicht kriegswichtige Industrie, waren von jeder Verbesserung 
während der Nazizeit ausgeschlossen. 

Der neue Tarif, über den mit der Deutschen Verwaltung und der SMA 
verhandelt wird, steht kurz vor dem Abschluß. Wenn wir auch sagen 
müssen, daß dieser Tarif noch nicht die Lösung bringen wird, so bringt 
er doch eine ganze Reihe von wesentlichen Verbesserungen, sowohl in 
den Bestimmungen des Rahmentarifes als auch in den Bestimmungen des 
Lohnlarifes. Entscheidende Bedeutung hat darin die Reduzierung der sechs 
bis acht Lohnklassen auf drei bis vier bei entsprechender Angleichung. 

^ Bei der Ausarbeitung des Tarifs und bei der Beweisführung für den 
Tarif, gegenüber der Deutschen Verwaltung und der SMA, wurde vom 
Zentralvorstand aus über die Landes- und Ortsvorstände bis in die Be- 
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triebe hinein gewerkschaftliche Arbeit getragen, dergestalt, daß alle diese 
gewerkschaftlichen Einheiten bei der Schaifung der Voraussetzungen für 
den neuen Tarif mitwirken konnten. 


Betriebsrätearbeit im Baugewerbe 

Durch die Hauptabteilung Betriebsräte wurde nicht nur die allgemeine 
Frage der Betriebsrätearbeit schlechthin an die Betriebe herangetragen, 
sondern zugleich die für das Baugewerbe unerläßliche Frage der Bau- 
stellen-Delegierten und Obleute aufgeworfen. Sind doch gerade im Bau¬ 
gewerbe durch die Eigenart seiner Struktur Kleinbetriebe oder Groß¬ 
betriebe mit unzähligen Baustellen diese Formen der Betriebsvertrelung 
notwendigerweise anders als in den anderen Gewerben. 

Unmittelbar nach Abschluß der Betriebsrätewahlen hat die IG mit 
Unterstützung der Betriebsräte und der betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
begonnen, Betriebsvereinbarungen abzuschließen. Bisher wurden 2303 Be¬ 
triebsvereinbarungen abgeschlossen, womit diese Aktion noch keineswegs 
als beendet bezeichnet werden kann. Durch die Kleinbetriebe, durch die 
Fluktuation, ergeben sich ganz besondere Schwierigkeiten. Erst nach Ab¬ 
schluß des Winters wird es möglich sein, Betriebsvereinbarungen auch 
im letzten Betrieb durchzusetzen. Man kann aber feststellen: Die Betriebs¬ 
vereinbarungen, die bis jetzt abgeschlossen worden sind, haben in jedem 
Falle das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter im Betrieb festgelegt. Muster¬ 
betriebsordnungen, die vom Zentralvorstand und in entsprechender Be¬ 
arbeitung von den Landesvorständen herausgegeben wurden, haben eine 
gewisse Einheitlichkeit in den Betriebsvereinbarungen erzielt und vor 
allem überall völlig klar das Mitbestimmungsrecht herausgestellt. Beim 
Abschluß der Betriebsvereinbarungen kam es infolge Weigerung von 
Unternehmern zu einer größeren Anzahl von Streiks; in einem Falle 
dehnte sich der Streik über einen ganzen Kreis aus. Alle Streiks waren 
ein hundertprozentiger Erfolg: Nicht nur die Betriebsvereinbarungen 
wurden abgeschlossen, sondern darüber hinaus günstige Rückwirkungen 
auf die Organisation erzielt. 


Für die Schulung und Bildung 

insbesondere der Funktionäre unserer IG, sind die Länder- und Kreis¬ 
schulungseinrichtungen des FDGB weitestgehend benutzt worden. Bis 
jetzt haben 72 Kollegen und Kolleginnen unserer IG die Landesgewerk¬ 
schaftsschulen besucht. Einige Funktionäre unserer IG sind als Lehrer 
an den Kreis- bzw. Landesschulen tätig. Eine große Aufgabe erblickt die 
IG Bau in der Schaffung von geeignetem beruflichen Schulungsmaterial. 
'Nach Absprache mit dem Bundesvorstand des FDGB wurde vom Zentral¬ 
vorstand der IG dem Verlag der „Freien Gewerkschaft“ eine größere 
Summe zur Verfügung gestellt, die dieser Aufgabe dienen soll. Hier 
soll insbesondere durch die Herausgabe einer Reihe von billigen Fach¬ 
lehrbüchern der Bauarbeiterschaft und den neu in das Baugewerbe ein¬ 
strömenden Berufsfremden die Möglichkeit gegeben werden, sich mit der 
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Technik der Bauberufe vertraut zu machen, um so den Umschulungs¬ 
prozeß sowie die Weiterbildung zu fördern. Eine besondere Baufach¬ 
zeitschrift wurde unter dem Namen „Bauzeitung“ jetzt von der SMA 
lizensiert. Es ist ferner unser Bestreben, den „Grundstein“, unser 
Funktionärorgan, bald zu einer Gewerkschaftszeitung unserer IG auszu¬ 
bauen. Durch geeignete Mitarbeiter im Rundfunk wurde besonders vom 
Standpunkt unserer IG Bau das Problem der Umschulung wiederholt be¬ 
leuchtet. 


Gewinnung: der Jugend 

Eng damit im Zusammenhang steht die Jugendarbeit unserer IG, die, 
nachdem auch sie einen organisatorischen Rahmen in der Schaffung von 
Jugendkommissionen in den Betrieben, bei den Orts-, Landes- und Zen¬ 
tralvorständen der IG Bau erhalten hat, nunmehr dazu übergeht, die 
Jugend in fachlicher und über diese hinweg in gewerkschaftlicher Rich¬ 
tung zu bilden. Zur Zeit sind wir dabei, Voraussetzungen zu schaffen, 
um im Laufe des Jahres 1947 durch Bastei- und Modellierabende das 
berufliche und gewerkschaftliche Interesse zu fördern und so an der 
demokratischen Umerziehung unserer Jugend mitzuwirken. Eine große 
Anzahl von Umschulwerkstätten und Lehrbauhöfen steht unter unmittel¬ 
barer Betreuung durch unsere Funktionäre. Der Zentralvorstand und 
die Landesvorstände leisten Mitarbeit bei den Verwaltungen, insbe¬ 
sondere bei den Arbeitsämtern, und sind bestrebt, alle Umschulmaß¬ 
nahmen zu fördern. Umschulung von Männern und Frauen in die für sie 
geeigneten Berufe steht liier im Vordergrund. 


Die Bauarbefterfn 

Die Erfassung der Frauen durch die IG Bau stößt auf ganz besondere 
Schwierigkeiten. Sind doch erstens die Frauen auf dem Bau ein völlig 
neues Element und kommt zweitens hinzu, daß der weitaus größte Teil 
der Frauen die Bauarbeit nur als eine vorübergehende, von der der¬ 
zeitigen Not bedingte Erscheinung ansieht und sich auch dementsprechend 
einstellt. Immerhin ist es bis jetzt gelungen, etwa 50 bis 60 Prozent der 
am Bau beschäftigten Frauen organisatorisch zu erfassen und dabei eine 
ganze Reihe von Funktionärinnen aus ihnen zu gewinnen. Durch die 
witterungsbedingten Verhältnisse mußte die organisatorische und ge¬ 
werkschaftspolitische Erfassung der Frauen z. T. unterbrochen werden. 
Mit dem Wiederbeginn der Bautätigkeit wird eine Besserung eintreten, 
zumal die Zeit der Ruhe dazu benutzt worden ist, in allen dafür in Frage 
kommenden Orlen und Betrieben Frauenkommissionen unserer IG zu. 
schaffen, die dann diese Arbeit übernehmen werden, unterstützt durch 
den Zentralvorstand mit geeigneten Kräften und Agitationsmaterial. 


Vorstandsbcschliissc der IG Bau 

Die gesamte Arbeit der IG Bau, die in der Zeit vom August 1946 bis 
Januar 1947 geleistet wurde, spiegelte sich wider in den drei erweiterten 
und 13 geschäftsführenden Vorstandssitzungen des Zentralvorstandes. 
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Ei'ne Reihe von wichtigen Beschlüssen wurde hier gefaßt und alle Nöte 
und Beschwernisse der Bauarbeiter durchgesprochen und die Möglich¬ 
keiten zu ihrer Behebung ins Auge gefaßt. 

Kampf gegen Schieber und Schwarzhändler mit der Forderung, für 
besonders üble Elemente dieser Sorte die Todesstrafe aiizuwenden, 
wurde in einer Resolution des Zentralvorstandes verlangt. Diese Reso¬ 
lution wurde allen dafür in Frage kommenden Stellen übermittelt. 

Es wurde Stellung genommen zur Bauwirtschaft und ihrer Förderung 
unter den gegenwärtigen Bedingungen. Als Referent war hier unser 
Kollege Weidauer, der derzeitige Oberbürgermeister von Dresden, 
hinzugezogen. 

Die Bauhüttenbewegung von vor 1933 und der Versuch, dieselbe wieder 
ins Leben zu rufen, wurde eingehend diskutiert, und es wurde in einem 
einstimmigen Beschluß festgelegt, die Bauhüttenbewegung abzulehnen. 
Es kommt nicht darauf an, gewerkschaftliche Betriebe' zu schaffen, 
sondern es kommt darauf an, die Demokratisierung unserer Wirtschaft 
durch Kommunalisierung und Verstaatlichung voranzutreiben. 

Eine besondere Diskussion nahm im Rahmen der Tarifbesprechung die 
Frage des Urlaubsentgeltes bzw. der Urlaubsmarkenregelung und der 
Träger derselben ein. Hier wurde im Zentralvorstand nach nament¬ 
licher Abstimmung mit 31 zu 13 Stimmen der Wunsch ausgesprochen, die 
Sozialversicherung oder eine andere staatliche Körperschaft möge die 
Verwaltung der Urlaubsmarken übernehmen. 

Ausbau der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen, weiterer Ausbau der 
Ortsvorstände, Verbesserung der monatlichen Berichterstattung, Heraus¬ 
gabe von Betriebsstatistiken, Durchführung von Buchkontrollen und ihre 
Auswertung, Schaffung einer Funktionärkartothek sowie Ausweise für 
unsere Funktionäre, Abschluß der Betriebsvereinbarungen, Durchführung 
des Befehls 253 (der inzwischen restlos durchgeführt wurde), Bau¬ 
arbeiterschutzfragen, Fragen der Werbung und Propaganda, Wettbewerbe 
der Länder untereinander, Ausbau zur wirklichen Industriegewerkschaft, 
all diese Fragen beschäftigten den Zentralvorstand und gaben so Leit¬ 
linie und Spiegelbild für die Organisation. 

Die letzte Sitzung des erweiterten Zentralvorstandes legte die General¬ 
linie der Industriegewerkschaft Bau fest in einer Resolution: 

„Arbeitsjahr 1947“ 

1. Entnazifizierung und Entmilitarisierung der Betriebe. 

2. Demokratisierung der Wirtschaft durch Einschalten der Organe der 
Gewerkschaften in dieselbe. 

3. Abschluß von Betriebsvereinbarungen, die die wirkliche Mitbestim¬ 
mung der Werktätigen sichern. 

4. Endlicher Abschluß neuer Lohn- und Arbeitsbedingungen durch 
einen Kollektivvertrag für die gesamten Beschäftigten der Bau¬ 
industrie. 

5. Ausbau der Sozialgesetzgebung, insbesondere des Arbeitsschutzes. 

6. Mitwirkung bei der Regelung der Preisbildung, um dadurch dem 
Lohneinkommen ein sicheres Fundament zu geben. 

7. Kontrolle aller Bauvorhaben und der Verwendung aller Baustoffe 
durch Beauftragte unserer IG. 



8. Förderung der Umschulung und Beeinflussung der Lenkung der 
Arbeitskräfte im Baugewerbe, um so den jetzigen Zustand der Ar¬ 
beitsverpflichtungen weitgehendst zu vermeiden. 

9. Weiterer Einsatz der Industriegewerkschaft Bau für die Bereit¬ 
stellung von Arbeitskleidung für die am Bau Schaffenden. Ausbau 
der Selbsthilfe auf diesem Gebiet, um durch die Notmaßnahme 
wenigstens die schwersten Schäden zu beheben. 

10. Weiterer Einsatz der IG Bau für die Verbesserung der Ernährungs¬ 
lage der Bauarbeiter, soweit das im Rahmen der allgemeinen Er¬ 
nährungslage überhaupt möglich ist. 


Industriegewerkschafft -3- Bekleidung 

Die erste Zonendelegiertenkonferenz der IG Bekleidung fand am 
15. Juni 1946 statt. Es waren 207 Delegierte anwesend, davon 135 männ¬ 
liche, 70 weibliche und 2 Jugendliche. Auf 600 Mitglieder entfiel ein 
Delegierter. 

Auf dieser Konferenz wurde der Zentralvorstand gewählt. Er umfaßt 
35 Mitglieder, davon gehören 9 Mitglieder zum 

Gescliäftsfährenden Vorstand: 

1. Vorsitzender: Kurt Schenk 

2. Vorsitzender: Ferdinand G e i s s 1 e r 

Willy Lehmann Erich Lüttcher 

Maria Weigel Herbert Schultz 

Georg Hoppe Rudolf Schenner 

Werner Hüttenrauch 

Während der Berichtsperiode schieden aus dem Zentralvorstand aus: 
Wilhelmine Meutzner (aus persönlichen Gründen zurückgetreten), 
Erich Günther (laut ZV-Beschluß ausgeschlossen, da frühere Zugehörig¬ 
keit zur SA verschwiegen). 

Ressortmäßig übernahmen: 

die Hauptabteilungen Organisation, Schulung und Bildung 
Koll. Kurt Schenk, 

die Hauptabteilungen Tarifwesen, Sozialpolitik, Betriebsräte 
Koll. Ferdinand G e i s s 1 e r, 
die Hauptabteilungen Frauen und Jugend 
Koll. Maria Weigel. 

Tn Verbindung mit der Zonenkonferenz wurden in allen Ländern und 
Provinzen Vorstände gewählt und Sekretariate gebildet. 

Im Land Sachsen übernahmen der Koll. Georg Hoppe (Chemnitz) 
als 1. Vorsitzender und die Koll. Margarete Hahn (Dresden) als 2. Vor¬ 
sitzende die Arbeit an der Spitze des Landesvorstandes der IG. 

Im Land Thüringen wurde der Landesvorstand, bestehend aus 25 Vor¬ 
standsmitgliedern, gewählt. Die Koll. Rudolf Schenner (Erfurt) wur¬ 
den zum 1. Vorsitzenden und Annemarie Engel (Erfurt) zur 2. Vor¬ 
sitzenden gewählt. 
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Im Land Mecklenburg-Vorpommern besteht der Landesvorstand aus 
15 Vorstandsmitgliedern. Folgende Kollegen übernahmen die leitenden 
Funktionen: Wilhelm Schüler (Schwerin), 1. Vorsitzender, Bernhard 
S t e f! e k (Schwerin), 2. Vorsitzender. 

In der Provinz Brandenburg wählte die Konferenz 10 Vorstandsmitglie¬ 
der für den Landesvorstand. Zum 1. Vorsitzenden wurde Koll. Albert 
Gärtig (Kottbus) und zum 2. Vorsitzenden Koll. Erich Lütt eher 
(Luckenwalde) gewählt. In der Berichtsperiode trat Koll. Gärtig von 
seiner Funktion zurück und Koll. Lütt eher übernahm die Geschäfte 
des 1. Vorsitzenden. 

Zur Verstärkung der Arbeit der Landes- und Provinzialvorstände wur¬ 
den gebietsweise Sekretäre eingesetzt, die gleichzeitig Vorsitzende des 
Ortsvorstandes am Hauptort sind. Diese Sekretäre gehören zum Sekretariat 
des jeweiligen Landes- und Provinzvorstandes. In folgenden Hauptorten 
befinden sich Sekretäre: 

Land Sachsen: in Chemnitz, Dresden, Kamenz, Aue, Zittau, Neugers- 
dorf, Zwickau, Plauen, Auerbach, Leipzig, Glauchau; 

Provinz Sachsen-Anhalt: in Halle, Torgau, Magdeburg, Merseburg; 

Land Thüringen: in Erfurt; 

Land Mecklenburg-Vorpommern: in Rostock, Greifswald, Schwerin. 

Außerdem bestehen in sämtlichen Ländern und Provinzen noch in ver¬ 
schiedenen Kreisen mit anderen IG zusammen gemeinsame Sekretäre. 

Nach vorliegenden Berichten wurden in 171 Orten Ortsvorstände der IG 
geschaffen. 

% * 

Aus der Arbeit des Zentral Vorstandes 
der IG ISekleidung; 

Nach der Konstituierung des Zentralvorstandes wurde ein Manteltarif¬ 
vertragsentwurf für die Bekleidungsindustrie formuliert und eingereicht. 
Als nächste Arbeit wurde die Durcharbeit der Landes- und Provinz- 
vorslände vorgenommen, dazu wurden eine Reihe von Sitzungen der 
Landes- und Provinzvorstände mit dem 1. Vorsitzenden des ZV durch¬ 
geführt. Als nächste Aufgabe wurde die gesamte Durcharbeit und Fun¬ 
dierung der Organisation vorgenommen. Die Verbindung zwischen Orts¬ 
gruppenvorständen, die vielfach erst gebildet werden mußten, und den 
Landes- und Provinzvorständen sowie zwischen diesen und dem ZV wurde 
geschaffen. Mehrere Sitzungen der Landes- und Provinzvorstände mit den 
Ortsgruppenvorsitzenden unter Anwesenheit des 1. Vorsitzenden des ZV 
wurden durchgeführt. Die Organisation wurde dahingehend ausgerichtet, 
monatlich Bericht an den ZV zu erstatten. Die Organisation ist entwickelt 
worden, doch bestehen noch viele Mängel. 

Die Annahme von Betriebsordnungen und Belriebsvereinbarungen 
wurde forciert. Dazu wurden vom ZV je ein Entwurf der IG ausgearbeitet 
und herausgegeben. Zur Durchführung des Befehls Nr. 253 wurde eine 
besonders starke Kampagne entwickelt. Besondere Aufmerksamkeit 
wurde der Regulierung der sowjetrussischen Militäraufträge gewidmet. 


19 FDGB 
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Zur Ausarbeitung eines Lohntarifentwurfes und zur Überprüfung des 
Manteltarifvertragsentwürfes wurden in allen Orten, Ländern und Pro¬ 
vinzen und für die gesamte Zone Tarifkommissionen gebildet. Beide 
Tarifvertragsentwürfe wurden nach Formulierung der Deutschen Ver¬ 
waltung eingercicht. Mit Beginn des Jahres 1947 wandte der ZV den wirt¬ 
schaftspolitischen Fragen mehr Aufmerksamkeit zu. Mit fortschrittlichen 
Geschäftskreisen des Rauchwarengewerbes (Gerberei) wurde gemein¬ 
sam eine Aktion zur Bildung des Pelzkontors für die sowjetische Zone 
geführt. Anläßlich der Leipziger Messe trat der ZV der IG mit Initiative 
in eine Kampagne für die Wirtschaftsförderung des Rauchwarengewerbes 
ein. Zur Entwicklung der Produktion in der Bekleidungsindustrie wurde 
anläßlich der Zusicherung des Marschalls Sokolowskij, Reparations- 
entnahmen aus der laufenden Bekleidungsproduktion fallen zu lassen, 
vom ZV eine Denkschrift ausgearbeitet und auf Grund dieser Verhand¬ 
lungen mit der Zentralverwaltung und der SMA angebahnt. 


Die Betriebsräte wählen in der Bekleidungsindustrie 

Die Arbeiten zu den Betriebsrätewahlen wurden ausschließlich den 
Landes- und Provinzvorständen übertragen. Es zeigten sich jedoch große 
Mängel. Von seiten des ZV wurden Hinweise und Anweisungen für die 
Durchführung der Betriebsrätewahlen gegeben. Nach vorliegenden Be¬ 
richten wurden insgesamt 0 4015 Betriebsräte gewählt. Die 'Einschaltung 
in das Wirtschaftsleben ist seitens der Betriebsräte noch unzureichend. 
Doch es gelang, das Mitbestimmungsrecht in zahlreichen Betriebsverein¬ 
barungen zu verankern. Die Zahl der abgeschlossenen Betriebsverem- 
barungen wächst ständig. 


Die Mitglicdcrentwicklung in der IO Bekleidung 

Die erste Meldung über den Mitgliederstand im Juli 1946 betrug 69104 
Mitglieder. Die Meldung über den Mitgliederstand im Dezember 1946 
betrug 94 753 Mitglieder. Davon sind 21611 männliche, 56 737 weibliche 
und 16 405 jugendliche Mitglieder. 


Zur Erfassung der Frauen in der Bekleidungsindustrie 

wurden außer der Bildung von Frauenabteilungen bei den Vorständen 
keine Extraarbeiten durchgeführt. Die Beschäftigten in der Bekleidungs¬ 
industrie sind fast ausschließlich Frauen, und so ist die gewerkschaft¬ 
liche Erfassung in der IG insgesamt auf die Frauen eingestellt. Eine 
unserer schwierigsten, aber dafür um so dringlicheren Aufgaben be¬ 
steht darin, die Heimarbeiterinnen sowohl arbeitsrechtlich als auch 
gewerkschaftlich zu erfassen. Den Jugendlichen in der Bekleidungs¬ 
industrie und der Umerziehung unserer Jugend wurde bisher ungenügend 
Aufmerksamkeit geschenkt. 



I>ie Vorarbeiten für einen neuen Tarif in der 

Bekleidungsindustrie 

Die Grundlage für die neuen Tarife ist im wesentlichen die An¬ 
gleichung des Tariflohnes als Mindestlohn an die wirklich gezahlten 
Lohnsätze, die Durchführung der gleichen Bezahlung bei gleicher Arbeit, 
besondere Berücksichtigung des Leistungsprinzips, Ausgleichen der Lohn¬ 
sätze für die verschiedenen Branchen, Reduzierung der Ortsklassen auf 
zwei, besondere Berücksichtigung der Zahlung des Lohnausfalles bei 
Arbeitsausläll uud Vereinheitlichung in der Tarifgestaltung für die ge¬ 
samte Industrie. 


Indnstricgewerkschafft - 3 - Bergbau 

Am 13. und 14. Juni 1946 fand in Halle a. d. Saale, Volkspark, die erste 
Zonenkonferenz der IG Bergbau statt. Auf dieser Konferenz waren 
206 Delegierte anwesend. Auf 650 Mitglieder kam ein Delegierter. 

Gewählt wurde auf dieser Konferenz der Zentralvorstand der IG Berg¬ 
bau in Stärke von 40 Kollegen. Davon wurden als Mitglieder des 
geschäftsführenden Vorstandes gewählt die Kollegen 

«Paul L ä h n e, Ammendorf, Ahornweg 33 b, als 1. Vorsitzender, 
Arthur Schreiber, Halle a. d. S., Rudolf-Haym-Str. 33, als 
2. Vorsitzender. 

Die Leiter der Hauptabteilungen stind: 

Organisation: Karl Gutjahr, Halle a. d. S., 

Wirtschaft: Fritz Mosch, Halle a. d. S., 

' Löhne und Tarifwesen: Ewald B e 1 o w , Halle a. d: S., 
Sozialpolitik, Arbeitsrecht: Karl Hacke, Halle a. d. S., 

Frauen: Anna Sündermann, Halle a. d. S., 

Jugend: Joachim Bönisch, Halle a. d. S. 

In den Provinzen Sachsen-Anhalt, Brandenburg sowie dein Ländern 
Sachsen und Thüringen wurden! Vorstände in Stärke von 25 Personen 
gewählt, welche sich ebenfalls geschäftsführende Vorstände gaben. 


IMe ersten Vorsitzenden der Tandes vor stände sind: 

Sachsen-Anhalt: Karl B 1 e i b a u m, Halle a. d. S., 

Brandenburg: Paul H a n d t k e , Senftenberg, 

Thüringen: Kurt Beyer, Erfurt, 

Sachsen: Otto D i 11 r i c h, Leipzig. 

Zur besseren organisatorischen Durcharbeitung wurden Ortavorstände 
der Industriegewerkschaft Bergbau geschaffen. Der Arbeitsbereich der 
Orlsvorstämde deckt sich mit den jeweiligen geologischen Reviergrenzen 
des Bergbaues. 



Ortsvorstiinde bestehen in folgenden Orten: 


Provinz Sachsen-Anha11 : Halle a. d. S., Mücheln, Zeitz, 
Eisieben, Nachterstedt, Bitterfeld, Bockwitz. 

Land Thüringen: Altenburg, Saalleld, Tiefenort, Bleicherode. 

Land Sachsen: Borna, Zwickau, Oelsnitz, Hoyerswerda, Frei- 
beng, Leipzig, Hirschfelde. 

Provinz Brandenburg: Senftenberg, Annalnitten, Welzow. 

Die Organisation ging an einen Riesenberg von Aufgaben heran, wobei 
die Kräfte im umgekehrten Verhältnis zu den Aufgaben standen. Für 
die Zusammenarbeit zwischen Betriebsrat und Betriebsgewerkschafts¬ 
leitung sowie der in den Betrieben zu bildenden Kommissionen wrnrde 
ein Schema ausgearbeitet, das sich aus der Praxis heraus entwickelte. 
Dadurch wurden in der Organisation klare Verhältnisse geschaffen!. 

Als nächste wichtige Aufgabe wurde die Durchorganisierung der In¬ 
dustriegewerkschaft in Angriff genommen. Diese Arbeit läuft jetzt noch 
und gleichzeitig bereiten wir eine Schulung der neugewählten Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitungen vor. Diese werden auf der Reviergrundlage 
zusammengenommen, um sie für die verantwortliche Arbeit anzuleiten. 

Zur Durchführung der gewerkschaftlichen Arbeit im Betrieb sind Ver¬ 
trauensleute notwendig. Der V er trau en« männ erk ö rp er setzt sich aus ins¬ 
gesamt 2983 Kollegen zusammen, davon sind 

Arbeiter weiblich . . 51 Kollegen Angestellte weiblich 6 Kollegen 

Arbeiter jugendlich . 27 Kollegen Angestellte jugendlich 4 Kollegen 

In 294 Betrieben arbeiten rund 180 000 Bergarbeiter, davon sind ge¬ 


werkschaftlich organisiert: 

Provinz Sachsen-Anhalt.*.. . 66 396 

Land Sachsen. 56 406 

Land Thüringen... 25 713 

Provinz Brandenburg. 16 391 

Provinz Mecklenburg-Vorpommern . 190 


insgesamt organisiert. 165 096 


Frauen im Bergbau 

Die Frauenableilung der Industriegewerkschaft Bergbau ist erst im 
Aufbau begriffen. Ihre Bedeutung geht aber daraus hervor, daß im Berg¬ 
bau nach den uns vorliegenden Berichten 12 357 Frauen beschäftigt sind, 
rund etwa 2000 davon stehen im Angestelltenverhältnis. Die Frau hat 
auf Grund der wirtschaftlichen Notlage Eingang im Bergbau gefunden 
und verrichtet an Brikettpressen, im Gleisbau usw. ihre Tätigkeit. Um 
die Interessen der Frauen zu vertreten, sowie ihre Weiterbildung auf 
gewerkschaftlichem Gebiet voranzutreiben, sind 30 Frauenkommissioneil 
gebildet. 151 weibliche Bctriebsrätinnen nehmen die Interessenvertretung 
ihrer Kolleginnen wahr. 

Welches Vertrauen sich eine weibliche Kollegin erwerben kann, 
beweisen die Wahlen zur Betriebsgewerkschaftsleitung in der Fabrik 
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Kopsen, wo von 382 abgegebenen Stimmen eine Kollegin, trotzdem in 
diesem Betrieb nur 70 Frauen beschäftigt sind, 302 Stimmen erhielt. 

★ 

Die ernsteste Arbeit, die vor der neu geschaffenen Organisation stand, 
war die Ausarbeitung eines neuen Tarifvertrages. Als Richtlinie diente 
hier die alte Forderung der Bergarbeiter: Auf allen Gebieten des 
sozialen Lebens und der Entlohnung gehört der Bergarbeiter an die 
Spitze aller Industriearbeiter. Durch den Abschluß des Tarifes wurde 
die Forderung vollinhaltlich erreicht. Es ist das erstemal in der Geschichte 
der Bergarbeiter, daß alle die Versprechungen, die im Laufe von Jahr¬ 
zehnten den Bergarbeitern gemacht worden sind, eingelöst wurden. Ver¬ 
besserung der Löhne, des Urlaubs, Gewährung von Nachtarbeilszusclilägen, 
Beseitigung der Begriffe „Frauen- und Jugendarbeit“ sind die wesent¬ 
lichsten Merkmale. Vorbereitet wurde der Tarif in der Organisation unter 
Vorsitz der Ämter für Arbeit und Sozialfürsorge. Der Abschluß erfolgte 
durch Unterzeichnung zwischen den einzelnen Werksleitungen und der 
gewerkschaftlichen Organisation. 


I>Ie ErnaIirungssntze für die Bergarbeiter 

Das entscheidende Gewicht wurde auf die Verbesserung der Ernäh¬ 
rungslage gelegt. Hier konnte Erhebliches geleistet werden. Die Berg¬ 
arbeiter bekommen monatlich 

(in Gramm) 



Brot 

Fleisch 

Nähmi. 

Zucker 

Fett 

Kart. 

m 

Gern. 

auf Lebens¬ 
mittelkarte I . . 

13 500 

1200 

1200 

750 

600 

13 500 

900 


Sonderzuteilung 

Unter Tage . . . 

7 500 

600 

800 

■ 

200 

— 

— 

— 

W arm verpfleg, 
lt. Befehl 259 . 

2 400 

1200 

1200 

240 

240 

9 600 

— 

9 600 

Gesamt: 
monatlich .... 

23 400 

3 000 

3 200 

990 

1040 

23 100 

900 

9 600 


Erhebliche soziale Verbesserungen 
für die Bergarbeiter 

Einen breiten Raum in der Arbeit der Organisation nahm die Schaffung 
einer neuen Sozialversicherung in Anspruch. Die Nazipolitik hatte nur 
einen Trümmerhaufen hinterlassen. Es galt nicht nur allein diesen 
Trümmerhaufen zu beseitigen, sondern es mußten mit Kühnheit neue 
Wege gesucht und beschritten werden, um trotz des Zusammenbruches 
etwas Großes leisten zu können. Auch hier galt es, eine alte Forderung 




















der Arbeiterbewegung Wirklichkeit werden zu lassen: Einheitliche So¬ 
zialversicherung für alle Werktätigen. Dabei mußten, den Erfordernissen 
des Bergbaues entsprechend, von uns eine Reihe Forderungen an diese 
einheitliche Sozialversicherung gerichtet werden. In einer Denkschrift 
der Organisation wurde dies niedergelegt. 

Es war möglich, in der neuen Sozialversicherung schon erhebliche Ver¬ 
besserungen zu erreichen. 

1. Unter Zugrundelegung von 15 Grundlohustufen wird Krankengeld 
in Höhe des halben Grundbetrages bis zu 52 Wochen im Bergbau 
gewährt. 

2. Das Hausgeld beträgt ein Drittel des Grundbetrages (früher Reichs¬ 
knappschaftsgesetz die Hälfte des Krankengeldes). 

3. Das Taschengeld ein Viertel des Grundbetrages (Reichsknapp¬ 
schaftsgesetz 30 b>s 50 Rpf täglich). 

4. Das Schwangerengeld in der versicherten Wochenhilfe beträgt 
75 Prozent des Grundbetrages (Reichsknappschaftsgesetz 50 Prozent 
des Krankengeldes).. Es wird 6 Wochen vor der Niederkunft ge¬ 
währt (Reichsknappschaftsgesetz 4 Wochen). 

5. Entbindungskostenbeitrag 25 RM monatlich (Reichsknappschafts¬ 
gesetz 10 RM). 

6. Das Wochengeld, beträgt 50 Prozent des Grundbetrages (Reichs¬ 
knappschaftsgesetz wie Krankengeld), 6 Wochen vor und 6 Wochen 
nach der Niederkunft. 

7. In der Familienhilfe wird Schwangerengeld und Wochengeld in 
Höhe von 75 Rpf (Reiühsknappschaftsgesetz 50 Rpf), Stillgeld 50 Rpf 
täglich (Reichsknappschaftsgesetz 25 Rpf) gewährt. 

8. Bei Bergmannsrente (Knappschaftsrente) wird Anpassung an die 
Invalidenrente der Sozialversicherungsanstalt angestrebt, d. h. der 
Monatsverdienst bis 600 RM ist zu berücksichtigen. 


Vorhandene 

Reparaturwerkstätten 

Schuhe 

Kleidung 

Vulkani¬ 

sation 

Provinz Brandenburg . 

13 

4 


Provinz Sachsen-Anhalt . ... 

24 

14 

2 

Land Sachsen. 

17 

9 

■ ■ 

Land Thüringen. 

3 

2 

1 

Insgesamt: 

57 

29 

3 


Welche Bedeutung diese Reparaturwerkstätten haben, beweist z. B. ein 
Bericht aus der Provinz Brandenburg. Dort heißt es, daß von 13 Repara¬ 
turwerkstätten 12 000 Paar Schuhe der Bergarbeiter repariert worden sind. 
In 5 Nähstuben wurden 160 Hosen, 159 Röcke sowie 300 andere Kleidungs¬ 
stücke ausgebessert. 

Von 137 Werksküchea wurden die Bergarbeiter mit warmer Verpfle¬ 
gung versorgt. 1 
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Solidaritätsaktion der Bergarbeiter 
im Kampf gegen die Kälte 

Durch zusätzliches Verfahren von Sonntagsschichten haben die Berg¬ 
arbeiter in der sowjetischen Zone jeden Monat eine Solidaritätsschicht 
verfahren. Die geförderten Kohlen sowie Briketts sind an die Bevölkerung 
als zusätzlicher Hausbrand verteilt worden. 

Im Monat November 1946 wurden gefördert: 78 000 Tonnen 

im Monat Dezember 1946 wurden gefördert: 74 127 Tonnen 

im Monat Januar 1947 wurden gefördert: 64 800 Tonnen 

216 927 Tonnen 


Diese Kohlen sind wie folgt an die einzelnen Länder verteilt worden: 



% 

November 46 

to 

Dezember 46 

to 

Januar 47 

to 

Brandenburg. 

15 

11 700 

11277 

9 720 

Land Sachsen. 

32 

24 960 

22 900 

20 647 

Prov. Sachsen. 

24 

18 720 

17 900 

15 641 

Mecklenburg. 

12 

9 360 

9 050 

7 776 

Thüringen. 

17 

13 260 

13 000 

11016 


100 

78 000 

74 127 

64 800 • 


Betriebsratswahlen im Bergbau 

In 294 Betrieben der IG Bergbau in der sowjetischen Zone wurden im 
Juni 1946 die Betriebsrätewahlen durchgeführt Es wurden 1990 Betriebs¬ 
räte gewählt. Sie setzen sich folgendermaßen zusammen: 



Männer 

Frauen 


Angestellte 

Insgesamt 

Land Sachsen. 

303 

26 

32 

72 

433 

Prov. Sachsen-Anhalt 

743 

80 

70 

115 

1008 

Prov. Brandenburg . . 

167 

27 

12 

28 

234 

Land Thüringen . . . 

268 

18 

9 

20 

315 

Sowjetische Zone . . 

1481 

151 

123 

235 

1 990 


An Betriebsvereinbarungen wurden abgeschlossen: 

LandSachsen. 41 Betriebe 30 Vereinbarungen 

Provinz Sachsen-Anhalt. . 158 Betriebe 96 Vereinbarungen 
Provinz Brandenburg . . . 31 Betriebe 19 Vereinbarungen 

Land Thüringen. 64 Betriebe 19 Vereinbarungen 
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Die. Betriebsräte haben in den Betrieben für die gestellten Aufgaben 
vollstes Verständnis gezeigt und waren die Träger der geleisteten Arbeit. 
Es konnte nicht ausbleiben, da die im Gesetz gegebenen Formen der 
Betriebsräte zu eng waren, daß von uns neue Formen geschaffen werden 
mußten. Die Bildung von Gesamtbetriebsräten in den einzelnen Bergbau¬ 
revieren und in den Ländern und Provinzen war für den Bergbau un¬ 
erläßlich. In einer Konferenz der Betriebsräte im Bergbau für die gesamte 
sowjetische Zone am 26. Oktober 1946 in Halle a. d. Saale wurde das 
gesamte Bergbauproblem behandelt. 

In wirtschaftlicher Hinsicht mußte mit der Vergangenheit Schluß ge¬ 
macht werden und vollkommen neue Methoden in der Organisierung der 
Bergbauindustrie angeschnitten werden. Konzerne und Truste haben auf¬ 
gehört zu bestehen, die Betriebe der Bergbauindustrie sind in die Hände 
der Provinzen und Länder übergegangen. Da ein großer Teil der früheren 
leitenden Kräfte der Kohlenindustrie ehemalige Pgs waren, so mußten 
aus den Kreisen der Bergarbeiterschaft neue Kräfte entwickelt werden. 
Es wurden 245 Gewerkschaftskollegen in verantwortliche Funktionen 
— angefangen vom Betrieb unten bis zum Generaldirektor der Direktorate 
der Provinzen und Länder — eingebaut. 

Die Umorganisierung in der Wirtschaft und Verwaltung traf ebenfalls 
die Aufsichtsorgane im Bergbau durch Auflösung der Bergämter und 
Oberbergämter. Ihre Aufgaben wurden neuen Organisationen übergeben. 
Die Bildung der Arbeitsschutzinspektionen mit Untergliederungen in den 
Betrieben erfüllte gleichfalls eine alte Forderung der Arbeiterschaft. Die 
Organisation nahm zur Schaffung dieser Einrichtungen in einer Resolution 
Stellung und forderte -von den neuen demokratischen Behörden besondere 
Einrichtungen für den Bergbau. 

Um diese Arbeit weiter durchführen zu können, wird mit Energie der 
Aufbau der Wirtschaftspolitischen Abteilung bei den Provinz- und Landes¬ 
vorständen sowie beim Zentralvorstand durchgeführt. Aufgabe der Wirt¬ 
schaftspolitischen Abteilung ist 

1. Überwachung und Verteilung der Produktion sowie deren Preis¬ 
gestaltung, 

2. Weiterentwicklung der Technik der Kohlengewinnung im Tiefbau, 

3. Schaffung von beratenden Körperschaften sowie Verwaltungs- 
beirätcn bei den Provinzen und Ländern für die provinzeigenen 
Werke der Kohlenindustrie. 

Die wichtigste Aufgabe ist die Verbesserung der technischen Einrich¬ 
tungen und Entwicklung von neuen Methoden im Tiefbau. Zwei Drittel 
der vorhandenen Braunkohlenvorräte in der sowjetischen Zone können 
nur im Tiefbau gewonnen werden. Das Verhältnis zum Abbau, Tagebau 
zu Tiefbau, ist jetzt 10:1. 

Dieser Bericht umfaßt eine kurze Zeitspanne ernster gewerkschaftlicher 
Arbeit. Der Nazismus hat das deutsche Volk in eine tiefe Krise ge¬ 
stürzt — es aus dieser Krise herauszuführen, bedarf es der zusammen¬ 
geballten Kraft der 165 000 organisierten Bergarbeiter. Im Bündnis mit 
den anderen organisierten Werktätigen wird es uns möglich sein, diesen 
Tiefstand Deutschlands zu überwinden, zur Hebung und Besserung des 
Lebensstandards des deutschen Volkes beizutragen. 



Industriegewerkschaft -4- Chemie 

Am 16. Juni 1946 fand in Halle die erste Zonenkonferenz unserer Indu¬ 
striegewerkschaft Chemie statt. Sie war besucht von 228 Delegierten und 
28 Gästen. Auf je 1000 Mitglieder entfiel ein Delegierter. Auf demokra¬ 
tischem Wege, in geheimer Wahl, wurden in den Zentralvorstand 45 Mit¬ 
glieder gewählt. Dieser wählte aus seiner Mitte den geschäftsführenden 
Vorstand, bestehend aus 15 Mitgliedern. 

Als 1. Vorsitzender wurde der Kollege Max R e i t e r s 1 e b e n, als 
2. Vorsitzender der Kollege Franz Franke gewählt. 

Von den gewählten Vorstandsmitgliedern sind die Kollegen Schie- 
ferhöfer, Paul, und Hart, Willi, der erste Kollege aus dem ge¬ 
schäftsführenden und Gesamtvorstand und der zweite Kollege aus dem 
Gesamtvorstand, ausgeschieden. An Stelle des Kollegen Hart, Willi, ist 
der Kollege Kämmer, Alfred, in den Zentral- und geschäftsführenden 
Vorstand aufgerückt. 

Die erste Sitzung des Zentralvorstandes fand am 13. Juli 1946 in Berlin 
statt. Die Arbeitsteilung ist gemäß den im FDGB bestehenden Abtei¬ 
lungen vorgenommen worden. Gleichzeitig wurde auch zu den bevor¬ 
stehenden Aufgaben Stellung genommen. Als vordringlich wurde die 
Schaffung von arbeitsfähigen Landes- und Provinzleitungen beschlossen. 
Hierbei fehlte es teilweise an den technischen Voraussetzungen. Be¬ 
sondere Schwierigkeiten bereitete die Beschaffung geeigneter Räume. 

Es war die erste Aufgabe des Zentralvorstandes nach seiner 
Konstituierung, die Organisation in die Kampagnen für den Volks¬ 
entscheid, die Kommunal- und Landtagswahlen einzuschalten. Daneben 
liefen die Volksaufgebote zur Sicherstellung der Ernährung und Steige¬ 
rung der Produktion. Die Provinz- und Landesleitungen wurden an¬ 
gewiesen, in allen Betrieben, besonders in Großbetrieben, zu diesen 
Fragen Stellung zu nehmen. Eine Anzahl größerer Versammlungen und 
Kundgebungen wurde durchgeführt, wobei die Bearbeitung der kleineren 
Betriebe nicht vernachlässigt wurde. Gerade in den Klein- und Kleinst- 
vcrsammlungon ist eine erfolgreiche Aufklärungsarbeit geleistet worden, 
und so konnte ein enger Kontakt zu den Mitgliedern hergestellt werden. 

Für die Erledigung des Geschäftsganges wurde vom Zentralvorstand 
eine Geschäftsordnung festgelegt. Fach dieser Geschäftsordnung finden 
die Sitzungen des gescliäftsführenden Vorstandes einmal im Monat und 
die Sitzungen des Zentralvorstandes alle drei Monate statt. An den 
Sitzungen «des geschäftsführenden Vorstandes nehmen die ersten Vor¬ 
sitzenden der Länder und Provinzen teil. In der gleichen Weise wird 
auch bei den Landes- und Provinzvorständen verfahren. 

Der Zentralvorstand legt das Hauptgewicht darauf, die Organisa¬ 
tion so auszubauen, daß sie auf alle Geschehnisse schnell reagieren kann. 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf den Aulbau der Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitungen. Diese Arbeit wird systematisch durchgeführt. Für 
den Aufbau der Betriebsgewerkschaftsleitungen wurden entsprechend den 
Anweisungen .von der Organisationsabteilung des Bundesvorstandes Richt¬ 
linien ausgearbeitet, nach welchen nunmehr alle Vorstände unserer IG 
einheitlich arbeiten. 
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Die IG Chemie hilft die Ernährung des Volkes sichern 

Ausgehend von der Notwendigkeit, den wirtschaftlichen Aufbau 
Deutschlands zu fördern und die Ernährung unseres Volkes zu sichern, 
hatte der Zentralvorstand Maßnahmen eingeleitet, die wesentlich dazu 
beitrugen, daß die Zuckerkampagne mit Erfolg abgeschlossen werden 
konnte. Im Verlaufe dieser Kampagne wurde au! die Initiative der IG 
Chemie in der Provinz Sachsen der notwendige Kalk sowie Filtertücher 
bereitgestellt. Ermöglicht wurde diese Arbeit, indem sich die IG Chemie 
auch für die Zuführung der notwendigen Arbeitskräfte eimsetzte. 

Für die Frühjahrsbestellung 1947 wird die Düngemittelaktion durch¬ 
geführt. Zu diesem Zweck wurde eine Konferenz der einschlägigen Be¬ 
triebe einberufen, zu welcher Vertreter der Zentralverwaltung sowie der 
Regierungen geladen wurden. Ziel dieser Aktion ist die Sicherstellung 
der Aufgaben, wie sie durch das Schreiben des Marschalls .Sokolowskij 
an die Minister und Präsidenten der Länder und Provinzen bekannt sind. 


Die Geistesarbeiter in der chemischen Industrie 

haben für den Aufbau unserer Wirtschaft, für die Sicherung der Ernäh¬ 
rung unseres Volkes eine ganz besondere Bedeutung. In engster Ver¬ 
bundenheit der Geistesarbeiter und der Arbeiter in der chemischen Indu¬ 
strie kann unser Beitrag für das neue Deutschland besonders groß sein. 
Um diese Verbundenheit auf das engste zu gestalten, bemüht sich die 
IG, auch unter den Geistesarbeitern Verständnis für die Notwendigkeit 
der Teilnahme am gewerkschaftlichen Leben zu wecken. So wurde in 
Bitterfeld eine Konferenz der Geistesarbeiter durchgeführt. Die Geistes¬ 
arbeiter sind im Zentralvorstand vertreten, wir streben aber dahin, sie 
auch in den Landes-, Provinz- und Betriebsgewerkschaftsleitungen ein¬ 
zubauen. In den Betrieben wird eine Kommission der Geistesarbeiter 
unter Leitung des betreffenden Betriebsgewerkschaftsmitgliedes geschaffen. 
Im Rahmen der Aufgaben der Betriebsgewerkschaftsleitung wird den 
Geistesarbeitern für ihre besonderen Belange der notwendige Spielraum 
gegeben. In Fragen der wissenschaftlichen Betreuung arbeiten die Lei¬ 
tungen dieser Kommission im engsten Einvernehmen mit der Kammer 
der Technik. 


Die Jugend in der chemischen Industrie 

Die Umerziehung der deutschen Jugend ist eine Aufgabe, an welcher 
auch die IG Industrie mitarbeitet. Insbesondere bemühen wir uns 
um den Nachwuchs in unserer Industrie. Die uns besonders zu¬ 
fallende Aufgabe besteht darin, tüchtige Chemiker heranbilden zu 
helfen, die ihre Kraft bewußt in den Dienst des Aufbaues einer 
Friedenswirtschaft stellen. Deshalb können wir am Jahresende mit Be¬ 
friedigung feststellen, daß es uns gelungen ist, die Jugendarbeit in Gang 
gebracht zu haben. Bisher bestand ein Vakuum, da es an geeigneten 
Kräften in den Leitungen fehlte. Im Zentralvorstand ist die Jugend- und 
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Frauenarbeit ressortmäßig gesichert Wir weisen im besonderen darauf 
hin, daß in den Großbetrieben, wie Leuna, Buna und in den Bitterfelder 
Werken, für die Umerziehung und Schulung der Jugendlichen und Fraueu 
vorbildliche Arbeit geleistet worden ist. 

'Neben Schulungskursen, regelmäßigen Jugendveranstaltungen mit 
künstlerischen Darbietungen wurde gleichzeitig Gegenwartskunde in den 
für den Betrieb zuständigen Fortbildungsschulen eingeführt. Dieser 
Unterricht wird von den Funktionären der Gewerkschaft gegeben. 

Auch für die Frauen sind regelmäßige Schulungs- und Bildungsstunden 
eingeführt. Gleichzeitig wurden Kindergärten, Näh- und Waschsluben, 
Reparaturwerkstätten und Erholungsheime geschaffen. 

Um einen nenen Tarifvertrag in der chemischen 

Industrie 

Für die Schaffung neuer Tarifverträge wurden in den Betrieben, den 
Orts-, Landes- und Provinzialvorständen sowie beim Zentralvorstand Tarif¬ 
kommissionen geschaffen. Bisher wurden 6 Tarifvertragsentwürfe aus¬ 
gearbeitet. Zu diesen wurde in den einzelnen Industriezweigen, be¬ 
sonders in größeren Betrieben^ Stellung genommen, ferner auch in 
einigen Konferenzen. 

In mehreren Verhandlungen mit den Zentralverwaltungen für Arbeit 
und Sozialfürsorge wurden die Tarifverträge beraten, in einigen Fällen 
wurde mit der SMA verhandelt Die Gestaltung neuer Tarife ist teil¬ 
weise Neuland. Unterlagen aus der Zeit vor 1933 können nur bedingt 
verwertet werden. Das nazistische Gedankengut muß aus den neuen 
Tarifverträgen gänzlich ausgemerzt werden, darüber hinaus bilden die 
Befehle und Anordnungen sowie die Auffassungen der SMA einen Rah¬ 
men für die Tarifverträge. Hier waren umfangreiche Vorarbeiten not¬ 
wendig, insbesondere die Beschaffung der notwendigen Unterlagen aus 
den Betrieben. Einige Tarifverträge stehen vor dem Abschluß. 


Zur Verbesserung: der sozialen Lage der Arbeiter 

im Betrieb 

wurden die verschiedensten Maßnahmen durchgeführt. Schaffung von 
Erholungsheimen durch die Betriebe, die für den Ferienaufenthalt der 
Gewerkschaftsmitglieder bestimmt sind. Betriebsräte und Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitungen haben die Auswahl der Belegschaftsmitglieder übernom¬ 
men, die teils einen zusätzlichen Urlaub in diesen Heimen verbringen. 


Betriebsräte 

Bisher sind Betriebsrätekonferenzen der Industriegewerkschaft in allen 
Provinzen durchgeführt worden. In den weitaus meisten Betrieben be¬ 
stehen Betriebsvereinbarungen. Die Betriebsräte werden laufend mit 
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Schulungsmaterial, das vom FDGB herausgegeben wird, versorgt. Vom 
Zentralvorstand werden alle Anstrengungen gemacht, nach den allgemein 
leitenden Gesichtspunkten auf den Abschluß der Betriebsvereinbarungen 
Einfluß zu nehmen. In der IG Chemie wird auch betriebsweise eine 
Schulung der Betriebsräte durchgeführt. Die Betriebsräteschulen des 
FDGB werden über die Landes- und Provinzleitungen von Betriebsräten 
beschickt. 


Der Mitglicdcrsland der IG Chemie 


(unter Zugrundelegung der abgerechneten Mitglieder im Dezember 1946) 


Land/Provinz 

Gesamt- 

mitglicder 

Männer 

Davon sind: 
Krauen 

Jugendliche 

Provinz Sachsen. 

111788 




Land Sachsen. 

78 781 

47 107 

25 211 

6 463 

Land Thüringen. 

54 549 

31 421 

16 373 

6 755 

Land Mecklenbg.-Vorpom. 

3 726 

2 504 

823 

399 

Provinz Brandenburg . . . 

20 021 

12 482 

6 254 

1285 


1. Vorsitzender: Max Reiters leben 

2. Vorsitzender: Franz Franke 


Industriegewerkschaft - 5 - Graphisches 
Gewerbe und Papierverarbeitnng 

Als im Jahre 1945 durch den Befehl Marschall Shukows die Bahn 
für gewerkschaftliche Zusammenschlüsse in der sowjetischen Zone frei 
gemacht war, da regten sich auch innerhalb der graphischen Arbeiter¬ 
schaft sofort allenthalben die noch verfügbaren Kräfte alter gewerk¬ 
schaftlicher Schulung neben verhältnismäßig nur geringfügig vorhande¬ 
nen Kollegen der jüngeren Generation, um die Fundamente für ein neues 
Organisationsgebäude im Druck- und Papiergewerbe zu legen. Vor 1933 
bestanden für diesen Industriezweig vier festgefügte Verbände mit alter 
und ältester Tradition, die die Gewerbeangehörigen zu 90 bis 95 Prozent 
erfaßt hatten. Die schon früher vorhandenen und umstrittenen Ver- 
schmelzungsbestrebungen fanden jetzt mit einem Schlage Verwirklichung 
in der Schaffung des Induslrieverbandes. Diese Entwicklung vollzog sich 
überall in unserer Zone sowohl als auch in den anderen Besetzungszonen 
in gleicher Form. Ein Zeichen dafür, daß die Zeit und d-ie Erfahrungen 
der Vergangenheit den Gedanken stärkster Kräftekonzentration bei der 
Neubildung von Gewerkschaften zwangsläufig zur Reife gebracht hatten. 

In einzelnen Gebieten unserer Zone, die zuerst von amerikanischen 
Truppen besetzt waren, wurden schon im April/Mai 1945 die ersten ört¬ 
lichen Versuche zum gewerkschaftlichen Zusammenschluß der graphischen 
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Arbeiter unternommen, die jedoch von der amerikanischen Militärbehörde 
wieder gestoppt wurden. Erst als dann der Weg freigegeben war, kam 
es überall zur Bildung von zunächst losen Ortsgruppen, die von den 
parallel laufenden Neugründungen vorläufiger Ortsausschüsse des FDGB 
dann für alle Industrien zusammengefaßt wurden. Das graphische Ge¬ 
werbe bot nach dem Zusammenbruch einen denkbar schlechten Nähr¬ 
boden für die Organisation. Alle größeren und mittleren Druckzentren 
in unserer Zone — in diesem Zusammenhang kann auch mit auf Berlin 
verwiesen werden — waren durch Bombardement und Kampfhandlungen 
schwer getroffen, ln Leipzig und Dresden bestanden keine Groß¬ 
betriebe im früheren Sinne mehr, und in vielen mittleren Städten sah 
es ebenfalls böse aus. Teils waren nur noch 20 bis 30 Prozent der Vor¬ 
kriegskapazität vorhanden. Aber unter Schutt und Trümmern verbarg 
sich viel noch brauchbares oder wiederherstellbares Maschinenmaterial 
und sonstige Ausrüstung, so daß es nur rühriger Hände und findiger 
Köpfe bedurfte, um aus scheinbarem Nichts wieder notdürftig betriebs¬ 
fähige Produktionsstätten erstehen zu lassen. Allerdings geschah dies 
vielfach unter unsäglichen Mühen und großen Opfern aller Beteiligten, 
aber mit zäher Verbissenheit wurde monatelang um die Wiederherstellung 
der Betriebe gekämpft, in denen dann in oftmals primitivster Form die 
Produktion wieder anlief. So kann heule das große Druckzentrum Leip¬ 
zig von sich sagen, daß es seine Friedenskapazität bereits zu etwa 60 Pro¬ 
zent wieder erreicht hat, und dies trotz später noch erfolgter größerer 
Reparationsdemontagen, die wie Leipzig auch andere Druckorte in Mit¬ 
leidenschaft gezogen haben. Neben dem großen Bedarf an Druckerei¬ 
erzeugnissen aller Art für unseren Inlandsverbrauch tritt auch die Be¬ 
sä tzungsmacht als Auftraggeber stark in Erscheinung. Vielfach produk¬ 
tionshemmend wirkt jedoch im besonderen der Papiermangel. Der Pro¬ 
duktionsumfang könnte bei Fortfall dieser Mangelerscheinungen zweifel¬ 
los erheblich erweitert werden und das Gewerbe einem größeren Teil 
noch in anderen Industrien Verstreuten Berufsangehörigen Beschäftigung 
geben. 

★ 

Die Industriegewerkschaft hat sich, gemessen an den beschränkten 
Produktionsmöglichkeiten, sehr günstig entwickelt. Durchschnittlich sind 
in den Ländern 85 bis 90 Prozent der Beschäftigten im FDGB organisiert. 
Der Prozentsatz bei den gelernten Facharbeitern ist günstiger als bei 
den Hilfskategorien und geht vielfach bis auf 100 Prozent. Naturgemäß 
mußte die Arbeit der örtlichen Vorstände und der Landesleitungen sich 
zunächst auf die Erfassung der Betriebe und die Mitgliederwerbung er¬ 
strecken, wobei in den ausgedehnten Gebieten der Provinz infolge der 
sehr mangelhaften Verkehrsmöglichkeiten unendlich größere Schwierig¬ 
keiten zu überwinden waren als in den großen Stadtgebieten, -wie bei¬ 
spielsweise Leipzig oder Berlin. Wir haben in den vielen kleinen Druck¬ 
orten mit einer großen Zahl von Kleinbetrieben zu rechnen, deren 
Bearbeitung bei. dem Mangel an geeigneten Funktionären den Landes¬ 
leitungen ein Unmaß von Arbeit auferlegte, das um so größer für den 
einzelnen war und heute noch ist, als in den Landesvorständen zunächst 
nur eine der Mitgliederzahl und den Beitragseinnahmen angemessene 
geringe Zahl von Kollegen hauptamtlich angestellt werden konnte. So 


haben wir in der Provinz Brandenburg und im Land Mecklenburg bisher 
nur je einen besoldeten Funktionär anstellen können. Aber wie in der 
Zeit vor 1933 in den damaligen graphischen Fachverbänden die ehren¬ 
amtliche Organisafionstätigkeit ein hervorragendes Merkmal gewesen ist, 
so ist auch heute schon wieder ein ausgedehnter ehrenamtlich tätiger 
Funktionärkörper geschaffen worden. 

★ 

Zu der am 15. und 16. Juni 1946 in Leipzig abgehaltenen Zonen-Dele- 
giertenkonferenz waren in den Ländern und Provinzen und in Berlin 
156 Delegierte ordnungsmäßig gewählt. Die Schlüsselzahl, auf die ein 
Delegierter entfiel, betrug 300. Die Konferenz, mit deren Leitung auf 
Zuruf der vorläufige 1. Vorsitzende der Berliner Industriegewerkschaft 
Graphisches Gewerbe, Otto Krautz, betraut wurde, wählte einen aus 
31 Mitgliedern bestehenden Zentralvorstand, der anschließend aus seiner 
Mitte den in Berlin stationierten siebengliedrigen geschäftsführenden Vor¬ 
stand zu wählen hatte. In der konstituierenden Sitzung kam jedoch nur 
die Wahl des 1. Vorsitzenden in der Person des Kollegen Otto Krautz 
zustande, der die Wahl annahm und damit von der Leitung der Berliner 
Organisation zurücktreten mußte. Die Wahl der übrigen Mitglieder des 
engeren Vorstandes wurde auf eine für den 17. Juli anberaumte Vor- 
standssitzung vertagt. In dieser Vorstandssitzung wurde dann der ge- 
schäftsführende Vorstand wie folgt zusammengesetzt: 

Otto Krautz, 1. Vorsitzender 
Emil Priem er, 2. Vorsitzender 
Heinz Meier, Beisitzer 
Erna Lehmann, Beisitzer 
Eduard Bcrnoth, Beisitzer 
Fr. Ehrhardt, Beisitzer 
Walter Büchner, Beisitzer 

Die vier Erstgenannten wurden als besoldete Funktionäre angestellt. 

Dem Zentralvorstand gehören an: 27 Männer, drei Frauen und ein 
männlicher Jugendlicher unter 21 Jahren. Die Fachgruppengliederung ist 
wie folgt: 

Buchdrucker. 15 Männer 1 Frau 1 Jugendlicher 

Lithograph, u. Steindrucker 5 Männer — Frau — Jugendlicher 

Hilfsarbeiter. 1 Mann 1 Frau — Jugendlicher 

Buchbinder. 4 Männer 1 Frau — Jugendlicher 

Angestellte. 2 Männer — Frau — Jugendlicher 

Von den Gewählten schied Liesbelh König, Leipzig, wieder aus, an 
deren Stelle Erna Lehmann, Berlin, mit der nächsthöheren Stimmen- 
zahl getreten ist. 
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Ferner schied Ende des Jahres der 2. Vorsitzende, Emil Priem er, 
infolge Berufung in ein politisches Amt als besoldetes Vorstandsmitglied 
aus, er behält jedoch seine Funktion noch ehrenamtlich bei. Dadurch, und 
durch den im Laufe des Jahres erheblich vermehrten Arbeitsanfall, 
machte sich die Anstellung weiterer Kollegen im Zentralvorstand not¬ 
wendig. Hierfür wurden von der erweiterten Vorstandsilzung am 16. und 
17. Januar 1947 folgende Kollegen gewählt: 

.Walter Büchner, Potsdam, Buchdrucker, 

Arthur Wolfram, Berlin, Buchdrucker, 

Gustav P1 a n k , Berlin, Buchbinder. 

Erst hierdurch wird es möglich sein, die Referate der Hauptabteilungen 
des FDGB auch in unsere Industriegewerkschaft ressortmäßig einiger¬ 
maßen zufriedenstellend aufzuteilen und d£) bisherigen wenigen An¬ 
gestellten zu entlasten. Durch eine ausgedehnte ehrenamtliche Tätigkeit 
werden in allen Ländern die aus den Arbeitsgebieten der Hauptabtei¬ 
lungen des Bundes erwachsenden Pflichten erfüllt, was nicht immer leicht 
ist und trotz aufopferungsvoller Hingabe aller Kräfte hier und da noch 
Unvollkommenheiten offen läßt. Der Aufbau und die Durchorganisierung 
haben jedoch sehr gute Fortschritte gemacht, was in der Bildung zahl¬ 
reicher Ortsvereine bzw. Ortsgruppen zum Ausdruck kommt. 


Betriebsräte im graphischen Gewerbe . 

Die Betriebsräteangelegenheiten wurden hauptsächlich vom 1. Vor¬ 
sitzenden mitübernommen. In den Landesvorständen liegen die Dinge 
ähnlich. Ehrenamtlich tätige Vorstandsmitglieder sind hier meistens zur 
Unterstützung der hauptamtlich angestellten Kollegen mit Arbeiten für 
die einzelnen Abteilungen betraut. Trotz aller dieser noch vorhandenen 
Schwierigkeiten ist mit allem Nachdruck auf die Entfaltung und Förde¬ 
rung der Arbeit der Betriebsräte eingewirkt worden. Ein zuverlässiges 
umfassendes Bild über die Zahl der in der ganzen Zone gewählten Be¬ 
triebsräte war noch nicht zu gewinnen. Es kann aber gesagt werden, daß 
in allen laut Gesetz dazu berechtigten Betrieben der graphischen Industrie 
Betriebsräte gewählt wurden. 

Besonderer Wert wurde vom Zentralvorstand auf den Abschluß von 
Betriebsvereinbarungen gelegt. Es sind viele Betriebsvereinbarungen mit 
dem vollen Mitbestifhmungsrecht abgeschlossen worden. Manche weisen 
allerdings noch Mängel auf. In einem größeren Betrieb in Thüringen 
konnte trotz Drohung mit Streik zunächst ein Abschluß nicht erzielt 
werden. Schließlich kam es aber unter der Vermittlung der Besatzungs¬ 
macht dann doch zu einer Vereinbarung. Da die Verhandlungen über 
Betriebsvereinbarungen noch dauernd in Fluß sind, wären Zahlenangaben 
unvollkommen und wenig verläßlich. Im ganzen gesehen, ist die Tätig¬ 
keit der Betriebsräte wohl als befriedigend anzusehen und ihre personelle 
Trennung von den Betriebsgewerkschaftsleitungen ist nach den vorliegen- 



den Berichten auch in vollem Zuge. Die Schulungseinrichtungen des FDGB 
in den einzelnen Ländern werden gut in Anspruch genommen. Sie werden 
durch periodische Sonderveranstallungen und Kurse in einigen Groß¬ 
druckereien ergänzt. 

Die Frauen im graphischen Gewerbe 

Beim Zentralvorstand und beim Land es Vorstand Sachsen, unserem 
stärksten Mitgliederbezirk, wurden je eine Kollegin als gewählte Vor¬ 
standsmitglieder zur Bearbeitung der Frauenfragen angestellt. 

Die Gewinnung der unorganisierten Frau und die Heranziehung der 
Frau zur Mitarbeit in der Gewerkschaft geschieht in Betriebs-, Mitglieder- 
und Funktionärversammlimgen, in denen immer wieder auf die bedeu¬ 
tende Stellung der Frau inrdeutschen Wirtschaftsleben hingewiesen wird. 

Der Erfolg dieser Arbeit kommt in der Zunahme weiblicher Mitglieder 
und dem Anwachsen der Zahl weiblicher Betriebsräte und anderer ge¬ 
werkschaftlicher Funktionäre zum Ausdruck. 

* • 

In größeren Betrieben sind Frauenkommissionen gebildet, die zum 
Teil eine rege Tätigkeit entfalten. Unsere Industriegewerkschaft umfaßt 
jedoch viele kleine und mittlere Betriebe, und ist hier noch ein großes 
Gebiet für die gewerkschaftliche Tätigkeit in der Frauenfrage. 


Um die Jugend im graphischen Gewerbe 

Seit Februar 1947 wird die Jugendarbeit von einem angestellten Mit¬ 
glied des Zentralvorstandes geleistet. Die ersten Arbeiten dieses Funk¬ 
tionärs galten der Sichtung des vorhandenen Materials über die der¬ 
zeitige Lage der graphischen Jugend auf sozialem Gebiet und in bezug 
auf ihre Durchdringung mit den Idealen des Freien Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes sowie ihrer fachlichen Ausbildung. Im Zusammenhänge 
mit der Heranbildung eines guten Fachnaohweises wurde im Zusammen¬ 
wirken mit unserer Bearbeiterin für Frauenfragen eine Überprüfung der 
Lehrberufe unserer Industrie zur Ermittlung derjenigen Berufe, welche 
in Zukunft den Frauen im erweiterten Maße zugänglich gemacht werden 
sollten, vorgenommen. In unserem Mitteilungsblatt „Korrespondent“ wird 
in einem Artikel zur Bildung von freigewerkschaftlichen Jugendgruppen 
und zur Wahl von Jugendvertrauensleuten in den B^Jrieben aufgefordert. 
Ferner wird die Schaffung von Jugendkommissionen bei den Orts-, Be¬ 
zirks- und Landesleitungen vorgeschlagen. 

In den Ländern wurden durch die Gewerkschaftsleitungen Kollegen 
für die Durchführung der Jugendarbeit verantwortlich gemacht, jedoch 
steckt diese Arbeit noch in Anfängen. In Dresden wurden z. B. bereits 
Betriebsjugendgruppen gebildet. Jn Leipzig und in einigen größeren 
Druckorten wurden im Verein mit den Berufs- und sonstigen Fachschulen 
Kurse zur zusätzlichen Berufsausbildung eingerichtet. 
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Im großen und ganzen zeigen die vorliegenden Unterlagen, daß die 
Angleichung der Löhne der Jugendlichen im Rahmen des Befehls Nr. 253 
noch nicht restlos vollzogen wurde. Die Berufsausbildung steht im Zeichen 
ungenügender Schulkennlnisse der zu uns stoßenden Jugendlichen — 
eine Folge der Unterweisung der Jugend unter dem militärischen Drill 
der Nazis. Weiter leidet die Ausbildung eines guten Nachwuchses unter 
der verringerten Ausbildungsmöglichkeit infolge geschmälerter Produk¬ 
tionskapazität unserer Industrie. In kleineren Druckorten kommt zu 
allem noch Lehrlingsausbeutung und Nichtachtung der noch* geltenden 
Lehrlingsskala hinzu. 


kommende neue Tarif regelung Im graphischen 
und papferverarbeitenden Gewerbe 

In Ausführung einer Anordnung der SMA wurden die Vorarbeiten für 
die Neugestaltung d^r Tarife im graphischen Gewerbe im Herbst 1946 
aufgenommen. Bisher waren die Arbeitsverhältnisse durch vier Reichs- 
larife geregelt, die bei Niederschrift dieses Berichtes noch in Geltung 
sind. Sie stammten bis auf eine Reihe inzwischen durch die DAF zu¬ 
sammengefaßter Einzeltarife der papierverarbeitenden Industrie noch 
aus der Vorhitlerzeit und sind nur verhältnismäßig geringfügigen Än¬ 
derungen unterworfen worden. Es gilt jetzig diese Tarife zu moderni¬ 
sieren und zu einem einzigen Tarifvertrag für das Gesamtgewerbe in 
der sowjetischen Zone zusammenzufassen. Die umfangreichen Vor¬ 
arbeiten zu dem vorliegenden Vertragsentwurf leistete der gesebäfts- 
führende Vorstand. Eine aus allen Ländern zusammengesetzte große 
Tarifkommission, die im November in einwöchigen Beratungen im Bei¬ 
sein von Vertretern der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozial¬ 
fürsorge in Leipzig tagte, gab dann dem Entwurf vorläufige Gestalt. In 
den Landesvorständen und teils in Versammlungen wurde dazu Stellung 
genommen, und in einer erweiterten Vorstandssitzung kam dann nach 
Berücksichtigung weiterer vorgeschlagener Änderungen und Ergänzungen 
der Vertragsentwurf endgültig zustande. Er harrt nun der von der 
Deutschen Verwaltung und unserer IG beabsichtigten zentral zu führen¬ 
den Verhandlung mit einem von den Industrie- und Handelskammern zu 
bildenden unternehmerseitigen Verhandlungskörper. Diese Verhand¬ 
lungen werden voraussichtlich im Monat April stattfinden. 


Schulung und ßiMuiig; in der Industriegewerkschaft 5 

Auf diesem weitverzweigten Gebiet hat neben vielen allgemeinen den 
geschaffenen Schulungseinrichtungen des FDGB zufallenden Aufgaben 
die IG Graphisches Gewerbe ihr Hauptaugenmerk sofort auch der drin¬ 
gend notwendigen fachtechnischen Jugend- und Erwachsenenbildung zu¬ 
gewandt. Das Druck- und Reproduktionsgewerbe ist in hervorragendem 
Maße auch ein Kunstgewerbe, das fortlaufend geistiger Befruchtung be¬ 
darf, um wieder zu Hochleistungen zu kommen, wie sie schon früher 
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vorhanden waren. Den überall in Bildung begriffenen einzelnen Fach¬ 
sparten fällt hierbei eine wichtige Rolle zu. Ihre Aufgabe ist es in erster 
Linie, die fachtechnische Fortbildungsarbeit wieder aufzubauen und in 
ständigem Fluß zu halten. Besonders bei der jungen Generation gilt es, 
die geistige Armut, die 12 Jahre einseitigen Drills hiuterließen, zu über¬ 
winden und ihr wieder neben der Vermittlung allgemeinen Bildungs¬ 
gutes auch fachliche Lebensaufgaben zu stellen. In den großen Städten, 
so vor allem in Leipzig, laufen in großzügiger Organisation Fachkurse 
für alle Sparten mit umfassendem technisch-theoretischem und prak¬ 
tischem Programm an, um die überall klaffenden Kenntnislücken aus¬ 
zufüllen. Die Meisterschule für das graphische Gewerbe in Leipzig 
mit der ihr angegliederten Abteilung Photomechanisches Institut gibt 
den mit bereits fortgeschrittenen Fachkenntnissen ausgerüsteten Kol¬ 
legen Gelegenheit, in zweijährigen Lehrgängen mit gewerbeumfassender 
Unterrichtsgestaltung die Befähigung zu führenden Stellungen in der 
Wirtschaft zu erlangen. Sie steht allen Kollegen im ganzen deutschen 
Gebiet offen und ist teils mit Stipendien für Arbeiterstudenten aus¬ 
gestattet. 

In das Fundament unserer fachlechnischen Bildungsarbeit wurde im 
Oktober 1946 ein weiterer Baustein von tragender Bedeutung eingefügt. 
In 32seitigem Umfang erscheint die Monatszeitschrift „Das Buchgewerbe“. 
Inhaltlich und ausstattungsmäßig hochqualitativ, weckte sie ein lebhaftes 
Echo in der gesamten Fachwelt weit über unsere Zone hinaus und ist 
ein starkes Bindeglied zwischen den Angehörigen unseres Gewerbes in 
ganz Deutschland geworden. Ihre Bedeutung wurde auch von der Be¬ 
satzungsbehörde dadurch anerkannt, daß die zunächst auf 3000 Exem¬ 
plare bemessene Auflage inzwischen auf 6000 gesteigert werden durfte. 
Als Herausgeber dieser vorbildlichen Fachzeitschrift zeichnen die Indu¬ 
striegewerkschaft Graphisches Gewerbe (FDGB) und das Nachrichtenamt 
der Stadt Leipzig, Abteilung Graphisches Gewerbe. 

Seit Januar 1947 erscheint unser neues Mitteilungsblatt für Funktionäre. 
Es erhielt in Anknüpfung an alte Überlieferung den Titel „Korrespon¬ 
dent“, den einst die älteste Gewerkschaftszeitung, herausgegeben vom 
früheren Verband der Deutschen Buchdrucker, 70 Jahre lang in Ehren 
geführt hat. Ist der heutige „Korrespondent“ mit seinem Kleinstumfang 
und monatlich einmaligem Erscheinen naturgemäß noch nicht im ent¬ 
ferntesten als Ersatz für das ehemals führende geistige Organ im graphi¬ 
schen Gewerbe zu betrachten, so ist er doch in Mitgliederkreisen leb¬ 
haft begrüßt worden. Hoffentlich wird sich aus den bescheidenen An¬ 
fängen später wieder ein Gewerkschaftsb'.att entwickeln, das die Über¬ 
lieferungen unseres alten „Korrspondenten“ wirksam fortsetzen kann. 

Der vorstehende Querschnitt durch die vielgestaltige gewerkschaftliche 
Arbeit des ersten Wiederaufbaujahres, die unter Anspannung aller 
Kräfte bei schwierigsten Vorbedingungen geleistet werden mußte, mag 
dartun, daß auch in unserer IG alles getan wurde, um den Anfor¬ 
derungen, die die neue Zeit an uns stellt, gerecht zu werden, und daß 
auf dem bisher geschaffenen Boden unser gewerkschaftliches Gebäude 
einem gutem Weiterauf- und -ausbau entgegengehen kann. 
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Die Holzarbeiter können für sich in Anspruch nehmen, stets zu den 
Pionieren der Arbeiterschaft gehört zu haben. Schon frühzeitig traten 
sie für die Schaffung von Industriegewerkschaften ein, auch waren ihre 
Erfolge in sozialpolitischer und arbeitsrechllicher. Hinsicht vorbildlich. 

Das „Tausendjährige Reich“ hat auch in den Reihen der Funktionäre 
der Holzindustrie sehr große Lücken gerissen. Diese wieder aufzufüllen, 
muß unsere erste Aufgabe in der kommenden Zeit sein. Jeder verant¬ 
wortungsbewußte Gewerkschafter muß herangezogen werden und mit¬ 
helfen, eine starke, einheitliche Gewerkschaft zu errichten. Denn nur 
eine solche birgt in sich die Garantie, alle wirtschaftspolitischen und 
allgemeinpolitischen Aufgaben zu erfüllen. Wir müssen in allerkürzester 
Zeit wieder über einen großen Apparat ehrenamtlich tätiger Funktionäre 
verfügen, dieselben für die großen Aufgaben vorbereiten und schulen, 
damit wir bei den kommenden Ereignissen wieder traditionsgemäß den 
Platz einnehmen, den wir uns einstmals erkämpft hatten. 

Als im Jahre 1946 die Wahlen zu den Delegierten der Industrie¬ 
gewerkschaften durchgeführt wurden, waren es bereits 120 000 Kollegen 
der Holzindustrie in der sowjetisch besetzten Zone, welche den Weg zu 
der gewerkschaftlichen Organisation gefunden hatten. Das waren bereits 
mehr als 80 Prozent der Gesamtbeschäftigten dieser Industrie nach den 
Berichten, die von der Deutschen Verwaltung herausgegeben wurden. Auf 
zirka 900 Kollegen wurde ein Delegierter gewählt. Diese 139 auf freier 
demokratischer Grundlage gewählten Delegierten hielten am 11 . und 
12. Juni 1946 in Gotha die erste Zonen-Delegierten-Konferenz der In¬ 
dustriegewerkschaft Holz ab und wählten dort den Zentralvorstand, 
welcher sich aus 39 Kollegen zusammensetzt. • 

Diese Delegiertenkonferenz beschäftigte sich ferner mit der Rolle der 
Industriegewerkschaften im demokratischen Neuaufbau, und die darauf 
folgende Aussprache gab eindeutig zum Ausdruck, daß die Aufgaben, 
welche die Gewerkschaften zu erfüllen haben, mir zu schaffen sind mit 
einer einheitlichen einigen Arbeiterschaft. 

Es darf nur eine Gewerkschaft geben, in der alle Richtungen vereinigt 
sind; denn jede Spaltung führt immer wieder zur Niederlage der Arbeiter¬ 
klasse. Die zwölf Jahre Hitler-Faschismus sollten dazu beigetragen 
haben, jedem die Augen zu öffnen und aus der Vergangenheit zu lernen. 

Am 15. Juli 1046 fand dann in Berlin die erste Sitzung des Zenlral- 
vorstandes statt, auf welcher man sich mit der Aufgabenstellung des 
Zentralvorstandes, Organisations- und Finanzfragen beschäftigte. Außer¬ 
dem fand die Wahl des geschäftsführenden Vorstandes und der Revisions¬ 
und Beschwerdekommission statt. In den gescliäftsführenden Vorstand 
wurden gewählt: 

Max Wachtel, Berlin 
Walter Kampfrath, Leipzig 
Alfred Schneider, Berlin 
Willy Schröder, Berlin 
Erich Kober, Frankfurt/Oder 



Liesbeth Everding, Halle/Saale (ausgeschieden) 
Hildegard Regelin, Potsdam (nacbgerückt) 

Erich Franke, Rathenow 

In die Revisionskommission wurden die Kollegen 

Otto Heller, Gotha, Kurze Str. 6, Thüringen (Vorsitzender), 
Ernst Müller, Magdeburg, Kroatenweg 3, Sachsen-Anhalt, 
Hildegard Regelin, Potsdam, Leinestraße 1, Brandenburg, 
Rudolf Braun, Güstrow, Schnoienstraße 27, Mecklenburg-Vorp., 
F r i t z N eb e 1, Riesa/Sa., Hergendorfer Weg 1, Land Sachsen, 
gewählt. 

Da die Mitglieder der Bescliwerdckommission weder dem Landes- noch 
dem Zentralvorstand angehören dürfen, wurde beschlossen, daß in jedem 
der fünf Länder oder Provinzen ein Kollege mit Stimmenmehrheit gewählt 
wird. Danach setzt sich die Beschwerdekommission aus folgenden Kol¬ 
legen zusammen: 

Vorsitzender: Hermann Läufer, Halle, Liebenwalder Straße 
Nr. 157, Sachsen-Anhalt, 

Otto Reichert, Luckenwalde, Burgstraße 12, Brandenburg, 
Hans Ihde, Rostock, Wokrenter Straße 8, Mecklenburg-Vor¬ 
pommern, 

Hermann Kitsche, Freiberg, Lange Straße 6, Land Sachsen, 
Paul E i chl e r, Gotha, Steinstraße, Thüringen. 

Nach einem Beschluß der Sitzung des geschäftsführenden Vorstandes 
vom 4. September 194G wurde ebenfalls die Bildung von Lohn- und 
Akkordkommissionen, Arbeits- und Unfallkommissionen, die Bildung von 
Betriebsrätckommissionen im zentralen Maßstabe sowie auch im Landes¬ 
und Ortsmaßstabe beschlossen. 


Die wlriscbaftspolitische Abteilung: 

hat durch ihre Tätigkeit bis zum heutigen Tage die Schaffung von wirt¬ 
schaftspolitischen Kommissionen in den Orten, Ländern und im zentralen 
Maßstabe verwirklicht. Es sind noch einige Schwächen auf diesem Gebiet 
vorhanden, aber immerhin ist zu verzeichnen, daß ein großer Teil unserer 
Kollegen bereits bei den Handwerkskammern und auch in verschiedenen 
Wirtschaftsausschüssen der einzelnen Länder vertreten ist. Es ist die Er¬ 
kenntnis vorhanden, eine stärkere Einschaltung auf allen wirtschaftlichen 
Gebieten durchzuführen, insbesondere auch bei der Planung der Wirt¬ 
schaft. Des weiteren wurde auch die Notwendigkeit erkannt, die Ab¬ 
teilung Selbsthilfe zu schaffen. Infolge des barbarischen Hitlerkrieges 
sind viele unserer deutschen Arbeiter ohne die für eine geordnete 
Lebensweise notwendigen Möbel und Gebrauchsgegenstände. Um diesem 
Notstand zu steuern und von unserer Seite aus diesen Armen zu helfen, 
versuchten wir, auf dem Wege der Selbsthilfe unsere Solidarität zu be¬ 
weisen. Demzufolge wurde auf einer Sitzung des geschäftsführenden Vor¬ 
standes folgendes beschlossen: 



„Jeder. Betrieb stellt im Rahmen seiner Fabrikation Möbelstücke, 
Gebrauchsgegenstände unter folgenden Bedingungen her: Der Be- 
triebsinhaber liefert kostenlos das notwendige Rohmaterial und die 
dazu benötigten Hilfsmittel (Schrauben, Nägel usw.), die Kollegen 
stellen in freiwilliger Arbeit die einzelnen Artikel her. Einteilung 
usw. soll durch Vereinbarung zwischen Betriebsrat und Betrieb ge¬ 
regelt werden. Die Verteilung dieser in freiwilliger Mehrarbeit her¬ 
gestellten Gegenstände erfolgt an durch Bomben und sonstiges 
Kriegsgeschehen mittellos gewordene Werktätige über die Volks¬ 
solidarität durch die Vertreter der Industriegewerkschaft Holz.“ 

Wenn auch anfangs dieser Beschluß, bei unseren Kollegen auf Wider¬ 
stand stieß, so konnten wir erfreulicherweise feststellen, daß ein un¬ 
geheurer Erfolg dieser Selbsthilfeaktion zu verzeichnen war. Die auf 
Grund dieses Beschlusses hergestellten Gegenstände wurden der Volks¬ 
solidarität zur Verteilung übergeben. 

Die Abteilung Sozialpolitik bei der Industrie¬ 
gewerkschaft IIolz 

Die sozialpolitische Betreuung der Mitglieder ist in der heutigen an¬ 
gespannten Situation ganz besonders notwendig. 

Als erste und dringlichste Aufgabe galt vom ersten Tage an, neben 
dem Aufbau der betrieblichen sozialen Einrichtungen, bei den Behörden 
vorstellig zu werden zwecks Beschaffung von Schuhen, Arbeitskleidung 
und zusätzlicher Verpflegung für bestimmte schwerarbeitende Berufs- 
gruppen innerhalb unserer Industriegewerkschaft. Vom Amt für Handel 
und Versorgung ist uns jetzt ein bestimmter Prozentsatz an Kleidungs¬ 
stücken für die von uns vertretenen Berufsgruppen zugesagl worden. 

Die Einreihung der Schwerbeschädigten in den Produktionsprozeß er¬ 
forderte ebenfalls unseren Einsatz. In allen größeren Städten der Zone 
wurden Lehr- und Umschulungskurse durchgeführt. Besondere Spezial¬ 
kurse an Holzbearbeitungsmaschinen zur Verhütung von Unfällen wurden 
durchgeführt und sollen in Zukunft noch erweitert werden, indem die 
Obleute der Arbeitsschutzkommissionen ortsweise zu diesen Kursen zu¬ 
sammengezogen werden. Die Kurse sollen in Zukunft unter Hinzu¬ 
ziehung, der Arbeitsschutzinspektoren erfolgen. 

Für die Durchführung des Befehls 253 sowie für die Lehrlingsausbil¬ 
dung hat die Abteilung sich einselzen müssen. 

Im Heimkehrerlager Frankfurt/Oder wurden unsere Funktionäre für 
die Heimkehrerbetreuung zum Ausbau des Lagers über die Volks¬ 
solidarität eingesetzt. 

Arbeitsgebiets- und ortsweise sollen die Funktionäre der Abteilung 
Sozialpolitik zusammengezogen werden, um sie unter Hinzuziehung von 
Sachbearbeitern der Behörden für ihre Aufgaben zu schulen. 

Daneben isf mit der Führung einer Unfallstatistik begonnen worden, 
die sich in erster Linie darauf beschränkt, wie wirken sich verschiedene 
'Krankheiten speziell in bestimmten Berufsgruppen aus, z. B. die Staub¬ 
lunge bei Tischlern, Schwammknie bei Parkettlegern und Milzbrand bei 
den Bürstenmachern. 



Mitgliederstand der Industriegewerkschaft IIolz 



Männlich 

Weiblich * 

Jugendlich 

Land Sachsen 

t 



1946 Juli 

48 542 

35 440 

8 503 

4 599 

Au^ 

48 542 

35 440 

8 503 

4 599 

Sept. 

48 542 

35 440 

8 503 

4 599 

Okt. 

49 1GG 

35 378 

8 539 

5 249 

Nov. 

48 607 

34 712 

8 357 

5 538 

Dez. 

49176 

34 981 

8 373 

5 822 

Thüringen 





' Juli 

32 310 




Aug. 

32 310 




Sept. 

32 310 



• 

Okt. 

. 32 310 




Nov. 

34 328 




Dez. 

34 328 


• 


Sachsen-Anhalt 




Juli 

22 246 




Aug. 

22 246 




Sept. 

22 634 


• 


Okt 

23 409 




Nov. 

23 848 




Dez. 

24 235 




Brandenbu 

r.g 



% 

Juli 

10 888 

8 415 

1664 

809 

Aug. 

11415 . 

8 828 

1 736 

851 

Sept. 

12 047 

9 292 

1874 

881 

Okt. 

12 675 

9 748 

1958 

969 

Nov. 

12 433 

9 489 

1952 

992 

Dez. 

12 528 

9 590 

1931 

1007 

Mecklenburg-Vorp. 




Juli 

6 635 

5 326 

608 

701 

Aug. 

7 110 

5 695 

675 

740 

Sept. 

7 925 

6 380 

733 

825 

Okt. 

7 885 

6 321 

739 

825 

Nov. 

7 730 

6 189 

794 

747 

Dez. 

8 583 

6 736 

841 

1006 

Gesamte Z < 

one 




.Juli 

120 621 


• 


Aug. 

121 623 




Sept. 

123 458 




Okt. 

125 445 




Nov. 

126 946 




Dez. 

128 850 



• 






Zur Frage des Lolin- und Tarifwesens 
unserer Industriegewerkschaft 

Bei der Ausarbeitung des Mantel- und Lohntarifs galt die Zugrunde¬ 
legung des Lohnes, welcher vor Einstellung der Kampfhandlungen ge¬ 
zahlt wurde bzw. die tariflich festgelegten Löhne. Nach Fertigstellung 
des Manteltarifvertrages wurde in der erweiterten Vorstandssitzung am 
3. und 4. Oktober in Halle dieser Vertrag von der zentralen Tarif- 
kommission überprüft und gebilligt mit dem Auftrag, ihn bei der Deut¬ 
schen Verwaltung für Arbeit und Sozial!ürsorge einzureichen. Diesem 
Aufträge wurde Folge geleistet. In zweimaligen Verhandlungen mit der 
Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge wurden außer 
einigen redaktionellen Änderungen keine Bedenken erhoben und verein¬ 
bart, daß dieser Manteltarifvertrag nunmehr sämtlichen Landesvorständen 
überreicht wird, um mit den zuständigen Industrie- und Handelskammern 
bzw. Handwerkskammern zu verhandeln und durch verstärkte Intensität 
den Manteltarif zum Abschluß zu bringen. 

Dieser Manteltarif ist als fortschrittlich zu bezeichnen, er kennt keine 
Frauen- und Jugendlöhne mehr und ist auf das Prinzip „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit und Produktivität“ eingestellt. Auch ist die Regelung 
des Akkordsystems vorgenommen und festgelegt, daß in allen Betrieben 
Lohn- und Akkordkommissionen zu bilden sind. Die Vergangenheit 
hat gelehrt, daß die Akkordpreise, welche willkürlich von den Unter¬ 
nehmern festgesetzt wurden, dazu führten, die Arbeitskraft des einzelnen 
Arbeiters erhöht auszunutzen und es in vielen Fällen kaum möglich war, 
den tariflichen Mindestlohn zu verdienen. 

Darüber hinaus bemerken wir, daß die Notwendigkeit der Schaffung 
von Tarifkommissionen anerkannt wurde und demzufolge bei der Indu¬ 
striegewerkschaft Holz eine zentrale Tarifkommission in den Ländern 
gebildet wurde. Auch in verschiedenen größeren Städten sind örtliche 
Tarifkommissionen gebildet. Dort, wo es noch nicht geschehen ist, sind 
die Vorbereitungen dafür getroffen. 

Wir beabsichtigen, weil gerade in der Lohn- und Tarifpolitik in der 
kommenden Zeit verschiedene gewerkschaftliche Probleme gelöst \Yerden 
müssen, eine besondere Schulung unserer Tarifkommission durch- 
zuführen. In vielen Orten haben wir bereits mit dieser Schulung be¬ 
gonnen, und zwar hauptsächlich in den Orten, wo die Holzindustrie stark 
vertreten ist und bereits im Akkord gearbeitet wird. 


Zur Iletriebsräiearbcit in der Holzindustrie 

Auf der Tagung des Zonenvorslandes der Industriegewerkschaft Holz 
am 3. und 4. Oktober 1946 wurde beschlossen, daß jede Landesleitung 
eine Abteilung Betriebsräte schafft. Diese Abteilung teilt dann die 
gesamte Provinz in bestimmte Arbeitsgebiete ein. Innerhalb jedes Ar¬ 
beitsgebietes muß wiederum eine entsprechende Abteilung geschaffen 
werden, die die einzelnen Orte erfaßt und innerhalb dieser Orte werden 
sämtliche Betriebsräte der Industriegewerkschaft zusammengefaßt, die 
sich eine Betriebsratskommission wählen. Diese Kommission hat dann 



die Aufgabe, gemeinsam mit den Ortsvorständen der Industriegewerk¬ 
schaft die Arbeit der Betriebsräte zu leiten. Um die Arbeit der Betriebs¬ 
räte zu fördern, wurde gleichfalls festgelegt, daß in gewissen Zeit¬ 
abständen die Sachbearbeiter der Betriebsräteabteilungen aus den Län¬ 
dern Zusammenkommen, um für die einheitliche Durchführung be¬ 
stimmter Forderungen ausgerichtet zu werden. 

•Nachdem die ersten organisatorischen Schwierigkeiten überwunden 
waren, stand im Vordergrund unserer Tätigkeit der Abschluß von Be¬ 
triebsvereinbarungen, uin das Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte zu 
verwirklichen. 

Des weiteren galt es, Vorbereitungen für die Abgabe der Tätigkeits¬ 
berichte durch die Betriebsräte in den Betrieben zu treffen. 

Eine weitere Aufgabe entstand in der Durchführung des Befehls 'Nr. 253. 

Um den Abschluß von Betriebsvereinbarungen zu fördern, wurden 
drei Entwürfe an die Betriebsräteabteilungen der Länder herausgegeben. 
Ein weiterer Entwurf folgte für Kleinbetriebe. Desgleichen wurde eine 
Arbeitsordnung ausgearbeitet und als. Muster an die einzelnen Länder 
herausgegeben. 

In zwölf Rundschreiben wurden den Kollegen bestimmte Anweisungen 
für die Durchführung ihrer Arbeiten gegeben. 

Die Abgabe der Tätigkeitsberichte durch die Betriebsräte stieß ver¬ 
schiedentlich noch auf Schwierigkeiten, da die Kollegen manchmal den 
Standpunkt einnahmen, ihr Betrieb wäre zu klein, für sie käme dieses 
weniger in Frage. Außerdem wußte man auch noch nicht so recht, wie 
diese Berichterstattung vor sich gehen sollte. 

Um den Abschluß der betrieblichen Vereinbarungen sowie die Abgabe 
der Tätigkeitsberichte zu fördern, fand am 18. November 1946 eine Kon¬ 
ferenz der Betriebsrätesachbearbeiter der einzelnen Länder in Berlin statt. 

Zur Durchsetzung der Forderung des Mitbestimmungsrechts waren elf 
Streiks erforderlich, und zwar in dem Sägewerk Kreisenbrink bei Fried¬ 
land in Mecklenburg, Kenzler, Leipzig, und gegen acht Unternehmer in 
Rabenau in Sachsen. 

Mit den Behörden wurde ein Schriftwechsel über den Eingriff im Leip¬ 
ziger Streik geführt. 

Desgleichen mußte in Sachsen-Anhalt mit dem Präsidenten der Hand¬ 
werkskammer eine Korrespondenz geführt werden, weil die Anweisung 
von ihm an die Innung ergangen war, Belriebsvereinbarungen nicht 
abzuschließen. In beiden Fällen wurde die Deutsche Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge bzw. die Industrie- und Handelskammer be¬ 
nachrichtigt. Wir erhielten die Zusicherung, daß in Zukunft solche Ein¬ 
griffe unterbunden werden. Bei der Firma Rosin in Luckenwalde ge¬ 
nügte der Streikbeschluß der Belegschaft, um den Unternehmer zu 
zwingen, die Betriebsvereinbarung zu unterschreiben. Die Betriebs¬ 
vereinbarung, die dann abgeschlossen wurde, ist als vorbildlich zu be¬ 
zeichnen und das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates in jeder Hin¬ 
sicht erwirkt, ln einem anderen Falle, bei der Firma Kraus, Anger¬ 
münde, genügte ebenfalls der Beschluß der Betriebsbelegschaft, um den 
Abschluß der Betriebsvereinbarung durchzuführen. 
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Ausführliche Darlegung über die geleistete Arbeit 
zu den Betriebsrätewühlen in der Holzindustrie 


a) Wieviel Betriebsräte wurden gewählt? 


Land: 

Gewählte 

Betriebsräte 

Frauen 

Jugendliche 

Angestellte 

Brandenburg . . 

789 

63 

15 


Sachsen-Anhalt. .. 

1267 

221 

146 


Mecklenburg . . . 

458 

20 

. 22 


Thüringen . . . 

1071 

148 

53 

99 

Land Sachsen. . . 

2 799 

338 

174 



b) Wie haben sie sich in das Wirtschaftsleben eingeschaltet? 


Betriebsvcreinbarungon 

Land Sachsen . . 1132 Die angeführten Vereinbarungen sind nur als 
Land Thüringen . 176 vorläufiges Ergebnis anzusehen. Auch liegt die 
Sachsen-Anhalt . 28 Zahl der bereits abgeschlossenen Betriebsver- 
Mecklenburg ... 34 einbarungen wesentlich höher, da die Gesamt- 
Brandenburg . . 56 aktiön noch nicht als abgeschlossen gilt. 


Sachsen-Anhalt: 3 Betriebsrätekonferenzen 

Thema: Durchführung des Befehls Nr. 253 und vor¬ 
bereitende Arbeiten zur zweiten Vierteljahresbericht¬ 
erstattung. 

Land Sachsen: 3 Betriebsrätekonferenzen 

Thema: Betriebsvereinbarungen und Durchführung 
des Befehls Nr. 253. 

Brandenburg: 2 Betriebsrätekonferenzen 

Thema: Betriebsvereinbarungen und Mitbestimmungs¬ 
recht der Betriebsräte. 

Land Thüringen: 8 BelriebsrälevollVersammlungen 

Thema: Abschluß von Betriebsvereinbarungen und 
vorbereitende Arbeiten zur zweiten Vierteljahres- 
berichterstatlung. \ 

Mecklenburg: 1 Betriebsrätekonferenz 

' Thema: Schaffung einer arbeitsfähigen Betriebsräte¬ 
abteilung. 


Zu unserer Scliulimgsarbcit 

Zur Verhütung von Unfällen hat die.Ortsgruppe Leipzig einen Kursus 
für Maschinenarbeiter mit gutem Erlolg durchgeführt. Dauer des Kursus 
vom Juni bis November 1946. Ein zweiter Kursus ist vorbereitet und im 
Anlaufen. • 

Seit 9. Dezember 1946 läuft im Land Sachsen-Anhalt ein Kursus für 
40 Betriebsräte der Holzindustrie. Dauer: 24 Wochen je 1 Tag. 
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Ein dreitägiger Kursus mit Landesvorstand und zusammen 100 Orts¬ 
vorsitzenden des Landes Thüringen in der Landesschule Lobcda b. Jena 
hatte als Thema: Organisations- und Gewerkschaftsfragen. * 

In Vorbereitung 

Ein Kursus über fachliche Schulung der Lehrlinge und Umlerner im 
Land Sachsen. Es ist eine Gemeinschaftsarbeit der Industriegewerkschaft 
Holz mit der Industrieverwaltung der landeseigenen Betriebe — Möbel 
und Holz in Sachsen. 

Geplant 

Ein Kursus über vier Wochen für SO Funktionäre über Organisations¬ 
und Gewerkschaftsfragen in der Landesschule Belzig in Brandenburg.. 


Zur Frauenarbeit 

Im Oktober v. J. wurde die Hauptabteilung Frauen beim Zentralvor¬ 
stand der Industriegewerkschaft Holz gebildet. Nachdem die Verbindung 
mit den Ländern hergestellt und verantwortliche Sachbearbeilerinneu 
eingesetzt waren, wurde nach einem einheitlichen Arbeitsplan die Frauen¬ 
arbeit in Angriff genommen. 

Als auch die Länder eine Abteilung Frauen geschaffen und dafür ver¬ 
antwortliche Leiterinnen bestimmt hatten, erwies es sich als notwendig, 
dieselben zu einer Arbeitstagung nach Berlin zusammenzurufen, um eine 
einheitliche Linie in der Frauenarbeit festzulegen. 

Am 28. Januar 1947 fand dieselbe unter Beteiligung aller Länder in 
Berlin statt. Im Vordergrund der Aussprache stand der Befehl ! Nr. 253. 


Ergebnisse der bisherigen Arbeit 

In sämtlichen Ländern wird aktiv an der Durchführung des Befehls 
Nr. 253 gearbeitet. In den meisten Betrieben ist derselbe bereits ver¬ 
wirklicht. Wo noch Schwierigkeiten bestehen, setzen sich unsere Kol¬ 
legen tatkräftig für die Beseitigung derselben ein. In Groß- sowie Mittel¬ 
betrieben sind mit Hilfe der Betriebsräte und Betriebsfrauenkommissionen 
soziale 'Erleichterungen für die arbeitenden Frauen geschaffen worden 
(Werkküchen, Nähstuben, Kindergärten usw.). 

In Brandenburg, wo vorwiegend Kleinstbetriebe sind, werden örtliche 
Frauenkommissionen geschaffen, um durch Arbeitstagungen im Provinz¬ 
maßstabe eine Ausrichtung zu erzielen. 

In Leipzig ist eine Mnsterwerkstätte für Tischler eingerichtet. Dort 
werden auch weibliche Tischlerlehrlinge sowie Umschüler ausgebildet. 
Ein praktischer Kursus an Holzbearbeitungsmaschinen findet bei der 
Firma Hupfeld-Zimmermann statt. 

Im Bundesland Sachsen nehmen weibliche Betriebsräte an den 
20-Wochen-Kursen teil, um das nötige Wissen für i^ire Arbeit zu erhalten. 
Ebenso bemüht man sich dort um die Heranbildung neuer junger 
Funktionäre. 
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Der freie Haushaltstag für Frauen ist überall festgesetzt, meist ist er 
in den Betriebsvereinbarungen verankert. 


Die Abteilung Jugend 

im Zentralvorstand ist seit dem 15. November 1946 besetzt. In den Län¬ 
dern und Provinzen ist die Abteilung, mit Ausnahme von Mecklenburg, 
ebenfalls besetzt. 

Die bisherigen Ergebnisse sind in 

| • " y-, j 

Thüringen 

Errichtung einer Lehrwerkstätte. Fachkurse für Lehrlinge kurz vor der 
Oesellenprüfung, um diese zu erleichtern. Lehrlinge, die ihre Prüfung 
nicht bestanden haben (durch den Krieg), erhalten einen Ausgleich zur 
Lehrlingsvergütung. Höhe: Lohn eines angelernten Arbeiters. Berufs¬ 
schulgeld wird vom Betrieb getragen. Versammlungen finden laufend 
statt. 

Sachsen 

Es läuft ein Betriebsrälekursus von 26 Wochen, an dem alle jugend¬ 
lichen Betriebsräte, männliche und weibliche, teilnehmen. Wöchentlich 
ein Tag, acht Stunden, der Tag wird vom Betrieb bezahlt. 

Der Jugendsachbearbeiter der IG Holz arbeitet im Hauplausschuß für 
Berufsausbildung mit. In Leipzig ist eine Jugendsprechstunde einge¬ 
richtet. In sieben Betrieben wurden Kontrollen durchgeführt, wobei ver¬ 
schiedene Mißstände aufgedeckt wurden, die durch Eingreifen der IG Holz 
abgestellt werden konnten. 

Sachsen-Anhalt 

Am 8. Januar 1947 fand eine Jugendvertrauensleutekonferenz in Halle 
statt. 15 Belriebsfunktionäre waren anwesend. Eine Kommission, be¬ 
stehend aus drei weiblichen und drei männlichen Mitgliedern, wurde ein¬ 
stimmig gewählt. 

In 12 Jugendstunden, die in Betrieben veranstaltet wurden, sind 50 
Jugendliche erfaßt worden. 

In drei Betrieben wurden die Mindestlöhne auf 50 Pfg. festgesetzt. In 
vielen Betrieben Durchführung der 42- bzw. 45-Stundenwoche. Weißen¬ 
fels und Magdeburg sind dabei führend. 21 Jugendsachbearbeiter sind in 
den Kreisen tätig. 

Brandenburg 

Betriebsbesuche wurden in Potsdam durchgeführt, um die Lage der 
Lehrlinge feslzustellen und auf die Durchführung des Befehls 253 hin¬ 
zuwirken. Dabei wurde gleichzeitig für eine Versammlung Propaganda 
gemacht. Jugendkommissionen wurden in Potsdamer Betrieben gegründet. 
Vorbereitung für die Errichtung einer Lehrwerkstätte in Birkenwerder. 
In Luckenwalde arbeitet eine Jugendkommission, die aus Kleinbetrieben 
zusammengesetzt ist. 
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Am 28. Januar 1947 fand die ersie Tagung der Jugendfunktionäre der 
Länder und Provinzen statt. Einige jugendliche Betriebsräte waren eben¬ 
falls vertreten. Eine einheitliche Linie wurde hier festgelegt. Im neuen 
Arbeitsplan wurde festgelegt: 

Gründung von Lehrwerkstätten, Bildung von Jugendkommissionen, Vor¬ 
bereitung zu den Gewerkschaftswahlen. Eine monatliche Berichterstat¬ 
tung wurde gefordert, und ab 1. April 1947 sind Reisen in die Länder und 
Provinzen geplant. Auf dieser Tagung wurde der von der Industrie¬ 
gewerkschaft Holz bezüglich der Lehrlingsvergütung eingenommene 
Standpunkt gutgeheißen und folgende Entschließung einstimmig ange¬ 
nommen: 

„Im Interesse eines guten Facharbeiternachwuchses, der notwen¬ 
dig ist zur Hebung der deutschen Wirtschaft, setzt sich die In¬ 
dustriegewerkschaft Holz dafür ein, daß der Lehrling nach einem 
Jahr Lehrzeit entsprechend seiner produktiven Leistung eine zu¬ 
sätzliche Entschädigung erhält. Es soll dies den Arbeitswillen för¬ 
dern, die Wirtschaftslage der Allgemeinheit berücksichtigen und 
einer Ausbeutung der Lehrlinge Vorbeugen. Wir sind der Ansicht, 
daß für die Jugendlichen hierin ein Anreiz liegt, sich mehr als bis¬ 
her einer fachlichen Ausbildung zuzuwenden. Des weiteren wird 
der Lehrling dadurch in seiner Selbständigkeit gehoben und wird 

seine ganzen inneren Werte freilegen. 

# 

Zu dieser Frage der Leistungsprämie für Lehrlinge vom zweiten Lehr¬ 
jahr ab wird bemerkt, daß auch dieses Problem in dem eingereichten 
Manteltarifvertrag zum Ausdruck gebracht wurde. 


Unsere Abteilung Presse und Rundfunk 

bereitet ein Fachbuch vor: Fachkunde für Holzarbeiter:'Schriftenreihe 
der Industriegewerkschaft Holz in der sowjetischen Besatzungszonc. Es 
ist geplant, es in acht Ausgaben in periodischer Folge herauszubringen. 

Unser Mitteilungsblatt „Der Holzarbeiter“ erscheint in einer Auflage 
von 10 000 Stück. 


Industriegewerkschaft - 7 - Eisenbahn 

Ausgangspunkt unseres Berichts ist die Zentral-Delegiertenkonferenz 
der Industriegewerkschaft Eisenbahn am 17. und 18. Juni 1946 in Ber¬ 
lin, in der sich nach erfolgter Wahl der Zentral Vorstand konstituierte. 
An diesem Tage konnte unsere Eisenbahngewerkschaft auf ein Jahr Auf¬ 
bauarbeit zurück blicken, das ganz erhebliche Erfolge aufzuweisen hatte. 
Den Berichten der Landesleiter war zu entnehmen, daß bereits zu diesem 
Zeitpunkt einem Beschäftigtenstand von rund 240 000 Eisenbahnern eine 
Zahl von 200 000 gewerkschaftlich Organisierten gegenüberstand. Auf 
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unsere fünf Landesleitungen übertragen, ergab sich eine gewerkschaft¬ 
liche Organisation der Eisenbahner von 75 bis 90 Prozent. 

Zur Gewährleistung eines geordneten Überblicks geben wir den Ge¬ 
schäftsbericht, gegliedert nach den einzelnen Hauptabteilungen. 


Zentralvorstand ^ 

Der Zentralvorstand der IG Eisenbahn besteht aus 45 Vorstandsmit¬ 
gliedern. Entsprechend dem Prozentverhällnis der gewerkschaftlich 
organisierten Eisenbahnerkollegen sind im Zentralvorstand vertreten 
aus dem 

Land Sachsen. ...... 13 Vorstandsmitglieder 

Land Thüringen. 7 „ 

Land Meckl./Vorpommern . • 4 „ 

Provinz Sachsen^Anhalt .10 „ 

Provinz Brandenburg.11 „ 

Der engere Vorstand besteht aus 15 Mitgliedern, von denen 7 Mit¬ 
glieder den Geschäftsführenden Vorstand bilden: 

0 

1. Vorsitzender . Kotzur, Theodor 

2. Vorsitzender . Lukas, Kurt 

Vorstandsmitglied . . . .' . . Hartmann, Rudolf 

Vorstandsmitglied. Mathow, Willi 

Vorstandsmitglied. Zierow, Otto 

Vorstandsmitglied. Kaden, Else 

Vorstandsmitglied. Eckensberger, Manfred 

Mitbestimiiimigsreclit «ler Gewerkschaft 
bei der Deutschen Itciclisbuhn 

Durch Befehl Nr. 010 vom 18. Juli 1945 hat der Oberbefehlshaber der 
Sowjetischen Militärischen Administration in Deutschland, Marschall der 
Sowjetunion Shukow, die Bildung einer zentralen Verwaltung der Direk¬ 
tionen der Deutschen Eisenbahnen mit dem Sitz in Berlin und die Ein¬ 
richtung von acht Direktionen in der sowjetrussischen Besalzungszone 
bestätigt. 

„Zur Herstellung einer universellen Zusammenarbeit der Hauptverwal¬ 
tung Deutsche Reichsbahn mit der Gewerkschaft, die dazu berufen ist, 
Mitträger der Deutschen Reichsbahn zu sein, ist die I. G. Eisenbahn im 
Vorstand der Deutschen Reichsbahn durch einen Delegierten vertreten. 
Der Delegierte wird vom Vorstand des Verbandes benannt. Es steht 
im Ermessen des Vorstandes, auch in die Abteilung der Hauptverwal¬ 
tung je einen Delegierten zu entsenden. Die Gewerkschaftsdelegierten 
nehmen vollen Anteil an der Geschäftsführung der Deutschen Reichsbahn 
und üben in den ihnen zugewiesenen Aufgabengebieten in Zusammen¬ 
arbeit mit den entsprechenden Abteilungsleitern oder Referenten das 
volle Mitbestimmungsrecht aus.“ 

Dieser Auszug aus den Geschäftsanweisungen für die Hauptverwaltung 
der Deutschen Reichsbahn vom August 1945 beweist, daß die Gewerk- 
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Schaft seit Bestehen erfolgreich um das Mitbestimmungsrecht gerungen 
und sich in diesem Kampf voll durchgesetzt hat. 

Eine Erweiterung erfuhr das Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaft 
durch eine Vereinbarung über die Stellung von Gewerkschaftsdelegierten 
bei der Hauptverwaltung und den acht Reichsbahndirektionen in der 
sowjetischen Besalzungszone, die am 3. November 1945 zwischen dem 
Ze©tralvorstand der I. G. Eisenbahn und dem Generaldirektor der Deut¬ 
schen Reichsbahn abgeschlossen wurde. 


RetricXisnitc und Retriebsvercinbarung 
bei der Oeutsclicn Reichsbahn 

0 

Mit dem Erscheinen des Kontrollratgesetzes Nr. 22 (Betriebsrätegesetz) 
wurden zwischen der ZentralverWallung des Verkehrs — Hauptverwal¬ 
tung Deutsche Reichsbahn — einerseits und dem Hauptbetriebsrat und 
der Industriegewerkschaft Eisenbahn andererseits Verhandlungen an¬ 
genommen, die am 23. August 1946 zum Abschluß einer Vereinbarung 
zum Artikel 9 des Betriebsrätegesetzes führten. Eine Erweiterung erfuhr 
dieser. Abschluß durch eine weitere Vereinbarung, gestützt auf die Ar¬ 
tikel V und VI des Betriebsrätegesetzes, am 1. Oktober 1946. 

Diese Vereinbarungen, die den Aufbau der Betriebsrätekörperschaften 
regeln und ihnen das volle Mitbestimmungsrecht sichern, sind als zen¬ 
trale Belriebsvereinbarungen anzusehen. Gleichzeitig mit diesen Ver¬ 
einbarungen wurde die von der Gewerkschaft vorgelegte Geschäfts¬ 
ordnung für die Betriebsräte der Deutschen Reichsbahn von der Ver¬ 
waltung anerkannt und als Dienstanweisung herausgegeben. 


Xeniral-Dclcgtarienkonfcrenz am 17. und 18. Juni 1910 

Auf den Landeskonferenzen sind insgesamt 303 Delegierte zur Zentral- 
Delegiertenkonferenz gewählt worden. Die 'Berliner Organisation stellte 
40 Delegierte, denen von der Konferenz das Slimmrecht erteilt wurde. 
Insgesamt waren somit 343 Delegierte vertreten. Die Schlüsselzahl für 
die Aufstellung der Delegierten war 500. 

Organisation der Industriegewerkschaft Eisenbahn 

Die Gewerkschaft baut sich auf der Grundlage des Betriebes auf (§ 7 
der Satzung der I. G. Eisenbahn). Die Deutsche Reichsbahn, als zentral 
geleitetes Verkehrsunternehmen, hat ihre 2400 Dienststellen zusammen¬ 
gefaßt in 40 Amtsbezirken^ diese in acht Reichsbahndirektionen mit einer 
Reichsbalinhauplverwaltung an der Spitze. Der Aufbau des Betriebs¬ 
rätekörpers entspricht voll dieser Gliederung. 

Die IG Eisenbahn verfügt in der sowjetischen Besatzungszone über 

2501 örtliche Betriebsräte mit. 9308 Betriebsratsmitgliedern 

40 Amtsbetriebsräte mit. 275 „ 

8 Bezirksbetriebsräte mit . 113 „ 

1 Hauptbetriebsrat mit . 24 „ 






Gesamtzahl der Betriebsräte in der Zone 9308 Betriebsralsmitglieder 
Davon freigestellte Betriebsräte. 348 ,, 

Die einzelnen Betriebsgewerkschaftsgruppen finden ihre Zusammen¬ 
fassung in 228 Ortsorganisationen, die sich wie folgt auf die fünf Landes- 
loitungen verteilen: 

Landesleitung Sachsen.82 Ortsvorstände 

Landesleitung Mecklenburg/Vorpommern . 60 Ortsvorstände 

Provinzleitung Sachsen/Anhalt.52 Ortsvorstände 

Provinzleitung Brandenburg.54 Ortsvorstände 

Alle Organisationen haben gewählte Vorstände. Von den 228 Orts¬ 
organisationen sind 59 Ortsorganisationen mit Angestellten besetzt, 
während die anderen ehrenamtlich geführt werden. Insgesamt beschäftigt 
die IG Eisenbahn 210 Angestellte, von denen 106 gewählte Vorstands¬ 
mitglieder und Sekretäre sind. 

Die gewerkschaftliche Erfassung der Eisenbahnkollegen hat seit der 
letzten Zentral-Delegiertenkonferenz eine ständige Aufwärtsentwicklung 
erfahren und beträgt im Zonendurchschnitt 93 Prozent. Im einzelnen 
verteilen sich die Mitglieder auf die Länder und Provinzen wie folgt: 


Mitglicdcrstatisiiik der I€1 Eisenbahn 


Land/Provinz 

Organisierte j 

Männer 

Davon sind: 
Frauen 

Jugendliche 

1. Sachsen. 

76 617 

63 623 

6 838 

6 156 

2. Thüringen. 

29 403 

26 081 

1 110 

2 212 

3. Mecklenbg.-Vorpommern 

16 685 

14 601 

1038 

1056 

4. Sachsen/Anhalt. 

49 197 

43 283 

2 881 

3 033 

5. Brandenburg ....... 

57116 

49 001 

5 974 

2141 

Reichsbahn . . .. 

229 018 

196 589 

i 


Kleinbahnen. 

7 764 

7 057 


■a 

Insgesamt: 

236 782 

203 648 

18 291 

14 855 


Organisationsverliällnis bei der IG Eisenbahn: 

95,9 Prozent 


Yierzoaienkonferenzen der Eisenbahner 

Die IG Eisenbahn hatte bereits zweimal die Gelegenheit, Vierzonen¬ 
konferenzen durchführen zu können, Die erste Konferenz fand am 17. 
und 18. Dezember 1946 in Frankfurt am Main statt, die zweite Vier¬ 
zonenkonferenz am 6. und 7. März 1947 in Bielefeld. Diese Konferenzen, 
die nunmehr in regelmäßigen Zeitabständen fortgesetzt werden sollen, 
boten den Gewerkschaftsvertretern aller vier Besatzungszonen Gelegen- 






















heit, eine Abstimmung aller sie bewegenden Fragen vorzunehmen. Im 
Vordergrund stand bei diesen Arbeitstagungen die aus harter Winters¬ 
not entstandene schwere Transportkrise. Die Konferenz beschäftigte sich 
eingehend mit der Organisationsfrage, die im Hinblick auf die Moskauer 
Friedensverliaiidlungen für alle Zonen einheitlich zu lösen ist. 

Schließlich wurde zur Wirtschaftslage und den damit in Verbindung 
stehenden Verkehrsproblemen Stellung genommen und die lohnpolitische 
Lage des Personals der Reichsbahn kritisch untersucht. Bei diesen 
Konferenzen konnte festgestellt werden, daß die Eisenbahner aller Zonen 
in allen behandelten Fragen völlig übereinstimmen. 


Über Löhne, Tarife, Arbeitsreclit bei der Reichsbahn 

Die Arbeit der Abteilung III ,ist durch den bevorstehenden Abschluß 
des Lohntarifvertrages für die Arbeiter der Deutschen Reichsbahn zu 
einem besonderen Erfolg gekommen. Mit der Inkraftsetzung dieses Ver¬ 
trages wird gleichzeitig die 48-Stunden-Woche eingeführt. Die alten 
Dienstdauervorschriften kommen in Fortfall. 

Als besonderer Erfolg kann die Verhinderung der drohenden Ent¬ 
lassung von über 20 000 Eisenbahnerkollegen gewertet werden. Die 
Initiative unserer Gewerkschaft hat die Aktion zur Verhinderung der 
Entlassungen ausgelöst. .Durch die Unterstützung des Bundesvorstandes 
und der SMA konnte der Entlassungsstopp durchgesetzt werden. 

Von den Eisenbahnern besonders begrüßt wird die Tatsache, daß 
durch einen Befehl des Marschalls Sokolowskij die Aburteilung bei 
Eisenbahnunfällen und Strafsachen deutschen Gerichten übertragen wor¬ 
den ist. Militärgerichte greifen nur in Fällen von nachweislicher Sabo¬ 
tage ein. Im Zuge dieser Aktion versucht die IG Eisenbahn, für die be¬ 
reits zur Aburteilung gelangten. Eisenbahnerkollegen eine Amnestie 
bzw. Strafmilderung zu erwirken. 

Für den Abschluß einer neuen Personalordnung bei der Deutschen 
•Reichsbahn werden von der IG Eisenbahn die Vorarbeiten geleistet. 
Desgleichen finden Überprüfungen bei den einzelnen Dienststellen statt, 
um eine gerechte Dienstpostenbewertung zu erreichen. 

Jugendarbeit bei der JEiscnbalm 

Am 1. August 1946 wurde die Jugendabteilung beim Zentralvorstand 
gebildet und damit ihre entscheidende Bedeutung für die Lösung der 
Jugend- und Nachwuchsfragen anerkannt. Große Jugendversammlungen 
wurden in allen acht ReiclisbahndireJUionsbezirken durchgeführt, die 
den Jugendlichen Gelegenheit zur Aussprache über alle sie betreffenden 
Fragen gaben. In zwei Jugendkonferenzen faßten die Jugenddelegierten 
aus der gesamten Zone richtungsweisende Beschlüsse für ihre zukünftige 
Arbeit. Zur Intensivierung der Jugendarbeit und der Wahrnehmung 
der wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Jungeisenbahner wurde 
die Freistellung eines Jugendvertreters bei den Zentralen Betriebsräten 
der Deutschen Reichbahn (Amts- und Bezirksbetriebsräte) vorgesehen. 


Bei den Landesvorständen der Industriegewerkschaft sind Jugendabtei- 
lungen eingerichtet und Jugendkommissionen der Gewerkschaft in den 
Betrieben und bei den Reichsbahnämtern gebildet worden. Eine zentrale 
Jugendkoinmission arbeitet eng mit der Zentralverwaltung des Verkehrs, 
der Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn und dem Zentralvor¬ 
stand zusammen und hat zur Durchführung ihrer Arbeiten vier Arbeits¬ 
gruppen errichtet: 

1. fachliche und Berufsfragen, 

2. Sozialwesen und weibliche Jugend, 

3. Schulung und Ausbildung, 

4. Kultur-, Sport- und Freizeitgestaltung. 

27 Lehrwerkstätten und Lehrbahnhöfe werden von der Gewerkschaft 
betreut und die gewerkschaftspolitische Ausrichtung durch Übernahme 
des Unterrichts in Gegenwartskunde gewährleistet. 

Maßgeblicher EinÜuß wurde auf die Urlaubserteilung genommen und 
die bisherigen unterschiedlichen Regelungen durch eine günstige Neu¬ 
regelung ersetzt. 

Die Lehrlingsvorschriften für Werkstättenlehrlinge wurden von unserer 
IG neu geschaffen, die Lehrlingsvergütung den sozialen Verhältnissen 
der Gegenwart angepaßt und als Anlage dem neuen Lohntarifvertrag 
ar.gegliedert. Die 42-Stunden-Woche für Jugendliche bis zum 16. Lebens¬ 
jahr ist eingeführt, eine Lehrlingsvorschrift für Betriebslehrlinge ent¬ 
worfen. 

Der Befehl 253, der gleichen Lohn für gleiche Arbeit vorsieht, ist weit¬ 
gehend verwirklicht. , Alleinstehende Jugendliche, die zur Erhaltung der 
Familie beitragen müssen, erhalten eine monatliche Unterstützung von 
30,— RM. Zur Teilnahme an Lehrgängen der antifaschistischen Parteien, 
des FDGB und der FDJ wird Jugendlichen Urlaub bis zu vier Wochen 
ohne Anrechnung, unter Weiterzahlung des Lohnes gewährt. Zur Hebung 
der wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Jungeisenbahner hat sich 
die Jugendabteilung des Zentralvorstandes aktiv und erfolgreich ein¬ 
geschaltet. Ferienaufenthalte in Erholungsheimen der Eisenbahn^ Schutz 
vor Ausbeutung und körperlicher Überanstrengung, Ausschaltung von 
Härten und Ungerechtigkeiten im Entnazifizierungsverfahren, Organi¬ 
sierung des Eisenbahnergewerkschaftssportes und Arbeiten zur Verein¬ 
fachung und Vereinheitlichung des komplizierten Laufbahusystems stehen 
im Brennpunkt unserer gegenwärtigen Tätigkeit. 


B’rivat- und Kleinbahnen 

In der IG Eisenbahn sind auch die Kollegen der Privat- und Klein¬ 
bahnen (nichtreichseigenen Bahnen) organisiert. Es handelt sich um 
103 Betriebe, von denen ein Teil durch die Besatzungsmacht abgebaut ist. 
Die Belegschaftsstärke dieser vorhandenen Bahnen beträgt nach dem 
Stande vom 1. Januar 1947 = 9208, wovon bereits 7057 Männer, 
450 Frauen und 257 Jugendliche gewerkschaftlich erfaßt werden konnten. 
101 örtliche Betriebsräte mit insgesamt 371 Betriebsratsmitgliedern sind 
gebildet, von denen 37 für ihre Aufgaben freigestellt worden sind. Dar- 
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über hinaus befinden sich noch bei den Bahnen von größerer verkehr - 
licher Bedeutung insgesamt fünf Bezirksbetriebsratsgruppen. 

Die gewerkschaftliche Betreuung der Kollegen bei den nichtreichs¬ 
eigenen Bahnen bewegt sich nach den Richtlinien, die sich für die Reichs¬ 
bahn ergeben. In diesem Sinne wird an den Betriebsvereinbarungen und 
einem neu abzuschließenden Lohntarifvertrag gearbeitet. Die alles über¬ 
schattende Arbeit ist jedoch die Verreiclilichung dieser Bahnen. Die 
Länder und Provinzen sind bemüht, die nichtreicliseigenen Bahnen in 
eigene Verwaltung zu übernehmen und sie den provinzeigenen Industrie¬ 
unternehmen anzugliedern. Berechtigterweise sträuben sich unsere Kol¬ 
legen gegen diese Entwicklung, da sie seit Jahrzehnten gewöhnt sind, alle 
Verkehrsfragen in Zusammenarbeit mit der Reichsbahn und ihren Dienst¬ 
stellen zu erledigen. Auch der Bundesvorstand des FDGB hat sich in 
Starkem Maße für die Wünsche und Forderungen bei den Kollegen der 
nichtreichseigenen Bahnen interessiert und sich als Ergebnis zahlreicher 
Verhandlungen unseren Standpunkt zu eigen gemacht. Im Interesse der 
weiteren Verkehrsgestaltung und -entwicklung kanö notwendigerweise 
nur die Übernahme durch die Reichsbahn als Endziel angesehen werden. 


Wirtschaft und Sozialpolitik: hei der Itciclishahsi 

Vordringlich bemüht sich diese Abteilung um 

1. Verbesserung (1er Leistungen der Reichsbahn-Sozialversicherung 
(Reichsbahn-Betriebskrankenkasse, Reichsbahn-Versicherungsanstalt und 
Reichsbahn-Unfallversicherungsbehörde). Sic erstreckt sich außer auf dem 
Gebiete der Krankenversorgung auch insbesondere auf die Erhöhung der 
Renten und Pensionen. 

Seit dem 1. Februar 1947 ist durch den Befehl Nr. 2.S der SMAD die 
Neuordnung der Sozialversicherung für die gesamte sowjetische Zone ein¬ 
geführt worden. § 10 dieser Neuordnung sieht vor, für das Eisenbahn¬ 
transportwesen eigene Versicherungskassen der Sozialversicherungs¬ 
anstalten in den Ländern und Provinzen beizubehalten. Mit der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge wurde am 3. März 1947 ein 
Entwurf ausgearbeitet, der den § 10 der Neuordnung der Sozialversiche¬ 
rung für die Reichsbahn in Anwendung bringt und innerhalb der sowje¬ 
tischen Zone fünf Reichsbahn-Betriebskrankenkassen vorsieht. Jede dieser 
Kassen hat entsprechend § 13 dieser Neuordnung der Sozialversicherung 
einen Ausschuß zu wählen, der aus 30 Gewerkschaftskollegen besteht. 
Hieraus wird der Vorstand gebildet, für den die IG Eisenbahn zehn 
Vertreter stellt. 

2. Die Verbesserung der Lebensmittelzuwendungen durch die Höher¬ 
stufung verschiedener Berufsgruppen, die Gewährung von Zusatzverpfle- 
gung auf Grund des Befehls 300, die Verbesserung der Betriebsküchen 
durch Eiukauf von Gemüse auf dem freien Markt und der Zuweisung be¬ 
sonderer Kontingente. 

Hierzu ist zu sagen, daß der Befehl 300 als das Ergebnis der mehr¬ 
fachen Eingaben und Besprechungen angesehen werden kann, die in der 
Frage der Höherstufung des Personals von uns veranlaßt worden sind. 
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Auf unsere Bemühungen hin wurden auf Veranlassung der SMA vom 
1- November 1946 den Werks- und Betriebsküchen für den Monat Oktober 
1500 Tonnen Gemüse zugeteilt, davon entfielen 

500 Tonnen auf die Provinz Sachsen, 

500 Tonnen auf Mecklenburg, 

500 Tonnen auf Brandenburg. 

Für den Monat Dezember 1946 wurden abermals 1000 Tonnen Gemüse 
für die Zone und Berlin bewilligt. Bemerkenswert ist, daß Berlin laufend 
mit monatlich ungefähr 70—80 Tonnen Gemüse beliefert wurde. 

3. Die Belieferung der Mitglieder mit Textilien lind Schuhwerk für Be¬ 
rufs-, Arbeitsschutz- und persönliche Zwecke. 

Für die Belieferung der Eisenbahnbediensteten mit diesen Artikeln 
sind u. a. im Befehl 300 198000 Meter Gewebe vorgesehen. Die auf Ver¬ 
anlassung des Generals Trunow von dem Chefpräsideuten der DZVV zu¬ 
sammengesetzte Kommission hat dann am 4. und 5. März 1947 getagt und 
zu der Frage der Belieferung Stellung genommen. Hierbei wurde fest¬ 
gestellt, daß von den im Befehl 300 erwähnten 198 000 Metern innerhalb 
des ersten Vierteljahres 1947 etwa 108 000 Meter geliefert würden und 
sich weitere 74 000 Meter Gewebe bereits in Arbeit befinden. 

Berücksichtigt man, daß in Anbetracht der Stillegung einzelner Be¬ 
triebe infolge Kohlenmangels und anderweitiger Beanspruchung der Liefer¬ 
firmen durch Reparationsleistungen der Ausfall von 16 000 Metern zu ver¬ 
zeichnen ist, so kann man wohl von einer durchaus befriedigenden Reali¬ 
sierung des Befehls 300 sprechen. 

4. Reichsbahn-Sozialwerk 

Das Sozialwerk, das die soziale Betreuung der Eisenbahner in der 

Heil- und Kurfürsorge für Bedienstete, 
Kindererholungsfürsorge, 

Tbc-Fürsorge — Gesundheitsfürsorge, 
den Betriebsküchen und den 
Reichsbahn-Waisenhort 

umfaßt, wird durch unsere Gewerkschaftsdelegierten kontrolliert . und 
überwacht. 

In Vorbereitung befindet sich der Neuaufbau der Reichsbahn-Sport¬ 
gemeinschaft nach neuen Richtlinien, nach denen die Sportbewegung von 
der Verwaltung abgetrennt und der Kulturabteilung der Gewerkschaft 
unterstellt ist. 

Neben diesen Einrichtungen des Sozialwerks besteht noch die Reichs¬ 
bahn-Landwirtschaft und Kleingartenvereinigung, die Hausbrandversor¬ 
gung und die Zentralstelle gegen die Alkoholgefahren im Dienst, die 
jeweils den örtlichen Landesverbänden mit den Bezirksbetriebsräten 
unterstehen. 


JMe Frau bei der Reichsbahn 

Am 1. September 1946 nahm das Frauensekretariat seine Arbeit auf. 
Durch einen klaren Organisationsaulbau der gewerkschaftlichen Frauen¬ 
arbeit haben wir derselben einen positiven Charakter gegeben. In unserer 
Arbeit stützen wir uns auf die Frauenvertreterinnen in den Gewerk- 



Schaftsleitungen der IG Eisenbahn, die Betriebsrätinnen und die Frauen- 
kommissionen, aufgegliedert in den acht Reichsbahndirektionen. Außer 
uns haben wir keine hauptamtlich angestellten Frauenvertreterinnen in 
der IG Eisenbahn. Die freigestellten Bezirksbetriebsrätinnen und Amts- 
betriebsrätinnen übernehmen die Durchführung der gewerkschaftlichen 
Aufgaben. 

Vor der letzten Werbekampagne hatten wir von den 19 000 Eisenbahne- 
rinnen 90 Prozent gewerkschaftlich organisiert. 

Bei den zwei durchgeführten Konferenzen der Hauptfunktionärinnen 
der IG in Wittenberge und Erfurt wurden unsere Arbeitspläne aufge¬ 
stellt. Die erste Aufgabe war es, den Frauen bei der DR ihre Arbeits¬ 
plätze zu sichern. Voraussetzung dafür war, daß die weiblichen Kollegen 
den männlichen gleichgestellt wurden. Das fand bei der Durchführung des 
Befehls 253 der SMAD die Verwirklichung. 

Wir erreichten damit, daß alle Eisenbahnerinnen im Arbeitsverhältnis, 
die nach Dilo bezahlt werden, den gleichen Lohn erhalten wie der männ¬ 
liche Kollege. 

Schwieriger ist es für uns, die Gleichbewertung der Frauen bei der DR 
zu erlangen, denen eine fachliche Ausbildung fehlt. Durch die neuen 
Lehrlingsvorschriften ist es jetzt auch möglich, daß weibliche Lehrlinge 
in den Reichsbahn-Lehrwerkstätten die notwendige Vorausbildung er¬ 
halten. 

Augenblicklich setzt sich die Frauenabteilung dafür ein, daß die Eisen- 
bahnerinnen, die als Reichsbahn-Helferinnen usw. und auf Assislenlen- 
und Inspektorenraten sitzen, eine ergänzende laufbahnmäßige Ausbildung 
erhalten können und durch abgelegte Prüfung zum ap. Assistenten usw. 
ernannt werden. Nur hiermit werden wir den Frauen das Recht auf Arbeit 
bei der DR sichern und eine Durchführung des Befehls 253 auch in diesem 
Falle erwirken. Nach Rücksprache mit der Deutschen Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge haben wir eine gründliche Überprüfung der 
einzelnen Berufe, die die Frauen bei der Reichsbahn ausüben können, vor¬ 
genommen und die Öffnung der technischen Laufbahn für Frauen erreicht. 

Ein diesbezüglicher Verfügungsentwurf liegt bereits vor. 

Auf Grund einer Entschließung der Frauenversammlung in Dresden 
stellten wir den Antrag, die Eisenbahnerinnen zur Nachtarbeit zuzulassen. 
(Ausnahmen: schwangere Frauen und stillende Mütter sowie Frauen mit 
unversorgten Kindern unter 12 Jahren.) Durch das Schichtsystem bei der 
Reichsbahn können wir die Frauen nicht von der Nachtarbeit ausschließen, 
ohne ihnen dadurch die Arbeitsmöglichkeit zu nehmen. 

Vorprüfungen haben ergeben, daß wir einzelne Berufe für Frauen bei 
der DR sperren müssen, um sie keinen gesundheitlichen Schädigungen 
auszusetzen. 

Ende Januar schalteten wir uns bei den Abbaumaßnahmen der DR ein. 
Wir machten die Betriebsrätinnen auf ihre kommende verantwortliche 
Arbeit aufmerksam, daß der Abbau nicht auf Kosten der Frauen statt- 
finden darf. 

Für die persönliche Betreuung der Eisenbahnerinnen arbeiten ver¬ 
schiedene Frauenkommissionen sehr aktiv. In Wittenberge ist ein Kinder¬ 
garten eröffnet worden. Weiterhin haben die einzelnen Dienststellen Näh¬ 
stuben, Wäschereien. Schustereien usw. eingerichtet. Der Waschtag für 
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Frauen mit eigenem Hausstand ist bei der DR genehmigt und überall 
durchgeführt. 

Die Abteilung Frauen hat einen Antrag gestellt auf Gewährung von 
Freifahrtscheinen für die Familienangehörigen der Eisenbahnerinnen, die 
die Eisenbahner lt. FreifahrIvorschrift erhalten. 

• Zum Internationalen Frauentag führten die größeren Dienststellen der 
1)R Feierstunden durch und leiteten auf unsere Anregung hin eine Werbe¬ 
kampagne für die Gewerkschaft zur Gewinnung der Frauen ein. 

Zwecks Schulung und Aufklärung der Eisenbahnerinnen über unsere 
gewerkschaftliche Arbeit werden laufend Versammlungen in den einzelnen 
RBD abgehalten. Daneben führen unsere Hauptiunktionärinnen Arbeits¬ 
besprechungen und Schulungskurse durch. 


Industriegewerkschaft - 8 - 
Post und Fernmeldewesen 

Auf unserer Zonenkonferenz am 13./14. Juni 1946 waron 160 stimm¬ 
berechtigte Delegierte aus den Ländern und Provinzen der sowjetischen 
Besatzungszone anwesend. Ein Delegierter vertrat 300 Mitglieder. Es 
wurden 45 Vorstandsmitglieder gewählt, die ergänzt werden durch 
Sekretäre als Sachbearbeiter für die Hauptabteilungen. Diese gliedern 
sich wie folgt auf: 

Hauptabteilung I —- Leiter: Richard Wiesec k e. 

1. Organisation. 

2. Presse und Rundfunk. 

3. Selbsthilfe. 

Hauptabteilung II — Leiter: Wilhelm Blumenth a 1. 

1. Lohn- und Gehaltspolitik. 

2. Arbeitsrecht. 

Hauptabteilung III — Leiter: Paul Koch. 

1. Personalpolitik Post und Fernmeldewesen. 

2. Betrieb und Verwaltung. 

3. Wirtschafts- und Sozialpolitik. 

4. Vermögensangelegenheilen. 

Hauptabteilung IV — Leiter: Wolfgang M e y n e r. 

1. Jugend. 

2. Nachwuchsfragen. 

Hauptabteilung V — Leiter: Hildegard No hl. 

1. Frauen. 

Hauptabteilung VI — Leiter: Gerhard Anger. 

1. Kassemvesen und Statistik. 

2. Kulturelle und Sonderaufgaben der Organisation. 

3. Registratur und Archiv. 

4. Personalleitung. 

5. Postversand. 
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Hauptabteilung VII — Leiter: Otto Kestner. 

1. Betriebsräte. 

2. .Bildung und Schulung. 

In den Ländern und Provinzen wurden ordnungsgemäß Vorstände ge¬ 
wählt und daselbst Sekretariate eingerichtet. 

Der Vorstand besteht 

in Sachsen-Anhalt, Sitz Halle.aus 28 Mitgliedern 

„ Thüringen, Sitz Erfurt. „ 31 „ 

,, Mecklenburg-Vorpommern, Sitz Schwerin „ 30 „ 

„ Brandenburg, Sitz Potsdam . ... 29 „ 

„ Sachsen, Sitz Dresden und Leipzig ..... .. 34 

Der geschäftsführende Zentralvorstand hat seinen Sitz in Berlin. 

Die Sekretariate der Landes- und Provinzvorstände befinden sich am 
Sitz der Oberpostdirektionen in Halle, Erfurt, Schwerin, Potsdam und 
Dresden. (In Leipzig nur als Ortsgewerkschaftsleitung.) 

Erfolgreiche Ciewerkschaftsarbelt bei der Post 

Der Zentralvorstand hat nach seiner Konstituierung das von ihm auf¬ 
gestellte Programm sofort in Angriff genommen und zum größten Teil 
verwirklicht. 

A. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit — Befehl Nr. 253.— 

Der auf Anregung der Gewerkschaften ergangene Befehl Nr. 253 der 
SMA ,,Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ brachte uns die Erfüllung alter 
gewerkschaftlicher Forderungen. Er wurde besonders von unseren 
Frauen und Jugendlichen lebhaft begrüßt, da sie in erster Linie von den 
Auswirkungen betroffen waren und ihre Arbeit damit volle Anerken¬ 
nung fand. 

Nicht unerwähnt möchten wir in diesem Zusammenhang lassen, daß 
durch diesen Befehl erhebliche Erhöhungen der Bezüge für etwa 1900 
im Arbeits- und für 3800 im Angestelltenverhältnis stehende Posl- 
angehörige durchgeführt werden konnten. 

B. Tarifvertrag 

Neue Tarifverträge wurden für die Arbeiter und Angestellten der 
Deutschen Post vorbereitet. Die Ausarbeitung erfolgte unter Zugrunde¬ 
legung alter gewerkschaftlicher Forderungen. 

Die wesentlichsten Erfolge seien hier noch einmal besonders heraus¬ 
gestellt. Es sind dies die Verwirklichung der Forderung: 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit, 

Festlegung der 48-Stunden-Woche, 

Herabsetzung von 16 Ortslohnstaffeln auf 5 Ortsklassen, 

Steigerung der alten Stuiidenlülme von 0,50 RM bis 1.13 RM 

auf 0,63 RM bis 1,25 RM, 

Erhöhung der Bezahlung der Feiertagszuschläge von 80 auf 100 Prozent, 
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erhebliche Erhöhung der Lohnzuschläge für besondere Arbeiten in 
Höhe von 10 bis 20 Prozent der Stundenlöhne, 

Urlaubsverbesserung nach einer Beschäftigungszeit von 6 Monaten auf 
12 Arbeitstage. — Zusätzlicher Urlaub von 3 Tagen für Arbeiter über 
40 Jahre, für OdF und Schwerbeschädigte der Arbeit über 50 Prozent, 
von 3—6 Tagen für Jugendliche. 

C. Mitbestinnmingsreclit 

Als eine der wenigen Industriegewerkschaften, die heute auf ein durch 
eine zentrale Vereinbarung verankertes Mitbestimmungsrecht verweisen 
können, war es uns gelungen, mit den beteiligten Instanzen eine be¬ 
sondere Betriebsvereinbarung abzuschließen. Dadurch wird das Mit¬ 
bestimmungsrecht in allen Postbetrieben sowohl im Betriebsdienst als 
in der Verwaltung voll wahrgenommen. 

D. Demokratisierung und Entnazifizierung der Deutschen Post 
Die wichtigsten Beschlüsse des Vorstandes forderten eine durch¬ 
greifende Demokratisierung und vollständige Entnazifizierung der Deut¬ 
schen Post sowie eine baldige einheitliche Zusammenfassung des ge¬ 
samten Post- und Fernmeldewesens in ganz Deutschland. Unter diesem 
Gesichtspunkt wurden auch alle Arbeiten in Angriff genommen. Dem 
Zentralvorstand der IG Post- und Fernmeldewesen sowie unseren Ge¬ 
werkschafts- und Betriebsorganen sind beachtliche Erfolge, die bei der 
Demokratisierung der Deutschen Post erzielt wurden, zu verdanken. 
Unter unserem Einfluß wurde eine Personalpolitik durchgeführt, die es 
ermöglichte, eine große Anzahl demokratischer Kräfte der unteren Lauf¬ 
bahnen in verantwortliche Stellen des Betriebsdiensles und der Ver¬ 
waltung zu bringen 

In der sowjetischen Besatzungszone wurden in der Zeit vom Mai 1945 
bis zum Dezember 1946 aus dem Postdienst 25214 Pgs entlassen. Aus 
führenden in einfache Stellungen versetzt wurden 2615 Pgs. Von den 
im Dezember noch beschäftigten 8477 Pgs sind 1291 für die Entlassungen 
vorgesehen. 5414 werden entsprechend den Landes- und Provinzialvor¬ 
schriften auf Arbeilerposten weiterbeschäftigt. Für 1772 Postangehörige 
laufen noch unerledigte Rehabilitierungsanträge. 

E. Aufstellung neuer Richtlinien für die Laufbahngestaltung 
Die Heranbildung geeigneten Nachwuchses und die Neuordnung der 
Laufbahnen konnten ebenfalls verwirklicht werden. 

Durch kürzlich erlassene Verfügungen der Zentral-Verwaltung . für 
Post- und Fernmeldewesen traten umwälzende Veränderungen in der 
Personalpolitik ein. Umwälzend, weil die Ausarbeitung so weitgehender 
Änderungen und neuer Richtlinien beispiellos in der Geschichte der 
Deutschen Post dastelit. 

Als besondere Erfolge sind zu verzeichnen: 

1. daß sämtliche Stellen des mittleren Dienstes für die Angestellten 
der unteren Laufbahn Vorbehalten sind, 
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2. daß nach abgelegten Prüfungen, nach jeweils 5 Jahren, eine Auf¬ 
stiegsmöglichkeit für jeden Postangehörigen gegeben ist, so daß der 
Aufstieg bei Eignung und Leistung vom Postboten bis zum leitenden 
Angestellten nunmehr möglich ist. 

Damit wurden die alten Laufbahnschranken beseitigt, und es liegt 
jetzt bei jedem Postangehörigen, seine Fähigkeiten voll auszunutzen. 


F. Betriebsräte 

Die Betriebsrätewahlen, die ersten dieser Art nach langen Jahren, 
haben eine große Arbeit bedeutet, zumal sie unter sehr schwierigen 
Verhältnissen (Papierknappheit, wenig Aufklärungsmaterial usw.) statt¬ 
fanden. In den Versammlungen zu den Betriebsrätewahlen sprachen 
unsere IG-Vorstandsmitglieder; es wurde eitrigst diskutiert Uber 
Fragen des Wiederaufbaues, der Versorgung und der Tarife, ein Arbeits¬ 
programm aufgestellt und fachliche und technische Fragen besprochen. 
Die Frauen und Jugendlichen beteiligten sich sehr rege. 

Das Ergebnis sieht wie folgt aus: 



Erwachsene 

gesamt | männlich | weiblich 

Jugendliche 

Zentral betriebsrat. 

21 

18 

1 2 

1 

Bezirksbetriebsräte bei der 





OPD Potsdam. 

5 

4 

1 

- 

OPD Schwerin. 

6 

5 

1 

- 

OPD Dresden. 

7 

5 

_ . 

2 

OPD Leipzig. 

10 

8 

2 


OPD Halle. 

7 

6 

1 

■ ■ ■ 

OPD Erfurt. 

7 

6 

1 

— 


42 j 

34 

6 

2 

Betriebsräte im 





OPD Bezirk Potsdam. 

362 

262 

84 

16 

OPD Bezirk Schwerin .... 

331 

257 

68 

6 

OPD Bezirk Dresden. 

398 

276 

84 

38 

OPD Bezirk Leipzig...... 

524 

365 

110 

49 

OPD Bezirk Halle. 

494 

398 

80 

16 

OPD Bezirk Erfurt. 

368 

295 

67 

6 


2477 

1853 

493 

131 

Hauptverwaltung Berlin . . . 

676 

535 

135 

6 


Um das Wissen der neugewählten Betriebsräte zu erweitern, setzte eine 
systematische Schulung ein. 

Die Bedeutung der Betriebsräte ist in den Postbetrieben überall er¬ 
kannt worden. Die Bezirksbetriebsräte und der Zentralbetriebsrat er¬ 
füllen ihre vordringlichste Aufgabe, das Mitbestimmungsrecht anzuwen¬ 
den, auszubauen und zu verteidigen. 
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G. Frauen- und Jugendarbeit 

Unsere neu gebildeten Abteilungen für die Frauen und Jugendlichen 
nahmen sofort ihre Arbeit auf. Sie erfaßten unsere weiblichen und 
jugendlichen Kollegen und setzten gewerkschaftliche Kurse sowie fach¬ 
liche und politische Schulungsabende an. 

Bei jedem Provinz- und Landesvorstand wurden Frauen- und Jugend- 
kommissionen gebildet. Sie sind bestrebt, in allernächster Zeit auch 
Frauen- und Jugendsekretariate aufzubauen. Es wurden Arbeitstagungen 
durchgeführt, und neben ihrer gewerkschaftlichen Arbeit stand auch die 
Vertretung der sozialen und persönlichen Belange unserer Kolleginnen 
und Jugendlichen zur Debatte. 

Mancher Punkt des Programms unserer Frauen und Jugendlichen 
konnte verwirklicht werden, z. B. 
die 48-Stunden-Woche, 
der Hausarbeitstag, 

Gleichstellung bei der beruflichen Wahl und beim beruflichen 
Aufstieg, 

gleicher Lohn für gleiche Arbeit, 

Festlegung der Arbeiten, die für Frauen ungeeignet sind. 

Die Erlangung der vollen Gleichberechtigung auf allen Gebieten ist 
das Ziel! 

Die hauptsächlichsten Arbeiten unserer Jugendfunktionäre wurden 
durch folgende Punkte festgelegt: 

1. Vertretung der wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Post¬ 
jugend, 

2. gewerkschaftliche und politische Schulung sowie demokratische 
Erziehung, 

3. betrieblich postalische Schulung, 

4. Unterstützung der antifaschistischen Jugendorganisationen in ihrer 
Belriebsgruppenarbeit, 

5. Unterstützung der Jugendbetriebsräte in ihrer Tätigkeit. 

Weiterhin wird ein Lehrlingsvertrag behandelt, der erhebliche Ver¬ 
besserungen, namentlich finanzieller Art bringt und in Kürze zur Ein¬ 
führung kommt. 

H. Selbsthilfeaktion 

Für die persönliche Betreuung unserer Mitglieder haben wir einen 
Selbsthilfeausschuß gebildet. In den größeren Ämtern wurden Küchen 
eingerichtet. Es entstanden Schneider-, Flick- und Schuhreparaturwerk¬ 
stätten. Es wurde Brennholz und Gemüse herbeigeschafft. • 

Durch die Arbeit des Zentral Vorstandes konnten für unsere Provinz¬ 
organisation Brandenburg außerdem ansprechende Mengen von Textilien 
beschafft werden. 

Ferner kamen durch den Zentralvorstand etwa 8000 kg Altgummi als 
Besohlmaterial zur Verteilung. Dadurch gelangte fast jeder zweite 
organisierte Postler in den Besitz von einem Paar Sohlen. 
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I. Mitteilungsblatt 

Der Beschluß, ein neues Mitteilungsblatt herauszugeben, in dem die 
fachlichen Interessen der Mitglieder behandelt werden, konnte ebenfalls 
verwirklicht werden. 

Ab 1. Januar 1947 erscheint monatlich einmal unser Mitteilungsblatt 
unter dem Namen „Neue Post“. Infolge der Papierknappheit kann es 
vorläufig nur an Funktionäre ausgegeben werden. 

K. Organisationsarbeit 

Mit Stolz können wir berichten, daß im Dezember 1946 von 62 S21 Post¬ 
angehörigen 50 049 Mitglieder unserer IG und somit Mitglied des 
FDGB waren. Das sind rund 94 Prozent aller Beschäftigten. Besonderer 
Dank gebührt unseren rührigen Funktionären, die in aufreibender Klein¬ 
arbeit und unermüdlicher Werbetätigkeit dieses wohl beispiellose Er¬ 
gebnis erzielt haben. 

L. Interzonale Verbindung 

Schon seit längerer Zeit stehen wir mit den Kollegen der anderen 
Zonen in Schriftwechsel und regem Gedankenaustausch. Wir haben 
ihnen laufend unsere Veröffentlichungen zugeleitet, für die großes 
Interesse besteht, weil die fortschrittlichen gewerkschaftlichen Erfolge 
auch für die Kollegen der anderen Zonen vorbildlich sind. 

Der erste Schritt für eine persönliche Zusammenarbeit ist durch eine 
vom 20. bis 23. März 1947 stattfindende Interzonenkonferenz in Northeim 
gegeben. 

Wir hoffen zuversichtlich, daß sich aus dieser ersten Tagung ein noch 
engeres Verhältnis zu unseren Poslkollegen im Westen ergibt und wir 
nach dem Fallen der Zonenschranken zu einer gemeinsamen produktiven 
Arbeit in einer einheitlichen Gewerkschaft schreiten können. 

Industriegewerkschaft - 9- 
Handel und Transport 

Am 15. und 16. Juni 1946 fand in Riesa die 1. Zonenkonferenz der 
IG Handel und Transport statt. Gewählt und erschienen waren 127 Dele¬ 
gierte. Die Schlüsselzahl für die Wahl der Delegierten betrug 300. 
Weiter waren anwesend: 25 Gastdelegierte, 18 Ehrengäste und 4 Presse¬ 
vertreter. 

Gewählt wurden 37 Vorstandsmitglieder für den Zentralvorstand, davon 
18 in den engeren, und aus diesem drei Kollegen in den geschäftsführenden 
Vorstand. 

Die ersten Arbeiten erstreckten sich in der Hauptsache auf den organi¬ 
satorischen Aufbau der IG. Zugleich wurde mit den Verwaltungen Fühlung 
genommen, und es gelang unserer IG, sich maßgebend einzuschalten. Be¬ 
sonders bei der VAB, der ATG, der General-Schiffahrtsdirektion, dem 
Fraohtenausschuß und dem Zentralausschuß für Berufsausbildung ist 
unsere IG hervorragend tätig. Daneben werden noch mit den einzelnen 
Zentralverwaltungen Beratungen in Berufsfragen geführt, wie Lehrstellen¬ 
beschaffung, Unfallverhütungsvorschriften für die Binnenschiffahrt usw. 



Tarif Verhandlungen für «las Handels- und 
Transportgewerbe 

♦ 

Zur Zeit laufen in den einzelnen Ländern und Provinzen TarifverhancL 
lungen für das Handels- und Transportgewerbe; Tarife für die Binnen¬ 
schiffahrt, See- und Fahrgaslschiffahrt und Fischerei sind ebenfalls in 
Vorbereitung. 


Die Mi Handel und Transp«>rt in «len liündern 

und Provinzen 

Die Aufgaben in den einzelnen Ländern und Provinzen ergeben sich 
aus der strukturellen Eigenart derselben. So ist das Land Sachsen be¬ 
sonders an der Binnenschiffahrt interessiert. Hier li'egt ein ungeheures 
Aufgabengebiet vor uns, und gerade liier wird die aktive Mitarbeit der 
Gewerkschaften von größter wirtschaftlicher Bedeutung sein. 

In der Provinz Sachsen ist das Schmerzenskind die dortige ATG. Hier 
wird von unserer IG in unermüdlicher Kleinarbeit die Transportfrage 
behandelt, eine Arbeit, die sich segensreich für den Verkehr ausgewirkt 
hat. Es gelang ferner dem Ersten Landesvorsitzenden, Kollegen N a u - 
m ann, ein verstecktes Autoersatzteillager (Opel-Blitz) von ungefähr 
6000 Tonnen sicherzustellen. Das Material war schon teilweise verpackt 
und sollte nach dem Westen verschoben werden. Die SMA stellte es in 
seiner Gesamtheit für den Zivilbedarf zur Verfügung. 

Thüringen und Brandenburg sind vornehmlich an der Verkehrsfrage 
interessiert. Hier wird ebenfalls eine verbissene Kleinarbeit geleistet, 
deren Erfolge von der Gesamtheit verbucht werden. 

Mecklenburg-Vorpommern beschäftigt sich hauptsächlich mit den Hafen- 
betrieben und der Seeschiffahrt. Ein großes Interesse wird hier von der IG 
der Erschließung der Hafenanlagen entgegengebracht. Diese werden von 
ausschlaggebender Bedeutung für die zukünftige wirtscbaftlichoEntwicklung 
Deutschlands sein. Besondere Beachtung muß der zukünftigen Entwicklung 
der Stadt Rostock entgegengebracht werden, da diese Hafenstadt für den 
kommenden Güterumschlag von der Ostsee her die größte Bedeutung 
erlangen wird, was durch den Wegfall Stettins als Umschlagplatz bedingt 
ist. Rostock ist aber für sein Hinterland dem Verkehr noch nicht er¬ 
schlossen. Daher hat die Landesleitung der IG Handel und Transport 
in weiser Voraussicht der kommenden Dinge eine umfangreiche Denk¬ 
schrift im Zusammenwirken mit dem Verfasser Dr. E. Ulrich, Rostock, 
ausgearbeitet und dieselbe den Rostocker Behörden unterbreitet. Diese 
Arbeit fand guten Anklang und wird die Grundlagen für eine großzügige 
Neugestaltung der Hafenanlagen und der Erschließung des Hinterlandes 
sein, welche durch den Ausbau der Straßen und den Bau zweier Kanäle 
erfolgen soll. Diese kurzen Angaben zeigen, daß unsere IG sich durchaus 
ihrer Aufgabe bewußt ist und weiterhin bemüht sein wird, nach der 
baldigen Überwindung innerorganisatorischer Schwierigkeiten wieder 
traditionsgemäß die alle führende Rolle in der Gewerkschaftsbewegung 
einzunehmen. 
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Mitgliederbewegung 


Die Mitgliederzahl hat sich seit dem Bestehen der IG gut entwickelt. 
Sie war bereits im Dezember vorigen Jahres auf 70 596 augewachsen, 
wovon 11455 weiblich und 4934 jugendlich waren. 

An Vorstandssitzungen haben bisher vier des engeren und drei des er¬ 
weiterten Vorstandes stattgefunden. Die innerorganisatorischen Fragen 
standen im Mittelpunkt der Beratungen und wirtschafts- und lohnpolilische 
Fragen wurden behandelt. 


Indnstrlegewerkschaft - IO - 
Land- und Forstwirtschaft 

Auf Grund des Beschlusses des Bundesvorstandes, Industriegewerk¬ 
schaften für die Zone zu bilden, fand am 15. und 16. Juni 1946 in Halle 
die Gründungskonferenz der Industriegewerkschaft für Land- und Forst¬ 
wirtschaft für die sowjetisch besetzte Zone statt. 125 450 Mitglieder 
wurden durch 193 Delegierte vertreten, so daß also 1 Delegierter 650 
Mitglieder zu vertreten hatte. Diese Delegierten hatten die Aufgabe, den 
Vorstand zu wählen. Es wurden 41 Vorstandsmitglieder gewählt, dar¬ 
unter befanden sich erfreulicherweise 9 Frauen. Der Gesamtvorstand 
wählte aus seinen Reihen dann 7 Kollegen für den geschäftsführenden 
Vorstand, und zwar: 

den Kollegen Willi Hübner als 1. Vorsitzenden, 
den Kollegen Willi Wolf als 2. Vorsitzenden, 
die Kollegin Marie Arnstadt als Frauensekretärin, 
den Kollegen Günter C a r i u s als Jugendsekretär 

und die Kollegen Artur H a r t w i c h , Herbert Fantasny,. Erich 
Schütter, Walter Worratsch für die übrigen zu besetzenden 
Posten. 

210 000 Land- und Forstarbeiter organisiert 

Die Arbeit in der Industriegewerkschaft für Land- und Forstwirtschaft 
unterscheidet sich in organisatorischer Hinsicht ganz gewaltig von der 
der übrigen Industriegewerkschaften. Wir sind gezwungen, wenn wir 
an unsere Mitglieder heran wollen, uns bis in den letzten Winkel der 
Provinzen und Kreise zu begeben. Den notwendigen ständigen Kontakt 
mit unseren Mitgliedern zu halten, ist uns besonders erschwert, weil der 
Mangel an geschulten Gewerkschaftsmitgliedern ganz besonders groß 
ist. Die Verwaltungstätigkeit unserer Organisation ist eine sehr aus¬ 
gedehnte und schwierige. Wenn es trotz alledem gelungen ist, die Organi¬ 
sation bis zum 31. Dezember 1946 bis auf 210 000 Mitglieder zu bringen, 
so ist das immerhin ein Zeichen, daß trotz aller Schwierigkeiten ein an¬ 
sehnliches Stück Arbeit geleistet worden ist. Bei der Inangriffnahme der 
Arbeit war es die Aufgabe des Zentralvorstandes, nach dem Grundsatz 
„Ein Betrieb, eine Gewerkschaft“ den soliden Unterbau für die Organi- 
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sation zu schaffen. Nach der uns zuletzt gemachten Meldung rechnen wir 
mit rund 7000 Ortsvorständen unserer Industriegewerkschaft. 

Betriebsräte in der Uandwirtscliaft 

Wichtig für uns war es, auch die Betriebsrätebewegung in die rich¬ 
tigen Bahnen zu lenken. Trotz der verhältnismäßig ungünstigen Zeit war 
es uns möglich, von 591 Staats-, Provinzial-, Stadt- und Saaizuchtgütern 
in 497 Betrieben Betriebräte wählen zu lassen. Von 395 Forstbetrieben 
konnten wir in 349 Betrieben Betriebsräte wählen lassen. Darüber 
hinaus wurden uns von privaten (Landwirtschafts- und Gärtnereibetrieben 
rund 9738 gewählte Betriebsräte oder -obleute gemeldet. Für die Staats¬ 
güter und Staatsforstbetriebe wurden 9 Gesamtbetriebsräte gewählt. 
Wir gaben uns aber nicht nur mit der Wahl der Betriebsräte zufrieden, 
sondern verlangten zunächst, daß in den Betrieben Betriebsverein¬ 
barungen geschaffen werden mußten. Wir haben in rund 11 000 Be¬ 
trieben Betriebsvereinbarungen abgeschlossen. Wichtig war auch die 
Schulung der Betriebsräte in nahezu 850 Schulungskursen, welche teil¬ 
weise bis zu zwei Tagen andauerten. Es gelang uns, rund 3500 Männer 
und 1800 Frauen in diesen Schulungskursen zusammenzufassen. 


Um den neuen Tarif 

Viel Arbeit müßte geleistet werden, um den für den Landarbeiter 
abgeschlossenen Tarifvertrag zur Durchführung und Geltung zu bringen. 
Mit allen Mitteln versuchten die ländlichen Unternehmer, die Durch¬ 
führung zu hintertreiben. Dies ging so weit, daß in einem Landesteil 
der sowjetisch besetzten Zone sogar die SMA eingreifen mußte. Ein 
Zeichen also, daß auf dem Lande keineswegs die Auseinandersetzung 
mit der Reaktion beendet ist. Für die Land- und Forstarbeiter und 
auch für die Gartenarbeiter ist es deshalb von außerordentlicher Wichtig¬ 
keit, ihre Organisation stark und schlagkräftig zu erhalten und auszu¬ 
bauen. 

Ein weiteres Zeichen für die tariffeindliche Einstellung der länd¬ 
lichen Unternehmer ist durch folgende Zahlen gegeben: Im letzten Halb¬ 
jahr des Jahres 1946 waren die Angestellten der Industriegewerkschaft 
für Land- und Forstwirtschaft gezwungen, rund 13 000 Klagen vor 
Arbeitsgerichten bzw. Scbiedsstellen zu führen. Es wurde dabei an geld¬ 
lichem Wert für unsere Mitglieder herausgeholt: rund 210 000 Mark. 


Die Arbeit unserer Frauensekretärin 

Die Arbeit unserer Frauensekretärin war auch nicht ohne Erfolg. 
Gelang es ihr doch, in den meisten Kreisen der Zone Frauen zu finden, 
die sie in ihrer Arbeit unterstützten. In gemeinsamer Arbeit gelang es, 
in einem großen Teil der Betriebe Betriebsfrauenkommissionen bilden 
zu lassen. In Wort und Schrift wurde unentwegt Aufklärungsarbeit 
unter den Frauen geleistet. 
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Die Arbeit unseres Jiigemlsekretärs 

Die Arbeit unseres Jugendsekretärs war auch recht erfolgreich. In 
engster Zusammenarbeit mit der FDJ und mit der übrigen Gewerk¬ 
schaftsjugend gelang es ihm, besonders den Befehl 253 zur Durchführung 
zu bringen. Darüber hinaus wurde ein Einheitslehrvertrag zum Ab¬ 
schluß gebracht. Außerdem gelang es ihm, bei der Lehrlingsanstellung 
in den Staatsfor^tbetrieben mitzuwirken. Wir sind nun dabei, für die 
Förderung der Ausbildung der Lehrlinge besonders in der Gartenwirt¬ 
schaft eine besondere Zeitschrift herauszugeben. Schwierigkeiten waren 
für unseren Jugendsekretär auch auf dem Laude zu überwinden. Auf 
Grund des Jugendarbeitsschutzgesetzes dürfen Jugendliche nur 42 bzw. 
45 Stunden in der Woche arbeiten. Dies ist auf dem Lande bisher über¬ 
haupt nie innegehalten worden. Seine Aufgabe war es, dies nun endlich 
zur Durchführung zu bringen. 


Die Sorge um das Wohl der iLand- und Forstarbeiter 

Ein besonderes Kapitel ist die Beschaffung von Arbeitsbekleidung und 
Schuhen für die Land-, Forst- und Gartenarbeiter. 

Der Zentralvorstand hat sich von der ersten Minute seines Bestehens 
diese Arbeit besonders angelegen sein lassen. Wenn auch die Erfolge 
verhältnismäßig bescheiden sind, so können wir doch feststellen, daß 
ohne unsere Arbeit jedenfalls wenig oder gar nichts für die arbeitende 
Landbevölkerung herausgekommen wäre. 

Eine der vordringlichsten, noch zu erledigenden Arbeiten ist die Ver¬ 
sorgung der Landarbeiter mit Lebensmitteln. Die Landarbeiter sollen 
aus den sogenannten freien Spitzen ihre Lebensmittel beziehen. Freie 
Spitzen in so großen Mengen sind leider nicht vorhanden. Die Folge 
wäre dann also die Herausgabe von Lebensmittelkarten an die Land¬ 
arbeiter. Das ist leider nicht überall der Fall, und so ist der Zentral¬ 
vorstand bemüht, durch Verhandlungen und schriftliche Eingaben bei 
den zuständigen Behörden diese wichtige Frage zu lösen. Es soll hier 
besonders festgestellt werden, daß auch der Bundesvorstand des FGDB 
sich tatkräftig mit eingeschaltet hat. 

Im Laufe des Geschäftsjahres wurden drei Sitzungen des geschäfts¬ 
führenden Vorstandes unter Hinzuziehung der Landes- bzw. Provinzial¬ 
vorsitzenden abgehalten. Die Sitzungen beschäftigten sich hauptsächlich 
mit dem Ausbau der Organisation und mit der Kündigung der Tarif¬ 
verträge. In der letzten Sitzung wurde beschlossen, die Tarifverträge 
nicht zu kündigen. Trotzdem sind diese aber von der Gegenseite ge¬ 
kündigt worden. Wir sind jetzt dabei, für die Land- und Forstarbeiter 
und die im Gartenbau Beschäftigten neue Tarife im Verein mit den zu¬ 
ständigen Zentralverwallungen zu schaffen. 

Abschließend soll gesagt werden: Wenn auch die Schwierigkeiten, 
unter denen wir zu arbeiten haben, besonders groß waren, und wenn 
es auch manchmal schien, als ob die sich uns entgegenstellenden 
Hindernisse kaum zu überwinden wären, so ist doch trotz des Mangels 



an geeigneten Mitarbeitern ein gutes Stück Arbeit im Interesse der 
Organisation geleistet worden. Wir hoffen und wünschen, daß wir auf 
der Zonenkonferenz der Industriegewerkschaft 10 einen besseren Bericht 
als den vorstehenden geben können. 


Industriegewerkschaft -11- Leder 

Im Frühjahr 1933 hatten sich die Zentral Vorstände der drei Verbände 
der ..Schuhmacher“, der „Lederarbeiter“ und der „Sattler, Tapezierer und 
Portefeuiller“ zusammengesetzt, um die Statuten für einen Zusammen¬ 
schluß auszuarbeiten. Die Aussichten hierfür waren günstig. Doch erst 
der Delegiertenkonferenz am 13./14. Juni 1946 in Weißenfels blieb es Vor¬ 
behalten, den Zusammenschluß zu vollziehen. Widerstände waren nicht 
vorhanden, als die 129 Delegierten, die rund 40 000 Mitglieder vertraten, 
das Statut schufen, welches alle Arbeitnehmer der Ledererzeugung und 
Lederverarbeitung in einer Organisation, der Industriegewerkschaft Leder, 
vereinigt. Die bei früheren Verschmelzungsverhandlungen beobachteten 
Rivalitäten, die die Größe der einzelnen Verbände und sonstigen Tra¬ 
ditionen berücksichtigt wissen wollte, traten gar nicht in Erscheinung. 
Maßgebend war für alle Delegierten die Schaffung einer Gewerkschaft 
nach dem Induslrieprinzip. 

Die Delegiertenkonferenz beschäftigte sich mit gewerkschaftlichen, wirL 
schaftlichen und politischen Fragen. Die Aufgaben der Gewerkschaften, 
die Bedeutung der Schuhindustrie in der Gesamtwirtschaft Deutschlands, 
die politische Lage und die Schaffung eines Statuts waren die Punkte, 
die die Tagung beherrschten. 

Nach dem angenommenen Statut wprde ein erweiterter Vorstand ge¬ 
wählt. Er besteht aus 25 Mitgliedern, die die Gesamtmitgliedschaft der 
Länder und Provinzen nach der Mitgliederslärke vertreten. 

In der ersten Sitzung wurde ein geschäftsführender Vorstand gewählt, 
der sich wie folgt zusammensetzt.: 

August ‘Blume, 1. Vorsitzender Max Groschopp 
Paul G e h r i n g, 2. Vorsitzender Arno Heilemann 

Paul Schüffler Otto H e r t w i g 

Paul S t e i n f ü h r Frida Lusche. 

Kurt D e tzn e r 

Die Arbeiten des Vorstandes standen naturgemäß im Zeichen des organi¬ 
satorischen Aufbaues. Die Unterlagen mußten mühsam beschafft werden. 
Zur Erledigung der Arbeiten wurden Arbeitsgebiete geschaffen, die zur 
Zeit aufgegliedert sind: Organisation, Tarifwesen, Schulung und Bildung, 
Presse: Kollege Blume; Betriebsräte und Arbeitsrecht: Kollege Stein- 
f üh r; Selbsthilfe, Sozialpolitik und Jugend: Kollege Vogel; Wirtschaft: 
Kollege G e h r i n g und Frauen: Kollegin B r e d o w. 

Es haben vier erweiterte Vorstandssitzungen stattgefunden. In der 
Sitzung am 10. Juli wurde eine 
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Tarifkommission 


gewählt, die einen Tarifvertrag auszuarbeiten hatte. Im September 
beschäftigte sich der Vorstand mit diesem Entwurf, und nach eingehen¬ 
der Beratung wurde dieser der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge eingereicht. Die Tarifkommission und der Vorstand halten 
es sich zur Aufgabe gemacht, aus den vielen noch in Kraft befindlichen 
Tarifverträgen der einzelnen Branchen einen Einheitsvertrag zu schaffen. 
Dies war naturgemäß nicht leicht, da jeder Tarifvertrag aus dem Beruf 
entwickelt war und besondere Interessen berücksichtigt werden müssen. 
Doch gibt es viele Dinge, die einheitlich geregelt werden können, wie 
Urlaub, Heimarbeit, Lolmanspruch bei Arbeitsversäumnis u. a. Auch die 
Verpflichtung zur Schaffung von Betriebsvereinbarungen ist mit auf- 
genommen. 

Auch zu dem Abschluß von Betriebsvereinbarungen nahm der Vorstand 
Stellung. Ein Muster wurde aufgestellt und den Betrieben zugeleitet. 
Wesentlichste Forderung ist hier das Mitbestimmungsrecht. In der Leder- 
und Schuhindustrie werden von der Zentralverwaltung der Industrie 
Produktionsprogramme aufgestellt. In diesen Berufen ist die Lenkung 
der Produktion und des Absatzes geregelt, doch ist verschiedentlich von 
den Betriebsräten und der Organisation eingegriffen worden, wenn die 
Produktionsanforderungen eine zu hohe Belastung der Arbeiterschaft 
ergaben. 

Für die Leder- und Schuhindustrie ist es wichtig, daß die Deutsche 
Versuchsanstalt und Fachschule für Lederindustrie in Freiberg nicht 
nur mehr eine Forschertätigkeit ausübt, sondern Befugnisse erhalten hat, 
die wirtschaftlich große Bedeutung erlangen werden. Dem Kuratorium 
gehören statutengemäß zwei Vertreter der IG Leder an. Ein Gutachter¬ 
ausschuß hat über Qualität, Muster und Preise weitestgehend zu ent¬ 
scheiden. Auch in diesem Ausschuß sind wir vertreten. 


I>Ie Betriebsrätewalilen 

Die Betriebsrätewahlen fanden zu einem Zeitpunkt statt, in welchem 
wir uns noch im Anfang unserer Arbeit bewegten. Diese Arbeiten 
wurden organisatorisch durchgeführt von den Organen des FDGB. Doch 
haben sich unsere leitenden Funktionäre vollkommen eingeschaltet. So 
hat der Landesleiter von Sachsen im Berichtsjahr persönlich an 103 Be¬ 
triebsversammlungen, 11 Betriebsrätevollversammlungen und 9 Betriebs¬ 
rätekonferenzen teilgenommen. Gewählt wurden Betriebsräte im 


Land Sachsen.1180 

Sachsen-Anhalt .260 

Thüringen .539 

Brandenburg .164 


2099 

Es muß beachtet werden, daß die übergroße Mehrzahl der Mitglieder 
in Mittel- und Kleinbetrieben arbeitet und Großbetriebe nur vereinzelt 







bestehen. Betriebsvereinbarungen wurden abgeschlossen 395, davon im 
Land Sachsen 204. 

Interessant ist liier das Ergebnis von Thüringen. In den 29 Betrieben, 
in denen Betriebsvereinbarungen abgeschlossen wurden, sind 2965 Be¬ 
schäftigte, und hiervon sind 2840 organisiert. Dasselbe ist im Land Sachsen 
zu verzeichnen. In den Industriebetrieben sind die Beschäftigten fast 
zu 100 Prozent organisiert, während im Handwerk, wie überall, noch 
Werbungsmöglichkeiten bestehen. 

Die Interessen der Frauen und Jugendlichen wurden bereits vor dem 
Befehl 253 wahrgenommen, da gerade diese Löhne in den alten Tarifen 
sehr niedrig waren. In vielen Verhandlungen in den Betrieben wurden 
diese Löhne erhöht. Der Befehl 253 wurde durchgeführt. Bei den Jugend¬ 
lichen wurde das Anlernsystem bekämpft, da erwiesen war, daß die 
Anlernverträge mit den niedrigsten Lehrlingssätzen nur der Ausbeutung 
dienten und die Ausbildung nur gering war. 

Auch in den Ländern und Provinzen wurde der Aufbau ähnlich wie 
im Zentralvorstand vorgenommen. Überall wurden erweiterte Vorstände 
gebildet, die 15 bis 25 Mitglieder umfassen und aus denen wieder 
geschäftsführende Vorstände gewählt wurden. Schwierig ist die Arbeit 
in Mecklenburg, doch wird Abhilfe durch Unterstützung durch den Zen¬ 
tralvorstand geschaffen. Der Schaffung von Ortsvorständen wurdo größte 
Aufmerksamkeit geschenkt. 

Ortsvorstände der IO iLeder 


Land Sachsen.99 Sachsen-Anhalt.16 

Thüringen.47 Brandenburg.18 


Es muß festgestellt werden, daß ein Teil der Ortsvorstände noch nicht 
voll arbeitsfähig ist. Es wird sich notwendig machen, durch Ausbau der 
Landesvorstände Abhilfe zu schaffen. Vorbildlich ist der Aufbau im Land 
Sachsen. Hier sind sechs Unterbezirke mit hauptamtlichen Sekretären 
geschaffen worden. Diese Bezirke schneiden die Kreiseinteilung und 
richten sich nach der Lage unserer Industrie und Verkehrsverbindungen, 
sind also nur nach Zweckmäßigkeit eingerichtet. 

Die Mitgliederbewegung war eine aufsteigende. Es waren am 31. De¬ 
zember 1946 insgesamt 50 506 Mitglieder vorhanden. Zusammenfassende 
Zahlen vom 31. Dezember 1945 liegen nicht vor, da in der Provinz 
Sachsen zu jenem Zeitpunkt die Industriegewerkschaften Bekleidung 
und Leder noch nicht getrennt waren. Wie aber der Aufschwung im 
Jahre 1946 sich gestaltete, ist am Beispiel Land Sachsen erkennbar. 
Hier betrug der Mitgliederbestand am 31. Dezember 1945: 11629 und 
am 31. Dezember 1946: 20 857. 


Smlnstriegewerkscliaft -13- Metall 

Nach der Aufbauarbeit des FDGB im Jahre 1945 und den ersten Mo¬ 
naten des Jahres 1946 wurde die Voraussetzung zur Gründung der 
IG Metall geschaffen. Der Aufbau vollzog sich durch die Wahl von De- 
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legierten aus den Betrieben, die dann auf Orlsdelegiertenkonferenzen 
die Orts Vorstände sowie die Delegierten der Landes- bzw. Provinzkon- 
Perenz wählten. Auf diesen Konferenzen wurde ein Organisationsaus¬ 
schuß gewählt, der eine Wahlordnung ausarbeitete. Nach dieser Wahl¬ 
ordnung wurde in den Ländern und Provinzen der Sowjetzone auf je 
1500 Mitglieder ein Delegierter zur ersten Zentraldelegiertenkonferenz 
gewählt. Vorher fanden folgende Landes- und Provinzdelegiertenkon¬ 
ferenzen statt: 

4. Juni 1946 Land Sachsen in Chemnitz 

4. „ 1946 Provinz Brandenburg in Brandenburg 

6. „ 1946 Land Thüringen in Erfurt 

7. „ 1946 Provinz Sachsen in Halle 

7. „ 1946 Mecklenburg-Vorpommern in Schwerin. 

Die Zonenkonferenz der IG Metall fand am 13. und 14. Juni 1946 
im Theater am Schiffbauerdamm in Berlin statt. Es nahmen daran 
250 Delegierte teil. Als Gastdelegierte waren 50 Berliner Kollegen der 
IG Metall vertreten sowie der Oberbürgermeister der Stadt Berlin, Dr. 
Werner, und der alte Vorsitzende des Deutschen Metallarbeiter-Ver¬ 
bandes, Kollege Alwin Brandes. Auf der Tagesordnung stand neben 
der Wahl der Körperschaften ein Referat des Kollegen P e s c h k e , Ber¬ 
lin, über die Rodle und die Aufgaben der IG-Metall im Neuaufbau der 
Wirtschaft sowie Berichte der Landes- und Provinzleitungenamd die Be¬ 
ratung und Beschlußfassung über das Statut der IG Metall. Der Zentral- 
vorstand wurde auf der ersten Delegiertenkonferenz gewählt. 

Die Kollegen Pesch ke, Grunwald und Niederkircliner 
wurden mit den notwendigen Vorarbeiten für die Einrichtung eines Büros 
für den Zentral Vorstand in Berlin und der Vorbereitung der ersten Zen- 
Iralvorstandssilzuag beauftragt. Diese fand am 11. Juli 1946 mit folgender 
Tagesordnung in Berlin statt: 

1. Bericht des Kollegen Peschke über die Aufgaben des Zentral¬ 
vorstandes. 

2. Die Konstituierung des geschäftsführenden Vorstandes. 

3. Die Aufgabenstellung für die weitere Entwicklung der IG Metall. 

Es wurde die Schaffung arbeitsfähiger Leitungen bei den Landes- und 
Provinzialvorständen beschlossen. Das ist bisher in der Provinz Sachsen 
und im Lande Mecklenburg-Vorpommern durchgeführt. In der Provinz 
Brandenburg und im Lande Sachsen entwickelt sich nur langsam eine 
wirklich arbeitsfähige Leitung, in Thüringen beginnt erst eine solche Ent¬ 
wicklung. Der Ausbau der Organisationen wird im engsten Zusammen¬ 
hang mit der Durchsetzung des Mitbestimmungsrechts unserer Gewerk¬ 
schaft und unserer Betriebsräte im Kampf für die Demokratisierung der 
Wirtschaft vorgenommen. 

Die endgültige Formulierung des auf der Zonenkonferenz im Prinzip 
beschlossenen Statuts unserer Organisation wurde in der Zentralvor¬ 
standssitzung vollendet und nach der Genehmigung durch die SMV mit 
Gültigkeit ab 1. Oktober 1946 herausgegeben. 

Der Zentralvorstand wählte folgende Kollegen in den geschäftsführen- 
dcn Vorstand: 
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1. Vorsitzender: Paul Pesclike, Berlin 

2. Vorsitzender: Fritz Philipp, Magdeburg 

Mitglieder: Anastasius Grunwald, Berlin 

Michael Niederkirchner, Berlin 
August Hausner, Heiligensee 
Alfred N a v e , Rostock 
Walter Koppel, Erfurt 
Karl Becker, Leipzig 
Hermann Schmidt, Dresden 
Walter Witt, Brandenburg 
Ernst G1 a t z e r , Kaulsdorf. 

In die Revisionskommission wurden gewählt: 

Arthur Lehmann, Hennigsdorf 
Paul Schmiedecke, Babelsberg 
Walter Witt, Brandenburg 
Friedrich Pfau, Leipzig 
Paul Müller, Zeitz. 

Auf der ersten Zentralvorstandssitzung wurden noch folgende Be¬ 
schlüsse gefaßt: 

1. Um die Einheitlichkeit der Arbeit im ganzen Zonengebiet zu gewähr¬ 
leisten, werden auch die Landes-, Provinzial- und Ortsvorstände nach dem 
gleichen Organisationsprinzip wie der Zentralvorstand aufgebaut. 

2. Bis zur nächsten Zentralvorstandssitzung soll der geschäftsführende 
Vorstand einen Plan für eine 14tüglich herauszugebende Metallarbeiter- 
Zeitung ausarbeiten sowie Schulungs- und Propagandamaterial für die 
IG Metall vorbereiten. 

3. In den Ländern und Provinzen sollen Tarifkommissionen gebildet 
werden. 

4 . Die Herausgabe eines Metallarbeiter-Taschenkalenders für das Jahr 
1947 wurde beschlossen. 

JDie Landes- und Provinzialvorstände der IG Metall 


Seit Juni 1946 bestehen folgende Landes- und Provinzial Vorstände: 


Land bzw. Provinz 

Zahl der 
Vorstands¬ 
mitglieder 

Silz 

Vorsitzende 

Land Sachsen. 

38 

Dresden 

1. Vors. Herrn. Schmidt 
2 Vors. Fritz Danke 

Provinz Sachsen. 

36 

Halle i 

1. Vors. Paul Schneider 

2. Vors. W. He im berge r 

Provinz Brandenburg . . . 

20 

Branden¬ 

burg 

1. Vors W a 1 te r W i 11 

2. Vors. Karl Weiss 

Land Thüringen. 

26 

Erfurt 

1. Vors. Walter Koppel 

2. Vors. Friedr. S chi 1 1 er 

Land Meeklbg.-Vorpom. . • 

20 

Rostock . 

1. Vors. Alfred Nave 

2. Vors. Eduard Lissner 










Neben diesen Landes- und Provinzialvorständen wurden bis Dezember 


1946 folgende Ortsvorstände gebildet: 

in der Provinz Brandenburg. 28 

in der Provinz Sachsen . 41 

im Land Sachsen . 119 

im Land Mecklenburg-Vorpommern .... 70 

im Land Thüringen . 10S 


Die neugewählten Ortsvorstände begannen ihre Arbeit mit dem Auf¬ 
bau der Betriebs-Gewerkschaftsleitungen und ihrer Zusammenarbeit mit 
den Betriebsräten. Die Einstellung von Sachbearbeitern in den ein¬ 
zelnen Orten wurde nicht von der Größe abhängig gemacht, sondern vom 
der Bedeutung der Industrie sowie der verkehrstechnischen Gesichts¬ 
punkte, damit wurde eine ständige Verbindung zwischen den Betrieben 
und den Orts-, Landes- und Provinzialvorständen herbeigeführt. 

Zur Durchführung der Arbeiten des Zentralvorstandes wurden folgende 
Hauptabteilungen gebildet und die Leiter der Abteilungen in den Sitzungen 
des geschäftsführenden Vorstandes bestimmt: 


Hauplabt. I 

— Organisation. 

Leiter: 

Koll. 

Philipp 

II 

— Wirtschaft. 


ii 

P e t r a k 

III 

— Sozialpolitik. 

>> 

ii 

Grunwald 

IV 

— Selbsthilfe. 

Sachbearb.: „ 

Sch a tz 

V 

— Lohn- u. Tarif wesen . 

Leiter: 

ii 

Grunwald 

VI 

— Arbeitsrecht. 

ii 


Grunwald 

VII 

— Betriebsrätewesen . . 

•i 

n 

Philipp 

VIII 

— Schulung u. Bildung . 

n 

>» 

Niederkirchner 

IX 

— Frauen . 

?i 

?i 

Hilde Ache 

X 

— Jugend . 

ii 

n 

C h a s s en 

XI 

— Presse. 

ii 


Niederkirchner 


Die Mitglicderentwicklung in der IG Metall 

Eine der wichtigsten Aufgaben der Hauptabteilung Organisation war 
es, bei dem Aufbau der Orts-, Provinzial- bzw. Landesvorstände behilflich 
zu sein. Die Schaffung einer Orts-, Landes- bzw. Provinzkartei über den 
Stand der Mitglieder sowie der Betriebe war eine der Aufgaben, die mit 
Unterstützung des Zentralvorstandes zuerst in Angriff genommen wurde. 
Die bisher geleistete Arbeit hat gute Fortschritte ergeben, sie kann aber 
noch nicht als abgeschlossen angesehen werden. Wie aus nachstehender 
Tabelle ersichtlich, hat unsere Mitgliederzahl 507177 erreicht, aber es 
stellen sich auch noch einige Schwächen und Mängel heraus, die man als 
Aufbauschwächen bezeichnen kann. Die Organisationsabteilung ist dabei, 
durch Beratungen mit den Organisationsleitern in den einzelnen Ländern 
und Provinzen die vorhandenen Mängel zu überwinden. 
















Die zahlenmäßige Entwicklung der Mitgliedschaft 


• 

Juli 

August 

Sept. 

Oktober 

m 

Dez. 

Land Sachsen.... 

172 630 

177 450 

179 250 

183 486 1 

187 587 

190 965 

Provinz Sachsen . . 

111 780 

114 915 

117 462 

119 546 

122 468 

126 037 

Land Thüringen . . 

— 

— 

116 894 

121 009 

123 810 

123 810 

Prov. Brandenburg 

32 451 

34 686 

36 861 

37 771 

38 755 i 

40 072 

Land Mecklenburg . 

20 149 

21 211 

23 013 

23 559 

23 710 

26 293 

Zusammen: 

337 010 

348 262 

473 480 

485 371 

496 330 

507 177 





Davon Frauen : 

73 038 





Jugendliche: 

64 929 


Betriebsräte in der Metallindustrie 

Eine der ersten Aufgaben war es, in den Ländern und Provinzen sowie 
in den größeren Orten Betriebsräleabteil ungen einzurichten. Zur einheit¬ 
lichen Durchführung dieser Aufgabe wurden im Laufe der Berichtsperiode 
sieben Tagungen, Besprechungen und Vollversammlungen der Betriebs- 
räte-Sachbearbeiter in der Zone abgehalten. Dank der Vorarbeiten der 
Landes-, Provinzial- und Ortsvorstände gelang es uns, überall in den Be¬ 
trieben zum ersten Male seit 13 Jahren gewählte Betriebsräte zu er¬ 
richten. Das Endergebnis der Betriebsrätewahlen zeigt, daß in der Zone 
16158 Betriebsratsmitglieder gewählt wurden, darunter 1580 Frauen, 
1377 Angestellte und 1015 Jugendliche. Durch regelmäßige Zusammen¬ 
fassung im Ortsmaßstabe wird eine systematische Schulungsarbeit für 
Betriebsräte geleistet, in der Provinz Sachsen werden in Wochenend¬ 
kursen die Betriebsräte zu Schulungszwecken zusammengefaßt. Seit dem 
Herbst 1946 werden Tageskurse im Lande Sachsen durchgeführt. Durch 
die Abteilungen Betriebsräte in den einzelnen Ländern und Provinzen 
wurden in 450 größeren Betrieben Betriebsversammlungen durchgeführt. 
Um das Milbestimmungsrecht der Betriebsräte in den Betrieben zu sichern 
imd die Arbeit erfolgreicher zu gestalten, wurden nach den bis zum 
1. März 1947 vorliegenden Meldungen beim Zentralvorstand 3416 Betriebs¬ 
vereinbarungen abgeschlossen. Bemerkenswert ist dabei, daß in sämt¬ 
lichen Großbetrieben unserer Industrie der Abschluß von Bctriebsvcrcin- 
barungen über das Mitbestimmun^srecht der Betriebsräte erfolgt ist. Die 
Arbeit wurde den Betriebsräten dadurch erleichtert, daß vom Zentral¬ 
vorstand eine Mustervereinbarung ausgearbeilel worden ist, die als Vor¬ 
lage diente. Auch eine Musterarbeitsordnung wurde vom Zent rat Vorstand 
ausgearbeilel und den Organisationen übermittelt. 


Frauen in der Metallindustrie 

Zur Förderung der Gewerkschaftsarbeit unter den Frauen ist die Kol¬ 
legin Ache seit Dezember 1946 als Leiterin der Abteilung IX vom Vor¬ 
stand eingesetzt. Zur Zeit bestehen in der Provinz Brandenburg, Provinz 
















Sachsen sowie in Thüringen Frauenabteilungen, und die Hauptabteilung 
Frauen des Zentralvorstandes ist dabei, den Ausbau in den Ländern 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern durchzuführen. Eine gute Arbeit 
wurde bei der Durchführung des Befehls 253 geleistet. Durch die Heraus¬ 
gabe der Broschüre „Offene Worte an die Metallarbeiterinnen“ wurden 
konkrete Erfahrungen aus der gewerkschaftlichen Frauenarbeit ver¬ 
mittelt und ein Beitrag zur ideologischen Umerziehung der Frauen ge¬ 
leistet. — Bisher fanden drei Arbeitsbesprechungen der Hauptabteilung 
Frauen statt. Auf der Arbeitstagung der Frauen, die am 5. Februar 1947 
stattfand, wurde der Beschluß gefaßt, in allen Ländern, Provinzen und 
bei den Ortsvorständen Frauenabteilungen auszubauen und in regel¬ 
mäßigen Tagungen in den Ländern und Provinzen die Arbeit der Abtei¬ 
lung Frauen durchzuführen. 


•Fügend in der IO Metall 

Die Hauptabteilung Jugend des Zentralvorstandes, die seit September 
1946 besteht, hat in mehreren Rundschreiben an die Landes-, Provinz- 
und Ortsvorstände auf die Schaffung von Jugendsekretariaten hinge¬ 
wiesen. Bisher bestehen solche in den Provinzen Sachsen und Branden¬ 
burg sowie im Lande Mecklenburg-Vorpommern. Zur Zeit ist die Haupt¬ 
abteilung Jugend des Zentralvorstandes dabei, die Jugendsekretariate 
auch in anderen Ländern auszubauen. 

Der Organisationsplan sieht vor, Tagungen der Jugendleiter im Landes-, 
Provinz- und Ortsmaßstabe durchzuführen, um bis in den Betrieb hinein 
ehrenamtliche Jugendfunktionäre für die Jugendarbeit zu gewinnen. 


Wirtschaftspolitik der IO Metall 

Die Hauptabteilung Wirtschaft des Zentralvorstandes, die seit Novem¬ 
ber 1946 besteht, wird auf Beschluß des Vorstandes vom Kollegen Pe¬ 
tra k geleitet. Die ersten Arbeiten dieser Abteilung waren: sich einen 
Überblick über die Betriebe in der Sowjetzone zu verschaffen und den 
Ausbau einer Betriebsstatistik vorzunehmen. Die bisher geleistete Arbeit 
zeigt gute Fortschritte, der Ausbau der Statistik ist noch im Fluß. — Am 
28. und 29. Januar 1947 fand eine Wirtschaftstagung mit den verantwort¬ 
lichen Kollegen der Abteilung Wirtschaft aus den Ländern statt, auf der 
beschlossen wurde, Wirtschaftskommissionen im Landes-, Provinz- und 
Ortsmaßstabe zu bilden. Gegenwärtig wird mit Unterstützung der Haupt¬ 
abteilung Wirtschaft des Zentralvorstandes der Beschluß der ersten Wirt¬ 
schaftstagung realisiert. Durch einen Lichtbildervortrag von bisher nicht 
veröffentlichten Aufnahmen wurde den Kollegen und Kolleginnen eine 
Übersicht über den Stand und die Entwicklung der Metallindustrie ge¬ 
geben. — Die für den Anfang' März vorgesehene Schulung in der Bundes¬ 
schule Schlichen mußte wegen Verkehrsschwierigkeiten verschoben wer¬ 
den und wird im Monat April nachgcholt. Die Hauptabteilung Wirtschaft 
des Zentralvorstandes gab statistisches Material heraus, das allen Lan¬ 
des-, Provinzial- und Orlsvorständcn übermittelt wurde und einen Über- 
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blick über den jetzigen Stand der Wirtschaft sowie über die Beschäfli- 
gungszahl in der Metallindustrie der Sowjetzone gibt. 


lißline iiml Tarife in der Metallindustrie 

Als eine der zunächst zu lösenden Aufgaben stellte der Zentralvorstand 
in seiner konstituierenden Sitzung am 11. Juli 1946 die Neugestaltung 
des Lohn- und Tarifwesens für die Metallarbeiter der sowjetischen Be¬ 
satzungszone in den Vordergrund und den Beschluß, daß in allen Orten 
LohnkoInmissionen zu bilden seien, die mit ihren aus der Praxis kom¬ 
menden Vorschlägen den Zentralvorstand beratend unterstützen sollen. 
Um bei entscheidenden Situationen in Tarifangelegenheiten der Länder 
und Provinzen Beschlüsse fassen zu können, sollten auch hier Lohn- 
kommissionen gebildet werden. Zur Teilnahme an zentralen Verhand¬ 
lungen sollten besonders brauchbare Kollegen für die zentrale Tarif- 
kommission vorgeschlagen werden. 

Der Zentralvorstand war einheitlich der Meinung, daß an Stelle der 
Tarif- und Lohnordnungen, die den Metallarbeitern in der Zeit des Terrors 
und völliger Wehrlosigkeit von den Nazis diktiert wurden, Kollektiv- 
vereinbanmgen geschaffen werden müssen, mit wesentlich besserem 
sozialen Inhalt und Lohnbestimmungen, die die in der Praxis erzielten 
Löhne berücksichtigen. 

Für die Metallindustrie und das Melallhandwerk bestehen im Bereich 
der Sowjetzone noch 12 Tarifordnungen mit sehr unterschiedlichen Löh¬ 
nen.’ Diese sind zuerst nach Ortsklassen und dazu nach Altersklassen 
oder Gesellenjahren abgestuft. Daneben bestehen für einige Handwerks¬ 
sparten sogenannte Normallöhne, die weder unterschritten noch über¬ 
schritten werden sollen. 

So gibt es neben Fcstlöhncn für Kupferschmiede von RM 1,23, für Rohr¬ 
leger von RM 1,16, Auto- und Bauscblosser, Klempner und Installateure 
von RM 1,06 in der Ortsklasse I für die Provinz Brandenburg noch Min- 
destlöhnc für Facharbeiter der höchsten Tarifaltersklasse in Thüringen 
und Provinz Sachsen 69 Pfg., im Land Sachsen 83 Pfg. und in der Provinz 
Brandenburg 93 Pfg., ebenfalls in Ortsklasse I. 

In der Tarifordnung für Mecklenburg sind drei Ortsklassen festgesetzt, 
während alle anderen Tarifordnungen fünf Ortsklassen enthalten. Wäh¬ 
rend die Abstufungen der Lohnsätze in einzelnen Tarifordnungen 
zwischen den Ortsklassen I bis V 13 bis 18 Prozent betragen, ist diese Dif¬ 
ferenz im Tarif für das Metallhandwerk für Brandenburg bis auf 50 Pro¬ 
zent ausgedehnt, d. h. ein Geselle oder Arbeiter erhält in einem Ort der 
Ortsklasse V nur halb soviel Lohn, als sein Kollege in Ortsklasse I bei 
gleicher Qualität. Noch unterschiedlicher ist die Bezahlung der jüngeren 
Arbeiter und Arbeiterinnen geregelt, für die in einigen Tarifordnungen 
der niedrigste Lohn mit 18 und 20 Pfg. — allerdings nur auf dem Papier 
— festgesetzt ist. 

Daß solche Tariflöhne in der Praxis gegenstandslos waren, ergibt sich 
aus den Feststellungen in den Betrieben über die tatsächlichen Löhne 
und Akkordverdienste^ die trotz Lohndruck und Akkordschere sich in 
den zurückliegenden Jahren durch Leistungssteigerung herausgebildet 
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haben. Nach einwandfreien Ermittlungen beträgt der Durchschnittslohn 
der Facharbeiter jetzt RM 1,15 bis RM 1,25, während der durchschnitt¬ 
liche Akkordverdienst RM 1,20 bis RM 1,30 ist. 

In das widerstrebende Lohnsystem der Metallindustrie eine gewisse 
Einheitlichkeit hineinzubringen, ist nicht allein nur aus Gründen einer 
besseren Konkurrenzgleichheit notwendig. Deshalb vertrat der Zentral¬ 
vorstand von vornherein den Standpunkt des Leistungsprinzips, das für 
die gesamte Industrie und das Handwerk anwendbar und ausgleichend 
ist. 

Bereits am 17. August 1946 wurde in Dresden die erste Tarifkom- 
mission für das Land Sachsen gebildet. Ein Rahmentarif wurde ent¬ 
worfen, der die Grundlage für weitere Beratungen der Tarifkommissionen 
bilden sollte. Im Beisein von Vertretern der kaufmännischen und tech¬ 
nischen Angestellten sowie ausgewählten Metallarbeiter-Kollegen wurden 
am 5. September 1946 in Berlin die gesamten Tarif- und Lohnfragen gründ¬ 
lich geprüft und für die am anderen Tage vorgesehene Verhandlung vor¬ 
bereitet. Unter Hinzuziehung der Landes- und Provinzialbehörden sowie 
in Anwesenheit zweier Experten der SMV wurde am 6. September 1946 
bei der Zentralverwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge über den ausge- 
arbeiteten Entwurf verhandelt und über die grundlegenden Bestimmungen 
des Rahmentarifes eine Einigung erzielt. Die Lohnfrage wurde noch zu¬ 
rückgestellt, da hier noch umfangreiche Feststellungen getroffen werden 
sollten. Während in den Betrieben die Lohnermittlungen vor sich gingen, 
wurde den Kollegen in den Ländern und größeren Orlen der Tarifentwurf 
zur Diskussion unterbreitet. Außerdem berief der Zentralvorstand in 
der Zeit vom 18. bis 28. September 1946 in allen Ländern der Sowjetzone 
Tarifkonferenzen, wobei der Tarifvertragsentwurf nochmals einer gründ¬ 
lichen Durchsicht unterzogen wurde- Der Vorschlag des Zentralvorstandes, 
die acht Leistungsgruppen als neue und einheitliche Lohngrundlage zu 
wählen, wurde hart umkämpft, jedoch nach Abwägung aller vorhandenen 
Schwierigkeiten der Vorschlag als der einzig mögliche bezeichnet, der 
geeignet ist, die einmal erreichten Löhne zu verankern. Auch die so¬ 
zialen Bestimmungen des Tarifentwurfs wurden überprüft und den Er¬ 
fordernissen der Zeit angepaßt. 

Durch den Neuabschluß eines für die Sowjetzone geltenden einheit¬ 
lichen Metallarbeitertarifs würden die 12 Nazi-Tarifordnungen mit den 
Mindestlöhnen von 1927 ihr Ende finden. Die Wünsche der Arbeiter und 
Angestellten werden damit zwar noch nicht befriedigt sein, wenn nicht 
gleichzeitig von uns alle Anstrengungen gemacht werden, um die Waren¬ 
preise auf den Stand von 1944 zurückzuführen und die gesunkenen Real¬ 
löhne wieder zu heben. 

Die Durchführung des Befehls Nr. 253 
in der Metallindustrie 

gestaltete sich zuerst nicht ganz reibungslos. Einmal waren die Auf¬ 
fassungen über die Anwendung bei den Betriebsräten und Unternehmern 
sehr unterschiedlich, zum anderen konnte die finanzielle Auswirkung 
nicht immer ohne Erhöhung der Preise von den Betrieben ausgeglichen 
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werden. Das führte zu gründlichen Untersuchungen und Verzögerungen, 
die oft durch Eingreifen unserer Landesvorstände und des Zentralvor- 
standes abgekürzt werden konnten. Wenn auch in vielen Betrieben der 
Metallindustrie eine Erhöhung des Lohnaufkommens in Erscheinung 
getreten ist, so darf das auf unsere tarifliche Lohngestaltung bei 'Neu¬ 
abschluß eines Tarifabkommens keine ungünstigen Auswirkungen haben. 

Scluilungsarbeit der IG Metall 

Die Heranbildung von Gewerkschaftsfunktionären, die Schulung des 
vorhandenen Funktionärkörpers, wurde in der Sitzung des Zentralvor- 
slandes am 23. und 24. Oktober 1946 in Ilsenburg beraten. Der Zentral¬ 
vorstand war einstimmig der Auffassung, daß diese Aufgabe am besten 
in eigenen Funktionärschulen erfolgen kann. Nach dem Beschluß des 
Bundesvorstandes vom 28-/29. November 1946 wird bestimmt, daß „Die 
Einrichtung von Gewerkschaftsschulen eine ausschließliche Angelegenheit 
des FDGB ist.“ Deshalb hat die Sitzung des geschäftsführenden Vorstan¬ 
des vom 18. Dezember 1946 die Landes- und Provinzialvorstände der IG 
Metall beauftragt, die Vorbereitung von Landes- und Provinzkursen für 
Metallarbeiter auf einer der FDGB-Schulen ihres Landes oder ihrer 
Schulen besoldete und unbesoldete Vorstandsmitglieder der Landes-, Pro¬ 
vinzial- und Ortsvorstände entsandt werden. Es wurde ferner beschlossen, 
daß in den vom FDGB eröffneten Betriebsräteschulen die Ortsleitungen 
bestrebt sein sollen, die Metall-Betriebsräte besonders zusammenzufassen, 
um ihnen ihre Aufgabe in der Metallindustrie erläutern zu können. Der 
Leiter der Hauptableitung Schulung und Bildung, Kollege Nieder- 
kirchner, wurde beauftragt, zur nächsten Tagung des Zenlralvor- 
standes einen konkreten Plan über die Durchführung der Schulungsarbeit 
in der IG Metall — unter Berücksichtigung der Richtlinien des Bundes¬ 
vorstandes zur Schulungsarbeit — vorzulegen. Die Landes- und Provinzial- 
vorstände wurden durch Beschluß des Vorstandes aufgefordert, dafür zu 
sorgen, daß schnellstens die Abteilungen Schulung und Bildung nicht nur 
in den Ländern und Provinzen, sondern auch bei allen Ortsvorständen 
gebildet werden. Wir wollen, daß in speziellen Kursen für Metallarbeiter¬ 
funktionäre im Orts-, Landes- und auch im Zonenmaßstabe das ganze 
Lehrprogramm — ausgehend von den Grundaufgaben der Gewerkschafts¬ 
bewegung — den speziellen Aufgaben unserer Industriegewerkschaft an¬ 
gepaßt wird und daß diese speziellen Aufgaben mit dem Lehrstoff aufs 
engste verbunden werden müssen. 

Als eine der nächsten Aufgaben ist die Durchführung eines speziellen 
Tariflehrganges für die gesamte Zone vorgesehen, in dem über An¬ 
wendung und Durchführung des Tarifvertrages in der Metallindustrie 
Unterricht erteilt werden soll. Ebenso ist ein zentraler Lehrgang für 
Wirtschaftsfragen, der noch im März staltfinden soll, vorgesehen. 

Prcsseabteilung 

Ihre erste und wichtigste Aufgabe besteht darin, das monatlich er¬ 
scheinende Mitteilungsblatt so zu redigieren, daß die wichtigsten und 
aktuellsten Aufgaben .der IG Metall darin erörtert und so dargestellt 
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werden, daß sie den Funklionären bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
in den Betrieben und Organisationen richtunggebend und von Nutzen 
sind. Das Mitteilungsblatt erscheint in einer Auflage von 60 000 Exem¬ 
plaren und wird nach einem einheitlichen Schlüssel, entsprechend der 
Mitgliederzahl, direkt an alle Ortsvorstände versandt. Die Presseabteilung 
hat eine große Anzahl von Artikeln über wichtige und aktuelle Fragen 
der Metallarbeilerbewegung, Materialien über die Tätigkeit der Orts¬ 
organisationen, der Betriebsgewerkschaftsleitungen, Betriebsräte usw. an 
die Arbeiter-, besonders Gewerkschaftspresse versandt, die zu einem 
erheblichen Teil abgedruckt wurden. Eine Propagandaschrift „Offene 
Worte an die Me tallarbeite rinnen“ wurde in einer. Auflage von 20 000 
Exemplaren herausgebracht und unter den Metallarbeiterinnen der gan¬ 
zen Zone verbreitet. Eine statistische Darstellung über den Zustand der 
Metallindustrie und über die Zahl und Zusammensetzung der Metall¬ 
arbeiter in der Zone, über ihre Gruppierung nach Männern, Frauen und 
Jugendlichen und Berufen in den einzelnen Ländern und in der gesamten 
Zone wurde von der Hauptabteilung Wirtschaft des Zentralvorstandes 
zusammengestellt, von der Presseabteilung herausgebracht und an die 
Ortsvorslände versandt. Die Presseabteilung hat ferner — in Ausführung 
eines Zentralvorstandesbeschlusses — einen Metallarbeiter-Taschen¬ 
kalender zusammengeslellt, auf den etwa 100000 Bestellungen eingelaufen 
sind. 


Verbindungen der IG Metall 
mit den Rruderorganisationen im Westen 

Der Zentralvorstand war seit seiner Gründung bestrebt, kamerad¬ 
schaftliche Beziehungen mit den Bruderorganisationen und Funktionären 
der Metallarbeiterbewegung im Westen anzuknüpfen und alles zu tun, 
um die kameradschaftlichen Beziehungen zu allen Metallarbeiterorgani¬ 
sationen Deutschlands herzustellen und zu festigen. Zu diesem Zweck 
wurde mit einer Reihe von Organisationen und einer erheblichen Zahl 
von Metallarbeiterfunktionären aller Zonen briefliche Verbindung auf¬ 
genommen. Durch Informationen, Zusendung von Zeitungen, Druck¬ 
sachen, Materialien unserer Organisation, über Tarifvertrag, Betriebs¬ 
vereinbarung, Arbeitsordnung und sonstigen Gewerkschaftsmaterialien 
haben wir unseren Kollegen in den westlichen Zonen geholfen, sich ein 
richtiges Bild über Lage und Tätigkeit unserer IG Metall zu machen. 
Auf der Tagung der Metallarbeiterorganisation Bayerns Ende Januar in 
München hat Kollege Pesclike unsere Industriegewerkschaft vertreten 
und in einer Ansprache an die Delegierten nicht nur die Grüße der 
Metallarbeiter der Zone und Groß-Berlins überbracht, sondern auch kurz 
über die Tätigkeit unserer Organisation berichtet. Das gleiche geschah 
auf der Tagung der Metallarbeiterorganisation der britischen Zone am 
21. Februar in Peine/Hannover, auf der Kollege Peschke unsere 
Industriegewerkschaft vertrat. An der ersten Interzonenbesprechung 
der Metallarbeiter, die 'Ende Februar in Mannheim tagte und zu der 
Kollege Peschke vom Vorstand delegiert war, konnte dieser leider 
infolge plötzlicher Erkrankung nicht teilnehmen. Kollege Tost, 2. Vor¬ 
sitzender der IG Metall Groß-Berlin, der als Vertreter dieser Organi- 
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salion an der Interzonenbesprechung teilnahm, wurde mit der Vertretung 
auch unserer Gewerkschaft beauftragt. Der Zentralvorsland wird sich 
in seiner nächsten nach Berlin einherufenen Sitzung mit den Fragen 
der interzonalen Verbindungen unserer Gewerkschaft eingehend befassen. 
Wir wollen alles tun, um zu verhindern, daß zwischen den in den ein¬ 
zelnen Zonen gegründeten Metallarbeiterorganisationen durch Unkenn- 
nis Mißverständnisse entstehen. Mauern aufgerichtet werden, die einem 
Zusammenschluß zu einer einheitlichen Industriegewerkschaft Metall für 
ganz Deutschland Hindernis sein könnten. Wir wollen durch brüderliche 
Zusammenarbeit, gegenseitige Information und Hilfe deu Weg für den 
Zusammenschluß ebnen. 


IndustB'iegewerkscIiaft -13- Textil 


Auf der Zonenkonferenz der IG Textil, die am 15. und 16. Juni 1946 in 
Gera statt fand, waren von 224 gewählten Delegierten 219 Delegierte an¬ 
wesend, darunter 72 Frauen, 15 Jugendliche und 32 betriebstätige An¬ 
gestellte. 

Die IG Textil zählte zu dieser Zeit 190126 Mitglieder, mithin ergibt sich 
bei einer Delegiertenzahl von 224 eine Schlüsselzahl von 848 Mitgliedern. 

Die Zonendelegiertenkonferenz in Gera befaßte sich mit allen ein¬ 
schlägigen Problemen, die den Wiederaufbau der Textilindustrie in der 
sowjetischen Zone berührten. Ganz besonders standen im Vordergrund 
die Ausschaltung des nazistischen Einflusses in der Textilindustrie sowie 
die Beseitigung des chaotischen Zustandes auf lohnpolitischem Gebiet. 
Gemäß der Struktur der Textilindustrie wurde auch den Frauenfragen 
große Aufmerksamkeit zugewandt. 

Auf dieser Konferenz wurde ein Zentralvorsland von 45 Mitgliedern 
gewählt, darunter 11 Frauen und eine Jugendliche. 

Von den gewählten Vorstandsmitgliedern sind inzwischen ausgeschieden 
Luise Dietz wegen Krankheit, Elisabeth Wodrich durch Übernahme 
einer anderen Funktion in der Gewerkschaftsbewegung, ferner Albin 
N e u h o r n wegen Mitgliedschaft in der ehemaligen NSDAP. 

Für die ausgeschiedenen Vorstandsmitglieder sind die in Gera auf- 
gestellten beiden Ersatzleute Margarete Now'ack, Zittau, und Karl Hill- 
mann, Friedland, als ordentliche Vorstandsmitglieder aufgerückt. Für 
den Kollegen Neuhorn steht uns kein Ersatzmann zur Verfügung. 


Als Leiter der im Zentralvorsland der IG Textil gebildeten Haupt¬ 
abteilunsen fungieren: 


Abt. I —Organisation. 

„ II — Wirtschaft . 

III — Sozialpolitik. 

III a — Lohn- u. Tarifwesen . . 

IV — Betriebsräte u. Arbeils- 

recht. 

,. V — Frauenfragen . 

VI —.Tugendfragen . 

„ VII — Schulung u. Bildung . . 
,, VIII — Propaganda, Presse und 
Rundfunk. 


Ludwig Küchel, 1. Vorsitzender 
Paul Gebauer, 2. Vorsitzender 
Emma Ritsche, 3. Vorsitzende 
Gebhard S e tt e 1 e, Vorstandsmitgl. 

Ludwig Küchel, 1. Vorsitzender 
Emma Ritsche, 3. Vorsitzende 
Emma R i t s c li e , 3. Vorsitzende 
Paul Gebauer. 2. Vorsitzender 

Paul Gebauer. 2. Vorsitzender 











ln den Ländern bzw. Provinzen wurden Vorstände gewählt und Sekre¬ 
tariate gebildet in: 

Land Sachsen, Dresden A1, Ebertplatz 14, 

Land Thüringen, Erfurt, Schillerstraße 44a, 

Provinz Brandenburg, Cottbus, Dresdener Straße 14. 

Für die Länder Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt wurden 
wegen der geringen Anzahl von Textilarbeitern vorläufig noch keine 
Sekretariate errichtet. In Mecklenburg-Vorpommern hat der Landesvor¬ 
stand des FDGB die Betreuung der Mitglieder der IG Textil übernommen. 
In der Provinz Sachsen-Anhalt werden die Geschäfte der IG Textil von 
dem Kollegen Willy Pesch mann, Köthen, Schillerstraße 1, geführt. 

Betriebsratsiätigkeit der IG Textil 

Bei den im Jahre 1946 slattgefundenen Belriebsrätewahlen hat sich auch 
die Industriegewerkschaft Textil sofort eingeschaltet. 

Durch schriftliche Propaganda ist rechtzeitig auf die Vorbereitung der 
'Betriebsrätewahlen hingewiesen und zur Aufstellung der Listen usw. auf¬ 
gerufen worden. 

Vom Vorstand der Industriegewerkschaft Textil sind in dieser Zeit 
sowohl in Berlin als auch in einzelnen Orten und Betrieben der Provinz- 
und Landesvorstände eine ganze Reihe Versammlungen abgehallen 
worden. 


Die Belriebsrätewahlen ergaben folgendes Resultat: 

Es wurden insgesamt 8391 Betriebsräte gewählt, davon entfallen auf 



Männliche i 

1 

Weibliche 

Jugend¬ 

liche 

Angestellte 

Zusammen 

Brandenburg.... 
Thüringen .... 

307 

200 

20 


527 

743 

480 

42 


1265 

Land Sachsen . . . 

2 755 

2 492 

570 

685 

6 502 

Provinz Sachsen . . 

26 

17 



43 

Mecklenburg . . . 

9 

25 

5 

15 

54 


3 840 

3 214 

637 

700 

8 391 


Zur Durchführung der Demokratisierung des Wirtschaftslebens haben 
wir unsere Provinz- und Landesvorstände von unserer Betriebsräte- 
abteiiung aus fortgesetzt durch Rundschreiben, Vorschläge und Vorlrags- 
disposilionen angeregt, ihre Aufgaben zu erfüllen. 

In einzelnen Bezirken sind unsererseits auch Betriebsrätekurse mit den 
einschlägigen Themen veranstaltet worden. 

Außerdem hat am 14. und 15. November 1916 in Reichcnbach/Vogtland 
eine Betriebsrätekonferenz im Zoneninaßstab stattgefunden, die sich ganz 
eingehend,mit den Aufgaben der Betriebsräte in der Wirtschaft beschäf¬ 
tigte. Der Befehl Nr. 253 „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ und die Frage 















des Mitbestimmungsrechts, die vierleijährliche Berichterstattung und die 
Notwendigkeit des Abschlusses von Betriebsvereinbarungen wurden dort 
ganz eingehend behandelt. 

Aus der sowjetischen Besatzungszone sind uns aus den Textilbetrieben 
bis 31. Dezember 1946 iolgendc 


Betriebs Vereinbarungen 


als abgeschlossen gemeldet: 

Land Sachsen. 1150 

Provinz Sachsen. 110 

Thüringen. 133 

Mecklenburg. 7 

Brandenburg. 97 

rund also etwa 1500 Betriebsvereinbarungeil. 

Es handelt sich hierbei aber nur um ein Teilresultat, denn unsere 
Betriebsräte sind — bei Abgabe dieses Berichtes —- noch inmitten ihrer 


Bemühungen um den Abschluß von Betriebsvereinbarungen. So wurde uns 
z. B. vom Land Sachsen gemeldet, daß man in 268 Fällen vor dem Abschluß 
einer Betriebsvereinbarung steht. 


Vierteljahresbericbte durch die Betriebsräte 
an die Belegschaften 

Eine Reihe guter Berichte ist uns zugegangen. Im großen und ganzen 
läßt aber diese Berichterstattung noch zu wünschen übrig. In einer Reihe 
von Vierteljahresberichten ist über die Frage der Produktion und die 
Durchführung der Produktionsaufgaben nichts zu ersehen, während 
andererseits über recht beachtliche Erfolge auf sozialpolitischem Gebiet 
berichtet wird, wie Errichtung von Werksküchen, Gewährung eines 
monatlichen bezahlten Waschtages für Frauen, Übernahme der Soziallasten 
auf den Betrieb usw. Land Sachsen teilie uns mit, daß dort in 579 Fällen 
eine Vierteljahresberichterstattung erfolgt ist. 

Trotz aller Schwierigkeiten wurden die Hauptabteilungen Organisation, 
Frauensekretariat, Betriebsräte und Arbeitsrecht hauptamtlich besetzt. Der 
Aufbau der wirtschaftspolitischen Abteilungen ist zur Zeit in Angriff ge¬ 
nommen. 

Das Organisalionsgebiet der IG Textil wurde in 138 Ortsvorstände auf¬ 
gegliedert. 

Der auf der Zonendelegiertenkonferenz in Gera gewählte Zentralvorstand 
widmete seine ganze Aufmerksamkeit 

a) der verwaltungsmäßigen Zusammenfassung der IG Textil; 

b) der Erziehung der Mitglieder im antifaschistischen Geiste; 

c) der Beseitigung des lohnpolitischen Chaos in der Textilindustrie 
durch Ausarbeitung eines Vertragsentwurfes nach gewerkschaft¬ 
lichen Gesichtspunkten. 








Oie Lohnpolitik in der Textilindustrie 


Die lobnpolitische Frage in der Textilindustrie ist ständig diskutiert und 
behandelt worden, vor allem in ihrem Zusammenhänge mit der Preis¬ 
politik Die Entwürfe unserer Lohntarife zeigen die Niederschläge unserer 
Auffassungen, obwohl nicht in jedem Falle dort alles aufgenommen werden 
konnte, was wir für richtig halten. Auch die übrige Sozialpolitik, die schon 
infolge der starken Beschäftigung von Frauen in der Textilindustrie eine 
starke Aufmerksamkeit von uns erfordert, hat uns oft mit der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge zusammengeführt, mit deren 
Vertretern wir in ständiger Verbindung stehen. Einen breiten Kaum nahm 
die Frage der Umschulung, die zugleich eine wirtschaftliche Seite zeigt, in 
Anspruch. Sie wurde auch publizistisch von uns behandelt (in der Zeit¬ 
schrift „Arbeit und Sozialfürsorge“ Nr. 18 vom 15. November 1946). 

Am 9. und lü. August 1946 tagte die Lolinkommission in Glauchau. In 
einer eingehenden Beratung wurden die Entwürfe für einen neuen Mantel- 
und Lohntarif fertiggestellt. Beide Vertragsentwürfe sind bei der Deutschen 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge eingereicht worden. Verschiedene 
Unklarheiten, die sich in mehrmaligen Verhandlungen mit der vor¬ 
genannten Verwaltung herausstellten, wurden in einer zweiten Zusammen¬ 
kunft der Lohnkommission, die im November 1946 in Leipzig stattfand, 
ausgemerzt. 

Der Vertragsentwurf zum Lohntarif wurde auf die alte gewerkschaftliche 
Forderung „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ aufgebaut. Die IG Textil 
wird bestrebt sein, für die Textilarbeiter einen menschenwürdigen Lohn 
zu schaffen. Der Lohntarif steht kurz vor dem Abschluß. 

Die IG Textil und die politischen Tagesereignisse 

Der Zentralvorstand und die übrigen gewerkschaftlichem. Instanzen 
nahmen zu besonderen politischen Tagesereignissen wie auch zu Fragen 
von grundsätzlicher Bedeutung Stellung. 

In einer Entscheidung vom 3. Oktober 1946 in Berlin sprach sich der 
Zentralvorstand gegen gewisse Ergebnisse des Nürnberger Urteils aus. Die 
Frage der (Entnazifizierung beschäftigte auch die Landes- und Provinzial- 
vorstände. 

Zur Wirtschaftsfrage 

In enger Verbindung mit dem Textilreferat in der Deutschen Zentral¬ 
verwaltung der Industrie haben wir uns an allen maßgebenden Be¬ 
sprechungen über die Produktionsplanung in der Textilindustrie beteiligt. 
In vielen anderen Besprechungen und in einem regen Briefwechsel mit 
unseren Landes- und Provinzial Vorständen, mit den Orts Vorständen und 
den Betriebsräten haben wir auftauchende Fragen ihrer Lösung zuzufüüren 
gesucht. In manchen Fällen haben wir Wünsche und Hinweise direkt an 
die SMV in Karlshorst übermitteln können (Frage der Rohstoffbeschaf- 
fung, Mehrstuhl-System). Im Augenblick beschäftigt uns das Problem 
Rentabilität, und hier insbesondere die Prüfung, welches leistungs¬ 
steigernde Lohn System in der Textilindustrie mit ihren eigenartigen Ver¬ 
hältnissen in Anwendung gebracht werden könnte. 
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Die zahlenmäßige Entwicklung der Mitgliedschaft in 

der IG Textil 



Ä3onat 

mänulich 

weiblich 

jugendl. 

insgesamt 

Land Sachsen . . . 

Juli 

47 428 

86951 

23 715 

158 094 


August 

50 175 

92 987 

24 088 

167 250 


September 

54 559 

96 751 

24789 

176 099 


Oktober 

5(5 403 

105530 

20 959 

182 892 


November 

58 040 

108145 

23 372 

189 557 


Dezember 

59 606 

109 651 

21 919 

191176 

Prov. Sachsen . . . 

Juli 

405 

655 

245 

1305 


August 

445 

695 

249 

1389 


September 

495 

710 

254 

1459 


Oktober 

515 

725 

257 

1497 


November 

622 

832 

361 

1815 


Dezember 

747 

901 

419 

2 067 

Prov. Brandenburg 

Juli 

6 186 

8 037 

841 

15 064 


August 

6 029 

8 452 

887 

15 368 


September 

6 248 

8 670 

1002 

15 920 


Oktober 

7 238 

9 321 

982 

17 541 


November 

6 677 

9 062 

1016 

16 755 


Dezember 

6 784 

9258 

1040 

17 072 

Prov. Mecklenburg- 

Juli 

380 

387 

145 

912 

Vorpommern .... 

August 

359 

388 

139 

886 


September 

364 

433 

213 

1010 


Oktober 

469 

535 

199 

1203 


November 

482 

516 

182 

1180 


Dezember 

472 

529 

173 

1174 

Land Thüringen . . 

Juli 

9 202 

14 039 

4101 

27 342 

August 

10 432 

14894 

4 243 

29 569 


September 

10 962 

15 031 

4 282 

30 275 


Oktober 

11387 

15 212 

4 693 

31 292 


November 

15 390 

17 830 

5 770 

38 990 


Dezember 

1 

15 895 

18 307 

5 792 

39 994 


Zusammenfassung am 31. Dezember 1040 


Land Sachsen. 

Provinz Sachsen. 

Provinz Brandenburg. 

Provinz Mecklenburg-Vorpom. . 
Land Thüringen . 


59 606 

109 651 

21 919 

191 176 

747 

901 

419 

2 067 

6 784 

9 258 

1 040 

17 082 

472 

529 

173 

1174 

15 895 

18 307 

5 792 

39994 

83 504 

138 646 

29 343 

251 493 












Die Frau in der Textilindustrie 

In Anbetracht der großen Zahl der in der Textilindustrie beschäftigten 
Frauen haben wir in erster Linie unser Augenmerk darauf gerichtet, die¬ 
selben zirerfassen und der Organisation zuzuführen. In Betriebs- und auch 
Mitgliederversammlungen ist auf die Wichtigkeit der Mitarbeit der Frauen 
hingewiesen worden. In den meisten Betrieben wurden Fraucnkoinmis- 
sioncn gewählt, die ihre Tätigkeit im engsten Einvernehmen mit dem 
Betriebsrat ausüben und von der IG Textil in jeder Weise unterstützt 
werden. 

In allen Betriebsversammlungen wurde die Mitarbeit der Frauen am 
demokratischen Aufbau unserer Wirtschaft, an der Säuberung der 'Betriebe 
von Naziaktivisten und Kriegsverbrechern gefordert. 

Schulungskurse und Versammlungen mit dem Ziel der Aufklärung der 
Frauen über alle gesetzlichen Bestimmungen im Betrieb und im öffent¬ 
lichen Leben wurden veranstaltet. Der Erfolg ist deutlich an der immer 
mehr steigenden Mitarbeit der Frauen am gewerkschaftlichen und betrieb¬ 
lichen Leben zu erkennen. 

Ebenfalls große Aufmerksamkeit wurde der Jugend in der Textil¬ 
industrie* zugewandt. In Schulungs- und Wochenendkursen und in betrieb¬ 
lichen Jugendstunden wurde versucht, über alle einschlägigen Fragen 
Aufklärung zu geben und die Jugendlichen zu guten Gewerkschaftern her¬ 
anzubilden. 

In vielen Betrieben wurden Werksküchen, Näh- und Flickstuben, Schuh¬ 
reparaturwerkstätten und Badegelegenheiten geschaffen. Was für die 
arbeitende Frau von großer Wichtigkeit und Bedeutung ist, sind die Be¬ 
triebskindergärten, die bereits in sehr vielen Betrieben eingerichtet sind. 

Der bezahlte Hausarbeitstag wurde durch betriebliche Vereinbarungen 
für die Frauen sichergestellt. 

So, wie bisher, wird auch in Zukunft alles getan werden, um der 
Arbeiterschaft im allgemeinen und den arbeitenden Frauen im besonderen 
Erleichterungen zu verschaffen. • 

Der gcschäftsfiihremle Vorstand der IG Textil tagte zweimal, der Zcn- 
tralvorstand hielt bis zum 31. Dezember 1946 drei Sitzungen ab. Die 
gesehäflsführenden Vorstandsmitglieder in Berlin hielten allwöchentlich 
eine Sekretariatsbesprechung ab. 

An wichtigen Beschlüssen wurden gefaßt: 

1. Auf der Zonenkonferenz in Gera die Forderung „gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“. 

2. Die Forderung nach Abschluß eines neuen Lohntarifes. 

3. Die Neuordnung der Löhne in der Textilindustrie im Zuge der 
organisatorischen Neuordnung der Textilproduktion überhaupt. 

4. In jedem Betrieb sollen die kaufmännischen, technischen und son¬ 
stigen Biiroangestellten der zuständigen Industriegewerkschaft an¬ 
gehören. 

5. Zusammenschluß der Industriegewerkschaften Textil und Be¬ 
kleidung. 
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Die Anträge 4 und 5 wurden dem Bundesvorstand zur weiteren Be¬ 
arbeitung überwiesen. 

Maßnahmen zur Betriebsräte- und Funktionärschulung wurden beraten 
und Wochenendkurse in verschiedenen Städten abgehalten. 

Außerdem fanden des öfteren Besprechungen zwischen den geschäfts¬ 
führenden Vorstandsmilgliedern und den Landes- und Provinzialleitern 
in Berlin statt. Diesen Besprechungen lagen immer aktuelle Gewerk¬ 
schaftsfragen zugrunde. 


Industriegewerkschaft -14 - 
Nahrung' und Crenuß 

Es war am 6. und 7. Februar 1946, als in einer zweitägigen Arbeits¬ 
tagung und Aussprache eine Anzahl bekannter Funktionäre aus Berlin 
und der sowjetischen Besatzungszone die Voraussetzungen für die Orga¬ 
nisation der späteren Industriegewerkschaft Nahrung und Genuß schufen. 
Am 15. und 16. Juni 1946 fand in Leipzig die erste Delegiertenkonferenz 
der IG statt. 

183 gewählte Delegierte und außerdem 43 Gastdelegierte aus den 
Ländern und Provinzen der sowjetischen Besatzungszone sowie aus Berlin 
waren anwesend. Auf je 600 abgerechnete Mitglieder in der Zone war 
ein Delegierter gewählt worden. In geheimer Wahl wurde der er¬ 
weiterte Vorstand, bestehend aus 35 Mitgliedern, in der Mehrzahl Ar¬ 
beiter und Angestellte aus den Betrieben, gewählt. Dem erweiterten Vor¬ 
stand gehören 7 Frauen und 3 jugendliche Mitglieder an. Der erweiterte 
Vorstand wählte aus seinem Kreise einen geschäftsführenden Vorstand aus 
neun 'Mitgliedern. 

In den fünf Ländern und Provinzen wurden Landes- und Provinzial¬ 
vorstände mit je 35 Mitgliedern gewählt. 

Nach bisher eingegangenen Meldungen sind in 510 Orten Ortsvorslände 
gebildet worden. 


Aus der Arbeit des Zentralvorstandes 

Sofort nach erfolgter Wahl wurde die Berichterstattung von der 
ersten Delegiertenkonferenz durchgeführt. Die einzelnen Mitglieder des 
geschäftsführenden Vorstandes bzw. des Sekretärs haben in den Län¬ 
dern und Provinzen in 35 Betriebsversammlungen über die Durchführung 
des Befehls 253 sowie über die Schaffung von Betriebsgewerkschafts¬ 
leitungen gesprochen. 

Das Schwergewicht der Arbeit des Zentralvorstandes sowie der Lan¬ 
desvorstände wurde aut den Abschluß von Betriebsvereinbarungen ge¬ 
legt. 

Eine Backmeislerkonferenz, organisiert vom Zentralvorstand, für das 
Land Sachsen mit 90 Teilnehmern hatte zum Ziel, der Bevölkerung in der 
Zone ein besseres Brot zu verschaffen. 


23 FDGB 
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Gegen Kriegsverbrecherbetriebe und Konzerne 

In der Ostzone wurden insgesamt über 6000 Betriebe in das Eigen¬ 
tum des Volkes übergeführt. Betriebe der Nahrungs- und Genußmittel¬ 
industrie waren, soweit bisher Zahlen vorlicgen, wie folgt beteiligt: 

Sachsen-Anhalt 156 Betriebe, Provinz Brandenburg 98 Betriebe, Thü¬ 
ringen 14 und Mecklenburg-Vorpommern 12 Betriebe. Dadurch wurden 
fast sämtliche Zuckerfabriken in der Ostzone Eigentum der Länder. In 
diesen Betrieben sind den Betriebsräten in der Verwaltung entschei¬ 
dende Rechte eingeräumt worden. Teilweise wurden nach Beseitigung 
der aktiven Nazi-Betriebsleiter ehemalige Arbeiter und Angestellte zu 
Betriebsleitern bestellt. 

Unser Zentralvorstand hat eine Betriebsrätekonferenz für Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, auf der 200 Betriebsräte anwesend waren, durch¬ 
geführt. Sie brachte wertvolle Ergebnisse über die praktische Tätigkeit 
sowie über die Erfolge der Betriebsräte bei der Planung,. Steigerung 
und Verbesserung der Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte für 
die Nahrungs- und Genußmittelindustrie. 

Beim Wiedererstehen der Konsumgenossenschaften ist die IG aktiv. 

Am 20. Februar fand die erste Arbeitstagung der provinzeigenen Be¬ 
triebe (Lebensmittel) der Provinz Brandenburg in Potsdam statt. 98 Be¬ 
triebe der Nahrungs- und Genußmittelindustrie befinden sich in den 
Händen der Provinz, d. h. es sind im Rahmen der Enteignung der 
Nazi- und Kriegsverbrecher bisher 500 Betriebe in provinzeigene um¬ 
gewandelt worden. Sie erzeugen 42 Prozent der Gesamtproduktion der 
Provinz Brandenburg. 

Mitglicderbewegung 

in der Industriegewerkschaft Nahrung: und Gcnuli 

Wie aus der Mitgliederstatistik ersichtlich ist, können wir eine 
ständige Aufwärtsentwicklung der Mitgliederzahl in der Zone ver¬ 
zeichnen. Ohne Übertreibung kann festgestellt werden, daß mit Aus¬ 
nahme der Klein- und Kleinstbetriebe die Beschäftigten in den Nahrungs¬ 
und Genußmittelfabriken und Gaststätten bisher organisatorisch erfaßt 
worden sind. 

Wir ringen um die Jugend 

Zur Zeit bestehen 75 Betriebsjugendgruppen. Im Zentralvorstand 
wurde ein Arbeitsausschuß für die Jugend gebildet. Nach bisherigen 
Meldungen bestehen in 35 Betrieben Betriebsjugendprogramme. Im 
Arbeitsplan für die nächste Zeit ist sowohl eine Frauen- als auch eine 
Jugendkonferenz für die Zone vorgesehen. 

Unsere Uolm- und Tarifpolitik 

Erstmalig haben wir für alle beschäftigten Arbeiter und Angestellten 
in unserer IG einen einheitlichen Manteltarif entworfen. Für 17 Sparten 
wurden Lohntarife ausgearbeitet. Sowohl über den Mantel- als auch 


über die Lohntarife ist mit der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge eine Einigung erzielt worden. Von besonderer Bedeutung 
ist der Lohntarif für die Gasthausangestellten. Derselbe sieht auch für 
das Bedienungspersonal an Stelle des bisherigen Bedienungsgeldes eine 
feste Entlohnung vor. Nach endgültiger Inkraftsetzung unseres Tarif¬ 
werkes haben wir einen großen Schritt vorwärts getan, indem wir an 
Stelle der früheren, oftmals unübersichtlichen Tarife eine Einheitlich¬ 
keit geschaffen haben. 

Deputatf ragen 

Mit der Abteilung Handel und Versorgung in der Deutschen Verwal¬ 
tung wurde verhandelt über eine einheitliche Gestaltung der Deputat¬ 
fragen. In den Mühlen, Bäckereien. Brauereien, in den Zuckerfabriken, 
Fleischereien, in der Süßwarenindustrie sowie in vielen anderen Berufs¬ 
gruppen unserer Betriebe waren die Deputate ein Bestandteil des 
Lohnes. Teilweise waren die Deputate tariflich vereinbart. In anderen 
Fällen waren sie durch langjährige Praxis ebenfalls zu einem Bestand¬ 
teil des Lohnes geworden. Wir haben einen Ausgleich erreicht. 

Cher die Tätigkeit unserer Betriebsräte 

Bei den Nahrungs- und Genußmittelbetrieben handelt es sich in der 
Mehrzahl um Mittel-, Klein- und Kleinstbetriebe. 

Die Bctricbsratswahlen ergaben folgendes Resultat: 


Gewählte Betriebsräte insgesamt. 5 034 

davon, waren Männer. 3 400 = 00 % 

Frauen. 1 473 = 37 % 

Jugendliche. 161 = 3 % 


Betriebsversammlungen wurden insgesamt 1278 durchgeführt. 

An der Diskussion beteiligten sich 723 Diskussionsredner. 

Betriebsvereinbarungen wurden bisher insgesamt abgeschlossen 755, 
und zwar: im Land Sachsen 382, in der Provinz Sachsen 124, in Thüringen 
150, in Mecklenburg 63, in der Provinz Brandenburg 35. Darin wurden 
insbesondere festgelegt: das entscheidende Mitbestimmungsrecht bei Ein¬ 
stellungen, Versetzungen und Entlassungen sowie die entscheidende Mit¬ 
wirkung der Betriebsräte bei der Planung und Produktionslenkung usw. 

Zusätzliche Verbesserungen für die Betriebsbelegschaften wurden ge¬ 
schaffen durch Neuerrichtung von Betriebsküchen, besonders in den 
Zucker- und Konservenfabriken, aber auch in den Mühlenbetrieben, 
Brauereien und anderen Werken. In einer weiteren Reihe von Betrieben 
der Süßwarenindustrie, ebenso in Zuckerfabriken als auch in anderen 
Gruppen, wurden Reparaturwerkstätten für Schuhe, Nähstuben und 
Kindergärten errichtet. Die Betriebsräte, besonders in den Zuckerfabri¬ 
ken, organisierten im vergangenen Sommer eine Kampagne zur Be¬ 
kämpfung des Kartoffelkäfers und anderer Schädlinge. Dadurch sind 
bedeutende Verluste an Kartoffeln, Zuckerrüben und Hackfrüchten ver¬ 
mieden worden. 

Für die Nahrungs- und Genußmittelindustrie sind im östlichen Sektor 
erstmalig Produktionspläne aufgestellt worden, besonders für die Zucker-, 







Süßwaren-, Teigwaren-, Konservenindustrie, das Brauereigewerbe als 
auch für andere Zweige, in mehreren Zuckerfabriken: Zeitz, Ariern, 
Nauen u. a. Im Produktionsjahr 1946 wurden bereits höhere Produktions¬ 
ergebnisse erzielt, als im Jahre 1945. Durch Austausch von Erfahrungen 
auf Arbeitstagungen der landeseigenen Betriebe zwischen Betriebs¬ 
leitern und Betriebsräten, durch die Initiative der Gewerkschaften 
muß es gelingen, auch im kommenden Jahr in der Versorgung der Be¬ 
völkerung mit Nahrungsmitteln weitere Fortschritte zu ermöglichen. 


Industriegewerkschaft - 15 - 

• • 

Öffentliche Betriebe, und Verwaltungen 

Unter Führung des FDGB wurde in einjähriger organisatorischer 
Arbeit die Voraussetzung geschaffen für die Gründung unserer Industrie¬ 
gewerkschaft. Eine Vorkonferenz in Halle am 16. und 17. Mai 1946 
grenzte die Zuständigkeitsgebiete der einzelnen Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften ab. In den folgenden Wochen ' wurden nach der 
Wahlordnung des FDGB in allen Ländern und Provinzen der sowje¬ 
tischen Zone auf Delogiertenkonferenzen für je 2000 Mitglieder ein Dele¬ 
gierter zur ersten Zentraldelegiertenkonferenz der IG 15 gewählt. 


[Landes- 1>zw. Provinzial-Delegicrtenkonferenzcn 






Anzahl der 

Anzahl der 

Tag 

Land 

Ort 

Anzahl der 

gew. Vorst.- 

Del. f. d. 



Delegierten j 

mitglieder 

Zentral-Konf. 

1 6.46 

v 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

Schwerin 

490 

35 

16 

15. 6.46 

Brandenburg 

Potsdam 

280 

45 

26 

5. 6 46 

Thüringen 

Gotha 

199 

35 

33 

5. 6.46 

Provinz 

* 


• 1 



Sachsen 

Halle 

244 

35 

48 

7. 6.46 

Land 






Sachsen 

Dresden 

300 

35 

89 


Die Gründungskonferenz unserer IG fand am 12. und 13. Juni in 
Meißen statt. Es nahmen 212 Delegierte teil. Als Gastdelegierte waren 
49 Berliner Kollegen anwesend. Auf der Tagesordnung standen neben der 
Wahl der Körperschaften ein Referat des Kollegen Oltersdorf, 
Berlin, „Die Aufgaben der IG 15 im Zonenmaßstab“, ein Referat des 
Kollegen Kamin, Berlin, „Die Gewerkschaft und Betriebsräte“ sowie 
die Beratung und Beschlußfassung über die Satzungen unserer IG. Unter 
dem Vorsitz des Kollegen Mütter lein, Meißen, wurden nach ein¬ 
gehender Aussprache zu allen Punkten der Tagesordnung die von einer 
Kommission bearbeiteten Satzungen einstimmig angenommen. 
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Die Berliner Kollegen Oltersdorf, Strauß und Mertz wurden 
mit den notwendigen Vorarbeiten für die Einrichtung einer Geschäfts¬ 
stelle beauftragt. Nach Errichtung derselben im Hause der Zentral¬ 
vorstände in Berlin N 4, Invalidenstraße 120/121, tagte am 18. Juli 1946 
in Berlin die erste ZentralvorStandssitzung mit folgender Tagesordnung: 

1. Bericht des Kollegen Oltersdorf über die Vorbesprechungen 
der Zentralvor stände; 

2. Konstituierung des geschäftsführenden Vorstandes; 

3. Aufgabenstellung; 

4. Finanzfragen. 

Kollege Oltersdorf berichtete, daß unter Angleichung an den 
organisatorischen Aufbau des Bundesvorstandes zur Durchführung der 
Arbeiten, die sich aus der gewerkschaftlichen Aufgabenstellung ergeben, 
beim Zentralvorstand sechs Hauptabteilungen und fünf Abteilungen ge¬ 
bildet werden, die folgende Arbeitsgebiete umfassen: 


Hauptabteilung I 

Organisation, Selbsthilfe 
Hauptabteilung II 
Betriebsräte, Wirtschaft 
Hauptabteilung III 
Tarife, Arbeitsrecht, Sozialpolitik 
Hauptabteilung IV 
Schulung, Bildung, Presse, Rund¬ 
funk 

Hauptabteilung V 
Frauen 

Hauptabteilung VI 
Jugend 


Abteilung A: 

Gemeindebetriebe und Verwal¬ 
tungen 

Werke, Verkehr, Feuerwehr 
Abteilung B: 

Gesundheitswesen 
Abteilung C: 

Polizei 
Abteilung D: 

Staatsbetriebe 
Abteilung E: 

Angestellte und Techniker 


Einem Beschluß der Meißener Konferenz folgend, waren zur Vervoll¬ 
ständigung des Zentralvorstandes dje Kollegen Otto K i r c h h o f f, Rein¬ 
hard Voigt, Margarete Sem m ler, Fritz Hart mann zugewählt. 
Die Wahl des geschäftsführenden Vorstandes hatte folgendes Ergebnis: 

1. Vors.: Karl Oltersdorf 4. Organisation: Artur Strauß 

2. „ Max Hesselbarth 5. Betriebsräte: Willi Me rtz 

3. „ Otto K i r c h ho f f 6. Tarife: Otto Kirchhof! 

7. Schulung/Bildung: Reinhard Voigt. 


Auf Grund seiner langjährigen Erfahrung auf dem Gebiete des Kassen¬ 
wesens im früheren Gesamtverband beauftragte die Zentralvorstands¬ 
sitzung den Kollegen Kirchhoff mit der Führung der Kassen¬ 
geschäfte der IG. Da aus dem Person enkreis des Zentral Vorstandes 
weitere Kollegen für die Besetzung der übrigen Arbeitsgebiete nicht zur 
Verfügung standen, wurde der gesebäftsführende Vorstand beauftragt, ge¬ 
eignete Kollegen aus dem Organisationsgebiet unserer IG als Sach¬ 
bearbeiter einzusetzen. Im Laufe des Geschäftsjahres wurden diesem 
Beschluß entsprechend für die Abteilung B — Gesundheitswesen — der 
Kollege Dr. Georges, und für die Abteilung E — Angestellte und 
Techniker — der Kollege II ä n d e 1 e r gewonnen. 
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^Landes- und Provinzialvorstände 


Um die Einheitlichkeit der Arbeiten im ganzen Zonengebiet zu gewähr¬ 
leisten, sollen auch die Landes-, Provinzial- und Ortsvorstände nach dem 
gleichen Organisationsprinzip aufgebaut werden. 


Die Geschäftsstellen der Landes- und Provinzialvorstände waren im 


Juli 1946 wie folgt besetzt: 

Mecklenburg: Kollegen Forgbert und Jäger, Schwerin 

Brandenburg: „ Hesselbarth und Vahle, Potsdam 

Thüringen: „ L ä ss i g und E rl e r, Erfurt 

Provinz Sachsen: „ R a s c h a t und Seifert, Halle 

Land Sachsen: „ M i 11 e r 1 e i n und A u x e 1, Dresden. 

Neben diesen Geschäftsstellen der Landesleitungen bestanden im Juli 


17 Bezirkssekretariate in Kottbus, Erfurt, Gera, Hallo, Aschersleben, 
Dessau, Magdeburg, Sangerhausen, Torgau, Wernigerode, Wittenberg, 
Zeitz. Dresden, Leipzig, Meißen, Chemnitz und Zwickau. 

Es erfolgte nunmehr der Ausbau der Geschäftsstellen der Länder und 
Provinzen. Doch gelang es nicht, überall für die einzelnen Hauptabtei¬ 
lungen geeignete Kolleginnen und Kollegen zu finden. Auch fehlt es zur 
Zeit in Thüringen bis heute an den notwendigen Büroräumen. Gleichfalls 
war die Beschaffung von Büroeinrichtungen, Schreibmaschinen usw. 
schwierig. Als eine der vordringlichsten Arbeiten wurde vom Zentral¬ 
vorstand und den Landes- und Provinzialvorständen die Bildung weiterer 
Ortsgruppen und Wahl neuer Ortsvorstände vorgenonimen. 


An Ortsgruppen bestanden 


im Land 

Juni 

1946 

Dezember 

1946 

Mecklenburg. 

34 

75 

Provinz Brandenburg. 

39 

63 

Thüringen . 

89 

104 

Provinz Sachsen. 

40 

94 

Sachsen . 

63 

145 

in der Zone gesamt 

265 

481 


Zur Unterstützung der ehrenamtlichen Ortsvorstände, Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitungen und der Mitglieder in den Betrieben erfolgte die Ein¬ 
richtung weiterer Bezirkssekretariate. Die Einstellung von Sekretären 
wurde nicht nur von dem Umfang der Mitgliedschaften in den betreffenden 
Bezirken abhängig gemacht, sondern vor allem nach verkehrstechnischen 
Gesichtspunkten vorgenommen, um ständig die Verbindung zwischen den 
Betrieben und den Landesvorständen zu verbessern. 

Ende Dezember 1946 bestanden folgende 51 Bezirkssekretariate: 
Mecklenburg in Schwerin, Greifswald, Stralsund und Wismar. 
Brandenburg in Potsdam, Angermünde, Kottbus, Wittenberge. 
Thüringen in Erfurt, Altenburg, Gera, Gotha, Nordhausen, Weimar. 







Prov. Sachsen in Halle, Aschersleben, Bernburg, Bitterfeld, Dessau, Eis¬ 
leben, Halberstadt, Liebenwerda, Magdeburg, Merseburg, 
Naumburg, Sangerhausen, Stendal, Torgau, Weißenfels, 
Wernigerode, Wittenberg und Zeitz. 

Land Sachsen in Dresden, Annaberg, Aue, Bautzen, Chemnitz, Dippoldis¬ 
walde, Döbeln, Freiberg, Glauchau, Görlitz, Leipzig, Ma¬ 
rienberg, Meißen, Oelsnitz, Pirna, Plauen, Stolberg, Zittau 
und Zwickau. 

Organisation 

Neben den bisher berichteten organisatorischen Arbeiten, die im ersten 
Geschäftsjahr in Anbetracht der bestehenden Verhältnisse bei weitem noch 
nicht abgeschlossen sind, erfolgte beim Zentralvorstand die Einrichtung 
eines Vorstandssekrelariats, Personalbüros und die Errichtung einer Orts¬ 
gruppenkartei. Das Ausmaß der geleisteten Arbeit aller mit dem organi¬ 
satorischen Aufbau beschäftigten Kollegen ist erst recht zu bewerten, 
wenn man bedenkt, daß die früheren an unserem Organisationsgebiet be¬ 
teiligten Verbände, um eine Zahl von fast 500 000 Mitglieder zu erreichen, 
vier Jahrzehnte brauchten und dabei einen Personal- und Büroapparat zur 
Verfügung hatten, dem wir bisher nennenswertes kaum gcgcnübcrzu- 
stellen haben. 

Retriebsräte 

Der Kollege Mertz, der auf der ersten Zentralvorstandssitzung zum 
Leiter dieser Hauptabteilung gewählt wurde, war zunächst bei der Errich-- 
tung von Betriebsrätesekretariaten in den einzelnen Ländern und Pro¬ 
vinzen behilflich. Zur einheitlichen Durchführung der Arbeiten dieser für 
unsere Gewerkschaftsarbeit so wichtigen Hauptabteilung führte er im 
Laufe des Geschäftsjahres neun Tagungen und Besprechungen der Betriebs¬ 
rätesachbearbeiter in der Zone durch. Die IG 15 war die erste Industrie¬ 
gewerkschaft, die eine Tagung aller bei den Landes- und Provinzial Vor¬ 
ständen tätigen Hauptabteilungsleiter und der wichtigsten Funktionäre 
dieses Arbeitsgebietes aus der Zone durchführte. Dank der guten organi¬ 
satorischen Vorarbeiten konnte unsere IG bei den Betriebsrätewahlen in 
der Zone erfolgreich in den Betrieben in Erscheinung treten. Nach den 
beim Zentral Vorstand eingegangenen Berichten wurden mehr als 1200 Be¬ 
triebsräte in den öffentlichen Betrieben und den Dienststellen der Ver¬ 
waltungen in der sowjetischen Zone gewählt. Für die Schulung dpr Kol¬ 
legen Betriebsräte wurde in allen fünf Ländern und Provinzen der Zone 
gute Arbeit geleistet. In der Provinz Sachsen-Anhalt wird seit Ende des 
Jahres eine laufende Schulung in Wochenendkursen abgehalten. Ferner 
wurden in allen Ländern Betriebsrätevollkonferenzen durchgeführt. Um 
die Verbindung mit den Kollegen in den Betrieben aufrechtzuerhalten, 
wurden durch den Leiter der Hauptabteilung beim Zentralvorstand und 
durch die Hauptabteilungsleiter der Landes- und Provinzial Vorstände über 
70 größere Betriebsversammlungen besucht. Um das Mitbestimmungsrecht 
der Kollegen in den Betrieben zu sichern und die Arbeit der Betriebsräte 
erfolgreich zu gestalten, wurden nach den bisher vorliegenden Berichten 
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567 Betriebsvereinbarungen unter Mithilfe der Hauptabteilung II und der 
ehrenamtlichen Funktionäre unserer Gewerkschaft abgeschlossen. 'Beson¬ 
ders bemüht waren die Sachbearbeiter dieser Abteilung, auch Frauen und 
Jugendliche zur Mitarbeit in den Betriebsräten heranzuziehen und sie hier¬ 
für besonders zu schulen. Auch bei der für die besondere Struktur unserer 
IG notwendigen Schaffung von Gesamt- und Hauptbetriebsräten war die 
Hauptabteilung durch Ausarbeitung und Aufstellung von Richtlinien# und 
Mustervereinbarungen tätig. 

Tarife 

Wir arbeiteten für unsere Industriegewerkschaft einen einheitlichen 
Manteltarif für Angestellte und Arbeiter sowie entsprechende Gehalts- 
ünd Lohntarife aus, die wir unseren fünf Landesvorständen der IG 
überreichten, damit in den Ländern und Provinzen diese Mustertarife 
nochmals durchberaten werden. Im Anschluß daran sollen dann die Ge¬ 
halts- und Lohntarife der verschiedenen Fachgruppen durch ihre zu¬ 
ständige Tarifkommission unter Berücksichtigung der bestehenden Befehle 
(z. B. Nr. 100, 180, 253 usw.) zur schließlichen Verhandlung festgelegt 
werden. 

Da in den Länderverwaltungen und deren nachgeordneten Behörden zur 
Zeit eine Anordnung über Struktur und Stellenpläne durchgeführt wurde 
und damit auch gleichzeitig die Besoldung nach der RBO Geltung erhält, 
so werden wir hier etwas später zu neuen Tarifabschlüssen kommen, wobei 
auch unbedingt die Verhältnisse der kleineren Gemeinden in ihrem Lohn- 
lind Gehaltsniveau überprüft werden müssen. 

Bald nach der Gründung unserer IG wurden wir vom Landesvorstand 
Sachsen ersucht, bei der Landesverwaltung in Dresden wegen der falschen 
Auslegung des Befehls Nr. 100 vorstellig zu werden. Es galt, die Kinder¬ 
zulagen, die den Arbeitern nach der TOB zustanden, ihnen aber durch 
falsche Auslegung des Befehls entzogen worden waren, wieder sicherzu¬ 
stellen. 

Erst nach langen Verhandlungen der Tarifabteilung des Zentralvor¬ 
standes mit der Landesverwaltung in Dresden und verschiedenen anderen 
zentralen Stellen wurde die ungerechtfertigte Wegnahme dieser Kinder¬ 
zulagen rückgängig gemacht. Als erfreulicher Erfolg unserer gewerk¬ 
schaftlichen Arbeit ist zu buchen, daß damit eine Summe von rund 
15 000 000 RM nachgezahlt wurde. 

Frauen — Jugend 

Zur Förderung der Mitarbeit der Frauen und Jugendlichen an den Auf¬ 
gaben unserer IG wurden in den Ländern Sachsen, Brandenburg und 
Mecklenburg hauptamtlich tätige Kolleginnen für die Leitung der Haupt¬ 
abteilung Frauen eingesetzt. Daneben wurden Frauensekretariate in 
Dresden und Leipzig eingerichtet. Frauen und Jugendliche sind sowohl 
im Zentralvorstand als auch in allen Landes- und Ortsvorständen vertreten. 
Die Einrichtung weiterer Hauptabteilungen und Sekretariate für Frauen 
und Jugendliche wird vom Zentralvorstand als eine der vordringlichsten 
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Arbeiten für das neue Geschäftsjahr betrachtet. Diesem Zweck soll vor 
allem die besondere Schulung der weiblichen und jugendlichen Kollegen 
dienen, für die von der Hauptabteilung Schulung und Bildung zur Zeit 
entsprechende Vorbereitungen getroffen werden. 

Bei der Beschaffung von Arbeitsplätzen und der Durchführung des Be¬ 
fehls Nr. 253 (gleicher Lohn für gleiche Arbeit) konnte unsere IG be¬ 
sonders in den Verwaltungsdienststellen, den Verkehrsbetrieben und bei 
der Polizei gute Erfolge sowohl für die Frauen als auch für die Jugend¬ 
lichen erreichen. Dagegen bestehen im Gesundheitswesen noch vielfach 
Schwierigkeiten bei der Angleichung der Schwesterngehälter an die Be¬ 
züge der Pfleger, während es auch hier gelang, für Frauen und Jugend¬ 
liche neue Arbeitsplätze durch Unterbringung in staatlich anerkannte 
Kranken- und Säuglingspflegeschulen sowie Hebammenlehranstalten zu 
schaffen. 


Gesundheitswesen 

Entsprechend der Bedeutung des Gesundheitswesens für die gesamte 
sowjetisch besetzte Zone wurde beim Zentralvorstand sowie bei den 
Landes- und Provinzialvorständen der organisatorischen Erfassung und Be¬ 
treuung dieser Gruppe besondere Beachtung beigemessen. Bei allen Vor¬ 
ständen wurde die Abteilung Gesundheitswesen durch hauptamtliche oder 
ehrenamtliche Kollegen besetzt. Organisatorisch wurden nach lang¬ 
wierigen Verhandlungen zwischen der SMV, Bundesvorstand des FDGB 
und Zentralvorsland die Schwierigkeiten betreffend der Eingliederung 
der Medizinalberufe in die Sektion Gesundheitswesen unserer IG be¬ 
seitigt. Nach einer am 10. September 1946 durchgeführten Konferenz der 
Angehörigen der Medizinalberufe, zu der Vertreter aus allen Ländern 
der »Zone geladen waren, wurde von der Bildung des geplanten Bundes 
der Medizinalberufe Abstand genommen und beschlossen, daß die ge¬ 
samten Heil- und Heilhilfsberufe in unserer Abteilung Gesundheitswesen 
der IG 15 zusammengefaßt werden. Um den weiteren organisatorischen 
Aufbau dieser Abteilung zu fördern, sind bei Schluß des Geschäftsjahres 
alle Vorbereitungen im Gange zur Durchführung einer zweitägigen Kon¬ 
ferenz, zu der 160 Delegierte aus der Zone geladen sind. 


Polizei 

Ein besonderes Verdienst hat sich unsere Industriegewerkschaft um die 
organisatorische Erfassung der gesamten Polizeikräfte der sowjetischen 
Zone zuzuschreiben. Um Einheitlichkeit in alle Fragen der Tarifgestal¬ 
tung, Besoldung, der Bildung von Betriebsräten, den Abschluß von Be¬ 
triebsvereinbarungen, der Dienst- und Disziplinarordnung zu bringen, 
wurde am 5. und 6. Dezember 1946 eine Konferenz der Abteilung Polizei 
durchgeführt, an der 15 Kollegen aus der Zone teilnahmen. 
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Angestellte und Techniker 


Gegen Schluß des Berichtsjahres wurde unter Leitung des Kollegen 
Erich Händel er die Durchorganisierung der Abteilung „Angestellte 
und Techniker“ eingeleitet. Ebenso wie beim Zentralvorstand ist auch 
bei jedem Landesvorstand die Bildung einer Abteilung „Angestellte und 
Techniker“ in die Wege geleitet .worden. Außerdem wurden auch die 
Ortsvorstände beauftragt, ein Vorstandsmitglied mit der Bearbeitung der 
Abteilungsaufgaben zu beauftragen. 

Zur besonderen Wahrnehmung der Interessen der Techniker und Werk¬ 
meister wurde im Rahmen der Abteilung eine „Technikergruppe“ ge¬ 
bildet, ohne daß dadurch die Zugehörigkeit der Techniker und Werk¬ 
meister zur zuständigen Betriebsgewerkschaftsgruppe berührt wird, in 
deren Rahmen nach wie vor alle gemeinsamen gewerkschaftlichen Fragen 
behandelt werden. Die Technikergruppe hat lediglich die Aufgabe, die 
besonderen produktionstechnischen, fachlichen und beruflichen Ange¬ 
legenheiten der Techniker einschließlich ihrer tariflichen Einstufung zu 
behandeln und die Verbindung mit der Kammer der Technik zu pflegen. 
Sie wird auf den Verbindungsleuten der Techniker in den Dienststellen 
aufgebaut, die in erster Linie die Techniker sind, die einer Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung angehören oder als Betriebsgewerkschaftsobleute 
gewählt sind. Nur in Dienststellen und Betrieben, die auf diese Weise 
nicht erfaßt werden, ist die Wahl besonderer Verbindungsleute einge¬ 
leilet worden. In einer großen Zalil von Orten war die Bildung der 
Technikergruppe bereits durchgeführt. 

Von den in Aussicht genommenen Fachausschüssen sind bereits der 
Zentralfachausschuß und die Landesfachausschüsse für Vermessungswesen 
und der Zentralfachausschuß für Bau-, Siedlungs- und Wohnungswesen 
gebildet worden. Sie haben einmal die Aufgabe, die produktionstech ni- 
sehen Fragen ihres Fachgebiets zu bearbeiten und die sich dabei ergeben¬ 
den technischen Probleme der Kammer der Technik zur Behandlung in 
ihren Fachausschüssn zuzuleiten; zum anderen obliegt es ihnen, die 
tariflichen und sozialrechtlichen Fragen ihres Gebiets zu beraten und 
der Hauptabteilung Tarife und Sozialpolitik beim Zentralvorstand zur 
weiteren Verfolgung zu überweisen. Der Zentralausschuß Vermessungs¬ 
wesen hat bereits eine enge Verbindung mit der Abteilung Vermes¬ 
sungswesen der Deutschen Verwaltung für Land- und Forstwirtschaft 
hergestellt, so daß alle organisatorischen und personellen Fragen des 
Vermessungswesens gemeinsam zwischen der Verwaltung und dem Aus¬ 
schuß behandelt werden. 


Schulung — Bildung — Presse 

Die Hauptabteilung Schulung und Bildung wurde in unserer Organi¬ 
sation am 1. September 1946 besetzt. Für unsere Funktionäre und Mit¬ 
glieder gaben wir als erstes einen Arbeitsplan heraus, welcher über die 
Landesleitungen bis hinunter zu den Funktionären in den Ortsgruppen 
unsere Schulung auf eine einheitliche Linie aufbaut. In den Vorder¬ 
grund stellten wir nachstehende Schulungsarten: 
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1. Allgemeine Gewerkschaftsschulung, 

2. Betriebswirtschaftliche Schulung, 

3. Berufs- und fachliche Schulung. 

Der Arbeitsplan fand auch die Zustimmung der Hauptabteilung 
Schulung und Bildung beim Bundesvorstand des FDGB. Besonders for¬ 
derten wir die Mitglieder und Funktionäre zum Besuch der Verwaltungs- 
schulen und Seminare auf. Unsere Kollegen in den Landesvorständen 
wiesen wir mit Nachdruck auf die Bedeutung an der Teilnahme und 
Ausarbeitung der Themengestaltung dieser Institute hin. Wir machten 
teilweise die Feststellung, daß bei der Ausarbeitung der Stundenpläne 
die Gewerkschaft überhaupt nicht hinzugezogen wurde. Die * Mängel 
wurden auf Grund unseres Einspruches sofort abgestellt und die Funk¬ 
tionäre der Landesleitungen unserer IG nehmen jetzt regen Anteil an 
der Ausgestaltung dieser Arbeitspläne. Unter anderem werden jetzt an 
den Verwaltungsschulen auch die Geschichte und Bedeutung der Ge¬ 
werkschaften als aktuelle Themen behandelt. An der von der Haupt¬ 
abteilung 8 des FDGB einberufenen Arbeitswoche vom 8. bis 14. De¬ 
zember nahm der Schulungsleiter unserer IG ebenfalls teil. Die dort 
gesammelten Erfahrungen werden für die Schulungsarbeit im Jahre 1947 
mit verwendet werden. 

Auf dem Gebiete der Presse stellten wir unsere Mitarbeit an der 
früheren Zeitung des FDGB „Die freie Gewerkschaft“ zur Verfügung 
und lieferten ferner laufend Berichte an den Pressedienst des FDGB. 
Gegen Ende des Jahres nahmen wir die Vorarbeiten für die Herausgabe 
eines eigenen Mitteilungsblattes in Angriff. 

Der Wiederaufbau der öffentlichen Betriebe und Dienststellen der 
Selbstverwaltung war nur möglich durch den aktiven Einsatz der Mit¬ 
glieder und Funktionäre unserer IG. Die Versorgung der Bevölkerung 
mit Gas, Wasser und Elektrizität, die Wiederinbetriebnahme der öffent¬ 
lichen Verkehrsmittel, Ruhe und Sicherheit durch den Aufbau eines 
neuen Polizeiapparates, die Sicherung des Gesundheitsschutzes wurden 
durchgeführt nach einem Zusammenbruch ohne Beispiel in der Ge¬ 
schichte. Selbstlose Hingabe im Geiste der Solidarität vollbrachte Wun¬ 
der. Selbstverständlich ist, daß die Funktionäre unserer Industriegewerk¬ 
schaft sofort nach dem Zusammenbruch mit Konsequenz und Energie 
die Entnazifizierung der öffentlichen Betriebe und Verwaltungen durch¬ 
führten, und so erst die Voraussetzungen für eine wirkliche Demokrati¬ 
sierung der Selbstverwaltung schufen. Die Fülle organisatorischer und 
gewerkschaftlicher Arbeiten läßt sich innerhalb eines kurzen Berichtes 
nicht darstellen. Um aber einen Überblick für das Maß geleisteter Arbeit 
zu ermöglichen, lassen wir nachfolgende Aufstellung stattgefundener 
Konferenzen und Sitzungen sprechen: N 

2 Zentralvorstandssilzungen, 

24 Sitzungen des geschäftsführenden Zentralvörstandes, 

7 Landeskonferenzen, 

4 Konferenzen der Medizinalberufe, 

12 Angestellten-Konferenzen in den Ländern und Provinzen, 

28 Sitzungen mit den Landes- und Provinzial-Regierungen, 



172 Sitzungen mit den Deutschen Zentralverwaltungen (Finanzen, 
Inneres, Gesundheitswesen, Handel und Versorgung, Verkehr, 
Arbeit). 

Auf den Zentralvorstandssitzungen wurden neben der Berichterstat¬ 
tung durch den 1. Vorsitzenden und die Hauptabteilungsleiter über die 
durchgeführten Arbeiten, Vierteljahresberichte über die Kassenführung 
des Zentralvorstandes gegeben, die jeweils zuvor von der in Meißen 
gewählten Revisionskommission einer gründlichen Prüfung unterlag. 
Auf der zweiten Zentralvorstandssitzung wurde u. a. nachfolgende Ent¬ 
schließung angenommen: 

„Der Zentralvorstand der IG 15 öffentliche Betriebe und Ver¬ 
waltungen spricht hiermit auf seiner Tagung in Halle'am 22. No¬ 
vember 1946 den Kollegen Bergarbeitern, die in den Braunkohlen- 
gruben allmonatlich eine Sonntagsschicht leisten, um die Be¬ 
völkerung der russisch besetzten Zone mit Kohlen für den Haus¬ 
brand zu beliefern, seinen besonderen Dank aus. Die von unseren 
Kollegen Bergarbeitern zu verrichtende Mehrarbeit ist um so 
höher zu bewerten, weil sie trotz der erschwerenden Verhältnisse 
freiwillig als Beispiel wahrhaft sozialistischer Solidarität geleistet 
wird. In Anerkennung dessen beschließt der Zentralvorstand, einen 
Betrag von 10 000 RM zur Gründung eines Sozial- und Urlaubsfonds 
für die Kollegen Bergarbeiter, welche an diesem Werk beteiligt 
waren. 44 

Ein weiterer Betrag von 5000 RM wurde den Kämpfern um das Mit¬ 
bestimmungsrecht bei der Firma Bode-Panzer aus Anlaß ihres Streiks 
bewilligt. Dieser Aktion schloß sich die Landesieitung Sachsen mit der 
Bewilligung eines Betrages von 1000 RM an. 

Weiter ist zu berichten, daß auf der 2. Zentralvorstandssitzung an 
Stelle des ausgeschiedenen 2. Vorsitzenden, Kollegen Hesselbarth, der 
1. Vorsitzende des Landes Sachsen, Kollege Mütterlein, zum 2. Voi> 
sitzenden des Zentral Vorstandes gewählt wurde. 

Im Verlauf des Geschäftsjahres 1946 sind in den Landes- und Pro- 
viuzialvorständen folgende personelle Veränderungen eingetreten: 

In Mecklenburg ist durch die' Herausnahme der öffentlichen Banken, 
Sparkassen und der Sozialversicherungsanstalt aus unserem Organi¬ 
sationsgebiet der Kollege Forgbert als 1. Vorsitzender ausgeschieden, an 
seine Stelle trat der Kollege Walter Schulz. 

In Brandenburg übernahm Kollege Max Thienel die Geschäfte des 
Vorsitzenden für den ausgeschiedenen Kollegen Max Hesselbarth. 


Mitgliedcrbewegung; 

Die stetig steigende Entwicklung unserer Mitgliedschaft ist der beste 
Gradmesser des Erfolges unserer gewerkschaftlichen Organisations¬ 
arbeit. Trotzdem wir allein durch die Herausnahme der oben angeführten 
öffentlichen Banken usw. aus unserer IG mehr als 10 000 Mitglieder 
abtreten mußten, hat sich unsere Mitgliedschaft im Geschäftsjahr 1946 
wie folgt entwickelt: 



Monat 

Sachsen 

Land 

Sachsen 

Provinz 

Branden¬ 

burg 

Thüringen 

Mecklcnbg. 

Yorpomm. 

Insgesamt 

1946 

Januar 

132112 

70 416 

45 752 

39 798 

20 341 

308 419 

F ebruar 

136 214 

73 700 

48 162 

45 872 

21 370 

352 318 

März 

140 017 

75 841 

50 121 

50 818 

22 849 

339 641 

April 

142 788 

78 071 

51 529 

53 033 

24 579 

350 000 

Mai 

147 487 

.82 500 

56 065 

54 328 

27 929 

368 309 

Juni 

152 211 

96 487 

32 381 

60 903 

32 381 

374 363 

Juli 

157 380 

99 645 j 

63 086 

63 635 

36 022 

419 768 

August 

162 771 

99 753 

64 670 

65 481 

37 236 

429 911 

September 

164 914 

100 671 

67 198 

67 750 

40 128 

440 661 

Oktober 

169 310 

101123 

69 526 

69 175. 

40 421 

449 555 

November 

172 318 

102 187 

71 545 

71 037 

41 853 

458 940 

Dezember 

189 600 

102 719 

72 801 

74 836 

44 021 

483 977 


Daraus ergibt sich für das Geschäftsjahr 1946 eine Steigerung der 
Mitgliederzahl um 175 558 = 57 Prozent. 

Dieser Erfolg ist in erster Linie mit ein Verdienst aller ehrenamt¬ 
licher Funktionäre, aber auch der unermüdlichen Arbeit der haupt¬ 
amtlich tätigen Angestellten unserer Industriegewerkschaft. Er ist um 
so höher zu werten, wenn man berücksichtigt, wie die verkehrstech¬ 
nischen und postalischen Verhältnisse heute die Werbung und Organi¬ 
sationsarbeit erschweren. 

Besonders günstig hat sich die konsequente Durchführung des In¬ 
dustriegewerkschaftsgedankens für das Zuständigkeitsgebiet unserer IG 
ausgewirkt. Im Sinne des Grundsatzes „Ein Betrieb, eine Gewerkschaft“ 
brachte er weite Kreise der Angestellten und geistig Schaffenden durch 
die Zusammenarbeit für gemeinsame Ziele in engste Fühlung mit der 
Arbeiterschaft und trug somit bei zur ideologischen Umerziehung im 
Geiste des sozialen Fortschritts, der Demokratie und des Friedens. 


Gewerkschaft der Angestellten -16- 

Der Zusammenschluß aller bisher im Bereich der sowjetischen 
Besatzungszone bestehenden Angestellten-Gewerkschaften erfolgte auf 
der Delegierten-Konferenz am 15. und 16. Juni 1946. In geheimer Wahl 
wurden auf den Delegierten-Konferenzen der Länder und Provinzen 
136 Delegierte gewählt, von denen 133 an der Konferenz teilnahmen. 
Die Länder und Provinzen wählten auf je 1000 abgerechnete Mitglieder 
einen Delegierten. Der Konferenz im Zonenmaßstab gingen Konferenzen 
im Maßstab der Länder und Provinzen und der Ortsgruppen voraus, die 
wiederum durch die in geheimer Wahl in den Betrieben und Kontoren 
gewählten Delegierten beschickt wurden. Die zentrale Konferenz wählte 
einen Zentralvorstand aus 45 Mitgliedern. Der geschäftsführende Vor¬ 
stand besteht aus elf Kollegen einschließlich des t. und 2. Vorsitzenden. 
Zum 1. Vorsitzenden wurde Kollege Herbert Ueberfeld, Berlin, 
zum 2. Vorsitzenden Kollege Richard Zänkner, Thüringen, gewählt. 
Von den 45 Vorstandsihilgliedern sind zwei inzwischen ausgeschieden, so 
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daß der Vorstand zur Zeit aus 43 Kollegen besteht. Im geschäftsführenden 
Vorstand sind zur Zeit nur drei Kollegen hauptamtlich tätig. Die Haupt¬ 
abteilungen werden deshalb zum Teil von nicht gewählten Sekretären 
bearbeitet. Die Aufteilung der Arbeitsgebiete erfolgte folgendermaßen: 

Organisation . Ueberfeld, Herbert 

Wirtschaft. Kellner, Karl 

Sozialpolitik. Zänkner, Richard 

Gehälter und Tariiwesen S c h e 11 i n, Julius 

Arbeitsrecht.S c h e 11 i n, Julius 

Betriebsräte. Stargar dt, Fritz 

Bildung und Kultur. . . . Gettkandt, Kurt 

Frauen. Faßbender, Käthe 

Jugend. Ueberfeld, Herbert 

Presse und Rundfunk . . Gettkandt, Kurt. 

Landesvorstände wurden in Land Sachsen, Land Thüringen, Land 
Mecklenburg-Vorpommern, Provinz Sachsen-Anhalt und Mark Branden¬ 
burg gewählt. Als völlig arbeitsunfähig haben sich die Landesvorstände 
Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern erwiesen. Der Zentralvorstand 
sah sich daher gezwungen, die Geschäfte bis zur Neuwahl durch die von 
ihm eingesetzten Sekretäre Fritz Hoff mann, Weimar, Südstraße 28 
(Land Thüringen), und Hans Zietlow, Schwerin, Wismarische Straße 152 
(Land Mecklenburg-Vorpommern), führen zu lassen. Als arbeitsfähig ist 
nur der Vorstand für die Provinz Sachsen-Anhalt zu betrachten. Die 
Landesvorstände Mark Brandenburg und Sachsen sind nur bedingt arbeits¬ 
fähig. Der Zentralvorstand ist zur Zeit damit beschäftigt, hier arbeits¬ 
fähige Vorstände zu schaffen. 

. Ortsvorstände bestehen in 154 Orten der Zone. Die Mitgliederzahl 
wurde von 136 000 im Monat Juni 1946 auf 162 777 im Monat Dezember 
1946 gesteigert. Es handelt sich hierbei um tatsächlich zahlende Mit¬ 
glieder. 

Die Schaffung von arbeitsfähigen Orts- und Landesvorständen stand 
im Vordergrund der Tätigkeit der Abteilung Organisation. Darüber hin¬ 
aus galt es, arbeitsfähige Betriebsgewerkschaftsleitungen zu schaffen und 
in den Induslriebetrieben die in unserer Gewerkschaft organisierten 
Kollegen zur Mitarbeit in der Betriebsgewerkschaftsgruppe anzuhalten. 

Die Berichterstattung aus den Betrieben über die Orts- und Landes¬ 
vorstände war bisher mangelhaft. Sie ist ab Januar 1947 auf eine neue 
Grundlage gestellt worden, so daß jetzt bessere Arbeitsunterlagen zur 
Verfügung stehen. 

Der Aufbau der Betriebsgewerkschaftsleitungen, der Orts- und Landes¬ 
vorstände wurde durch den Mangel an gewerkschaftlich geschulten Funk¬ 
tionären sehr erschwert. Die Entwicklung neuer Funktionäre steht im 
Mittelpunkt des Arbeitsprogramms für das erste Quartal 1947. 

Die Angestellten beim Neuaufbau der demokratischen 

Wirtschaft 

Mit den wirtschaftspolitischen und betriebswirtschaftlichen Aufgaben, 
die die Gewerkschaflen heute zu lösen haben, beschäftigte sich die 
Sitzung unseres Zentralvorstandes am 23. Oktober 1946 in Gotha. Hier- 
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bei wurde auch die besondere Aufgabe herausgestellt, die die Ange¬ 
stellten beim Neuaufbau einer demokratischen Wirtschaft zu leisten 
haben. Unsere wirtscliaftspolitische Abteilung betrachtet sich als einer 
der Arme, deren die wirtscliaftspolitische Abteilung des Bundesvorstandes 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedarf. 

Beim Zentralvorstand wurde eine Wirtschaftskommission geschaffen, 
die sich mit den jeweils dm Vordergrund stehenden Aufgaben zu be¬ 
schäftigen hat und dem Vorstand ihre Vorschläge zur Lösung dieser 
Aufgaben unterbreitet. 

Der in Gotha einstimmig gefaßte Beschluß, im Maßstab der Länder 
und Provinzen und in den Ortsgruppen der Großstädte betriebswirtschaft¬ 
liche Arbeitskreise zu schaffen, wurde inzwischen größtenteils durch¬ 
geführt. Die Aufgabenstellung für diese Arbeitskreise erfolgt vom 
Zenlralvorstand. Die Arbeitskreise haben zur Zeit die Aufgabe, den Be¬ 
triebsräten und Betriebsgewerkschaftsleitungen bei der Kalkulation und 
Preiskonirolle zu helfen und außerdem einen Weg aufzuzeigen, der eine 
lückenlose Kontrolle des Warenweges vom Produzenten bis zum letzten 
Verbraucher ermöglicht, um einen Abfluß der Ware auf den Schwarz¬ 
markt zu verhindern. 

Die Planung in der Ebene des Betriebes und die Erziehung zur Mit¬ 
arbeit der gesamten Belegschaft an Planungs- und Bewirtschaltungsfragen 
sind Arbeiten, die die wirtschaftspolitische Abteilung heute zu organi¬ 
sieren hat. 

Die Sammlung gewerkschaftspolitisch und fachlich guter Kräfte, ihre 
Weiterentwicklung und ihr Einbau als Vertreter des FDGB in Wirtschaft 
und Verwaltung, wurde durch folgenden Vorstandsbeschluß am 
23. Oktober 1946 in Gotha festgelegt: 

„Die am 23. Oktober 1946 in Gotha tagende Zentralvorstandssitzung 
der Gewerkschaft der Angestellten verpflichtet ihre Mitglieder, in 
verstärktem Maße das Augenmerk auf reaktionäre Kräfte zu richten, 
die sich in die im Aufbau befindliche demokratische Wirtschaft ein¬ 
zuschleichen versuchen, und diesen rücksichtslosen Kampf anzusagen. 
Sie verpflichtet weiter alle Funktionäre, sich besonders dafür einzu¬ 
setzen, daß die noch vorhandenen privatwirtschaftlichen Konzern¬ 
betriebe und die Betriebe von Kriegsverbrechern und Kriegs¬ 
interessenten in die Hände des Volkes übergeführt werden. 

Die Hauptabteilung II — Wirtschaftspolitik — wird beauftragt, 
dafür zu sorgen, daß bei den Landesvorständen arbeitsfähige Wirt¬ 
schaftskommissionen von geeigneten Mitgliedern gebildet werden, 
die zusammen mit den wirtschaftspolitischen Abteilungen des FDGB 
und des Zentral Vorstandes zu allen wirtschaftspolitischen und be¬ 
triebswirtschaftlichen Fragen Stellung nehmen und sich bei der Auf¬ 
stellung der Wirtschaftspläne und deren Durchführung aktiv ein¬ 
schalten. 

Sie begrüßt die in der Vorstandssitzung des FDGB geforderte 
Bildung von beratenden Kommissionen bei den deutschen Zentral¬ 
verwaltungen und den Verwaltungen der Länder, Provinzen und Ge- 



meinden und wird selbst dazu beitragen, daß diesen beratenden 
Kommissionen gewerkschaftspolitisch und fachlich gute Kräfte zur 
Verfügung gestellt werden.“ 

I>ie Sorge um die Angestelltenkollegen 

Die Arbeit der Abteilung Sozialpolitik reichte von der Mitarbeit in 
der Zentralverwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge bis zur Fürsorge in 
der kleinsten Einheit unserer Gewerkschaft, der Betriebsgewerkschafts¬ 
gruppe. Aufklärung zu geben über Wesen und Aufbau der Sozialversiche¬ 
rung und Mitarbeit in den Selbstverwaltungskörpern der Sozialversiche¬ 
rung war eine Aufgabe, zu der der Zentralvorstand die Landes- und Orts¬ 
vorstände regelmäßig angehalten hat. Mitarbeit in Arbeitsschutzkommis¬ 
sionen, die Beschaffung von Arbeitskleidung und die Mitarbeit bei der 
Lebensmittelkarteneinstufung sowie Schaffung eines neuen Einstufungs- 
kataloges unter Berücksichtigung gewerkschaftlicher Forderungen war 
eine weitere Sorge. 

Neue Angestellten-Tariffentwürfe werden beraten 

In zahlreichen persönlichen Beratungen, Arbeitsbesprechungen und 
Versammlungen wurde sow r ohl den einzelnen Kollegen als auch den 
Betriebsgewerkschaftsleitungen, Ortsvorständen usw. Aufklärung über 
die zur Zeit geltenden tariflichen Bestimmungen gegeben. Im Laufe des 
Jahres wurde auch unter unseren Kollegen die Bewegung für eine Neu¬ 
gestaltung der Tarifverträge immer stärker. Diesem Drängen kam der 
Befehl der SMA vom 17. August 1946 entgegen, der die sofortige Ver¬ 
wirklichung des Grundsatzes „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ forderte. 
Entsprechend der Tätigkeit der Angestellten in allen Zweigen der Wirt¬ 
schaft wurde es notwendig, nicht nur die prozentualen Abschläge für 
unsere Kolleginnen zu beseitigen, sondern auch das System der Gehalts¬ 
festsetzung nach Lebens- und Berufsjahren aufzuheben und unseren 
gewerkschaftlichen Forderungen entsprechende neue Vorschläge auszu¬ 
arbeiten. In solidarischer Verbundenheit mit den Kollegen Handarbeitern 
schalteten wir uns in die Vorverhandlungen über neue Tarife in der 
Metall-, Chemie-, Holz-, Leder-, Nahrungs- und Genußmittelindustrie ein 
und arbeiteten eigene Vorschläge für Banken, Versicherungen, Groß- und 
Einzelhandel aus. Tarifkommissionen in den Ortsgruppen sorgen dafür, 
daß diese Vorschläge auf breitester Grundlage in den Betrieben beraten 
werden, und dann der Tarif komm ission des Zentralvorstandes zur 
Bearbeitung wieder zugehen. 

Endgültig abgeschlossen wurde auf unserem ureigensten Gebiet noch 
kein neuer Vertrag. 

Arbeitsreclit für Angestellte 

Mit dem Entstehen der Abteilung Arbeitsrecht trat eine Fülle von 
Aufgaben an uns heran, weil sich in der Zeit seit dem Zusammenbruch 
eine Menge Konflikte zwischen Unternehmern und Angestellten entwickelt 
hatten, die ihre Lösungen in Rechtsberatungen und Rechtsschutz suchten. 

Viele Klagen wurden durch Urteilsspruch gewonnen. Zahlreiche Kon¬ 
flikte konnten durch Vergleiche beseitigt werden. Die statistische Er- 
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fassung aller Entscheidungen einschließlich der Höhe der erzielten Streit¬ 
werte ist im Gange. Das Ausmaß der durch unser Einschalten erstrittenen 
Gelder wird anschaulich durch die Tatsache, daß allein die Rechtsschutz¬ 
abteilung unserer Ortsgruppe Leipzig bis zum 31. Januar 1947 317000,—RM 
durch Urteil resp. Vergleich für unsere Kollegen herausgeholt hat. 

Die Angestellten sichern sieh Mitbestimmungsrecht 

Im Jahre 1946 konnten die Vorbereitungen zur Betriebsrätewahl noch 
nicht durch unsere Gewerkschaft erfolgen, da die organisatorischen Vor¬ 
aussetzungen hierzu fehlten. Die Übersicht über die in unserem Organi¬ 
sationsbereich vorhandenen Betriebsräte ist zur Zeit noch mangelhaft. 
Durch Schaffung einer neuen Grundlage für die Berichterstattung soll 
dieser Mangel abgestellt werden. 

Bei dem Abschluß von Betriebsvereinbarungen, in denen das Mit¬ 
bestimmungsrecht in allen Fragen verankert ist, wurde tatkräftige Hilfe 
geleistet. Die Zahl der bisher abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen 
steht nur für einige Orte fest. Ein Gesamtüberblick wird erst im Laufe 
des zweiten Quartals 1947 möglich sein. Betriebsräte-Vollversammlungen 
fanden in vielen Orten der Zone statt. Dabei wurden alle auftauchenden 
Fragen einer Klärung zugeführt. In Thüringen weigerten sich die Be¬ 
triebsleitungen der Sparkassen, Betriebsvereinbarungen abzuschließen. 
In einer Betriebsräte-Vollversammlung und in mehreren Presseartikeln 
wurde zu diesem Fall scharf Stellung genommen. Jetzt konnten auch mit 
den Sparkassenleitungen in Thüringen solche Vereinbarungen getroffen 
werden. Um die Arbeit aller Betriebsräte in den Fragen zu unter¬ 
stützen, die sich aus ihrem Mitbestimmuiigsreckt auf dem Gebiete der 
Betriebswirtschaft (Preiskalkulation, Bilanz- und Bucheinsicht usw.) er¬ 
geben, ist die Herausgabe eines entsprechenden Materials geplant, das 
vor allen Dingen leichtverständlich abgefaßt sein soll. 

Bildung: und Kultur 

Das große Ziel unserer Bildungsarbeit ist, den Widerspruch zwischen 
der wichtigen Rolle der Angestellten und ihrer Ideologie zu beseitigen. 
Die Weckung des Bewußtseins des einzelnen Mitgliedes zur Erkenntnis 
der Notwendigkeit einer Mitarbeit an der Neugestaltung der Gesell¬ 
schaft ist Mittelpunkt unserer Bildungsbestrebungen. 

Die Lösung der vor den Angestellten stehenden Aufgaben beim Neu¬ 
aufbau der Wirtschaft macht die Erfüllung einiger sachlicher Voraus¬ 
setzungen nötig. Ausgehend von der 'Erkenntnis, daß die Spezialisierung 
der Arbeit auch der Tätigkeit der Angestellten eine weitgehende Schema¬ 
tisierung aufgezwungen hat, deren Folge eine erhebliche Begrenzung 
des Berufswissens war, ist der beruflichen Bildungsarbeit ein besonderes 
Augenmerk gewidmet. Zahlreiche eigene Berufs- und Fachkurse und ge¬ 
meinsame Veranstaltungen mit den Volkshochschulen in vielen Orten 
der Zone versuchen, die Entwicklung qualifizierter Kräfte zu fördern 
und das berufliche Bildungsbedürfnis der Kollegen zu befriedigen. 

Die enge zentrale Mitarbeit in den Fragen der Berufsausbildung in 
den verschiedenen Ausschüssen der Zentralverwaltung für Volksbildung 
und der deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge gibt uns 
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auch den Einfluß auf die Lehrplangestaltung der Berufs-, Handels-, Ver- 
waltungs- und Volkshochschulen. 

Nachdem jetzt ein bestimmter organisatorischer Unterbau unserer Ge¬ 
werkschaft geschaffen wurde, soll nun eine großzügige Bildungsarbeit 
an unseren Funktionären beginnen. 

Durch eine erhebliche Zahl größerer und kleinerer kultureller Veran¬ 
staltungen (Konzerte, Theateraufführungen usw.) wurde versucht, ein 
engeres Band um die Kollegenschaft zu ziehen. 

Die weiblichen Angestellten 

Aufgabe dieser Abteilung war es, auf allen Gebieten der Gewerk¬ 
schaftsarbeit für die Berücksichtigung der weiblichen Belange zu sorgen. 

Die Erfolge dieser Abteilung sind abhängig von der Tätigkeit anderer 
Abteilungen, wie Tarifwesen, Sozialpolitik, Betriebsräte usw., das heißt, 
die Frauenarbeit erstreckt sich praktisch über alle Hauptabteilungen. 

Im Vordergrund der Arbeit stand die Durchführung des Befehls 
Nr. 253 „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“, der eine alte gewerkschaft¬ 
liche Forderung verwirklicht und die wirtschaftliche Gleichberechtigung 
der Frauen brachte. 

Unabhängig von der Schaffung neuer Tarifverträge wurde in zahl¬ 
reichen Betriebsvereinbarungen die unterschiedliche Bezahlung nach 
Geschlecht, die oft für unsere Kolleginnen einen Abschlag von 15, 20 
und mehr Prozent bedeutete, beseitigt. 

Eine der Hauptaufgaben der Abteilung war es, die Frauen an alle 
gewerkschaftlichen Fragen heranzuführen und sie zur Mitarbeit zu 
gewinnen. 

Beim Zentralvorstand wurde eine Kommission für Frauenfragen ge¬ 
schaffen. Ähnliche Kommissionen bestehen im Landesmaßstab. Auch in 
den größeren Betrieben konnten bereits Betriebsfrauenkommissionen ge¬ 
bildet werden. 

Viele Kolleginnen konnten zur Mitarbeit in den Betriebsgewerkschafts¬ 
leitungen, in den Betriebsräten und in den Orts- und Landesvorständen 
gewonnen werden. 

Die Sorge um den jugendlichen Angestellten 

Die Arbeit dieser Abteilung erstreckt sich von der organisatorischen 
Erfassung der Lehrlinge und jugendlichen Angestellten im Betrieb und 
die Entwicklung von jungen Funktionären bis zur Mitarbeit in den 
höchsten Stellen von Wirtschaft und Verwaltung. 

In den größeren Betrieben werden regelmäßig Betriebsjugendstunden 
abgehalten, in denen berufliche, gewerkschaftliche, politische und kul¬ 
turelle Fragen behandelt werden. Die Anregungen zu diesen Betriebs¬ 
jugendstunden gehen von der beiin Zenlralvorstand gebildeten Jugend¬ 
kommission aus. Fragen der Nachwuchslenkung und Nachwuchsausbildung 
sind laufend Gegenstand von Beratungen mit den deutschen Ver¬ 
waltungen. Der Berufsausbildung im Rahmen der Übungsfirmen wurde 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

Durch Vorstandsbescliluß wurde erreicht, daß in allen Ortsgruppen 
mit über 1000 Mitgliedern überbetriebliche Übungsfirmen gebildet werden. 
Daneben bestehen zahlreiche Übungsfirmen auf betrieblicher Basis. Im 
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Rahmen der Übungsfirmenarbeit soll nicht nur eine berufliche Weiter¬ 
entwicklung erreicht, sondern auch gewerkschaftliches Gedankengut an 
unsere jungen Kollegen herangetragen werden. 

Bei den Betriebsrätewahlen wurde erreicht, daß auch die Jugendlichen 
in zahlreichen Betriebsräten vertreten sind. Darüber hinaus wurde ver¬ 
sucht, ein Netz von Jugendvertrauensleuten zu schaffen. Diese haben die 
besondere Aufgabe, die jungen Kollegen mit den Gedanken eines demo¬ 
kratischen Neuaufbaus vertraut zu machen und ihnen in allen Fragen 
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. 

Durch Betriebsvereinbarungen konnte die 42-Stunden-Woche in vielen 
Betrieben durchgesetzt werden. Desgleichen wurde durch Betriebsverein¬ 
barungen auch eine Angleichung der Gehälter der Jugendlichen an die 
der volljährigen Kollegen erreicht. 

Bei der Schaffung der neuen Tarifverträge arbeitet die Hauptabteilung 
tatkräftig mit, um den Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ zur 
Anwendung zu bringen. 

Organisierung der Freizeitgestaltung, Schaffung von Bibliotheken, 
Theaterbesuchen und Durchführung von kulturellen Veranstaltungen 
waren gleichfalls Aufgaben dieser Abteilung. 

Presse 11 ml Rnndfunk 

Aufgabe der Abteilung Presse und Rundfunk ist es, regelmäßig mit 
aufklärendem Material über unsere Gewerkschaftsarbeit an die Mit¬ 
glieder und die Öffentlichkeit heranzutreten. Durch zahlreiche Veröffent¬ 
lichungen, Zwiegespräche und Rundfunkreportagen wurde diese Aufgabe 
gelöst. Daneben ist diese Abteilung dem Zentralvorstand gegenüber für 
Inhalt und Gestaltung des Mitteilungsblattes für Funktionäre verant¬ 
wortlich. Geplant ist die Herausgabe einer regelmäßig erscheinenden 
Fachzeitschrift zur beruflichen Weiterbildung unserer Kollegen. Im 
Rahmen der Schriftenreihe „Arbeit und Beruf“ erschien in der Druck¬ 
schrift „Mein neuer Arbeitsplatz“ ein Beitrag unseres 1. Vorsitzenden, 
Kollegen Ueberfeld, „Fort von den Büroberufen“. Seines grundsätzlichen 
Inhalts wegen wurde dieser als Sonderdruck von unserer Gewerkschaft 
an alle unsere Funktionäre, Arbeitsämter und Berufsberatungsstellen so¬ 
wie alle übrigen für die Berufslenkung verantwortlichen Stellen zur Ver¬ 
teilung gebracht. Auch das Referat „Unser Kampf gegen die Reaktion“, 
gehalten auf der Vorstandssitzung in Gotha, wurde als Sonderdruck 
allen Funktionären zugestellt. 

In vier Sitzungen des Gesamtvorstandes und sechs weiteren Sitzungen 
des geschäftsführenden Vorstandes wurden alle gewerkschaftsorganisa¬ 
torischen und gewerkschaftspolitischen Fragen durchgearbeitet und die 
Richtlinien für den jeweils folgenden Arbeitsabschnilt aufgeslellt. Der 
Erfolg unserer Arbeit war durch die Mißgunst der Verhältnisse, be¬ 
sonders durch die mangelhafte Beweglichkeit (Fehlen von Fahrzeugen 
und Benzin) slark behindert. 

Vier Fünftel aller notwendigen Fahrten innerhalb der Zone wurden 
mit der Eisenbahn durchgeführt. Dadurch wurde oft wertvolle Arbeits¬ 
kraft durch übermäßig lange An- und Abfahrt für Tage lahmgelegt. Trotz 
dieser Schwierigkeiten muß das bisher Erreichte als immerhin befriedi¬ 
gend bezeichnet werden. 



Entwicklung der Mitgliedschaft bei den Angestellten 



Ins¬ 

gesamt 

Männlich 

Weiblich 

Jugendl. 

Monat Juli 1946 

Brandenburg. 

5 518 

2 973 

2 260 

285 

Mecklenburg-Vorpommern. . . . 

5 591 

2 916 

1943 

732 

Thüringen. 

9 506 

5 682 

2 686 

1138 

Sachsen-Anhalt. 

23 532 

— 

— 


Land Sachsen. 

95 603 

50044 

34154 

11405 

Monat August 

Brandenburg . 

139 750 

6 334 

3 387 

2 595 

352 

Mecklenburg-Vorpommern.... 

6 018 

3130 

2 069 

819 

Thüringen. 

12 463 

— 

— 

_ 

Sachsen-Anhalt. 

25 045 

— 

—■ ■ ■ 

_ 

Land Sachsen. 

95 603 

50 044 

34 154 

11405 

Monat September 
Brandenburg . .. 

145 463 

7 264 

3 882 

2 963 

419 

Mecklenburg-Vorpommern.... 

7132 

3 610 

2 480 

1042 

Thüringen. 

13 647 

— 

— 

— 

Sachsen-Anhalt. 

26 512 

— 

— 

— 

Land Sachsen. 

95 603 

50 044 

34 154 

11405 

Mona t Oktober 

Brandenburg. 

150 158 

7 750 

4158 

3156 

436 

Mecklenburg-Vorpommern .... 

7 678 

3 955 

2 641 

1082 

Thüringen. 

18 597 

— 

— 

—— 

Sachsen-Anhalt. 

28 064 

— 

— 

— 

Land Sachsen. 

97 296 

50 700 

35196 

11400 

Monat November 
Brandenburg. 

159 385 

7 397 

3 824 

3154 

419 

Mecklenburg-Vorpommern .... 

7198 

3 806 

2 638 

754 

Thüringen. 

15 597 

— 


— 

Sachsen-Anhalt. 

28 975 

— 

_ 

— 

Land Sachsen. 

99 492 

51 650 

35 836 

12 006 

Monat Dezember 
Brandenburg. 

158 659 

7 626 

3 984 

3 207 

435 

Mecklenburg-Vorpommern. . . . 

7 851 

3 931 

2 777 

1143 

Thüringen. 

15 597 


— 

1 

Sachsen-Anhalt. 

30 886 


— 

— 

Land Sachsen. 

100 817 

52 664 

36 706 

11447 


162 777 
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Industriegewerkschaft - 17 - 
für Kunst und Schrifttum 

Die aus dem Verband der Bühne, Film, Musik entstandene Gewerkschaft 17 
für Kunst und Schrifttum umfaßt in ihren 7 Sparten nahezu alle Berufe der 
Kunst und Literatur. Bis zur ersten Delegiertenkonferenz der Gewerk¬ 
schaft für Kunst und Schrifttum (damals trug sie noch den Nachsatz „und 
freie Berufe“), die im 17. und 18. Juli 1946 in Berlin stattfand, war die 
Mitgliedschaft der Gewerkschaft 17 in der Zone bereits auf über 30 000 
angewachsen. Auf der ersten Zonendelegiertenkonferenz waren 106 Dele¬ 
gierte anwesend. Die Schlüsselzahl für die Wahl eines Delegierten betrug 
300. Außerdem nahmen noch Vertreter der Berliner Gewerkschaft 17 als 
Gäste teil. 

Auf der Delegiertenkonferenz wurden Referate über Zweck und Ziele 
der Industriegewerkschaften im allgemeinen und der Gewerkschaft für 
Kunst, Schrifttum und freie Berufe im besonderen gehalten. Die Gewerk¬ 
schaft setzte sich damals aus 8 Sparten zusammen, darunter waren auch die 
medizinischen Berufe vertreten. In den erweiterten Vorstand der Gewerk¬ 
schaft wurden von der Delegierlenversaminlung insgesamt 45 Mitglieder 
gewählt, darunter Vertreter aller der Gewerkschaft angeschlossenen 
Sparten. 

Die medizinischen Berufe wurden später wieder der Gewerkschaft 15 — 
öffentliche Betriebe — angegliedert, und somit schieden die Vorstands¬ 
mitglieder der medizinischen Berufe aus dem Vorstand der Gewerkschaft 17 
aus. Es treten dafür die nachfolgenden Kandidaten in den Vorstand ein: 
der Kollege Schuchardt, Bildhauer, Dresden, 
die Kollegin Moosdorf, Schriftstellerin, Leipzig, 
der Kollege Lorenz, Konzertmeister, Magdeburg. 
Ausgeschieden ist inzwischen die Kollegin Elfriede Weidlich, Opern¬ 
sängerin, Dresden. 

In der ersten Sitzung des erweiterten Vorstandes der Gewerkschaft 17, 
die am 16. Juli 1946 in Berlin im Hause des FDGB stattfand, wurden in 
den geschäftsführenden Vorstand gewählt: 
die Kollegen P r i e t z e 1, Berlin Krumme, Dresden 
Fischer, Berlin Knoth, Gotha 

Larsen, Potsdam Dr.Schendell, Berlin 

Vogel, Berlin Bernhard, Altenburg 

T e n z , Leipzig Ufer mann, Berlin 

Schwarz, Berlin Prof. M a ß 1 o f f, Leipzig 

R e i c h a r d t, Leipzig S a b a t h , Berlin 
Schwiegk, Berlin 

In dieser Sitzung wurden dann auch als Vorsitzende gewählt: 

Prietzcl, Amandus, 1. Vorsitzender, 

Larsen, Maximilian, 2. Vorsitzender, 
als weitere besoldete Vorstandsmitglieder die Kollegen 

Vogel, Alex, Fischer, Hermann 

Schwiegk, Hugo. 

In der zweiten Sitzung des erweiterten Vorstandes der Gewerkschaft 17, 
die am 3. September 1946 in Leipzig stattfand, wurden als Vertreter der 
einzelnen Hauptabteilungen bestimmt: 
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Abt. Organisation: P r i e tz e 1, 

Abt. Wirtschaft: Vogel, 

Abt. Sozialpolitik: Schwiegk, 

Abt. Selbsthilfe: Vogel/Larsen, 

Abt. Löhne/Tarifwesen: Fischer, 

Abt. Arbeitsrecht: Schwiegk/ Fischer, 

Abt. Betriebsräte: Fischer, 

Abt. Schulung/Bildung: Larsen, 

Abt. Presse und Rundfunk :Ufermann/Sabath/Fischer. 

Sonstige Ressorts: 

Bühne: Larsen, 

Musik: Prietzel/Schwiegk, 

Artistik: Schwarz, 

Technik und Verwaltung: Fischer, 

Schriftsteller: Dr. Schendell, 

Journalisten: U f e r in a n n , 

Bildende Kunst: Vogel. 

In der ersten Sitzung des Geschäftsführenden Vorstandes der Gewerk¬ 
schaft 17, die am 6. August 1946 in Altenburg, Schloß Poschwitz, stattfand, 
wurden die Spartenangelegenheiten eingehend besprochen und auch be¬ 
schlossen, eine statistische Erhebung über die Spartenzugehörigkeit der 
Mitglieder der Gewerkschaft 17 und der der Gewerkschaft unterfallenden 
Betriebe anzustellen. Ferner wurden die Werbegebiete der einzelnen 
Sparten abgegrenzt. 

In den Ländern und Provinzen wurden am jeweiligen Sitze der Regie¬ 
rung Landes- bzw. Provinzialleitungen der Gewerkschaft 17 eingesetzt, 
und zwar in Dresden, Erfurt, Halle, Schwerin und Potsdam. Diesen Landes¬ 
leitungen wurden kleine Sekretariate angegliedert. Besondere ausgebaute 
Stützpunkte wurden u. a. noch in Magdeburg, Dessau, Leipzig und Chem¬ 
nitz errichtet. 

Nach der Konstituierung des Zentralvorstandes bestand die Hauptarbeit 
des Voi Standes in dem Ausbau der Organisation. Daneben wurden die 
Tarife der einzelnen Spartlen besprochen. Es wurden Tarifkommissionen 
eingesetzt, die sich mit einer Neuregelung der Tarife zu befassen halten. 
Leider war es bis jetzt noch nicht möglich, diese Tarifarbeiten zum Ab¬ 
schluß zu bringen. Des weiteren hatte sich der Vorstand sehr viel mit 
steuerrechtlichen Fragen der Mitglieder, namentlich einer Regelung der 
Werbungskosten für künstlerisch Berufstätige und auch mit der STAGMA, 
der Aufführungsgesellschaft, zu befassen, eine Angelegenheit, an der ins¬ 
besondere die Sparte der Autoren außerordentlich interessiert ist. Die in 
Aussicht genommene kulturpolitische Betätigung der Organisation ist 
leider nicht so zur Geltung gekommen, wie es beabsichtigt war und sehr 
erwünscht gewesen wäre. 

Die 'Betriebsrätewahlen wurden im allgemeinen reibungslos durch¬ 
geführt. Betriebsräte kommen für uns in den Theatern, Varietes, Kinos, 
Rundfunk und in der Filmindustrie in Betracht. Soweit wir unterrichtet 
sind, bestehen in all diesen Betrieben Betriebsräte. Im großen und ganzen 
haben diese Betriebsräte auch verhältnismäßig gut garbeitet. 
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In den Theatern der Provinz sind auch verschiedentlich Betriebsverein¬ 
barungen abgeschlossen worden. Soweit in diesen Betriebsvereinbarungen 
das Mitbestimmungsrecht in künstlerischen Angelegenheiten geregelt 
worden ist, war diese Frage Anlaß zu erheblichen Meinungsverschieden¬ 
heiten. Die Bemühungen des Vorstandes der Gewerkschaft 17, ein Mil- 
bestimmungsrecht in künstlerischen und sonstigen Fragen hiexbeizuführen, 
hat den Erfolg gezeitigt, daß mit der Zentralverwaltung für Volksbildung 
eine Vereinbarung über die Errichtung von Kunstausschüssen getroffen 
wurde. Tn diese Kunslausscliiisso sind Vertreter der Gewerkschaft 17 
berufen worden. 

Des weiteren sind Verhandlungen mit der SMA über eine Lockerung 
der Interzonensperre für Künstler geführt worden. Erst neuerdings ist 
eine Regelung getroffen worden, die eine gewisse Erleichterung für den 
Übertritt in andere Zonen für Künstler zuläßt. Damit ist einer Forde¬ 
rung der Delegiertenkonferenz der Gewerkschaft 17 wenigstens zum Teil 
erfüllt worden. 

Der von der Zonendelegiertenkonferenz gewählte kulturpolitische 
Ausschuß, dem die Aufgabe gestellt war, die wissenschaftliche Grund¬ 
lage für die Kulturpolitik der Gewerkschaft zu entwickeln, hat diese 
Aufgabe bis jetzt leider nicht bewältigen können. 

Hinsichtlich der Einstufung der Künstler und sonstigen Kulturschaffen¬ 
den in die Lebensmittelkartengruppen ist es bisher noch nicht gelungen, 
eine die Mitgliedschaft der Gewerkschaft voll befriedigende Lösung her¬ 
beizuführen. 

Die Mitgliederzahl der Gewerkschaft 17 ist bis zum Ende des Jahres 
1946 auf insgesamt etwa 46 000 angestiegen, was eine Zunahme von etwa 
50 Prozent bedeutet. Trotzdem kann dieses Ergebnis als nicht voll be¬ 
friedigend gewertet werden, weil tatsächlich noch weite Teile der Zone 
von der Organisation nur erst wenig erfaßt worden sind. 

Tn den künstlerischen und literarischen Berufen ist eine unterschiedliche 
Bewertung der Frauen und Jugendlichen kaum festzustellen. Soweit es 
sich bei den Jugendlichen nicht um in der Ausbildung begriffene Per¬ 
sonen handelt, werden diese im allgemeinen, soweit sie Beschäftigung 
haben, nicht schlechter entlohnt als die älteren ‘Berufstätigen. 

Für die persönliche Betreuung der Mitglieder wird in den Orten sehr 
viel getan. Im wesentlichen handelt es sich dabei um die Beschaffung 
von Noten und Musikinstrumenten, auch Material für die bildenden 
Künstler, sowie um Schaffung von Arbeitsgelegenheiten durch Ver¬ 
anstaltung von Tournees und Gastspielen. 

Drei Sitzungen des Geschäftsführenden Vorstandes haben bis Februar 
dieses Jahres stattgefunden. 

In der am 4. und 5. Dezember 1946 stattgefundenen Tagung des 
Zentralvorstandes der Gewerkschaft 17 sind folgende wichtige Beschlüsse 
gefaßt worden: 
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1. Spätestens bis Ende Januar 1947 müssen in allen Orts-Organi¬ 
sationen der Gewerkschaft 17 die am Orte vorhandenen Sparten 
errichtet und örtliche Spartcnleitungen gewählt sein; 

2. spätestens bis Ende Februar 1947 haben in den Ländern und Pro¬ 
vinzen der sowjetisch-besetzten Zone Delegiertentagungen aller 
Sparten stattzufinden; 

3. im April oder spätestens Mai 1947 ist eine allgemeine Kulturwoche 
der Gewerkschaft 17 zu veranstalten. 

Die Durchführung dieser Beschlüsse ist bedauerlicherweise infolge des 
überaus harten Winters nicht fristgemäß möglich gewesen, da die Fahr¬ 
verbindungen zum Teil vollkommen versagt haben. Wir haben deshalb 
auch von den Landesdelegiertentagungen der einzelnen Sparten Abstand 
genommen und werden uns auf zentrale Spartentagungen beschränken. 
Die allgemeine Kulturwoche soll durchgeführt werden, voraussichtlich 
wird dies aber auch kaum vor Ende Mai möglich sein. 


Gewerkschaft -18- Lehrer und Erzieher 


Die Zonen-Delegiertenkonferenz der Gewerkschaft der Lehrer und Er¬ 
zieher vom 13./14. Juni 1946 in Berlin-Köpenick brachte durch einmütigen 
Beschluß den festen organisatorischen Zusammenschluß der in den Län¬ 
dern und Provinzen der sowjetischen Besatzungszone entstandenen Organi¬ 
sationen der Lehrer. Damit wurde auf einem Drittel des deutschen Ge¬ 
bietes das Fundament für eine einheitlich ausgerichtete und einheitlich 
wirkende Lehrergewerkschaft gelegt. Die Konferenz stellte die Organi¬ 
sationsgrundsätze klar heraus, nahm Stellung zu allen Lehrer und Schule 
betreffenden Tagesfragen und gab eine grundsätzliche Aufgabenstellung 
für die kommende Gewerkschaftsarbeit. Die Einheit aller Gewerkschafter 
im FDGB wurde als organisatorischer Grundgedanke verankert. 

Von den 157 Delegierten (je 300 Mitglieder = 1 Delegierter) wurde 
der aus 32 Mitgliedern bestehende Zentralvorstand gewählt. 

In der am nächsten Tage stattgefundenen ersten Sitzung des 'Zentral¬ 
vorstandes wurden Kollege S c h a 11 o c k (Berlin) zum 1., Kollege M a - 
rohl (Köpenick) zum 2. und die Kollegin Pirrenz (Döbeln/Sa.) zum 
3. Vorsitzenden gewählt. 


Der geschäftsführende Vorstand 
Setzung auf: 

S c h a 11 o c k, Richard 
Schütze, Georg 
Buch holz, Adolf, 

Kuschel, Willi, 

Dr. Dembo 


weist die nachfolgende Zusammen- 

Kulirt, Gustav 
M a r o h 1, Hans 
Hampel, Willi 
Dr. Dahlmann, Reinhold 
J s k i, Johann. 


In 9 Hauptabteilungen und ebensovielen Arbeitsausschüssen wurden 
die vielfältigen Aufgaben in Angriff genommen, die für die Gegenwart 
und für die Zukunft zu lösen sind. 



Probleme der Gewerkschaft der Lehrer und Erzieher 

Als vordringlich seien nachfolgende Probleme hervorgehoben: 

1. Milarbeit der Gewerkschaft an der Durchführung des pädagogischen 
Kongresses in Berlin vom 15. bis 17. August 1946. 

2. Arbeiten zur Durchführung des Gesetzes zur Demokratisierung der 
deutschen Schule. 

3. Kundgebung anläßlich des Friedenstages der Deutschen Jugend 
am 1. September 1946. 

4. Arbeiten zur Durchführung des Befehls Nr. 220 der SMA betr. Ver¬ 
besserung der materiellen und rechtlichen Lage der Lehrer der 
deutschen Schulen in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands. 

5. Ausgestaltung der Zusammenarbeit mit dem FDGB und mit der 
Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung. 

6. Organisation der Ausschußarbeit — Geschäftsordnung der Aus¬ 
schüsse. 

7. Schaffung von Betriebsräten (Lehrerräten) 

8. Bearbeitung von Pressefragen — Herausgabe der Verbandstags¬ 
broschüre, des „Materials zur Lehrerbesoldung“ und seit Januar 1947 
des monatlich erscheinenden Mitteilungsblattes für Funktionäre 
„Der Volkslehrer“. 

9. Aufbau gewerkschaftlicher Schulungsarbeit unter Voranstellung 
folgender Themen: 

a) Die gewerkschaftliche Organisation national, international — in 
Gegenwart, Vergangenheit; 

b) Lehrerorganisation in Deutschland, in der Welt — in Gegen¬ 
wart, Vergangenheit; 

c) Schulprogramme, Schulgesetze; 

d) Schulverhältnisse des Auslandes; 

e) Besoldung — Arbeitsrecht — soziale Versorgung; 

f) Schulrecht; 

g) Lehrerräte; 

li) Volkswirtschaftslehre; 
i) Kapitalismus — Sozialismus. 

10. Erarbeitung von Richtlinien für: 

a) Berufs- und Fachschulwesen; 

b) Gewerkschaft und Lehrerfortbildung; 

c) rechtliche Stellung des Lehrers; 

d) soziale Versorgung der Lehrer und ihrer Hinterbliebenen. 

11. Aufnahme interzonaler Verbindungen. 

Die neue Lelirerbesoldung: 

Der Befehl Nr. 220, der in der sowjetischen Zone die Grundlage für 
eine Neuordnung in der Lehrerbesoldung schuf, bedeutet eine Würdigung 
der entscheidenden Arbeit der Lehrer in der demokratischen Erziehung 
des deutschen Volkes und verwischt in starkem Maße die bisherige ge¬ 
haltliche Differenzierung in der richtigen Erkenntnis, daß alle Lehrer¬ 
gruppen gleichwertig an der Erziehung der deutschen Jugend beteiligt 
sind. 

Die Lehrergewerkschaft darf das Verdienst für sich in Anspruch 
nehmen, durch ihre Initiative entscheidend an dieser Neugestaltung 



beteiligt gewesen zu sein. Auch bei der Durchführung des Befehls hat 
sie sich zu jeder Zeit und an allen Stellen eingeschaltet und Erfolge 
erzielt, die gar nicht hoch genug eingeschätzt werden können. Sie hat 
durch Herausgabe eines Druckstückes „Material zur Lehrerbesoldung“ 
ihren sämtlichen Funktionären die notwendigen Unterlagen an die 
Hand gegeben, um überall die Mitgliedschaft aufklären und die Über¬ 
prüfung der Einzelbezüge mit Hilfe entsprechender Tabellen vornehmen 
zu können. Rechenstellen der Gewerkschaft in den einzelnen Kreisen 
leisten die notwendige Kontrollarbeit. Die Durchführung der neuen 
Lehrerbesoldung kann im wesentlichen als geregelt betrachtet werden. 
Einzelfragen betreffend Eingruppierung, Stundenzahlen, Etatgestaltung 
usw. sind noch endgültig zu klären. 

Im Zusammenhang mit der Gehaltsregelung wurden der Lehrerschaft 
durch den Befehl Nr. 220 des Obersten Chefs der SMA weitere Möglich¬ 
keiten zur Sicherung ihrer materiellen und rechtlichen Lage geboten. 
Auf der hierdurch gegebenen Grundlage ist durch unentwegte Arbeit 
aller gewerkschaftlichen Instanzen schon mancher schöne Erfolg erzielt 
worden. Die bevorzugte Berücksichtigung bei der Zuteilung von Bedarfs¬ 
gütern in Verbindung mit den Ämtern Handel und Versorgung ist in 
manchen Bezirken bereits befriedigend geregelt worden. 

Bezüglich der Erholungsheime sicht die Gewerkschaft in sämtlichen 
Ländern und Provinzen in Verhandlungen mit den Regierungen, um 
auch in dieser Frage eine Lösung zu erzielen, die den Grundsätzen und 
Anordnungen des Befehls Nr. 220 entspricht. 

Die Zuteilung von Gartenland an Lehrer ist ebenfalls bereits weit¬ 
gehend geregelt. 

Richtlinien für die soziale Versorgung der Lehrer und ihrer Hinter¬ 
bliebenen wurden von dem zuständigen Ausschuß erarbeitet und vom 
Zentralvorsland gebilligt. Sie dienen als Grundlage für weitere gewerk¬ 
schaftliche Bestrebungen zur Lösung dieses dringlichen Problems. 

Grundsiitzc für die Fortbildung der Eehrer 

und Erzieher 

Nachstehend wiedergegebene „Grundsätze der Lehrerfortbildung durch 
die Gewerkschaft der Lehrer und Erzieher“ zeigen die besondere Be¬ 
deutung, die diesem Aufgabengebiet von der Gewerkschaft zugemessen 
wird: 

1. Die Gewerkschaft der Lehrer und Erzieher schafft eine Zentral¬ 
stelle für die Einrichtungen zur Lehrerfortbildung in den Ländern 
und Provinzen und deren Zweigstellen in den einzelnen Kreisen. 

2. Die Einrichtung von Kursen, Vorlesungen und Arbeitsgemein¬ 
schaften erfolgt in Zusammenarbeit mit den pädagogischen Fakul¬ 
täten. 

3. Für jeden Kreis ist unter Mitwirkung der Gewerkschaft der Lehrer 
und Erzieher eine pädagogische Bibliothek mit den Standard¬ 
werken der pädagogischen Wissenschaften einzurichten. Von den 
bedeutendsten Erscheinungen ist eine größere Anzahl von Exem¬ 
plaren einzustellen, damit die Lehrerschaft des Kreises die Mög¬ 
lichkeit hat, diese Literatur zu ihrer Fortbildung zu benutzen. 



4. Die Einrichtungen zur Fortbildung sollen dem Lehrer die Möglich¬ 
keit geben, auch nach dem Abschluß seiner Ausbildung die 
Verbindung mit den pädagogischen Wissenschaften aufrechtzuer¬ 
halten und an der Entwicklung einer demokratischen Pädagogik, 
Psychologie und Methodik der einzelnen Unterrichtsfächer mitzu¬ 
arbeiten. Zur Austilgimg der nazistischen Ideologie wird zunächst 
das Hauptgewicht auf die Erarbeitung eines demokratischen Ge¬ 
schichtsbildes zu legen sein. Dieses soll die Grundlage einer eigenen 
Meinungsbiildung über die politische Entwicklung der Gegenwart 
werden. Der demokratische Lehrer muß den Mut haben, eine 
eigene Auffassung zu äußern und zu verteidigen. 

Zur Weiterarbeit in den einzelnen Wissenschaften werden be¬ 
sondere Arbeitsgemeinschaften gebildet. 

5. Als Dozenten kommen neben dem Lehrkörper der pädagogischen 
Fakultäten auch Männer und Frauen der Unterrichtspraxis sowie 
des öffentlichen und politischen Lebens in Frage. 

6. Als Arbeitsweise kommt für diese Veranstaltungen je nach dem 
behandelten Stoffgebiet im allgemeinen die Form von Vorlesungen 
und Seminarübungen mit anschließendem selbständigen Arbeiten 
in Betracht. Dadurch wird den unter den Lehrern schlummernden 
Talenten und Begabungen Gelegenheit zur Entfaltung geboten 
werden. 

7. Die Zusammenarbeit mit den Schulverwaltungen sichert den Zu¬ 
sammenhang der amtlichen und freien Lehrerfortbildung. 

Ein Organisationsplan für die Fortbildung der Eelirer 

a) Zentralkursus in Potsdam für Referenten der Länder und Pro¬ 
vinzen. 'Zeit: Im Februar 1947. 

b) Kurse für Kreisreferenten in den Ländern und Provinzen mit den 
gleichen Themen des Zentralkursus. Teilnehmer je zwei Vertreter 
der Kreise. Zeit: im März 1947. 

c) Wochenend- und Ferienveranstaltungen in den nach örtlichen Ver¬ 
hältnissen zu bildenden Bezirken der Kreise. (Zeit: Ab April 1947. 

Tlicmcn des Zenlrallcursus im Arbeitsplan fiir 1947 

1. Grundzüge der demokratischen Päd¬ 
agogik . Ref. Dr. Heise 

2. Disziplin in der demokratischen 

Schule . Ref. Dr. Dembowski 

3. Psychologie der Schulklasse: Schul¬ 

klasse und Familie als Keimzelle 
demokratischer Haltung. Ref. Dr. Dahlmann 

4. Der demokratische Gedanke in der 

deutschen Geschichte. Ref. Vizepräsident Marquardt 

Diese Themen sind Pflichtthemen für die Landes- und Provinzialveran- 
slailtungen und die Arbeit in den Kreisen. Es steht den einzelnen Arbeits¬ 
gruppen selbstverständlich frei, die Arbeitsgebiete zu erweitern. 
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Betriebs- bzw. lidirerräte 
in der sowjetisch besetzten Zone 

Der Auf- und Ausbau von Betriebsräten (Lehrerräten) erforderte be¬ 
sondere Vorarbeiten, da die Eigenart der Verhältnisse auf dem Gebiet 
des Schulwesens und der Lehrerschaft berücksichtigt weiden mußte. 
Ein für sämtliche Gewerkschaftsgruppen verbindlicher Beschluß des Ge¬ 
schäftsführenden Vorstandes der Zone legte am 4. Dezember 1946 fol¬ 
gende Grundsätze fest: 

„Nach dem Gesetz Nr. 22 (Betriebsrätegesetz) der Alliierten Kontroll- 
behörde — Kontrollrat — ist den Arbeitern und Angestellten die Bildung 
von Betriebsräten gestattet. Wesentlich ist hierbei die gesetzliche Aner¬ 
kennung der Wahrnehmung der beruflichen, wirschaftlichen und sozialen 
Rechte und Ansprüche der Arbeiter und Angestellten. 

Die Lehrerschaft der sowjetischen Besatzungszone wird zur Gruppe der 
öffentlichen Angestellten gerechnet; sie hat daher ein Recht auf Anwen¬ 
dung des Gesetzes Nr. 22 durch Schaffung von Lehrerräten. Diese Auf¬ 
fassung vertritt die Gewerkschaft für Lehrer und Erzieher, die über 
80 Prozent der Lehrerschaft der sowjetisch besetzten Zone organisiert hat. 
Dieser grundsätzlichen Auffassung hat sich auch der Zonenvorstand des 
FDGB angeschlossen. 

Da die Wahrnehmung der beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Rechte die Hauptaufgabe der Lehrerräte ist, sind diese bei den hierfür 
zuständigen Verwaltungsstellen zu bilden. Das sind die Volksbildungs¬ 
ämter der Kreise und Länder sowie in der Provinz Sachsen die Bezirks¬ 
volksbildungsämter und in der Provinz Brandenburg die Oberschulräte. 

An den Schulen sind keine Lehrerräte einzurichten, weil hier keine 
Verwaltungsstelle besteht, die entscheidend die beruflichen, wirtschaft¬ 
lichen und sozialen Angelegenheiten der Lehrer beeinflußt. Außerdem 
würde dadurch die Lehrerschaft der Landgebiete bei der Anwendung 
eines wesentlichen Rechts ausgeschlossen werden. 

An großen Schulen ist die Mitbestimmung der Lehrer durch Schaffung 
eines demokratischen Konferenzrechtes sicherzustellen. Diese Regelung 
hat aber nicht im Gesetz Nr. 22 ihre Grundlage. — Das technische Hilfs¬ 
personal der Schulen wird von den Betriebsräten der öffentlichen Ver¬ 
waltungen vertreten. 

Der Auffassung, die Einrichtung von Lehrerräten sei in Rücksicht auf 
das Bestehen nur einer Lehrerorganisation nicht notwendig, kann nicht 
beigetreten werden. Die Lehrerräte sind die Interessenvertretung aller 
Lehrer, auch der nicht organisierten. Auf Verlangen der Nichtorgani¬ 
sierten als Minderheit müßten Lehrerräte eingerichtet werden. Es ist 
nicht geraten, diese Frage erst nach Protestaktionen zu lösen. Die Inan¬ 
spruchnahme der Rechte des Gesetzes Nr. 22 durch die Gewerkschaft der 
Lehrer und Erzieher ist rechtlich nicht haltbar. Außerdem sind die Ver¬ 
waltungsstellen nicht bereit, der Gewerkschaft das Mitbestimmungsrecht 
zuzugestehen, das sie den Betriebs- und Lehrerräten auf Grund des Ge- 



setzes Nr. 22 zugestehen müssen. Auf die Erlangung eines Mitbestim- 
mungsrechtes nach dem Gesetz Nr. 22 will jedoch idie Lehrerschaft nicht 
verzichten. 

Die Gewerkschaft der Lehrer und Erzieher kommt nach eingehender 
Betrachtung der gegebenen Voraussetzungen und der gemachten Er¬ 
fahrungen zu dem Ergebnis, daß Lehrerräte bei den sachlich zuständigen 
Verwaltungsstellen zu bilden sind. Dabei ist sie der Ansicht, daß bei 
der Vorbereitung und Durchführung der Wahlen sowie bei der Tätigkeit 
der Lehrerrälc die Gewerkschaft als Beauftragte von über 80 Prozent 
der Lehrer entscheidenden Einfluß hat. Nur dadurch wird die Verwirk¬ 
lichung der Anweisung des Artikels 7 des Gesetzes Nr. 22 gewährleistet. 
Die besten Gewerkschafter müssen Mitglieder der Lehrerräte sein. 

Die Wahl der Lehrerräte wird von der Gewerkschaft der Lehrer 
und Erzieher so organisiert, daß das demokratische Wahlrecht der Lehrer 
voll gewährleistet wird. Die Bestimmungen der Wahlordnung des FDGB 
zur Wahl der Betriebsräte sind sinngemäß anzuwenden/ 4 

Im Laufe des Jahres 1946 sind in den Bereichen unserer Landes- und 
Provinzialverbände überall Kreis-, Bezirks- und Landeslehrerräte gebil¬ 
det worden und haben ihre Arbeit aufgenommen. Vereinbarungen über 
Art und Ausmaß ihrer Tätigkeit (vor allem über das Mitbestimmungs- 
recht) sind zum Teil abgeschlossen, zum Teil noch Gegenstand von Ver¬ 
handlungen. Angestrebt wird eine einheitliche Gestaltung für das ge¬ 
samte Zonengebiet. 


Die gewerkschaftliche Schulungsarbeit 
unter den Dclirern 

Art und Umfang der gewerkschaftlichen Schulungsarbeit ist vermut¬ 
lich am besten gekennzeichnet durch den nachstehenden Bericht über 
eine gewerkschaftliche Schulungstagung in Potsdam am 475. Februar 1947. 

„Der Provinzialvorstand Brandenburg der Gewerkschaft der Lehrer 
und 'Erzieher hatte am 475. Februar 1947 Vertreter der Kreisgruppen zu 
einer Schulungstagung geladen, die erste einer beabsichtigten Folge. Es 
galt zunächst, politische Grundfragen zu klären. Diesen Zwecken dienten 
zwei Referate: 

1. ,Unsere neue Demokratie*, Referent Koll. Kuschel, 

2. ,Der Lehrer in der neuen Demokratie*, Referent Koll. Schallock. 

Koll. Kuschel zeigt die Grundtendenzen einer neuen Demokratie im 
Vergleich zur Weimarer Demokratie, in der den Gegnern alle Wege 
offen standen, um die Katastrophe von 1933—1945 bewußt vorzubereilen. 
Heute heißt es, Tatsachen zu schaffen und zu erhalten. Bodenreform, 
Verwaltungs-, Justiz- und Schulreform sind Kernstücke einer realen 
Demokratie. Es gilt vor allem, die Träger des Faschismus und der 
Reaktion zu erkennen und ihre Absichten zu verhindern. Demokrat 
sein, heißt Kämpfer sein. 



Koll. Scliallock erweiterte das Thema unter besonderer Berücksich¬ 
tigung der politischen Notwendigkeit für den Lehrer. Jeder Lehrer muß 
als Erzieher einen festen politischen Standpunkt haben, sonst kann er 
nicht erziehen. Er kann sich nur für den Fortschritt entscheiden und damit 
für die Demokratie. Demokratie ist Mitarbeit und Mitverantwortung. 
Der Lehrer muß sich i'iir den Frieden der Menschheit, für Freundschaft 
der Völker erklären und aktiv gegen den Faschismus, Militarismus und 
Reaktion kämpfen. 

Der Kapitalismus hat versagt. Wir stehen vor den entsetzlichen Trüm¬ 
mern seiner Politik. Wir müssen eine neue Ordnung bauen. Notwendig 
ist, ein neues Geschichtsbild zu erarbeiten, insbesondere die Geschichte 
anderer Völker im Kampf um Freiheit und Recht zu studieren. Die 
Schule ist eine Angelegenheit des ganzen Volkes. Der Lehrer aber ist 
ihr bester Anwalt. Ausgehend von der Einheit des Volkes streben wir 
für die Einheit der Schule. Notwendig ist Demokratie in der Schule für 
Lehrer, Schüler und Eltern. Wir wollen nicht mehr Untertanen, sondern 
Staatsbürger erziehen. 

Der Referent sprach dann von der Bedeutung der Gewerkschaft für 
die Vertretung der wirtschaftlichen, rechtlichen und sozialen Fragen der 
Lehrer, von der Schaffung der gewerkschaftlichen Fortbildungseinrich¬ 
tungen, von der notwendigen Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und 
Lehrern für die Demokratisierung und pädagogische Erneuerung der 
Schule. 

Zum Schluß nahm der Referent zu der Frage Stellung, wie die Lehrer¬ 
schaft die Unterstützung der öffentlichen Meinung erreichen kann, damit 
die noch vorhandene Gegeneinstellung schwindet. Der Lehrer hat eine 
hohe Aufgabe. Er ist Former der neuen deutschen Menschen. Er hat es 
selbst in der Hand, die Menschen zu ändern, auch in ihrem Verhalten 
zu ihm selbst. Die Lehrer müssen Mittel und Wege suchen, die zur Liebe 
des deutschen Menschen zum deutschen Lehrer führen. 

Koll. Butiiholz sprach am zweiten Tage über die Frage ,Lehrerrecht‘. 
Damit nahm er zu einem Thema Stellung, das das Schicksal des Lehrers 
sehr stark beeinflußt. Der Zusammenbruch hat auch die bisherigen wirt¬ 
schaftlichen, sozialen und rechtlichen Sicherungen des Lehrers erledigt. 
Der Lehrer wird als Angestellter bezeichnet, aber nicht als solcher be¬ 
handelt. Er lebt z. T. unter früheren Beamtenbestimmungen, wenn 
Pflichten verlangt werden. Es ist notwendig, neue rechtliche Sicherungen 
zu schaffen, gestützt besonders durch ein entscheidendes Mitbestimmungs¬ 
recht der Lehrervertretungen.“ 

Der deutsche IiChrer als Pionier des Völkerfriedens 

In politischer Hinsicht war die Gewerkschaft — insbesondere ihr 
Funktionärkörper — vor allem bei den Wahlen in der Sowjetzone aktiv 
tätig. Als Beispiel für diese politische Aktivität mag ein von unserem 
Landesverband Sachsen herausgegebenes Wahlflugblatt dienen. Hier die 
entscheidenden Auszüge: 



.. Wir müssen ein Bekenntnis zum friedlichen Aufbau, zur Zusammen¬ 
arbeit mit den anderen Völkern ablegen, wenn wir das berechtigte Miß¬ 
trauen der Welt entkräften wollen.“ 

„...Alle anderen durch Gesetzgebung geschaffenen Voraussetzungen 
und Sicherungen einer demokratischen Entwicklung, wie Bodenreform, 
Bankengeselz usw. sind allein keine Garantien, wenn es nicht gelingt, 
deutsche Menschen heranzubilden, die, als Einzelwesen und als Volk, 
aus innerster Überzeugung iin Geiste echter Demokratie und wahrer 
Humanität ein friedliches und freundschaftliches Zusammenleben mit 
allen Völkern der Erde erstreben.“ 

„... Der organische Aufbau der gesamten Schul- und Erziehungsarbeit 
vom Kindergarten bis zur Hochschule ist Gesetz geworden. Zum ersten 
Male in der deutschen Schulgeschichte kann jetzt von ,Volksschule 4 im 
wahren Sinne des Wortes gesprochen werden. Dem Landkind werden die 
gleichen Bildungsmöglichkeiten geschaffen wie dem Stadtkind. Das ge¬ 
schieht vor allem durch bessere Gliederung der Landschulen. Am Ende 
des vergangenen Schuljahres betrug die Zahl der ein- bis dreistufigen 
Schulen in Sachsen 576, jetzt nur noch 209. Entsprechend ist die Zahl 
der achtstufigen Schulen von 684 auf 879 gestiegen. 

Auch die Qualität des Unterrichtes ist im Steigen begriffen. Bisher 
gab es überhaupt keine Fremdsprache in der Grundschule. Jetzt erhalten 
vom 5. Schuljahr ab rund 95 Prozent aller Schüler Unterricht in einer 
Fremdsprache. Vom 7. Schuljahr ab wird in 1750 Klassen Englisch und 
und 185 Klassen Latein gelehrt. Mathematisch und naturwissenschaftlich 
begabte Schüler haben vom 7. Schuljahr ab vertieften Unterricht in diesen 
Fächern. Die Schüler der oberen Jahrgänge erhalten also eine Bildung, 
wie sie bisher im wesentlichen nur den Kindern privilegierter Schichten 
in den höheren Schulen zugute kam. Der Weg zur Hochschule, auch über 
Arbeiterstudium und Volkshochschule, steht allen offen. 

15 Millionen Lehrbücher wurden gedruckt und sind bereits zum Teil 
in der Hand der Schüler. Umfangreiche neue Lehrpläne sind erschienen. 
Die Stundentafel ist mit 86 Prozent durchgeführt. Anstatt 13 000 Lehrern 
am Ende des abgelaufenen Schuljahres arbeiten jetzt 20 000 Lehrer. In 
Heimschulen, Externatslehrgängen, Arbeitsgemeinschaften, durch Selbst¬ 
studium und Betreuung durch erfahrene Pädagogen wird das berufliche 
Können der neuen Lehrkräfte dauernd verbessert. Die pädagogischen 
Fakultäten sind eröffnet worden.“ 

„... Damit ist ein Jahrhundert lang umkämpftes Wunschbild großer 
deutscher Pädagogen und fortschrittlicher Politiker der Verwirklichung 
nahegebracht worden. 

Wir als Träger des Schulfortschrittes haben erkannt, welche ungeheure 
Bedeutung die demokratische Schulreform für die gesamte politische Ent¬ 
wicklung und für die Zukunft unseres Volkes hat, und deshalb sind wir 
verpflichtet, bei den kommenden Landtagswahlen Männer und Frauen in 
den Landtag zu schicken, die diese Schulreform nicht nur bejahen, son¬ 
dern mit Sachkenntnis und klarem politischen Willen ihre ganze Kraft 
dafür einsetzen.“ 
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Die gesamte Arbeit des Zentralvorstandes ist grundsätzlich auf die 
Förderung politischer Aufklärung und demokratischer Erziehung der Mit¬ 
gliedschaft eingestellt. 

Die Erfassung der Frauen und Jugendlichen erfolgt im Rahmen der 
gesamten Organisationsarbeit. Die speziellen Aufgaben der gewerkschaft¬ 
lichen Schulung und der Umerziehung sind durch unsere Ausschüsse für 
Frauenfragen und für Schulamtsbewerber in Angriff genommen. 

Arbeitsreiche mehrtägige Sitzungen des Zentralvorstandes fanden im 
Juni, Juli und Oktober 1946 statt. In den anderen Monaten trat der 
Geschäfsführende Vorstand zu regelmäßigen Sitzungen zusammen. 

Die Hauptabteilungen und insbesondere die Ausschüsse behandeln die 
Fragen ihres Arbeitsgebietes in Konferenzen und Besprechungen der 
Sachbearbeiter in den Räumen der Geschäftsstelle des Zentralvorstandes. 


l>ie Entwicklung des Mitgliederbestandes 
der Gewerkschaft der Eclirer und Erzieher 

ergibt sich aus der nachfolgenden übersieht (diese Zusammenstellung 
basiert auf den abgerechneten Beiträgen): 


Land/Provinz 

Juli 

August- i 

Sept. 

Oktober 

Nov. 

Dez. 

Land Sachsen .... 

_ 


21193 

22 529 

22 829 

23 393 

Land Thüringen . . 

— 

— 

— 

10 216 

10 683 

10 683 

Land Mecklenburg . 

4366 

4 571 

5 024 

5 452 

5 542 

6 524 

Prov. Brandenburg. 

6 335 

6 659 

7198 

7 630 

8 003 ! 

8 232 

Prov. Sachsen.... 

— 

12 938 

13 378 

14149 

14 223 

14 090 

Mitglied, insgesamt: 

— 

— 

— 

59 976 

61 280 

62 922 


Über die Zonengrenzen hinaus wurde Verbindung mit interessierten 
Persönlichkeiten und mit den dort gebildeten oder in der Bildung be¬ 
griffenen Lehrerorganisationen aufgenommen. Die erste Zusammenkunft 
ergab erfreuliche Ansatzpunkte für den kommenden Aufbau einer Gesarnt- 
deutschen-Lehrerorganisation. 
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Eine Zusammenstellung 
der 


Gesetze — Befehle — Direktiven 


des Alliierten Kontrollräte in Deutschland 
des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 

und 

des Stabes der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
soweit in diesem Geschäftsbericht darauf Bezug 


genommen wird 


GESETZE 


Alliierte Kontrollbeliörde — Kontrollrat 

Gesetz Nr. 21 

Deutsches Arheitsgerichtsgesetz 

Der Kontrollrat hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Zur Beilegung von Streitigkeiten in Arbeitssachen werden örtliche und 
Berufungsarbeitsgerichte in ganz Deutschland errichtet. 

Artikel II 

Die Arbeitsgerichte sind, unter Ausschluß der ordentlichen Gerichte, 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes für die folgenden 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zuständig: 

1. Streitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen 
und Dritten aus Tarifverträgen oder über das Bestehen oder Nicht¬ 
bestehen von Tarifverträgen; ferner Streitigkeiten zwischen tarif¬ 
vertragsfähigen Parteien oder zwischen diesen und Dritten aus un¬ 
erlaubten Handlungen, sofern es sich um Maßnahmen zu Zwecken 
des Arbeitskampfes oder um Fragen der Vereinigungsfreiheit 
handelt. 

2. Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus dem 
Arbeits- oder Lehrverhältnis, über das 'Bestehen oder Nichtbestehen 
eines Arbeits- oder Lehrvertrages oder aus Verhandlungen über 
die Eingehung eines Arbeits- oder Lehrvertrages und aus dessen 
'Nachwirkungen; ferner Streitigkeiten aus unerlaubten Handlungen, 
soweit dies# mit dem Arbeits- oder Lehrverhältnis im Zusammen¬ 
hänge stehen. Ausgenommen sind: 

a) Streitigkeiten, deren Gegenstand die Erfindung eines Arbeit¬ 
nehmers bildet, soweit es sich nicht nur um Ansprüche auf eine 
Vergütung oder Entschädigung für die Erfindung handelt; 

b) Streitigkeiten der nach Artikel 481 des Handelsgesetzbuchs zur 
Schiffsbesatzung gehörenden Personen. 

3. Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern aus gemeinsamer Arbeit 
und aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeits¬ 
oder Lehrverhältnis im Zusammenhang stehen. 

4. Streitigkeiten aus Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern über Arbeitsbedingungen, Gesundheitsschutz und 
Unfallverhütung. 

5. Streitigkeiten bezüglich Auslegung von Vereinbarungen zwischen 
Betriebsräten und Arbeitgebern. 



Artikel III 

Die deutschen Arbeitsgerichte unterstehen, lediglich bezüglich ihrer 
Verwaltung, den deutschen Provinz- oder Landesarbeitsbehörden. Diese 
Behörden dürfen auf Entscheidungen der Arbeitsgerichte keinerlei Ein¬ 
fluß ausüben und sie weder außer Kraft setzen noch abändern. 

Artikel IV 

1. Die örtlichen Arbeitsgerichte sind Gerichte ersten Rechtszuges, ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes. 

2. Die Berufungsarbeitsgerichte entscheiden als Gerichte zweiten 
Rechtszuges über die Berufung gegen Entscheidungen der örtlichen 
Arbeitsgerichte. Diese Entscheidungen unterliegen der Berufung, 
wenn der Streitwert den von der Provinz- oder Landesarbeits- 
behürde festgesetzten Betrag erreicht oder übersteigt oder wenn das 
örtliche Arbeitsgericht wegen des Vorliegens einer Frage von 
grundsätzlicher Bedeutung die Berufung gegen sein Urteil zuläßt, 
obgleich der Streitwert unter dem festgesetzten Betrag liegt. Das 
Gericht hat in einem derartigen Falle seine Entscheidung, gegen 
das Urteil die Berufung zuzulassen, mit Gründen zu versehen. 

3. Die Zonenbefehlshaber können in Ermangelung eines deutschen 
obersten Arbeitsgerichts ein oder mehrere Gerichte höheren Rechts¬ 
zuges als Gerichte letzten Rechtszuges in Arbeitsstreitigkeiten be¬ 
stimmen. 

Artikel V 

Jedes Arbeitsgericht besteht aus einem Vorsitzenden oder stellvertreten¬ 
den Vorsitzenden und aus Beisitzern. Die Beisitzer werden in gleicher 
Anzahl aus den Kreisen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer ent¬ 
nommen. Alle Mitglieder müssen anerkannt demokratische An¬ 
schauungen haben. 

Artikel VI 

1. Bei der Auswahl und Bestellung von Vorsitzenden und stellvertreten¬ 
den Vorsitzenden von Arbeitsgerichten ist folgendermaßen zu ver¬ 
fahren: 

a) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende sollen 
besondere Befähigung in Arbeitsangelegenheiten haben und 
auf Grund ihrer früheren Tätigkeit, ihrer Ausbildung oder der 
Obliegenheiten, die sie in 'Arbeitnehmer- oder Arbeitgeber¬ 
verbänden ausgeübt haben, fähig sein, richterliche Aufgaben 
wahrzunehmen. Sie brauchen nicht Berufrichter zu sein; die 
Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Be¬ 
rufungsgerichte müssen jedoch entsprechende juristische Be¬ 
fähigung haben. 

b) Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber schlagen den 
Provinz- oder Landesarbeitsbehörden Anwärter für das Amt 
des Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden vor. 
Diese Vertreter benennen jeder für sich eine solche Anzahl von 
Anwärtern, wie sie der Zahl der zu besetzenden Stellen ent¬ 
spricht. 
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c) Die Provinz- oder Landesarbeitsbehörden stellen eine An¬ 
wärterliste für dießtellen der Vorsitzenden und stellvertretenden 
Vorsitzenden aus den von den Vertretern der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber eingereichten Vorschlagslisten zusammen. 
Sie können daneben Personen, die nicht von den Vertretern 
empfohlen sind, als Anwärter vorschlagen. Nach Berat¬ 
schlagung mit den obengenannten Vertretern reichen dann die 
Provinz- oder Landesarbeitsbehörden der höchsten Provinz¬ 
oder Landesbehörde, zusammen mit den von den Vertretern 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber ursprünglich gemachten 
Empfehlungen, eine Anwärterliste ein. Die genannte höchste 
Provinz- oder Landesbehörde nimmt sodann die Berufungen 
vor. 

2. Die deutschen Provinz- oder Landesarbeitsbehörden stellen zwei 
Beisitzerlisten auf: 

a) Die Arbeitnehmerbeisitzerliste wird auf Grund der von den im 
Gerichtsbezirk bestehenden Gewerkschaften oder ihren Ver¬ 
bänden gemachten Vorschlägen aufgestellt. 

b) Die Arbeitgeberbeisitzerliste wird auf Grund der von den 
Arbeitgebern oder den anerkannten Arbeitgeberverbänden des 
Gerichtsbezirkes gemachten Vorschlägen aufgestellt. 

Ar tikel VII 

1. Die Amtsdauer des Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzen¬ 
den eines Arbeitsgrichts beträgt drei Jahre; eine Wiederbestellung 
ist zulässig. 

2. Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende können von der be¬ 
stellenden Behörde auf Empfehlung einer Disziplinarkammer aus 
dem Amte entfernt werden. Die Disziplinarkammer setzt sich aus 
einem Vertreter der bestellenden Behörde als Vorsitzenden und 
sechs Vorsitzenden von Arbeitsgerichten der betreffenden oder be¬ 
nachbarten Provinzen oder Länder als Beisitzer zusammen. 

3. Die Befugnis der Zonenbefehlshaber, Personal von Arbeitsgerichten 
abzusetzen oder der Absetzung zuzustimmen, bleibt unberührt. 

Artikel VIII 

1. Die Kosten für die Einrichtung und den Betrieb der Arbeits¬ 
gerichte sind von den Ländern oder Provinzen zu tragen und in 
ihre Haushaltspläne aufzunehmen. 

2. Die Kosten eines einzelnen Rechtsstreites sind von den vom 
Arbeitsgericht namhaft zu machenden Parteien zu tragen. 

Artikel IX 

Die örtliche Zuständigkeit der Arbeitsgerichte wird von den betreffen¬ 
den Zonenbefehlshabern festgesetzt. 
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Artikel X 

Die Vorschriften des deutschen Arbeitsgerichtsgesetzes vom 23. De¬ 
zember 1926, jedoch in seiner ursprünglichen Fassung, sind vorläufig 
weiter anzuwenden, soweit sie nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen 
dieses Gesetzes stehen. 

Artikel XI 

Die Alliierte Kommandantur wird hiermit beauftragt, geeignete Maß¬ 
nahmen für die Errichtung von Arbeitsgerichten in Berlin in Überein¬ 
stimmung mit den in diesem Gesetz festgelegten Grundsätzen zu treffen. 

Artikel XII 

Dieses Gesetz betrifft, soweit es nicht ausdrücklich etwas anderes be¬ 
stimmt, Gerichte des ersten und zweiten Rechtszuges. 

Artikel XIII 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Ausgefertigt in Berlin, den 30. März 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses 
Gesetzes sind von V. Sokolowskij, General der Armee, Lucius 
D. C1 a y, Generalleutnant, Montgomery of Ala mein, Feid- 
marschall, und L. Koeltz, Armeekorpsgeneral, unterzeichnet.) 


Alliierte Kontrollbeliörde — Kontrollrat 

Gesetz Nr. 22 

Betriebsräte 

Der Kontrollrat hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Zur Wahrnehmung der beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Inter¬ 
essen der Arbeiter und Angestellten in den einzelnen Betrieben wird 
hiermit die Errichtung und Tätigkeit von Betriebsräten in ganz Deutsch¬ 
land gestattet. 

Artikel II 

1. Der Betriebsrat eines Betriebes ist lediglich aus dem Kreise der 
Personen zu bilden, die tatsächlich in diesem Betrieb tätig sind. 

2. Funktionäre der früheren Deutschen Arbeitsfront oder Mitglieder 
der NSDAP könuen nicht Mitglieder des Betriebsrats sein. 

Artikel III 

1. Die Wahl der Mitglieder des Betriebsrats muß unter Anwendung 
demokratischer Grundsätze und mittels geheimer Abstimmung 
erfolgen. 

2. Die Mitglieder des Betriebsrats üben ihr Amt für höchstens ein 
Jahr aus, jedoch ist Wiederwahl zulässig. 


390 



Artikel; IV 

1. Die Arbeiter und Angestellten eines Betriebes können einen vor¬ 
bereitenden Ausschuß zu dem Zwecke bilden, Vorschläge für die 
Zusammensetzung des Betriebsrats und die Durchführung der Wahl 
von Betriebsratsmitgliedern zu machen. Diese Vorschläge bedürfen 
der Zustimmung der Arbeiter und Angestellten des Betriebes, die 
durch Mehrheitsbeschluß zu geben ist. 

2. Anerkannte Gewerkschaften können an der Bildung der vorberei¬ 
tenden Ausschüsse und an der Organisation der Wahlen zu Be¬ 
triebsräten teilnehmen und Kandidaten für den Betriebsrat aus 
den Reihen der Arbeiter und Angestellten des betreffenden Be¬ 
triebes aufstellen. 

Artikel V 

1. Soweit nicht anderweitig gesetzliche Regelungen oder Beschrän¬ 
kungen bestehen, kann sich der Betriebsrat mit den folgenden, den 
Schutz der Interessen der Arbeiter und Angestellten eines Be¬ 
triebes betreffenden grundsätzlichen Aufgaben beschäftigen: 

a) mit den Arbeitgebern über Anwendung der Tarifverträge und 
der internen Betriebsordnung in den einzelnen Betrieben zu 
verhandeln; 

b) mit den Arbeitgebern über Vereinbarungen für den Erlaß von 
Betriebsordnungen zum Zwecke des Arbeitsschutzes, ein¬ 
schließlich der in das Gebiet der Unfallverhütung, ärztlichen 
Betreuung, betriebshygienischen und sonstigen Arbeitsbedin¬ 
gungen, Regelung von Einstellungen und Entlassungen und Ab¬ 
stellung von Beschwerden fallenden Angelegenheiten, zu ver¬ 
handeln; 

c) dem Arbeitgeber Vorschläge für die Verbesserung der Arbeits¬ 
methoden und der Produktionsweise zur Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit zu unterbreiten; 

d) Beschwerden zu untersuchen und mit dem Arbeitgeber zu er¬ 
örtern. Arbeitern, Angestellten und Gewerkschaften bei der 
Vorbereitung von Fällen, die den Gewerbeaufsichtsbeamten, 
den Sozialversicherungs- und Arbeitsschutzbehörden, den 
Arbeitsgerichten und anderen Behörden, die für die Schlich¬ 
tung von Arbeitsstreitigkeiten zuständig sind, unterbreitet wer¬ 
den sollen, behilflich zu sein; 

e) mit den Behörden bei der Verhinderung aller Rüstungsindustrie 
und bei der Denazifizierung von öffentlichen und privaten Be¬ 
trieben zusammenzuarbeiten; 

f) an der Schaffung und Leitung von sozialen Einrichtungen, die 
der Wohlfahrt der Arbeiter eines Betriebes dienen sollen, 
unter Einschluß von Kinderheimen, ärztlicher Fürsorge, Sport 
und ähnlichen Einrichtungen, mitzuwirken. 

2. Die Betriebsräte bestimmen im Rahmen dieses Gesetzes selbst ihre 
Aufgaben im einzelinen und die dabei zu befolgenden Verfahren. 
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Artikel VI 

1. Der Betriebsrat oder dessen Vertreter haben das Recht, Zusammen¬ 
künfte im Betriebe abzuhalten und von dem Arbeitgeber oder dem 
von ihm bestimmten Vertreter gehört zu werden, um mit ihm über 
die zu ihrer Zuständigkeit gehörenden Angelegenheiten verhandeln zu 
können. 

2. Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat in regelmäßigen Zeitabständen 
alle Unterlagen, die zur Durchführung seiner grundsätzlichen Auf¬ 
gaben erforderlich sind, zu unterbreiten. 

3. Der Betriebsrat und der Arbeitgeber treffen ein Übereinkommen über 
den Inhalt der dem Betriebsrat zu unterbreitenden Berichte und über 
Tag und Stunde von Zusammenkünften. Ein solches Übereinkommen 
kann die Anwesenheit von Vertretern des Betriebsrates bei Zusam¬ 
menkünften der leilenden Organe des Betriebes zu Informations¬ 
zwecken vorsehen. 

Artikel VII 

Die Betriebsräte führen ihre Aufgaben in Zusammenarbeit mit den an 
erkannten Gewerkschaften aus. 

Artikel VIII 

Außerhalb ihrer regelmäßigen Sitzungen müssen die Betriebsräte min¬ 
destens einmal vierteljährlich in einer Generalversammlung der beteilig¬ 
ten Arbeiter und Angestellten einen vollständigen Tätigkeitsbericht vor¬ 
legen. 

Artikel IX 

Kein Arbeitgeber darf die Errichtung von Betriebsräten in seinem Be¬ 
trieb verhindern, deren Tätigkeit stören oder Mitglieder des Betriebs¬ 
rates benachteiligen. 

' Artikel X 

Die Behörden der Militärregierung können Betriebsräte auflösen, wenn 
deren Tätigkeit den Zielen der Besatzungsmächte zuwiderläuft oder gegen 
Bestimmungen dieses Gesetzes verstößt. 

Artikel XI 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch für solche Betriebsräte, 
welche bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden haben. 

Artikel XII 

Alle deutschen Gesetze, welche zu diesem Gesetz in Widerspruch stehen, 
werden aufgehoben oder gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes 
geändert. 

Artikel XIII 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 

Aufgefertigt in Berlin, den 10. April 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses 
Gesetzes sind von Joseph T. McNarney, General, Montgomery 
of Alainein, Feldmarschall, P. Koenig, Armeekorpsgeneral, und 
V. Sokolowskij, General der Armee, unterzeichnet.) 



Beschäftigung von Frauen hei Bau- und Wieder¬ 
auf hauarheitcn 

In Anbetracht des Mangels an tauglichen männlichen Arbeitskräften 
in gewissen Teilen Deutschlands erläßt der Kontrollrat das folgende 
Gesetz: 

Artikel I 

Die zuständigen deutschen Behörden dürfen weibliche Arbeitskräfte 
bei Bau- und Wiederaufbauarbeiten einschließlich Aufräumarbeiten be¬ 
schäftigen beziehungsweise ihre Beschäftigung genehmigen. 

Artikel II 

Die Bestimmungen der Verordnung vom 30. April 1938 über die Arbeits¬ 
zeit (Arbeitszeitordnung) (RGBl. 1938 I, 447) und alle sonstigen gesetz¬ 
lichen Bestimmungen, die im Widerspruch zu diesem Gesetz stehen, wer¬ 
den hiermit aufgehoben oder im Sinne dieses Gesetzes abgeändert. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 

Ausgefertigt in Berlin, den 10. Juli 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses 
Gesetzes sind von W. S o k o 1 o w s ki j, Marschall der Sowjetunion, 
Joseph T.McNarney, General, Sholto Douglas, Marschall der Royal 
Air Force und P. K o e n i g, General der Armee, unterzeichnet.) 


Gesetz Xr. 35 

Ausgleichs- und Schiedsverfahren in Arbeits¬ 
streitigkeiten 

Zum Zwecke der Verhütung und der Schlichtung von Streitigkeiten, die 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder deren Organisationen 
entstehen, erläßt der Kontrollrat das folgende Gesetz: 

Artikel I 

1. Die beteiligten Parteien können das zur Verhütung oder Schlich¬ 
tung von Arbeitsstreitigkeiten einzuhaltende Verfahren verein¬ 
baren. Dieses Verfahren kann in einem Tarifverträge festgelegt 
werden. 

2. Die beteiligten Parteien können sich auch der Dienste der gemäß 
Artikel III dieses Gesetzes errichteten offiziellen Organe bedienen. 

Artikel II 

1. Wenn eine Arbeitsstreitigkeit, die nicht der Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte unterliegt, weder im Ausgleichs- noch in einem 



anderen vereinbarten Verfahren beigelegt worden ist, so können 
die beteiligten Parteien diese der deutschen Provinzial- oder 
Landesarbeitsbehörde zur Unterbreitung vor dem gemäß Artikel IV 
dieses Gesetzes errichteten Schiedsausschuß übergeben. 

2. Berührt die Streitigkeit die Interessen der Alliierten Besatzung, 
so kann der Befehlshaber der betreffenden Zone die deutsche 
Provinzial- oder Landesarbeitsbehörde anweisen, den Parteien die 
Unterbreitung der Streitigkeit vor dem Schiedsausschuß aufzu¬ 
geben. 

Artikel III 

Jede deutsche Provinzial- oder Landesarbeitsbehörde bestellt aus ihrem 
Personal eine oder mehrere geeignete Personen für folgenden Aufgaben¬ 
kreis: . . 

a) Fragen über Arbeitsbeziehungen gemeinsam mit Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern oder deren Organisationen zu beraten; 

b) die Schaffung eines vereinbarten Verfahrens zum Abschluß von 
Tarifverträgen und eines Verfahrens zur Schlichtung von Arbeits¬ 
streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder 
ihren Organisationen zu fördern; 

c) unter Zustimmung der streitigen Parteien als Vermittler mit dem 
Ziele einzugreifen, die Arbeitsstreitigkeiten durch Ausgleich mittels 
Schiedsverfahrens zu schlichten. 

A r ti k e 1 IV 

Die Sehiedsausschüsse sind von jeder deutschen Provinzial- oder Landes¬ 
arbeitsbehörde zu errichten. 

Artikel V 

Der Schiedsausschuß besteht aus einem Vorsitzenden und einer 
gleichen Zahl von Beisitzern, bis zu fünf von jeder Seite, als Vertreter 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

„ A r t i k e 1 VI 

1. Der Vorsitzende des Schiedsausschusses wird von der deutschen 
Provinzial- oder Landesarbeitsbehörde aus einer zu diesem Behuf 
gemäß Absatz 2 dieses Artikels aufgestellten Vorsitzendenliste 
ausgewählt und bestellt. 

2. Die Vorsitzendenliste wird von der deutschen Provinzial- oder 
Landesarbeitsbehörde aufgestellt und soll aus Personen be¬ 
stehen, die 

a) anerkannt demokratische Grundsätze haben; 

b) in Fragen der Produktion, Arbeit und Arbeitsbeziehungen eine 
ausreichende Sachkunde besitzen; 

c) sowohl für die Vertreter der Gewerkschaften wie die der Ar¬ 
beitgeber annehmbar sind. 

3. Die Vorsitzendenlisten der Sehiedsausschüsse werden für die Dauer 
von drei Jahren aufgestellt. Die darin benannten Personen kom¬ 
men für eine Wiederernennung in Betracht, falls sie noch die Er¬ 
fordernisse des Absatzes 2 dieses Artikels erfüllen. 



Artikel VII 

1. Die Beisitzer der Schiedsausschüsse werden von der deutschen 
Provinzial- oder Landesarbeitsbehörde aus den zu diesem Behuf 
aufgestellten Beisitzerlisten ausgewählt und bestellt. Die Listen 
sollen genügend sachkundige Personen in der Reihenfolge ihrer 
Berufszugehörigkeit enthalten. 

2. Die deutschen Provinzial- oder Landesarbeitsbehörden stellen 
zwei Beisitzerlisten auf: 

a) die Arbeitnehmerliste ist auf Grund der Vorschläge der Ge¬ 
werkschaften oder der Gewerkschaftsverbände aufzustellen; 

b) die Arbeitgeberliste ist auf Grund der Vorschläge der Arbeit¬ 
geber oder der anerkannten Arbeitgeberverbände aufzuslellen. 

Artikel VIII 

Die Unterbreitung einer Streitigkeit zur Schlichtung durch den 
Schiedsausschuß darf, falls nicht die Voraussetzungen des Artikels II, 
Absatz 2, vorliegen, nur unter Zustimmung der streitigen Parteien er¬ 
folgen. 

Artikel IX 

1. Die Deutsche Provinzial- oder Landesarbeitsbohördo setzt die von 
den Schiedsausschüssen anzuwendenden Verfahrensregeln fest. 

2. Der Vorsitzende des Schiedsausschusses muß unparteiisch, von den 
beiden streitigen Parteien unabhängig und von ihnen gebilligt 
sein. Beisitzer bedürfen der Billigung der Partei, deren Interessen 
sie vertreten. Wurde eine Streitigkeit dem Schiedsverfahren in 
Anwendung des Artikels II, Absatz 2, dieses Gesetzes zugewiesen, 
bedarf die Ernennung des Vorsitzenden oder der Beisitzer nicht 
der obigen Billigung. 

3. Die Schiedsausschüsse können Zeugen und Sachverständige ver¬ 
nehmen und andere ihnen erforderlich erscheinende Beweise er¬ 
heben. Sie können die zuständigen Gerichte um eidliche Verneh¬ 
mungen ersuchen, die sie für notwendig erachten. 

4. Die streitigen Parteien sind vor der Fällung des Schiedsspruchs 
von dem Schiedsausschuß zu hören; im übrigen ist dieser an 
Formvorschriften über Beweisaufnahmen nicht gebunden. 

5. Die Entscheidungen der Schiedsausschüsse ergehen mit einfacher 
Mehrheit. Die Schiedssprüche sind schriftlich niederzulegen. 

Artikel X 

1. Mit den in Absatz 2 dieses Artikels vorgesehenen Ausnahmen 
bindet ein von einem Schiedsausschuß gefällter Schiedsspruch die 
streitigen Parteien nur dann, wenn beide Parteien seine Annahme 
erklären. 

2. Schiedssprüche haben bindende Wirkung unter den Parteien, 

a) wenn diese vor Fällung des Schiedsspruches seine Annahme 
vereinbart haben, oder 

b) wenn eine Streitigkeit dem Schiedsverfahren in Anwendung 
des Artikels II, Absatz 2, dieses Gesetzes zugewiesen wurde. 
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3. Ein die Parteien bindender Schiedsspruch hat die Wirkung eines 
Tarifvertrages; dieser wirkt nur zwischen den streitigen Parteien. 

Artikel XI 

1. Kein Schiedsspruch eines ordnungsmäßig errichteten Schiedsaus- 
schusses kann von einer deutschen Behörde aufgehoben werden, 
es sei denn, daß ein Schiedsspruch gegen eine gesetzliche Be¬ 
stimmung der Alliierten Kontrollbehörde oder der Militärregierung 
verstößt, oder im Widerspruch zu den Zielen der Alliierten Be¬ 
satzung steht oder bei dessen Zustandekommen Betrug oder andere 
Gesetzesverletzungen mitgewirkt haben. 

2. Die Zonenbefehlshaber haben das Recht, in ihrer Zone die 
Schiedssprüche nachzuprüfen, um sich davon zu überzeugen, daß 
sie nicht den Bestimmungen und den in diesem Gesetz dargelegten 
Zielen widersprechen. 

Artikel XII 

Die Alliierte Kommandanlura in Berlin wird beauftragt, die notwen¬ 
digen Maßnahmen zur Einführung von Ausgleichs- und Schiedsverfahren 
in Berlin gemäß den Grundsätzen dieses Gesetzes zu treffen. 

Artikel XIII 

Sämtliche deutschen gesetzlichen Bestimmungen, die mit diesem Ge¬ 
setz unvereinbar sind, werden aufgehoben oder in Übereinstimmung mit 
den Bestimmungen dieses Gesetzes geändert. 

Artikel XIV 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 

Ausgefertigt in Berlin, den 20. August 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses 
Gesetzes sind von Joseph T. McNarney, General, Sholto Douglas, 
Marschall der Royal Air Foroe, R. Doiret, Divisionsgeneral, und 
W. Sokolowskij, Marschall der Sowjetunion, unterzeichnet.) 



BEFEHLE 


Befehl 

/ des Obersten Chefs der Sowjetischen Militär¬ 
verwaltung in Deutschland 
den 10. Juni 1945 . Nr. 2 Berlin 

Am 2. Mai dieses Jahres wurde die Sladt Berlin von den Sowjettruppen 
besetzt. Die Hitlerarmeen, die Berlin verteidigten, kapitulierten und 
einige Tage später Unterzeichnete Deutschland die Urkunde über die be¬ 
dingungslose militärische Kapitulation. Am 5. Juni wurde im Namen der 
Regierungen der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, der Ver¬ 
einigten Staaten von Amerika, Großbritanniens und Frankreichs die 
Deklaration über die Niederlage Deutschlands und über die Übernahme 
der höchsten Autorität auf dem ganzen Territoriüm Deutschlands durch 
die Regierungen der benannten Länder veröffentlicht. Vom Augenblick 
der Besetzung Berlins durch die Sowjettruppen an wurde auf dem Ge¬ 
biet der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland feste Ordnung her¬ 
gestellt, die städtischen Organe der Selbstverwaltung organisiert und 
notwendige Bedingungen für die freie gesellschaftliche und politische 
Tätigkeit der deutschen Bevölkerung geschaffen. 

Zu Vorstehendem befehle ich: 

1. Auf dem Territorium der sowjetischen Besatzungszone in Deutsch¬ 
land ist die Bildung und Tätigkeit aller antifaschistischen Parteien 
zu erlauben, die sich die endgültige Ausrottung der Überreste des 
Faschismus undi die Festigung der Grundlage der Demokratie und 
der bürgerlichen Freiheiten in Deutschland und die Entwicklung 
der Initiative und Selbstbetätigung der breiten Massen der Be¬ 
völkerung in dieser Richtung zum Ziel setzen. 

2. Der werktätigen Bevölkerung der sowjetischen Besatzungszone in 
Deutschland ist das Recht zur Vereinigung in freien Gewerkschaften 
und Organisationen zum Zweck der Wahrung der Interessen und 
Rechte der Werktätigen zu gewähren. Den gewerkschaftlichen Or¬ 
ganisationen und Vereinigungen ist das Recht zu gewähren, Kol¬ 
lektivverträge mit den Arbeitgebern zu schließen sowie Sozial¬ 
versicherungskassen und andere Institutionen für gegenseitige 
Unterstützung, Kultur-, Bildungs- und andere Aufklärungsanstalten 
und -Organisationen zu bilden. 

3. Alle in den Punkten 1 und 2 genannten antifaschistischen Partei¬ 
organisationen und freien Gewerkschaften sollen ihre Vorschriften 
und Programme der Tätigkeit bei den Organen der städtischen 
Selbstverwaltung und beim Militärkommandanten registrieren 
lassen und ihnen gleichzeitig die Liste der Mitglieder ihrer führen¬ 
den Organe geben. 
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4. Es wird bestimmt, daß für die ganze Zeit des Besatzungsregimes 
die Tätigkeit aller in Punkt 1 und Punkt 2 genannten Organi¬ 
sationen unter der Kontrolle der Sowjetischen Militärverwaltung 
und entsprechend den von ihr gegebenen Instruktionen vor sich 
gehen wird. 

5. Auf Grund des Vorstehenden sind alle faschistischen Gesetze sowie 
alle faschistischen Beschlüsse, Befehle, Anordnungen, Instruk¬ 
tionen usw. aufzuheben, die die Tätigkeit der antifaschistischen 
politischen Parteien und freien Gewerkschaften und Organi¬ 
sationen untersagen und gegen demokratische Freiheiten, bürger¬ 
liche Rechte und Interessen des deutschen Volkes gerichtet sind. 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
Marschall der Sowjetunion G. K. Shukow. 

Der Stabschef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
Generaloberst W. W. Kuraso w. 


Befehl Nr. 3 

Registrier ungder in arbeitsfähigem Alterstehenden 
Bevölkerung, Registrierung der Arbeitslosen und 
deren Unterbringung in Arbeit 

Der Kontrollrat erläßt folgenden Befehl: 

Beurkundungssystem für ganz Deutschland 

1. Die Registrierung von in Arbeit stehenden und arbeitslosen Ar¬ 
beitern und deren Unterbringung in Arbeit wird von den Arbeits¬ 
ämtern durchgeführt. Alle arbeitsfähigen Männer im Alter von 14 
bis 65 Jahren und alle arbeitsfähigen Frauen im Alter von 15 bis 
50 Jahren müssen registriert werden. 

Registrierung von Erwerbstätigen 
(alle Personen, die eine auf Erzielung von Einkommen oder 
auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben) 

2. Alle Erwerbstätigen müssen sich bei den örtlichen Arbeitsämtern 
zwecks Registrierung melden. Wer jedoch nachweisen kann, daß er 
sich in der Zeit nach dem 8. Mai 1945 bereits gemeldet hat, braucht 
sich nicht erneut zu melden, falls er nicht von dem Arbeitsamt hier¬ 
zu aufgefordert wird. 

3. Die Registrierung von Erwerbstätigen wird durch die Arbeitsämter 
auf Grund von Unterlagen durchgeführt, aus denen Arbeitsplatz, 
Befähigungen, derzeitige Beschäftigung und andere erforderliche 
Einzelheiten ersichtlich sind. 

4. Das Arbeitsamt stellt jedem Erwerbstätigen eine Bescheinigung 
über die erfolgte Registrierung aus. Erwerbstätige erhalten ihre 
Lebensmittelkarten auf Grund dieser Bescheinigungen. Wer eine 
solchen Bescheinigung nicht in Händen hat, verliert das Recht, 
Lebensmittelkarten zu erhalten. 



Registrierung der Arbeitslosen 

5. Alle Arbeitslosen in arbeitsfähigem Alter und alle Arbeitsuchenden 
müssen sich bei den Arbeitsämtern zwecks Registrierung melden. 
Wer nachweisen kann, daß er sich in der Zeit nach dem 8. Mai 1945 
gemeldet hat, braucht sich nicht erneut zu melden, falls er nicht 
vom Arbeitsamt hierzu aufgefordert wird. 

6. Die Registrierung der unter Ziffer 5 bezeichneten Personen erfolgt 

bei den Arbeitsämtern auf Grund der Vorlage von zweckdienlichen 
Unterlagen, aus denen Beruf, besondere Befähigung, Alter, gegen¬ 
wärtiger Wohnsitz und andere erforderliche Einzelheiten ersichtlich 
sind. e 

7. Alle Arbeitslosen, die beim Arbeitsamt registiert sind, erhallen Re¬ 
gistrierungsausweise. Arbeitslose müssen diesen Ausweis in regel¬ 
mäßigen Zeitabständen zu einem vom Arbeitsamt festgelegten Zeit¬ 
punkt diesem zur Abstempelung vorlegen. 

8. Wird einem Arbeitslosen Arbeit zugewiesen, so wird sein Registrie¬ 
rungsausweis vom Arbeitsamt einbehalten und ihm statt dessen die 
unter Ziffer 4 vorgesehene Bescheinigung ausgehändigt. 

9. Arbeitslose erhalten ihre Lebensmittelkarten gegen Vorlage ihrer 
Registrierungsausweise. Arbeitslose, die es versäumen, sich zwecks 
Registrierung zu melden, verlieren das Recht, Lebensmittelkarten 
zu erhalten. 


Registrierung von arbeitsunfähigen und 
arbeitsbefreiten Personen 

10. Alle Personen innerhalb der unter Ziffer 1 festgelegten Alters¬ 
grenzen, die infolge geistiger oder körperlicher Gebrechen arbeits¬ 
unfähig sind, müssen entweder persönlich oder durch einen Ver¬ 
treter dem Arbeitsamt zweckdienliche Unterlagen vorlegen, die ihre 
Arbeitsunfähigkeit beweisen. Diese Unterlagen werden von den 
Arbeitsämtern einbehalten. 

11. Die Feststellung, daß jemand zeitweilig oder dauernd arbeitsunfähig 
ist, kann nur von einem zugelassenen Arzt getroffen werden. Auf 
Anordnung des Arbeitsamtes wird die endgültige Entscheidung 
hierüber von einer Ärztekommission gefällt. 

12. Alle arbeitsfähigen Personen innerhalb der unter Ziffer 1 fest¬ 
gelegten Altersgrenzen, wie z. B. Studenten der Universitäten und 
andere Schüler usw., die aus nicht in ihrer Macht stehenden 
Gründen ohne Arbeit sind, müssen sich trotzdem bei den Arbeits¬ 
ämtern zwecks Registrierung melden und zweckdienliche Unter¬ 
lagen vorlegen, aus denen ihr Recht auf Arbeitsbefreiung hervor¬ 
geht. 

13. Allen unter Ziffer 10 und 12 bezeichneten Personen wird gegen 
Vorlage von zweckdienlichen Urkunden vom Arbeitsamt ein 
Arbeitsbefreiungszeugnis ausgestellt. 
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14. Gegen Vorlage des vom Arbeitsamt bewilligten Arbeitsbefreiungs- 
Zeugnisses erhalten die in Ziffer 10 und 12 bezeichnten Personen 
ihre Lebensmittelkarten. 


Unterbringung von Arbeitslosen in Arbeit 

15. Die Unterbringung von Arbeitslosen in Arbeit wird vom Arbeits¬ 
amt nach Maßgabe vorliegender Anträge von Arbeitgebern vor¬ 
genommen. 

• 

16. Jeder Arbeitgeber, der Arbeitskräfte benötigt, muß sich ausschließ¬ 
lich an das zuständige Arbeitsamt wenden. Die Beschäftigung von 
Arbeitslosen oder der Wechsel des Arbeitsplatzes ist verboten, 
wenn dies nicht über das Arbeitsamt geschieht. 

17. Arbeitgeber müssen dem Arbeitsamt alle Entlassungen am gleichen 
Tage, an welchem sie stattfinden, mitteilen; hiervon ausgenommen 
sind Massenentlassungen, von welchen der Arbeitgeber dem Ar¬ 
beitsamt im voraus Mitteilung machen muß, damit dieses die ent¬ 
lassenen Arbeiter anderweitig in Arbeit unterbringen kann. 

18. Wenn notwendig, ist das Arbeitsamt ermächtigt, Personen durch 
Zwangsanordnungen in Arbeitsplätze einzuweisen. 

19. Arbeitslose, die aus eigener Initiative Beschäftigung finden, oder 
Arbeitskräfte, die ohne Erlaubnis des Arbeitsamtes ihren Arbeits¬ 
platz wechseln, und alle Arbeitslosen, die Arbeitszwangsanord- 
nungen nicht Folge leisten, haben die in diesem Befehl vorge¬ 
sehenen Strafen und den Verlust des Rechts auf Lebensmittelkarten 
zu gewärtigen. 


Strafen 

20. Wer einer Bestimmung dieses Befehls zuwiderhandelt oder nicht 
nachkommt, setzt sich strafrechtlicher Verfolgung vor einem deut¬ 
schen Gericht oder einem Gericht der Militärregierung aus und 
wird, weün für schuldig befunden, wie folgt bestraft: 

a) im Falle eines Arbeitgebers mit einer Geldstrafe bis zu 
10 000 RM und mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
einer dieser Strafen; 

b) in allen anderen Fällen mit einer Geldstrafe bis zu 1000 RM 
und Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit einer dieser 
Strafen. 

Dieser Befehl tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft. 

Ausgefertigt in Berlin, den 17. Januar 1946. 

(Die in den drei* offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses 
Befehls siüd von B. H. Robertson, Generalleutnant, L. Koellz, 
Armeekorpsgeneral, V. S o k o 1 o w s k i j, General der Armee, und 
Lucius D. Clay, Generalleutnant, unterzeichnet.) 
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Befehl Nr. 23 

Berlin, den 25. Januar 1946 

Um gerechte Entscheidungen in arbeitsrechtlichen Streitigkeiten zu er¬ 
zielen und den Aufbau der Gerichte für arbeitsrechtliche Angelegenheiten 
entsprechend den demokratischen Grundsätzen und der Rechtspflege 
auf Grund der Gesetzlichkeit und Gleichberechtigung aller Bürger ohne 
Unterschied der Rasse, Nationalität und Religion vor dem Gesetz zu er¬ 
reichen, 

befehle ich: 

1. den Präsidenten der Provinzen und Länder und dem Oberbürger¬ 
meister der Stadt Berlin in der sowjetischen Besatzungszone: 

* a) bis zum 1. März 1946 Arbeitsgerichte in den Bezirken, Provinzen 
und Ländern entsprechend der von mir bestätigtem Verordnung 
über Arbeitsgerichte in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands (Anlage) zu organisieren; 

b) die Struktur und den Etat zu bestätigen sowie die Mittel zur 
Unterhaltung der Arbeitsgerichte für Rechnung des Budgets der 
Provinzen, der Länder und der Stadt Berlin zur Verfügung zu 
stellen; 

2. dem Präsidenten der Deutschen Zentralverwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge, Herrn Gundelach, don Leitern der sowjetischen 
Militär-Administration der Provinzen und Länder und dem Leiter 
der Abteilung „Arbeitskraft'* der SMA, Herrn Remisow, eine 
Kontrolle über die Ausführung dieses Befehls durchzuführen. 

Stellvertreter des Obersten Chefs der SMA — Stellvertreter des Ober¬ 
befehlshabers der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland 

General der Armee W. Sokolowskij 
Mitglied des Militärrats der SMA in Deutschland 
Generalleutnant F. Bokow 
Stabschef der SMA in. Deutschland 
Generalleutnant M. Dratwin. 


Befehl Nr. 2G 

Berlin, 26. Januar 1946 

Um das bestehende Lohnsystem in der Landwirtschaft in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone Deutschlands zu vereinfachen und die Arbeits¬ 
leistung zu erhöhen, 

befehle ich: 

1. dem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, Verband der Land- 
und Forstarbeiler, zu gestatten, Besprechungen mit den Organen 
der deutschen Selbstverwaltung, den Organisationen der Wirtschaft 
und mit Privatpersonen, die bezahlte Arbeitskräfte in der Land¬ 
wirtschaft beschäftigen, zu führen und Tarifverträge mit den 
Arbeitgebern betreffend Arbeitsbedingungen und Löhne der 
Arbeiter und Angestellten in der Landwirtschaft gemäß den 
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„Grundbestimmungen für Tarifverträge für die Landwirtschaft in 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands“ (Anlage) abzu¬ 
schließen; 

2. den Präsidenten der Provinzial- und Landesverwaltungen, der 
Zentralverwallung für Arbeit und Sozialfürsorge und der Zentral¬ 
verwaltung für Land- und Forstwirtschaft: 

a) zusammen mit den Provinzial- und Landesorganisationen des 
Verbandes der Land- und Forstarbeiter die Einteilung der 
Kreise und Bezirke nach Zonen zwecks Festsetzung der Lohn¬ 
höhe in der Landwirtschaft vorzunehmen; 

b) bezüglich der Löhne und Arbeitsbedingungen sich nach dem 
Befehl Nr. ISO vom 22. Dezember 1945 des Obersten Chefs der 
SMA — des Oberbefehlshabers der sowjetischen Besatzungs¬ 
truppen in Deutschland zu richten; 

3. der Abteilung „Arbeitskraft“ der SMA in Deutschland (Herrn 
Remisow) und den Leitern der SMA in den Provinzen und Ländern 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands die Durchführung 
dieses Befehls zu kontrollieren. 

Stellvertreter des Obersten Chefs der SMA — Stellvertreter des Ober¬ 
befehlshabers der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland 
General der Armee W. Sokolowskij 
Mitglied des Militärrats der SMA in Deutschland 
Generalleutnant F. ßokow 
Stabschef der SMA in Deutschland 
Generalleutnant M. D r a t w i n. 

Befehl 

des Obersten Chefs der Sowjetischen Militär¬ 
verwaltung und Oberbefehlsihabers der Gruppe 
der sowjetischen Besatzungstruppen 
in Deutschland 

17. Februar 1946 Nr. 56 Berlin 

Zur Gewährleistung einer einheitlichen Arbeitsordnung der deutschen 
Arbeiter und Angestellten in der sowjetischen Besalzungszone Deutsch¬ 
lands befehle ich: 

1. den Präsidenten der Provinzen und der Länder: 

a) der achtstündige Arbeitstag oder die 48stündige Arbeitswoche 
für Arbeiter und Angestellte mit Ausnahme derjenigen, die in 
der Landwirtschaft beschäftigt sind, ist einzuführen. Eine 
andere Arbeitsdauer kann mit Erlaubnis der Chefs der Militär¬ 
verwaltungen der sowjetischen Besatzungszone in den Pro¬ 
vinzen und Ländern für solche Arbeiten festgesetzt werden, 
die gesundheitsschädlich, Schwer- oder Saisonarbeiten sind 
und deren Charakter den Achtstundentag unzweckmäßig er¬ 
scheinen läßt; 

b) zu verbieten, andere Arbeitszeiten für Arbeiter und An¬ 
gestellte in Verbindung mit ihrer Rassen- oder nationalen Zu- 



gehörigkeit, ihrem Glaubensbekenntnis oder ihrer politischen 
Überzeugung einzuführen; 

c) anzuordnen, Arbeitsstunden, die die festgesetzte Arbeitszeit 
überschreiten, durch Bezahlung nach den gültigen Tarifen für 
Überstunden zu kompensieren; 

d) dem FDGB das Recht einzuräumen, mit Unternehmern über 
die Änderung der Arbeitszeit zu verhandeln. 

Nichtsdestoweniger dürfen Änderungen der Arbeitszeit ohne 
Bestätigung der Provinzialen Abteilungen für Arbeit nicht vor- 
genommen werden; 

e) in den Grenzen des Erforderlichen beratende Organe zur Konsul¬ 
tation in Fragen der Arbeitszeit aus Vertretern des Freien Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes und der Unternehmer zu bilden; 

f) alle bestehenden Gesetze, Befehle und Richtlinien über die 
Arbeitszeit gelten zu lassen, die dem vorliegenden Befehl 
nicht entgegenstehen; 

g) Spezialgesetze und Bestimmungen aufzuheben, durch welche 
Mitgliedern von nazistisch-militärischen Gruppen oder Organi¬ 
sationen Freizeit, Urlaub oder andere Vorteile gewährt wurden, 
oder die spezielle nationalsozialistische Feiertage vorsahen; 

2. den Chefs der Militärverwaltungen der Provinzen und der Länder, 
Kontrolle über die Ausführung dieses Befehls zu errichten. 

Stellvertreter des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung, 

Stellverteter des Oberbefehlshabers 
der Gruppe der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland 
Armeegeneral W. Sokolowskij 
Chef des Stabes der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 

Generalleutnant M. Dratwin. 

Bekanntgegeben am 8. Januar 1946 


Befehl Nr. 140 

Zur Sicherstellung von qualifizierten Arbeitskräften für die wichtigsten 
Zweige der deutschen Industrie in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands 

befehle ich: 

1. dem Präsidenten der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge bis zum 20. Juni 1946 den tatsächlichen Bedarf an 
qualifizierten Arbeitskräften für 1946, getrennt nach den wich¬ 
tigsten Industriezweigen, festzustellen; 

2. dem Präsidenten der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge, gemeinsam mit dem Präsidenten der Deutschen 
Verwaltung für Volksbildung bis zum 20. Juni 1946: 

a) einen Plan für die Ausbildung der notw r e>ndigen Anzahl quali¬ 
fizierter Arbeitskräfte in den Berufsschulen, getrennt nach Be¬ 
rufen, auszuarbeiten; 

b) festzustellen, wieviel Schulen zusätzlich zu den. bestehenden 
Berufsschulen eröffnet bzw. wieviel Schulen verlegt werden 
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müssen; ferner Maßnahmen zur Sicherstellung und Finanzie¬ 
rung dieser Schulen auf produktiver Grundlage vorzusehen; 
c) einen Plan für die Eröffnung zusätzlicher technischer Berufs¬ 
schulen vorzulegen; 

3. dem Präsidenten der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge, gemeinsam mit den Präsidenten der Provinzen und 
Länder: 

a) zusätzlich zu den technischen Berufsschulen noch kurzfristige 
Anlern- und Umschulungskurse im Jahre 1946 für Arbeitskräfte 
in den Mangelberufen, getrennt nach den wichtigsten Industrie¬ 
zweigen, mit einem Gesamtkontingent von 180 000 Personen 
zu organisieren, und zwar 

in der Provinz Brandenburg für. 23 000 Personen, 

im Land Mecklenburg für .. 12 000 Personen, 


in der Provinz Sachsen für. 50 000 Personen, 

im Land Sachsen für. 60 000 Personen, 

im Land Thüringen für. 35 000 Personen. 


b) eine Verordnung über kurzfristige Anleru- und Umschulungs¬ 
kurse sowie Programme und Lehrpläne für die praktische und 
theoretische Fachausbildung auszuarbeiten; 

c) den Ausbildungsplan für Arbeitskräfte der Mangelberufe in den 
kurzfristigen Kursen der Abteilung „Arbeitskraft“ der SMA in 
Deutschland spätestens bis zum 20. Juni 1946 vorzulegen. 

4. Die Eröffnung der Kurse für die Berufsausbildung wird nach er¬ 
folgter Bestätigung durch die Sowjetischen Militär-Administrationen 
der Provinzen und Länder von den Präsidenten der Provinzen und 
Länder vorgenommen. 

5. Die Regelung der Finanzierung der kurzfristigen Anlern- und Um¬ 
schulungskurse für Arbeitskräfte und die Finanzierungsquelle 
bleiben dieselben wie bisher. 

6. Die Leiter der Abteilungen „Arbeitskraft“ und „Volksbildung“ 
der SMA in Deutschland sowie die Leiter der SMA der Provinzen 
und Länder werden beauftragt, die Kontrolle über die Durch¬ 
führung dieses Befehls vorzunehmen. 

Berlin, den 10. Mai 1946. 

Oberster Chef der SMA in Deutschland 
Oberbefehlshaber der Sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland 
General der Armee W. Sokolowskij 
Mitglied des Kriegsrats der Sowjetischen Besatzungstruppen 
in Deutschland der SMA Generalleutnant F. Bokow 

Stabschef der SMA in Deutschland Generalleutnant M. Dratwin. 
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Befehl Nr. 147 


Zur Regelung der Urlaubserteilung für Arbeiter und Angestellte der 
deutschen Unternehmen und Behörden in der sowjetischen Besatzungs¬ 
zone Deutschlands 

befehle ich: 


1. den Präsidenten der Provinzial- und Landesverwaltungen, den, 
Betriebsleitungen und Verwaltungen der Behörden zu gestatten, 
daß sie bezahlten Erholungsurlaub gewähren, 

a) für Arbeiter: nicht über die in den bestehenden Tarifen fest¬ 
gesetzte Höhe; 

b) für Angestellte und frühere Beamte: 12 Arbeitstage; 

c) für Werkleiter, Ingenieure, Meister,. Abteilungsleiter, Leiter von 
Unterabteilungen, Referenten, Inspektoren, Oberbuchhalter und 
andere leitende Angestellte: 18 bis 24 Arbeitstage, nach Ver¬ 
einbarung mit dem Betriebsrat; 

d) für Betriebsleiter und Leiter bei den Behörden: 24 Arbeitstage; 

2. in Fällen, in denen mit Genehmigung, der SMA Kollektivverträge 
mit festgesetzten Urlaubszeiten abgeschlossen sind, sich nach 
diesen zu richten. 

Der Präsident der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge, die Leiter der Verwaltungen der SMA der Pro¬ 
vinzen und Länder und der Leiter der Abteilung „Arbeitskraft“ 
der SMA in Deutschland werden beauftragt, die Durchführung 
dieses Befehls zu kontrollieren. 

Berlin, 16. Mai 1946. 

Oberster Chef der SMA — Oberbefehlshaber der Sowjetischen Besatzungs¬ 
truppen in Deutschland General der Armee W. Sokolowskij 
Mitglied des Kriegsrats der Sowjetischen Besatzungstruppen der SMA 

Generalleutnant F. Bokow 

Stabschef der SMA in Deutschland Generalleutnant M. Dralwin. 


Befehl Nr. 150 

vom 29. November 1945 Berlin 

Zwecks einer schnellen Liquidierung der Folgen der Naziherrschaft, 
während welcher trotz Bestehens einer großen Anzahl von Organen und 
Organisationen, die sich mit der Frage des Arbeitsschutzes befaßt hatten, 
eine absolute Nichtachtung gegenüber dem Leben und der Gesundheit 
der Arbeiter zulässig war, und zur Sicherung der Arbeitsbedingungen 
in der Industrie sowie im Transportwesen 

befehle ich: 

1. Bei den Bezirks-, Kreis-, Provinzial- und Landesämtern für Arbeit 
und Sozialfürsorge Abteilungen für Arbeitsschutz zu errichten. 

2. Den neu zu organisierenden Abteilungen für Arbeitsschutz die 
Funktionen der Gewerbeaufsichtsämter, der Berufsgenossenschaften, 
der Bergrevierbeamten und anderer Einrichtungen, die auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes und des Sanitätswesens in der Industrie 
gearbeitet haben, zu übertragen. 

3. Die Verordnung über Errichtung von Abteilungen für Arbeitsschutz 
(Anlage Nr. 1) zu bestätigen. 



4. Den Präsidenten der Provinzen und Länder den Etat der Abteilungen 
für Arbeitsschutz zu bestätigen. 

Stellvertreter des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung und 
Stellvertreter des Oberbefehlshabers der Sowjetischen Besatzungstruppen 

in Deutschland 

General der Armee W. Sokolowskij 
Mitglied des Militärrats der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 

Generalleutnant F. Bokow 

Stabschef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
Generalleutnant M. Dratwin. 

Befehl Xr. 180 

vom 22. Dezember 1945 Berlin 

Zwecks Durchführung einer einheitlichen Politik auf dem Gebiet der 
Lohn- und Gehaltszahlung für Arbeiter und Angestellte bei den Behörden 
und Unternehmungen in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 

befehle ich: 

1. Den Präsidenten der Provinzen und Bundesländer sowie dem Präsi¬ 
denten der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge in 
der sowjetischen Besatzungszoue Deutschlands (Gundelach), eine 
Kontrolle der Löhne und Gehälter einzuführen, wobei folgendes zu 
beachten ist: 

a) alle vor dem 1. Mai 1945 geltenden Lohnsätze, einschließlich der 
Akkord- und Überstundenlöhne, sowie alle zur Anspornung ein- 
geführten Lohnsysteme bleiben bestehen; 

b) alle Ausnahmebestimmungen belr. Rasse, Nationalität, Religion, 
politischer Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer antifa¬ 
schistischen Organisation sind aufgehoben und kommen bei der 
Anwendung von Lohnsätzen für irdeuwelche Personengruppen 
oder für einzelne Personen nicht mehr in Frage; 

c) Prämien und andere Vergütungen, die auf dem Kriegsrisiko 
beruhen, werden nicht mehr gezahlt; 

d) die Festsetzung neuer Lohnsätze ist zuzulassen, wenn die früher 
geltend gewesenen Sätze nicht mehr den auszuführenden 
Arbeiten infolge von Veränderungen in der Produktion, Ver¬ 
wendung eines anderen Materials im Betrieb oder aus anderen 
ähnlichen Gründen entsprechen. Die neuen Sätze müssen an die 
im allgemeinen für gleiche Arbeiten gezahlten Lohnsätze an¬ 
gelehnt werden unter Berücksichtigung des früheren Verdienstes 
der Arbeiter, deren Lohnsätze einer Änderung unterliegen; 

e) die Zahlung von Stundenlöhnen muß den tatsächlich im Betrieb 
geleisteten Arbeitsstunden entsprechen; 

f) Abschlüsse von Tarifverträgen zwischen den Gewerkschaften und 
den Arbeitgebern betr. Regelung von Löhnen entsprechend § 1, 
Punkt a—e dieses Befehls sind züzulassen. Durch diese Regelung 
der Löhne darf aber der Durchschnitlslohn nicht erhöht werden; 

g) ohne Genehmigung der Ämter für Arbeit und Sozialfürsorge bei 
den Landes- und Provinzialverwaltungen dürfen keinerlei 
Änderungen oder Regelungen der Löhne vorgenommen werden. 



2. Jede selbständige Änderung der Lohn- und Gehaltssätze, die vor 
dem Erlaß dieses Befehls erfolgt ist und eine Erhöhung der Löhne 
bzw. Gehälter bei den Behörden und Unternehmungen zur Folge 
hatte, ist ungültig. 

3. Die Kontrolle für die Durchführung dieses Befehls wird der 
Abteilung Arbeitskraft bei der SMA (Herrn Remisow) und den 
Leitern der SMA in den Provinzen übertragen. 

Stellvertreter des Obersten Chefs der Sowjetischen Militäradministration 
— Stellvertreter des Oberkommandierenden der sowjetischen Besatzungs¬ 
truppen in Deutschland 
General der Armee W. Sokolowskij 
Mitglied des Militärrats der SMA in Deutschland 
Generalleutnant F. Bokow 
Chef des Stabes der SMA in Deutschland 
Generalleutnant M. Dratwin. 

Befehl Nr. 253 vom 17. August 1946 

Zum Zwecke der Beseitigung des Unterschiedes in der Entlohnung nach 
Geschlecht und Alter und gleichfalls zur Schaffung günstigerer Bedin¬ 
gungen bei der Verwendung der Arbeitskraft der Frauen und Jugend¬ 
lichen in der Industrie, im Transportwesen, im Handel, in der Landwirt¬ 
schaft und in Behörden 

befehle ich: 

1. Gleiche Entlohnung für gleiche Arbeit der Arbeiter und An¬ 
gestellten, unabhängig vom Geschlecht und Alter, ist festzusetzen. 

2. Die entsprechenden Vorschriften der deutschen Gesetze und die 
Tarifbestimmungen aufzuheben, die einen Unterschied in der Ent¬ 
lohnung bei gleicher Arbeit nach Geschlecht und Alter der 
Arbeitenden vorsehen. 

3. Die Deutsche Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge hat die 
notwendigen Abänderungen, die sich aus diesem Befehl ergeben, 
in den bestehenden Tarifbestimmungen und Verträgen vorzu¬ 
nehmen. 

4. Der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge, gemein¬ 
sam mit den Organen der Gesundheitsbehörden und den Freien 
Deutschen Gewerkschaften innerhalb von zwei Monaten das Ver¬ 
zeichnis der Berufe zu überprüfen, nach welchem die Zulässigkeit 
der Frauenarbeit aus verschiedenen Gründen entweder beschränkt 
oder verboten war und diejenigen Berufe zusammenzustellen, die 
für die Frauen unbedingt gesundheitsschädlich sind. 

5. Die Kontrolle über die Ausführung dieses Befehls der Abteilung 
„Die Arbeitskraft“ der SMA in Deutschland aufzuerlegen. 

Der Oberste Chef der SMA in Deutschland 
Oberbefehlshaber der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland 
Marschall der Sowjetunion W. Sokolowskij 
Mitglied des Kriegsrats der Sowjetischen Militäradministration 

Generalleutnant F. Bokow 
Stabschef der SMA Ln Deutschland 
Generalleutnant M. D r a t w i n. 
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DIBEKTITEN 


Direktive Nr. 14 

Grundsätze für die Bestimmungen betreffs der 

Arbeitslöhne 

1. Während der Dauer der Besatzung wird Deutschland als ein ein¬ 
heitliches Wirtschaftsgebiet behandelt werden. Zu diesem Zwecke 
wird ein gemeinschaftliches Verfahren in Fragen, die sich auf 
Löhne, Preise und Zuteilung lebenswichtiger Verbrauchsmittel be¬ 
ziehen, eingeführt werden. 

2. Die Militärregierung wird Anweisungen an die deutschen Behör¬ 
den erlassen, die bestehenden Aufsichtsmaßregeln für Arbeitslöhne 
weiterbesjtehen zu lassen. Die Aufsicht wird von den dazu be- 
zeichneten deutschen Arbeitsämtern im Sinne dieser Direktive aus¬ 
geübt. 

3. Zur Durchführung dieser Grundsätze werden die bestehenden Lohn¬ 
sätze, einschließlich derer für Stückarbeit und Überstunden, sowie 
alle Sonderzulagen auf ihrer gegenwärtigen Höhe erhalten und 
angewandt, soweit diese Direktive nicht anderes bestimmt: 

a) Es darf bei der Anwendung der Lohnsätze für Gruppen oder 
Einzelpersonen kein Unterschied aus rassischen oder religiösen 
Gründen oder auf Grund von politischer Gesinnung oder von 
Zugehörigkeit zu einer politischen Partei gemacht werden. 

b) Die Auszahlung von Prämien und sonstigen Vergütungen für 
Kriegsrisikos wird eingestellt. 

c) Die Einführung neuer Lohnsätze ist zulässig, wenn wegen einer 
Änderung in einem Fertigfabrikat oder in den zu seiner Her¬ 
stellung gebrauchten Rohstoffen oder aus ähnlichen Gründen 
ein solches Verfahren zweckmäßig erscheint. Die neuen Lohn¬ 
sätze sind soweit wie möglich den bestehenden Lohnsätzen für 
gleichartige Arbeit anzupassen. Der ehemalige normale Ver¬ 
dienst der in Frage kommenden Arbeiter soll auch berück¬ 
sichtigt werden. 

d) Stundenlöhne müssen der tatsächlich bei der Arbeit aufgewen- 
deten Zeit entsprechen. 

4. Gewerkschaften dürfen mit Arbeitgebern oder Arbeitgeberverbän¬ 
den Verhandlungen über die Änderung der Lohnsätze anknüpfen, 
soweit es die oben erwähnten Grundsätze zulassen. Es dürfen je¬ 
doch keine Änderungen in den Lohnsätzen ohne Genehmigung 
der deutschen Arbeitsämter vorgenommen werden. 

5. Nach der Errichtung von repräsentativen und freien Gewerkscliaf- 
ten und Arbeitgeberverbänden werden die deutschen Behörden an¬ 
gewiesen, Körperschaften mit beratender Stimme zur Bearbeitung 
von Lohnfragen ins Leben zu rufen. 
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6. Die Verfügungen der deutschen Arbeitsämter in ihrer Eigenschaft 
als Aufsichtsstellen für Arbeitslöhne können von der Militärregie¬ 
rung überprüft, widerrufen oder abgeändert werden. Diese wird 
immer verlangen, daß die Verfügungen mit dieser Direktive und 
den andern Anweisungen der Alliierten im Einklang stehen. 

7. Die deutschen Behörden werden auf Anforderung der Militärregie¬ 
rung das Verhältnis der Lohnsätze in den verschiedenen Gegenden 
und Industrien überprüfen und den Alliierten Behörden Empfeh¬ 
lungen über erwünschte Lohnänderungen, die sich aus Bevölke¬ 
rungsverschiebungen und dem Übergang zu einer Friedenswirt¬ 
schaft ergeben, zukommen lassen. 

Nach Rücksprache mit den Vertretern der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer werden die deutschen Behörden Empfehlungen über 
die Vereinfachung des deutschen Lohnwesens unterbreiten. 

8. Die Einführung neuer Arbeitslohnsätze darf den durchschnittlichen 
Lohnsatz nicht erhöhen. 

Ausgefertigt in Berlin, den 12. Oktober 1945. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieser 
Direktive sind von L. K o e 11 z, Armeekorpsgeneral, V. Sokolowkij, 
General der Armee, Lucius D. Clay, Generalleutnant, und .T. F. M. 
Whiteley, Generalmajor, unterzeichnet.) 


Direktive 3Vr. 26 

Regelung der Arbeitszeit 

Der Kontrollrat ordnet hiermit an: 

1. Die deutschen Behörden werden sofort die Einführung des regel¬ 
mäßigen Achtstundenarbeitstages oder der regelmäßigen 48-Stun- 
den-Arbeitswoche für alle Arbeitnehmer in Angriff nehmen. 

2. Ausnahmen von dieser regelmäßigen Arbeitszeit sind in der Land¬ 
wirtschaft zulässig, ferner bei anderen Arbeiten, wie schweren, 
gefährlichen oder zeitweise aussetzenden Arbeiten, deren Eigen¬ 
art die Einhaltung der regelmäßigen Arbeitszeit ungeeignet macht. 
Derartige Ausnahmen können von den zuständigen deutschen Be¬ 
hörden genehmigt werden, jedoch kann die Militärregierung ihre 
Zustimmung hierzu verweigern. 

3. Die Militärregierung kann für Industriezweige, Unternehmen oder 
Fabriken — im Interesse einer erhöhten Produktion, einer Ver¬ 
ringerung der Arbeitslosigkeit oder der Förderung irgendeines 
anderen Besetzungszieles — Arbeitszeiten festsetzen, die von der 
regelmäßigen Arbeilszeit abweichen. 

4. Bei der Durchführung dieser Direktive oder von Regelungen, die 
im Zusammenhang hiermit über die Arbeitszeit erlassen werden, 
dürfen Personen oder Personengruppen wegen ihrer Rasse, ihres 
Glaubens, ihrer politischen Zugehörigkeit oder Anschauungen 
keinerlei Benachteiligungen erleiden. 
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5. Arbeitszeiten, die über die in Ziffer 1 festgesetzte regelmäßige 
oder gemäß den in Ziffern 2 und 3 enthaltenen Regeln für zulässig 
erklärte Arbeitszeit hinausgehen, sind entsprechend den in Ar¬ 
tikel 3 der Kontrollrats-Direktive Nr. 14 niedergelegten richtung¬ 
gebenden Bestimmungen nach Übcrstundensätzen zu vergüten. 

6. Alle bestehenden Gesetze, Verordnungen und Verfügungen, die 
nicht in Widerspruch zu dieser Direktive stehen, bleiben in Kraft. 

7. Die zuständigen deutschen Behörden sind für die Durchführung 
dieser Direktive verantwortlich. 

8. Gewerkschaften und andere anerkannte Arbeitnehmervertretungen 
können mit den Arbeitgebern oder etwa bestehenden Arbeitgeber¬ 
verbänden über die Angleichung der Arbeitszeit an die nach den 
obigen richtunggebenden Bestimmungen zugelassenen Arbeitszeiten 
verhandeln. Änderungen der Arbeitszeiten bedürfen jedoch der 
Zustimmung der zuständigen deutschen Behörden. 

9. Die zuständigen deutschen Behörden bilden aus Vertretern der 
freien Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, die zur Zeit be¬ 
stehen oder späterhin gegründet werden, beratende Körperschaften, 
die bei der Festsetzung von Arbeitszeiten ratgebend mitwirken. 

10. Sondergesetze und -Vorschriften, nach denen Mitgliedern irgend¬ 
einer nationalsozialistischen militaristischen Gruppe oder Organi¬ 
sation Freizeiten, Urlaub oder andere Vergünstigungen gewährt 
wurden oder welche besondere nationalsozialistische Feiertage 
vorsehen, werden hiermit außer Kraft gesetzt. 

Ausgefertigt in Berlin, den 26. Januar 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieser 
Direktive sind von I. S. 0. Playfair, Generalmajor, L. Koeltz, 
Armeekorpsgeneral, Lucius D. Clay, Generalleutnant, und V. So- 
k o 1 o w s k i j, General der Armee, unterzeichnet.) 


Direktive Nr. 27 

Handhabung der Sozialversicherung für die bei den 
Alliierten Besatzungsbehörden beschäftigten deut¬ 
schen Zivilpersonen 

Der Kontrollrat verfügt wie folgt: 

1. Alle von den Alliierten Besatzungsbehörden beschäftigten und von 
den deutschen Behörden entlohnten deutschen Zivilpersonen gelten 
hinsichtlich der Sozialversicherung als bei den betreffenden deut¬ 
schen Behörden regelrecht angestellt. 

2. Die in § 1 bezeichnten deutschen Zivilpersonen zahlen die 
gleichen Beiträge und sind zu den gleichen Leistungen berechtigt 
wie alle anderen bei den deutschen Behörden gleichartige Arbeiten 
ausführenden Angestellten. 

3. Die deutschen Dienststellen, welche Löhne an deutsche Zivilper¬ 
sonen zahlen, die für Alliierte Behörden arbeiten, übernehmen für 
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die in Frage kommenden Arbeitnehmer die Verpflichtungen, die 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung Arbeitgebern auferlegt 
sind. 

Ausgefertigt in Berlin, den 18. März 1946. 

(Di© in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieser 
Direktive sind von M. I. Dratwin, Generalleutnant, Lucius D. 
C 1 a y, Generalleutnant, G. W. E. J. E r s k in e , Generalmajor, und 
L. K o e 11 z, Armeekorpsgeneral, unterzeichnet.) 


Direktive Nr. 20 

Errichtung von Beratungsausschüssen bei den 

Arbeitsämtern 
Der Kontrollrat verfügt wie folgt: 

1. Zur weiteren Stärkung des Grundsatzes der demokratischen Selbst¬ 
verwaltung der Arbeitsämter sollen aus Vertretern der Arbeiter 
und Angestellten sowie der Arbeitgeber und der in Frage kom¬ 
menden öffentlichen Körperschaften Beratungsausschüsse gebildet 
werden, um die Arbeitsämter und Landesarbeitsämter in allen ein¬ 
schlägigen Fragen zu beraten. 

2. Die Beratungsausschüsse sollen nur in beratender Eigenschaft tätig 
sein. 

3. Beratungsausschüsse sind im örtlichen Wirkungskreis der Arbeits¬ 
ämter einzurichton und beraten diese nur innerhalb ihrer Gcbicts- 
zuständigkeit. Ein Beratungsausschuß ist gleichfalls bei dem Prä¬ 
sidenten eines jeden Landesarbeitsamts zu bilden. Diese Landes¬ 
beratungsausschüsse haben keinerlei Aulsichtsbefugnis über die 
örtlichen Beratungsausschüsse. 

4. Die Mitglieder der Beratungsauschüsse bei den Arbeitsämtern wer¬ 
den von dem Präsidenten des Landesarbeitsamts, nach Beratung 
mit dem Leiter des örtlichen Arbeitsamts, aus den von den Ge¬ 
werkschaften, den Arbeitgebervertretungen und den öffentlichen 
Körperschaften eingereichten Vorschlagslisten in gleicher Zahl 
ausgewählt. 

Die Mitglieder der Beratungsausschüsse bei dem Landesarbeits¬ 
amt werden von den dem Landesarbeitsamt übergeordneten Be¬ 
hörden, nach Beratung mit dem Präsidenten des Landesarbeitsamts 
und mit der Zustimmung der Militärregierung, aus den von den 
Gewerkschaften, den Arbeitgebervertretern und den öffentlichen 
Kürperscliafteil eingereichleu Vorschlagslisten in gleicher Zahl 
ausgewählt. 

5. Die Amtsdauer der Mitglieder der Beratungsausschüsse beträgt ein 
Jahr. Wiederwahl ist zulässig. Sie sind ehrenamtlich tätig, er¬ 
halten jedoch eine angemessene Vergütung für Auslagen, ein¬ 
schließlich einer Entschädigung für Zeitverlust. 

6. Die deutschen Arbeitsbehörden werden angewiesen, für die Er¬ 
richtung der Beratungsausschüsse sowie für ihre Aufgaben und 
Befugnisse Bestimmungen gemäß dieser Direktive auszuarbeiten, 



die sodann der Genehmigung durch die Militärregierung unter¬ 
liegen. 

Ausgefertigt in Berlin, den 17. Mai 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieser 
Direktive sind von B. H. Robertson, Generalleutnant, L. Koeltz, 
Armeekorpsgeneral, M. I. D r a t w i n , Generalleutnant, und Lucius 
D. C 1 a y, Generalleutnant, unterzeichnet.) 


Direktive Nr-31 

Grundsätze 

für Errichtung von Gewerkschaftsverbänden 

Der Kontrollrat erläßt die folgende Direktive: 

Artikel I 

Unter den in Artikel II dieser Direktive festgelegten Voraussetzungen 
sollen die Zonenbefehlshaber genehmigen: 

1. in jeder Zone die Errichtung von Verbänden industrieller Gewerk¬ 
schaften zum Zwecke des Zusammenschlusses der örtlichen Ge¬ 
werkschaften in jedem Industriezweig; 

2. zwischengewerkschaftliche Gewerkschaftsverbände (Verbände der 
Gewerkschaften untereinander), so daß die Vertreter aller Ge¬ 
werkschaften der betreffenden Zone regelmäßig wdederkehrend 
auf zwischengewerkschaftlichen Tagungen Fragen der Organisation 
und der Arbeit der Gewerkschaften regeln können. 

Artikel II. 

1. Die Gewerkschaften müssen auf demokratischer Grundlage auf¬ 
gebaut und entwickelt werden. 

2. Die Bildung der Gewerkschaftsverbände muß sich aus dem frei 
ausgedrückten Wunsche der Gewerkschaftsmitglieder ergeben. 

3. Andere als industrielle Gewerkschaften sollen von zwischengewerk¬ 
schaftlichen Verbänden nicht ausgeschlossen werden, vorausgesetzt, 
daß ihre Betätigung den richtunggebenden Grundsätzen der Alli¬ 
ierten Kontrollbehörde nicht entgegensteht. 

Artikel III 

Der Fortschritt in der Entwicklung von Zonen-Gewerkschaftsverbänden 
wird von dem zuständigen Zonenbefehlshaber bestimmt, sobald er sich 
vergewissert hat, daß die Gewerkschaftsmitglieder tatsächlich einen 
solchen Verband anstreben. 


Artikel IV 

Diese Direktive tritt mit dem Tage ihrer Unterzeichnung in Kraft. 
Ausgefertigt in Berlin, den 3. Juni' 1946. 

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieser 
Direktive sind von L. Koeltz, Armeekorpsgeneral, M. I. Dratwin, 
Generalleutnant, Lucius D. Clay, Generalleutnant, und B. H. Ro¬ 
bertson, Generalleutnant, unterzeichnet.) 
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Direktive Xr. 41 


Lohnerhöhungen im Kohlenbergbau 

Der Kontrollrat erläßt folgende Direktive: 

1. Die Durckschnittslöhne in allen Kohlenrevieren sind bis zu 
20 Prozent zu erhöhen, um die Löhne in der Kohlenindustrie 
denen in der Metall- und chemischen Industrie und im Baugewerbe 
anzugleichen. * 

2. Der Durchschnittslohn für Arbeiter unter Tage soll mindestens 
15 bis 20 Prozent höher liegen als für Arbeiter über Tage, und der 
Durchschnittslohn für Hauer soll höher liegen als der für andere 
Arbeiter unter Tage. 

3. Der Prozentsatz der Lohnerhöhung für Lehrlinge soll denjenigen 
für schon länger beschäftigte Arbeiter unbedingt übersteigen. 

4. Die Gewerkschaften und die Vertreter der Grubenleitungen können 
in freier Vereinbarung Tarifverträge, die den Bestimmungen der 
obigen Paragraphen entsprechen, abschließen. 

5. Die neuen Lohnsätze sollen vor dem 1. Dezember 1946 in Kraft 
treten. 

Ausgefertigt in Berlin, am 17. Oktober 1946. 
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Ingangsetzung der Betriebe 

Bekanntgegeben am 29. Juli 1945. 

Vor kurzem erließ der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung 
in Deutschland, Marschall der Sowjetunion G. K. Shukow, einen Be¬ 
fehl, in welchem er die Inhaber der Betriebe, die Präsidenten der Pro- 
vinzialverwaltungen und die Bürgermeister von Berlin verpflichtete, bis 
zum 15. August d. J. alle Industriebetriebe, die auf Grund des Zustandes 
ihrer Einrichtung dazu geeignet sind, sofort in Betrieb zu setzen. Mit der 
Lenkung der Betriebe, die von ihren Inhabern verlassen worden sind, 
werden die Provinzialverwaltungen beauftragt, die für diese Betriebe ver¬ 
antwortliche Direktoren und Chefingenieure zu ernennen haben. 

Die Inhaber der Betriebe, die Präsidenten der Aktiengesellschaften, die 
Direktoren der Staatsunternehmen und der herrenlosen Betriebe sowie 
deren Belegschaften haben ihre Arbeit sofort aufzunehmen. Es muß eben¬ 
falls Sorge getragen werden für die Sicherstellung eines normalen Be¬ 
triebes bei jenen Firmen, Unternehmen und Einrichtungen, die sich mit 
dem Absatz von harten und flüssigen Brennstoffen, Elektroenergie, künst¬ 
lichem Dünger, Rohstoffen und wichtigsten Materialien für den Industrie¬ 
bedarf befaßten. 

Die Präsidenten der Provinzialv.erwaltungen und die Bürgermeisler 
haben die Industriebetriebe mit Rohstoffen, Brennmaterial, Elektrizität, 
mit Transportmiltein und mit Arbeitskraft zu versorgen sowie die Arbeiter 
und Angestellten der Betriebe nach bestehenden Rationen zu verpflegen. 

Zwecks weiterer Entfaltung der Basis zur Belieferung der Industrie 
haben die örtlichen Verwaltungsbehörden in kürzester Frist Werke und 
Fabriken für die Erzeugung von Rohstoffen und Halbfabrikaten aus vor¬ 
handenem Material in Betrieb zu setzen und die örtlichen Hilfsquellen 
maximal auszuwerten. 

Sowohl der Warenumsatz als jede andere wirtschaftliche und Handels¬ 
tätigkeit entfalten sich auf der Basis der festen Preise, die 1944 in 
Deutschland existierten. Zu diesen Preisen werden die Waren und Aus- 
rüstungsgegenstände an die Besatzungstruppen, Betriebe und an die Be¬ 
völkerung verkauft. 

Die schleunigste Inbetriebnahme der deutschen Industrie wird jedem 
Bewohner der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland Erwerbs¬ 
gelegenheit und Befriedigung seiner dringlichen Bedürfnisse sicherstellen. 



Kredite au Unternehmen, die ihre Tätigkeit wieder 

auf nehmen 

Bekanntgegeben am 11. September 1945. 

Entsprechend einer Anweisung des Marschalls der Sowjetunion G. S h u - 
k o w werden gegenwärtig in allen Provinzen, Städten und Bezirken der 
sowjetischen Besatzungszone Banken und Sparkassen eröffnet So sind in 
der Provinz Brandenburg 26 Banken eröffnet worden, welche den Kredit- 
und Verreclinungsdienst für Unternehmungen, Firmen und Privatpersonen 
aulnahmen. Im Gebiete des Landes Thüringen werden 63 Banken, aüf dem 
Territorium des Landes Sachsen 77 Banken eröffnet. 

Zur Entwicklung der Tätigkeit dieser Banken hat die Sowjetische Mili¬ 
tärverwaltung nach einem Beschluß des Obersten Chefs den Verwaltungen 
der Provinzen und Länder einen Kredit in Höhe von 200000 000 RM 
eingeräumt. Die Zweigstellen der Berliner Stadtbank haben gegenwärtig 
bereits einen Kredit in Höhe von über 5 000 000 RM an verschiedene 
Unternehmen und Firmen gewährt. 

Die Banken der Provinzen und Städte haben jetzt die Möglichkeit, 
den Umfang der Kreditanlagen auf der Grundlage ihrer eigenen Passiva, 
die sich infolge des immer ansteigenden Zustromes an Geldmitteln auf 
die laufenden Konten der Kunden bilden, zu vergrößern. 

Die Banken zahlen für laufende Konten je nach der Kündigungsfrist 
von l 3 /4 bis 3°/o Zinsen pro Jahr, erhalten dagegen für kurzfristige An¬ 
leihen 4V2 %>. Diese Prozentsätze bilden einen Ansporn für den Zustrom 
der Einlagen und sind für die Kreditnehmer nicht belastend. . 

In den Hauptbestimmungen über die Kredithilfe für die einzelnen 
Wirtschaftszweige, die gegenwärtig ausgearbeitet werden, ist eine Reihe 
von Maßnahmen vorgesehen zur Weiterentwicklung der Kredithülfe an 
die wiederhergeslellten Industrie- und Handelsunternehmen und an die 
Landwirtschaft der sowjetischen Besatzungszone, was die beschleunigte 
Wiederherstellung und Inbetriebnahme der Unternehmen und eine 
wesentliche Erweiterung des Handelsnetzes möglich machen wird. 


Organisation des Arbeitseinsatzes der deutschen 

Bevölkerung 

Zum Zwecke des richtigen Arbeitseinsatzes der gesamten deutschen 
arbeitsfähigen Bevölkerung im Gebiete der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands hat der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung, 
Marschall der Sowjetunion G. Shukow, befohlen: Dem Direktor des 
Zentralamtes für Arbeit und soziale Fürsorge in der sowjetischen Be¬ 
satzungszone bis zum 1. Oktober 1945: 

a) Formen und eine einheitliche Methode der Erfassung der arbeitenden 
und arbeitsfähigen nichtarbeitenden Bevölkerung sowie die Alters¬ 
grenze der Bevölkerung beiderlei Geschlechts für die Erfassung und 
Registrierung beim Arbeitsamt auszuarbeiten; 


415 



b) Arbeitsbücher einheitlichen Musters einzuführen und allen in der 
Industrie, im Transport, in Unternehmungen und bei Privatpersonen 
Beschäftigten auszuhändigen, für die arbeitsfähige nichtarbeitende 
Bevölkerung, die beim Arbeitsamt erfaßt ist, Registerkarten auszu¬ 
händigen, in denen die Meldungen und der Einsatz zur Arbeit zu ver¬ 
merken sind. Die Arbeitsbücher für die im Arbeitseinsatz Stehenden 
und die Arbeits-Registerkarten für die Arbeitslosen sind als Grund¬ 
lagen für die entsprechende Lebensmittelkartenausgabe zu verwenden. 

Den Leitern von Betrieben, Organisationen und einzelnen Unterneh¬ 
mungen sowie Privatpersonen ist es verboten, Arbeitskräfte ohne Wissen 
des Arbeitsamtes zu beschäftigen. 

Der Arbeitseinsatz soll nur durch die Arbeitsämter auf Antrag der 
Arbeitgeber geschehen. 

Personen, die diesem Befehl zuwiderhandeln, werden zu strenger Ver¬ 
antwortung gezogen. Personen, die sich der Arbeit und der Registrierung 
auf den Arbeitsämtern entziehen, gehen der Lebensmittelkarten verlustig. 


Erfassung von Industrieunternelimungen 
in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 

Bekanntgegeben am 9. Oktober 1945. 

Zu Zwecken der schnellsten Wiederherstellung der normalen Tätigkeit 
der Industrieunternehmungen hat der Oberste Chef der Sowjetischen Mili¬ 
tärverwaltung in Deutschland, Marschall der Sowjetunion G. Shukow, 
den Provinz- und Länderpräsidenten, den Bürgermeistern der Städte und 
den Landräten befohlen, eine Erfassung der Industrieuntemehmungen 
nach dem Stande vom 10. Oktober 1945 durchzuführen. 

Der Erfassung untorli'egcn alle Industri ©Unternehmungen (in Betrieb 
und nicht in Betrieb befindliche), die mehr als zehn Arbeiter beschäftigt 
hatten oder deren Produktionskapazität im Jahre 1944 mehr als 
100 000 RM betrug. 

Die 'Erfassung muß allerorts am; 25. Oktober d. J. beendet sein. Der 
Erfassung unterliegen nicht: 

a) Kohlenschächte, Kohlen- und Braunkohlen-Tagesabbau, Brikettfabri¬ 
ken, Werke, die künstlichen flüssigen Brennstoff und Öl hersteilen, 
Werke, die Gas erzeugen, welche durch den Befehl Nr. 7 vom 14. Juli 
1945 bereits erfaßt sind; 

b) Photographenateliers, chemische Reinigungsanstalten für Textilien, 
Wasserleitungs-, Installations- und andere der Versorgung mit Wasser 
dienende Unternehmungen. 

Eigentümer oder Direktoren der Unternehmungen, die di'e Erlassungs¬ 
listen (Formulare) nicht richtig oder nicht genau ausfüllen, werden zu 
strenger Verantwortung gezogen. 
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I. Aufstellung: eines Wirtsehaftsplanes 
in der sowjetischen Besatzungzone Deutschlands 

für das Jahr 1946 

Bekanntgegeben am 4. November 1945. 

Zwecks Vergrößerung der Erzeugung von Industriewaren und des wei¬ 
teren Aufstiegs der Landwirtschaft in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands hat der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in 
Deutschland einen Befehl erlassen, in welchem die Direktoren der deut¬ 
schen Verwaltungen für Industrie, Land- und Forstwirtschaft, Verkehrs¬ 
wesen und anderer Zweige sowie die Präsidenten der Provinzen und der 
Länder verpflichtet werden, einen Plan zur weiteren Entwicklung der 
Industrie, der Landwirtschaft und des Transportwesens im Jahre 1946 
auszuarbeiten. 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung i!n Deutschland 
gibt in seinem Befehl auf, die bezeichneten Pläne mit dem Ziele maxi¬ 
maler Erhöhung und Erweiterung aller Arten von Industrien, den Auf¬ 
schwung der Landwirtschaft durch Vergrößerung der Anbaufläche, Ver¬ 
besserung der Bodenbearbeitung, Auswahl hochqualifizierten Saatgutes 
und Erhöhung der Kopfzahl des Viehs aufzustellen. 

In den Plänen zur Entwicklung des Transportwesens, von dem, die 
ununterbrochene Arbeit der Industrie, der Landwirtschaft und die Ver¬ 
sorgung mit notwendigen Waren und Nahrungsmitteln der Stadt- und 
Landbevölkerung abhängt, muß die Erhöhung des Frachtumschlags, die 
Reparatur und die Wiederherstellung aller Arten von Verkehrswegen und 
die Ausnutzung des Laderaumes in der Binnenschiffahrt vorgesehen sein. 


Regelung von Lohn und Gehalt der Eisenbahner 
ln der sowjetischen Desatzungszone Deutschlands 

Bekanntgegeben am 24. Dezember 1945. 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
hat einen Befehl über die Regelung des Zahlungssystems an Arbeiter und 
Angestellte des Eisenbahntransports erlassen. Der Befehl sieht vor: 

1. Ausarbeitung von Tarifbestimmungen, getrennt für Arbeiter und 
Angestellte. 

2. Akkordlohn (Stücklohn) für Zugbegleitpersonal und Arbeiter, die 
mit Reparaturen des rollenden Materials und der Strecken be¬ 
schäftigt sind. 

Der Lohntarif für Arbeiter wird abhängig von der Kompliziertheit und 
Schwierigkeit der ausgeführten Arbeit sowie von der Erfahrung in der 
Arbeit festgesetzt. 

Die Festsetzung der Löhne von Lehrlingen hängt vom Fortschritt im 
Lernen und vom Erwerb der Erfahrung ab. 

Durch den Befehl wird die Prämiierung des Lokomotivbegleitpersonals 
für Ersparnis von Heizmaterial und Schmierölen eingeführt. 
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Für Angestellte, einschließlich ehemalige Eisenbahnbeamte, ist monat¬ 
liche Zahlung unter Berücksichtigung der ausgeführten Arbeit und der 
Ortsklasse der Arbeitsstelle vorgesehen. 

Alle obengenannten Maßnahmen erhöhen in bedeutendem Maße die 
Leistungsfähigkeit in der Arbeit und verbessern die materielle Lage der 
Eisenbahner. 

Entlohnung von Arbeitern und Angestellten 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
hat einen Befehl herausgegeben, der die Entlohnung von Arbeitern und 
Angestellten in Unternehmen und Anstalten, die sich in der sowjetischen 
Besatzungszone befinden, regelt. 

Gemäß diesem Befehl bleiben die Lohntarife in Kraft, einschließlich 
Akkordarbeit und Überstunden sowie Leistungszulagen, die bis zum 
Mai 1945 existierten. Aufgehoben werden alle diskriminierenden An¬ 
ordnungen in der Anwendung von Lohntarifen für einen besonderen Per¬ 
sonenkreis oder einzelne Personen in Verbindung mit ihrer rassischen 
oder nationalen Zugehörigkeit, ihrem Glaubensbekenntnis, ihrer poli¬ 
tischen Überzeugung oder Zugehörigkeit. 

Es sind neue Tariffestsetzungen zugelassen, wenn die früher gültigen 
der ausgeführten Arbeit nicht mehr entsprechen, sei es in Verbindung 
mit einem Produktionswechsel, Material Wechsel, in der Erzeugung oder 
aus ähnlichen Gründen 

Eingestellt werden Prämienzahlungen oder andere Kompensationen für 
Arbeit, die mit Kriegsgefahr zusaminenhängt. 

Periodisch (pauschal) festgesetzter Arbeitslohn muß mit den wirklich 
abgeleisteten Arbeitsstunden übereinstimmen. 

Abänderungen und Präzisionen des Arbeitslohnes können nur mit Gut¬ 
heißen der Provinzialabteilung für Arbeit und Sozialfürsorge vor¬ 
genommen werden. 

Den Gewerkschaften ist erlaubt, Tarifverträge mit Arbeitgebern be¬ 
treffend Präzisierung der Arbeitslohntarife in Übereinstimmung mit 
diesem Befehl abzuschließen. Bei der Präzisierung von Arbeitslohntarifen 
soll der durchschnittliche Arbeitslohn nicht überschritten werden. 

Jede eigenwillige Veränderung der Tarife, die vorher durchgeführt 
wurde und eine Erhöhung des Arbeitslohnes in Anstalten und Unter¬ 
nehmen zur Folge hatte, muß rückgängig gemacht werden. 

Bekanntgegeben am 6. Februar 1946. 


Abschluß von Tarifvertragen in der Eainlwirtschaft 
der sowjetischen Besatzungzone Deutschlands 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
hat einen Befehl über den Abschluß von Tarifverträgen in der Landwirt¬ 
schaft der sowjetischen Besalzungszone in Deutschland erlassen und die 
Grundlage dieser Verträge bestätigt. Auf Grund des Befehls führt der 
Verband der Landarbeiter im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, der 
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die Interessen der Landarbeiter vertritt, Verhandlungen mit den Organen 
der deutschen Selbstverwaltung, mit wirtschaftlichen Organisationen und 
mit Privatpersonen, die landwirtschaftliche Arbeiten im Lohn ausführen 
lassen, und schließt Tarifverträge mit den Arbeitgebern bezüglich Arbeits¬ 
bedingungen und Arbeitslohn für Arbeiter und Angestellte in landwirt¬ 
schaftlichen Betrieben ab. 

Die Tarifverträge müssen Rechte und Pflichten von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern festlegen. In den Verträgen sind Bezirk und Vertrags¬ 
dauer, die durchzuführende Arbeit, Lohnzahlungsbedingungen, Dauer 
des Arbeitstages und der Arbeitszeit, Ruhetage, Zeit und Dauer des 
Urlaubs festzusetzen. Bei der Lohnfestsetzung sind Spezialarbeit, Vor¬ 
bildung, Stellung im Betrieb und Qualifikation von Arbeitern und An¬ 
gestellten der Landwirtschaft zu berücksichtigen. 

Es ist Stunden- und Stücklohn sowie Prämienzahlung festzulegen. Die 
Arbeitgeber haben Arbeitern und Angestellten Wohnraum unter men¬ 
schenwürdigen Bedingungen zu ortsüblichen Mietpreisen zu gewähr¬ 
leisten. Ferner sind die Arbeitgeber verpflichtet, ständige Arbeiter, 
deren Familien und Saisonarbeiter mit Lebensmitteln aus den ver¬ 
bliebenen Überschüssen ihrer Wirtschaft nach Normen zu versorgen* 
die für die Arbeiter der gegebenen Örtlichkeit Gültigkeit haben. Zur 
Nutznießung der ständigen Arbeiter müssen Landparzellen bereitgestellfc 
werden. 

Alle Streitigkeiten, die zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern' 
entstehen, werden durch auf paritätischer Grundlage gebildete Schlich- 
tungskommissionen geprüft oder durch Arbeitsgerichte entschieden, 
falls die Schlichtungskommission keine Einigung erzielt. 

Der Abschluß von Tarifverträgen vereinfacht die gültige Lohnord¬ 
nung in der Landwirtschaft im Bereiche der sowjetischen Besatzungs¬ 
zone Deutschlands und ist eine wichtige Maßnahme zur Erhöhung der 
Arbeitsleistung. 


Industrie erhält langfristige Darlehen 

Bekanntgegeben am 23. Februar 1946. 

Zur Wiederherstellung von Industrieunternehmen, die Gebrauchs¬ 
gegenstände hersteilen, sowie von Transportunternehmen und Betrieben 
der Kommunalwirtschaft hat der Oberste Chef der Sowjetischen Militär¬ 
verwaltung in Deutschland, Marschall der Sowjetunion G. Shukow, 
einen Befehl erlassen, in welchem vorgeschrieben ist, die Ausgabe von 
langfristigen Darlehen durch Provinzial- und Kreisbanken an private 
und städtische Industrieunternehmen und Unternehmen der Kom¬ 
munalwirtschaft sowie an Transportunternehmen zu organisieren, Dar¬ 
lehen auf die Dauer von fünf Jahren zu bewilligen mit der Maßgabe,, 
daß die Amortisation nicht später als drei Jahre vom Tage der Aus¬ 
gabe an zu erfolgen hat. 

Darlehen werden durch Verpfändung beweglicher und unbeweglicher 
Habe sowie durch Garantieleistung der Darlehensnehmer erlangt. 

Die Verzinsung der Darlehen soll 4 Prozent im Jahre nicht über¬ 
schreiten; die Bankprovision beträgt pro anno 1 Prozent. 



Die Gesamtsumme der langfristigen Darlehen soll in jeder Bank 
10 Prozent der Bankpassiven nicht überschreiten. 

Darlehen über 100 000 Mark bedürfen in jedem Falle der Erlaubnis 
der Sowjetischen Militärverwaltung. 

Den Banken ist das Recht zugestanden, von den örtlichen Selbstver¬ 
waltungen bei der Gewährung von Darlehen an Unternehmen, die in 
den bestätigtem Plan aufgenommen sind, die Garantie der rechtzeitigen 
Rückzahlung der gewährten Darlehen zu verlangen. 


Arbeitsor<lnung; in Eisenbahirwcrkstättcn 
der sowjetischen Besatzungzone Deutschlands 

Bekanntgegeben am 1. März 1946. 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
hat einen Befehl zur Verbesserung des Eisenbahnverkehrs erlassen. 
Gemäß diesem Befehl werden auf allen Zug- und Rangierlokomotiven 
ständige Lokomotivbrigaden eingesetzt, deren Arbeit nach einem 
graphischen Plan organisiert wird. 

Festgesetzt werden Durchlaufnormen für Lokomotiven, ferner wer¬ 
den Zeitnormen für Lokomotivbrigaden ausgearbeitet, die die Re¬ 
paratur und die Vorbereitung zur Arbeit der Lokomotiven vorschreiben. 
In Lokomotivschuppen und Reparaturwerkstätten werden für bestimmte 
Arbeiten ständige Brigaden eingesetzt, die voll und ganz mit eigenen 
Schlosser- und Meßwerkzeugen ausgerüstet sein müssen. Die Leiter der 
Lokomotivschuppen und der Eisenbahnwerkstätten tragen persönliche 
und volle Verantwortung für die Einrichtung der Arbeitsordnung in 
ihrem Auftragsbereich uind für die Ausführung ihrer produktiven Auf¬ 
gaben. Den Arbeitern auf den Stationen ist die Verantwortung für das 
übermäßige Festhalten der Lokomotiven und für das Überschreiten der 
fahrplanmäßigen Wartezeit auferlegt. 

Der Befehl des Obersten Chefs sieht eine Verbesserung der Arbeit 
der Lokomotivbrigaden und der Reparaturschlosser an Lokomotiven 
vor, die auf die Erhöhung der produktiven Tätigkeit und die Ver¬ 
besserung der Arbeiten in den Eisenbahn Werkstätten in der sowje¬ 
tischen Besatzungszone Deutschlands gerichtet ist. 


Vorbereitung qualifizierter Arbeitsreserven 
für die Hauptzweige der deutschen Industrie 
in der sowjetischen Besatzungzone Deutschlands 

Bekanntgegeben am 17. Mai 1946. 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
hat einen Befehl über die Vorbereitung qualifizierter Arbeitsreserven 
lind über die Umschulung von Arbeitern auf Massenberufe für die 
Hauptzweige der deutschen Industrie in der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands erlassen. 



In Übereinstimmung mit diesem Befehl wird ein Plan zur Vorbe¬ 
reitung der erforderlichen Anzahl qualifizierter Arbeiter, wie sie aus 
den berufstechnischen Schulen hervorgehen, ausgearbeitet. 

Die Standorte der berufstechnischen Schulen, die zusätzlich geschaffen 
werden, sind festgelegt und die Maßnahmen vorgesehen, die die Sicher¬ 
stellung von Lehrwerkstätten und Einrichtungen und die Finanzierung 
gewährleisten. % • 

Außerdem werden kurzfristige Kurse zur Vorbereitung und Um¬ 
schulung der Arbeiter auf Massenberufe eingerichtet, die die Schulung 
von 180 000 Personen für alle Provinzen und Länder der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands bezwecken. 

Zur Zeit sind Schulpläne und Programme für die theoretische und* 
praktische Schulung in Spezialfächern sowie die Bestimmungen über 
kurzfristige Kurse und die Umschulung der Arbeiter in Bearbeitung. 


Erlaubnis zur Gründung: 

von kooperativen Ilanriwerkergrenossenscliafteii in 
der sowjetischen Besatzungzone Deutschlands 

Bekanntgegeben am 8. Juni 1946. 

Unter Berücksichtigung der wichtigen Rolle, die die koopera¬ 
tiven Handwerkergenossenschaften bei der Erhöhung 
der Erzeugung von Industriewaren spielen, hat der Oberste Chef der 
Sowjetischen Militärverwaltung die Gründung von Handwerkergenossen¬ 
schaften im Bereich der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands er¬ 
laubt. Der Oberste Chef hat ein Musterstatut für kooperative Hand¬ 
werkergenossenschaften bestätigt, ln diesem Statut kommt zum Aus¬ 
druck, daß die Hauptaufgabe dieser Genossenschaften die Förderung 
der Produktionstätigkeit der Handwerker auf folgendem Wege ist: 

a) Einkauf von Rohstoffen, Hilfsmaterial, Maschinen, Werkzeugen 
und anderer Produktionsmittel für die Mitglieder der Genossen¬ 
schaften; 

b) Hilfeleistung an Mitglieder der Genossenschaften zur technischen 
Vervollkommnung der Erzeugung; 

c) Organisation gemeinsamer Werkstätten zur Durchführung von ge¬ 
werblichen Arbeiten auf kollektiver Grundlage; 

d) Organisation des Verkaufs der erzeugten Waren; 

e) Qualitätskontrolle der durch die Mitglieder der Genossenschaft 
erzeugten Waren sowie deren Preise; 

f) Förderung der Erziehung und Hebung des kulturellen Niveaus 
der Genossenschaftsmitglieder in wahrem demokratischem Geiste. 

Mitglieder der Genossenschaftern können natürliche und juristische 
Personen sein, die in die Handwerkerrolle eingetragen sind und die 
ihren Wohnsitz bzw. ihren Sitz im Bezirk der Genossenschaft haben. 
Kriegsverbrecher, Kriegsschuldige, auch ehemalige aktive Nazisten 
können nicht Mitglieder der Genossenschaft werden. 
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Der Eintritt als Mitglied in die kooperative Handwerkergenossen¬ 
schaft erfordert eine Aufnahmeerklärung, in weicher zum Ausdruck 
kommen muß, daß der Antragsteller sich verpflichtet, alle Forderungen 
des Statuts zu erfüllen. Das Beitrittsgeld ist beim Eintritt voll zu er¬ 
liegen. Die Einzahlungen der Genossenschaftsanteile können in be¬ 
sonderen Fällen mit Erlaubnis des Aufsichtsrates in Teilbeträgen ein¬ 
gezahlt werden. 

Das Musterstatut ist ein Zeugnis davon, daß jede kooperative Hand¬ 
werkergenossenschaft, die sich auf der Grundlage dieses Statuts be¬ 
stätigt, eine wirtschaftliche Organisation der Handwerker ist, die auf 
wirklich demokratischer Grundlage errichtet wurde und arbeitet. 

Das höchste Verwaltungsorgan der Genossenschaft stellt seine Mit¬ 
gliederversammlung dar. Wie der § 23 des Statuts besagt, unterliegen 
folgende Fragen einer verpflichtenden Beratung durch die Vollver¬ 
sammlung: 

a) Beschwerden über abschlägige Bescheide bei Aufnahme und über 
Ausschluß von Mitgliedern der Genossenschaft; 

b) Änderungen mnd Vervollständigungen des Statuts; 

c) Bestätigung der Instruktioneil für die Verwaltung und den Auf¬ 
sichtsrat über die Geschäftsführung; 

d) Liquidation der Genossenschaft und Durchführungsanordnung für 
die Liquidation; 

e) Wahl der Verwaltung und des Aufsichtsrates sowie die Fest¬ 
setzung des Gehaltes für deren Mitglieder; 

f) die Untersuchung rechtlicher Ansprüche gegen die Mitgliederder 
Verwaltung und des Aufsichtsrates; 

g) Entlassung von Mitgliedern der Verwaltung und des Aufsichts¬ 
rates aus ihrem Amt; 

h) Bestätigung von. Beschlüssen und Akten über durchgeführte Re¬ 
visionen der Genossenschaft; 

i) Bestätigung wirtschaftlicher Pläne, Haushaltspläne, Jahresabrech¬ 
nungen sowie Verteilung von Gewinn und Verlust; 

k) Festsetzung des Eintrittsgeldes und der Genossenschaftsanteile. 

Der Oberste Chef der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
hat befohlen, Eigentum und Geldmittel in Kassen und auf laufenden 
Konten in Kreditunternehmungen zur Verfügung der Handwerker¬ 
genossenschaften zu beiassen, die sich nach dem 9. Mai 1945 gebildet 
haben. Den Handwerkergenossenschaften ist erlaubt, die Genossen¬ 
schaftsanteile zu vergrößern durch zusätzliche Beiträge von alten Mit¬ 
gliedern und durch Erhöhung der Genossenschaftsanteile von neuen Mit¬ 
gliedern. 

Die sich zur Zeit in Tätigkeit befindenden Verwaltungsorgane von 
Handwerkergenossenschaften werden aufgelöst. Die Leitung der Hand¬ 
werkergenossenschaften wird zeitweilig bis zur Wahl neuer Verwaltungs¬ 
organe den Organisationsbüros auferlegt. 

Organisationsbüros ber den Handwerkergenossenschaften werden nicht 
später als bis zum 15. Juli 1946 errichtet. Die Büros sind verpflichtet: 

1. die Leitung der Handwerkergenossenschaften bis zur Wahl neuer 
Verwaltungsorgane zu übernehmen; 
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2. eine Neuregistrierung der Mitglieder der Handwerkergenossen¬ 
schaften vorzunehmen; 

3. in den Bestand der Genossenschaften neue Mitglieder aufzunehmen; 

4. Vorbereitungen der Wahlen von Verwaltungsorganen der Hand¬ 
werkergenossenschaften zu treffen, die im August und September 
d. J. durchzuführen sind. 

Die organisatorische Leitung und die Kontrolle der wirtschaftlichen 
und finanziellen Tätigkeit der Handwerkergenossenschaften werden den 
Handwerkskammern der Provinzen und der Bundesländer obliegen. 


Errichtung: von Handwerkskammern 
in der sowjetischen ISesatzungszone Deutschlands 

Bekanntgegeben am 12. Juni 1946. 
Um die handwerkliche Erzeugung zu fördern, hat der Oberste Chef 
der Sowjetischen Militärverwaltung befohlen, in der sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands in den Verwaltungszsentren der Bundesländer 
und Provinzen Handwerkskammern zu errichten, die in ihrer Tätigkeit 
den Präsidenten der Provinzialverwaltungen und der Länder unterstellt 
sein werden. 

Zur Durchführung der örtlichen Aufgaben der handwerklichen gewerb¬ 
lichen Wirtschaft und der Kleinindustrie wird den Präsidenten der Pro¬ 
vinzen und der Bundesländer gestattet, Niederlassungen von Handwerks¬ 
kammern in Bezirkszentren und in einzelnen Kreisen vorzunehmen, in 
denen handwerkliche Betriebe besonders heimisch sind. Die allgemeine 
Leitung der Tätigkeit handwerklicher Organisationen wird in der Deut-, 
sehen Verwaltung für die Industrie zusammengefaßt sein. 

In dem vom Obersten Chef der Sowjetischen Militärverwaltung be¬ 
stätigten Musterstatut für Handwerkskammern heißt es, daß die Hand¬ 
werkskammern eine Körperschaft des öffentlichen Rechts darstellen, die 
den Zweck verfolgt, die Entwicklung handwerklicher Gewerbebetriebe 
und der Kleinindustrie, die sich in der betreffenden Provinz (oder dem 
Bundesland) befinden, zu fördern und die Handwerker im antifaschistisch¬ 
demokratischen Sinne zu schulen. Zur Verwirklichung dieser Ziele wird 
die Handwerkskammer folgende Aufgaben zu lösen haben: 

1. handwerkliche Unternehmen zu registrieren; 

2. Pläne aufzustellen und die bestätigten Aufgaben ihren Mitgliedern 
zur Kenntnis zu bringen, periodische Rechenschaftsberichte über 
die Durchführung der Pläne zu geben; 

3. die Entwicklung von Handwerkergenossenschaften zu fördern, die 
wirtschaftliche und finanztechnische Tätigkeit der Genossenschaften 
zu leiten, zu beobachten und zu kontrollieren; 

4. handwerklichen Unternehmungen und der Kleinindustrie Unter¬ 
stützung zu erweisen bei Beschaffung und Verteilung von Roh¬ 
stoffen und Hilfsmaterialien, die von Zentralstellen bewirtschaftet 
werden, sowie bei Kreditgesuchen, für die sie entsprechende An¬ 
träge zu stellen, zu vertreten und die anteilmäßige Verwendung 
zu bestimmen hat; 
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5. Handwerkerorganisationen in technischen Fragen zu beraten, um 
eine zweckmäßigere handwerkliche Erzeugung zu erreichen; 

6. für Erfahrungsaustausch in der Arbeit der Handwerker und für 
Verbreitung der Arbeitsweise der besten Meister durch Ausstellung 
der hergestellten Erzeugnisse zu sorgen; 

7. Förderung der Kleinindustrien, die für den Export arbeiten; 

8. Durchführung einer Kontrolle über die Qualität der hergestellten 
Erzeugnisse und ihrer Verkaufspreise, wobei sie nach den Ent¬ 
scheidungen der Provinzialverwaltungen das Recht besitzen, die 
Erzeugung einzelner Fabrikate zu verbieten, die den Qualitäts¬ 
anforderungen nicht entsprechen, und die Inhaber solcher Hand¬ 
werkerbetriebe und anderer Unternehmen der Kleinindustrie, die 
die Verkaufspreise überschreiten, zu gerichtlicher Verantwortung 
zu ziehen; 

9. an der Regulierung der Arbeitslöhne und der Arbeitsbedingungen 
in handwerklichen Betrieben teilzunehmen; 

10. die gewerkschaftliche Schulung handwerklichen Nachwuchses zu 
organisieren; 

11. die allgemeine Schulung der Handwerker im demokratischen 
Geiste zu fördern. 

Gemäß dem Musterstatut sind Mitglieder der Handwerkskammern 
solche natürlichen und juristischen Personen, die ihren Wohnsitz bzw. 
ihren Sitz in der betreffenden Provinz (Bundesland) haben: 

1. selbständige Handwerksmeister und andere Inhaber von hand¬ 
werklichen Unternehmungen, die in der Handwerksrolle regi¬ 
striert sind; 

2. kooperative Handwerkergenossenschaften; 

8. alle anderen industriellen Unternehmungen mit einer Beschäf¬ 
tigtenzahl bis zu zehn Personen. 
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Adressen des FBGB 

Vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
Berlin C2, Wallstraße 61—65, Telefon Nr. 67 0014 


Landes- und ProTinzialvorstände des FDGB 

Provinz Brandenburg: Potsdam, Schopenhauerstraße 27, Telefon 
Nr. 63 94/98. — Provinz Sachsen: Halle/Saale, Am Harz 42 bis 44, 
Telefon 73 61. — Land Mecklenburg-Vorpommern: Schwerin, Ernst-Thäl- 
mann-Straße 16, Telefon 31 76/77. — Land Sachsen: Dresden A 1, Ritzen¬ 
bergstraße 3, Telefon 4 44 21. — Land Thüringen: Erfurt, Schillerstraße 
Nr. 44a, Telefon 2 53 41/45. 


Zentralvorstünde der Industriegewerkschaften 

und Gewerkschaften 

IG Bau (1), Berlin N 4, Invalidcnstraße 120/1. 

IG Bekleidung (2), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Bergbau (3), Halle/Saale, Friedrich-List-Straße 16. 

IG Chemie (4), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Graphisches Gewerbe (5), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Holz (6), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Eisenbahn (7), Berlin W 35, Kluckstraße 25. 

IG Post- und Fernmeldewesen (8), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Handel und Transport (9), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Land- und Forstwirtschaft (10), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Leder (11), Berlin N4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Metall (12), Berlin N4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Textil (13), Berlin N4, Invalidenstraße 120/1. 

IG Nahrung und Genuß (14), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 

I.G öffentliche Betriebe (15), Berlin N 4, Invalidenstraße 120/1. 
Gewerkschaft der Angestellten (16), Berlin C2, Wallstraße 61—65. 
Gewerkschaft für Kunst und Schrifttum (17), Berlin C2, Wallstr. 61—65. 
Gewerkschaft der Lehrer und Erzieher (18), Berlin N 4, Invalidenstr. 120/1. 
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